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Der Plumpsack geht um

"Dreht euch nicht um,

denn der Plumpsack geht um.

Wer sich umdreht oder lacht,

kriegt den Buckel blau gemacht."

So oder ähnlich sehen und sahen sich bereits seit Generationen
zahllose Kinder mit einem Spiel im Kreis einschließlich jenes Liedes
und seinen darin verborgenen Erziehungsinhalten konfrontiert. Kurz, es
wird Erfolg durch Anpassung auf diesem Wege geradezu widerspruchsfrei
antrainiert und eingeübt.

Dem Plumpsack begegnet man dann auch immer wieder in
gesellschaftlichen Positionen, welche die Aufgabe repräsentativer
Schnittstellen oder sozialer Achsen und Sammelpunkte wahrzunehmen
verpflichtet sind, und das zum Zweck der Verschleierung
verkehrstüchtiger Umsetzungen tatsächlicher Machtausübung.

Die Scheinerreichbarkeit kann gleichwohl dem Plumpsack ebenso
zugesprochen werden wie die Unabwendbarkeit jenes Systems, dessen
Wirkung und Machtausübung aus diesem Grund fast unantastbar bzw.
unangreifbar werden sollte. Wenn allerdings der Plumpsack auch zu
einem Beispiel unheilvoller Prägung werden könnte, wäre vielleicht
eine Spielvariante denkbar wie diese:

"Dreht euch doch um,

der Plumpsack ist dumm.

Wer sich umdreht und lacht,

verprellt seine Macht,

bis die sich verliert

und fernab erfriert."

Ihre Schattenblick-Redaktion


29. März 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / TICKER





ATOM/209: Halbwertzeit - Informationen gefragt ... (BBU)


Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf

Bündnis AgiEL - AtomkraftgegnerInnen im Emsland

SOFA (Sofortiger Atomaustieg) Münster

Gemeinsame Pressemitteilung

Gronau/Lingen/Münster/Bonn, 29. März 2019

Urananreicherung und Brennelementeproduktion:

Anti-Atomkraft-Initiativen fordern Auskunft

- Schreiben an Umweltausschuss und Umweltministerin



Regionale Anti-Atomkraft-Initiativen und der Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) fordern in zwei Schreiben an die
Vorsitzende des Bundestags-Umweltausschusses, Frau Sylvia Kotting-Uhl,
sowie an Bundesumweltministerin Svenja Schulze Auskunft zu den aktuellen
Problemen rund um die Urananreicherungsanlage Gronau und die
Brennelementefabrik Lingen.

"Fingierte Stellungnahme für Urenco und gegen ICAN war dreist"

Im ersten Schreiben an den Bundestags-Umweltausschuss fordern die
Anti-Atomkraft-Initiativen Auskunft zu dem letzte Woche bekannt
gewordenen Versuch, mit einer fingierten Stellungnahme aus dem direkten
Umfeld des Gronau Urananreicherers Urenco den Ausschuss im Vorfeld einer
Öffentlichen Anhörung im Oktober 2018 positiv für Urenco zu
beeinflussen. Dabei wurde gleichzeitig die Friedensnobelpreisträgerin
ICAN mit Falschaussagen diskreditiert.

"Es kann nicht sein, dass "dubiose Lobbyisten" (taz) mit fingierten
Stellungnahmen derart dreist den Meinungsbildungsprozess im Bundestag
beeinflussen. Hinzu kommt, dass auch die CDU als "unabhängigen Experten"
für die Urenco-Anhörung ausgerechnet den für Urenco tätigen Anwalt Dr.
Herbert Posser aufgeboten hatte. Wir erwarten, dass der Ausschuss für
Aufklärung sorgt und die von der taz recherchierten Vorwürfe klärt," so
Udo Buchholz vom Arbeitskreis Umwelt Gronau.

"Urananreicherung und Brennelementexporte sind unverantwortlich"

Im zweiten Schreiben an die Bundesumweltministerin Svenja Schulze (SPD)
erwarten die Initiativen u. a. Auskunft zum aktuellen Stand der
regierungsinternen Prüfung für einen Exportstopp von angereichertem Uran
und Brennelementen sowie zum aktuellen Stand der Untersuchungen zum
Waffenfund in der UAA Gronau im August 2018, zu den Urenco-Plänen, jetzt
deutlich höher angereichertes Uran einzusetzen, sowie zu den
Konsequenzen aus dem Brand in der Brennelementefabrik Lingen.

"Anstatt auf Atomausstieg zu setzen, häufen sich die besorgniserregenden
Vorfälle in Gronau und Lingen. Zudem führt der Einstieg von Urenco in
die Höheranreicherung immer weiter weg von der zivilen Nutzung der
Atomenergie - hier kann die Bundesregierung nicht einfach wegschauen.
Die Stilllegung der Atomanlagen in Gronau und Lingen sowie ein
umfassender Exportstopp müssen auf der Tagesordnung bleiben," so
Christina Burchert vom Arbeitskreis Umwelt Schüttorf.

19. April: Ostermarsch zur Urananreicherungsanlage Gronau

Die Initiativen rufen zur Teilnahme am diesjährigen Ostermarsch am
Karfreitag, 19. April 2019, zur Urananreicherungsanlage Gronau auf. "Uns
macht der gefährliche atompolitische Kurs der Urenco in Zeiten
weltweiter atomarer Aufrüstung sehr große Sorgen. Wir fordern deshalb
sowohl aus ziviler wie aus militärischer Sicht die umgehende Stilllegung
der Urananreicherungsanlagen in Gronau und Almelo sowie der
Zentrifugenentwicklung und -fertigung in Jülich," erklärte Matthias
Eickhoff vom Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen.

Akuelle Infos zum Gronauer Ostermarsch unter:

www.ostermarsch-gronau.de.

Weitere Infos:

www.bbu-online.de

www.sofa-ms.de

www.urantransport.de

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung vom 29.03.2019

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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KOHLEALARM/588: Klimakampf und Kohlefront - öffentlichkeitswirksamer Auftritt ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - 31. März 2019

Klimawandel gibt es nicht: es gibt eine Klimakatastrophe



Dass Greta Thunberg die gewonnene Goldene Kamera den Hambis gewidmet hat,
ist sehr erfreulich aber nicht sehr erstaunlich. Wir kämpfen ja für das
selbe Ziel. Wir wollen aber nicht mitmachen bei einem Starkult, und das
liegt auch Greta fern, wie diese Widmung zeigt. Diese Widmung kommt sofort
nach einer neuen Repression, angeblich auf Grund von einem umgefallenen
Kloeimer ("Fäkalienwurf") [1]. Es sind die vielen, vielen Menschen - und
erfreulich viele davon sind jung -, die nicht mehr hinnehmen wollen, wie
ihre Zukunft ruiniert wird (siehe Grafik [2])

"Wir wollen dass ihr endlich Panik bekommt!"

Die Veranstaltung der Preisverleihung [3] zeigt nicht nur die auch dieses
mal beeindruckende Rede von Greta, interessant ist auch die Reaktion des
Publikums, als sie den Preis den Hambis widmet. Sie muss ihre Rede
unterbrechen wegen donnerndem Applaus. Tja, Armin und Herbert und Dirk, das
hättet ihr wohl nicht gedacht, als ihr meintet, die Hambis mal eben für
eure RWE rauswerfen zu können, oder?


Anmerkungen:

[1] https://hambacherforst.org/blog/2019/03/29/kraehennest-belagerung/

[2] https://en.wikipedia.org/wiki/School_strike_for_climate#/media/File:Maximum_school_strikers_per_country.svg

[3] https://twitter.com/HambiBleibt/status/1112251344990203904

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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KOHLEALARM/587: Klimaschutz und Kohlefront - eine zweifelhafte Ehrung ... (Antje Grothus)


Statement von Antje Grothus zum Sonderpreis Klimaschutz, der im Rahmen der
Goldenen Kamera an Greta Thunberg verliehen wurde, und den sie denjenigen
gewidmet hat, "die den Hambacher Wald schützen und den Klimaaktivisten, die
dafür kämpfen, fossile Energieträger in der Erde zu lassen, überall"

Widmung ist große Ehre und Wertschätzung für alle, die sich für den
Schutz des Hambacher Waldes einsetzen

Greta als Vorbild für "Promis for Future"?



Hambacher Wald, 31.03.2019 - Die Widmung des Sonderpreises Klimaschutz ist
eine große Ehre und Wertschätzung gegenüber der Arbeit aller
kohlekritischen Menschen, die sich für den Erhalt des Hambacher Waldes
einsetzen. Er ist zugleich auch ein Ansporn nicht nachzulassen in den
Bemühungen um den Kohleausstieg, insbesondere im Rheinischen
Braunkohlenrevier. Ebenso wie Greta mit ihren täglichem Schulstreiks viel
Durchhaltevermögen und Beharrlichkeit bewiesen hat, zeichnen diese
Eigenschaften auch Wald- und Klimaschützer*innen aus.

Am noch ca. 500 ha großen Hambacher Wald hat sich gezeigt, dass sich
bürgerschaftliches Engagement, Klimaaktivismus und Solidarität lohnen.
Zugleich steht der Wald als Symbol für einen Paradigmenwechsel. Heute und
in Zukunft dient der Klimaschutz dem Allgemeinwohl, und nicht mehr die
Kohleförderung und -verbrennung.

Die unglaubliche Dynamik, die die "Fridays for Future"-Bewegung entfaltet,
setzt sich der Dynamik der fortschreitenden Klimakatastrophe entgegen.
Gretas Engagement ist Vorbild nicht nur für die Schüler*innen, sondern
inzwischen u.a. auch für "Teachers for Future", "Parents for Future",
"Scientists for Future" ; und nach ihrer berührenden Rede bei der
Preisverleihung bald hoffentlich auch für "Promis for Future" .

DANKE, GRETA!

 * 

Quelle:

Antje Grothus, 31.03.2019

Ehemaliges Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen Braunkohlenrevier
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KOHLEALARM/586: Klimakampf und Kohlefront - spazieren für den Erhalt von Wald und Dörfern ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 30. März 2019

Waldspaziergang an der Tagebaukante

Teilnehmer besuchen von Enteignung bedrohtes Waldstück



Jänschwalde/Taubendorf - Bei einem Waldspaziergang im Vorfeld des
Braunkohletagebaus Jänschwalde informierten sich am Samstag umweltbewegte
Bürger vor Ort über die Landschaftszerstörung durch den Tagebau. Ziel der
Wanderung war ein Waldstück, das von der Enteignung durch den Kohlekonzern
LEAG bedroht ist.

"Wir wollen unseren Wald nicht für den Tagebau hergeben. Er soll für mehr
Abstand der Grube zu meinem Heimatort Taubendorf sorgen, damit das Leben
dort erträglich bleibt. Dass eine Enteignung zugunsten zweier tschechischer
Multi-Milliardäre, denen der Kohlekonzern gehört, dem Gemeinwohl dienen
soll, ist absurd", sagte Grundeigentümer Jens Gebke, der ebenfalls den
Waldspazierganges begleitete.

"Spätestens seit dem Bericht der Kohlekommission ist klar, dass auch
genehmigte Tagebaue verkleinert werden müssen, weil nicht mehr sämtliche
Kohle gebraucht wird. Diese Kohle muss dort liegen bleiben, wo dadurch
Dörfern und Natur besser geschützt werden können", sagte René Schuster von
der GRÜNEN LIGA.

Für einen früheren Stopp des Tagebaus hat sich auch der Gemeinderat der
zuständigen Gemeinde Schenkendöbern in einem bereits 2017 gefassten
Beschluss ausgesprochen.

Gegen die aktuelle Betriebsplangenehmigung des Tagebaus Jänschwalde geht
derzeit ein Klagebündnis aus Deutscher Umwelthilfe und GRÜNE LIGA beim
Verwaltungsgericht Cottbus vor, weil der Tagebau durch seine
Grundwasserabsenkung umliegende europäische Schutzgebiete beeinträchtigt
und die in solchen Fällen vorgeschriebene Verträglichkeitsprüfung nicht
durchgeführt wurde.

Die Cottbuser GRÜNE LIGA Gruppe hat die Wanderung organisiert und bei den
Behörden angemeldet. René Schuster dazu: "Beim Spaziergang an der
Grubenkante erleben unsere Gäste eindrucksvoll, wie sich der Tagebau durch
die Landschaft frisst und erfahren viel über die Hintergründe."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 30.03.2019

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / FAKTEN





SPRACHE/995: Sprachexperten äußern sich in "Chemnitzer Erklärung" zur Fachkräfteeinwanderung (idw)


Technische Universität Chemnitz - 02.04.2019

Sprachexperten äußern sich in "Chemnitzer Erklärung" zur
Fachkräfteeinwanderung

• 46. Internationale Jahrestagung Deutsch als Fremd- und Zweitsprache
zog 450 Fachleute an die TU Chemnitz

• Resolution zur sprachlichen Betreuung von zugewanderten
Fachkräften verabschiedet



An der 46. Internationalen Jahrestagung Deutsch als Fremd- und
Zweitsprache, die vom 28. bis 30. März 2019 an der Technischen Universität
Chemnitz stattfand, haben mehr als 450 Fachleute teilgenommen.
Ausgerichtet wurde die Jahrestagung von der Professur Deutsch als Fremd-
und Zweitsprache der TU Chemnitz - in enger Kooperation mit dem
Fachverband Deutsch als Fremd- und Zweitsprache e.V. (FaDaF). Die
Mitgliederversammlung des Fachverbands, die im Rahmen der Tagung
zusammenkam, verabschiedete die "Chemnitzer Erklärung" zur sprachlichen
Integration von zugewanderten Fachkräften.

Vor dem Hintergrund des Fachkräftezuwanderungsgesetzes, das gerade von der
Bundesregierung auf den parlamentarischen Weg gebracht wurde, ist die
sprachliche Qualifikation ausländischer Fachkräfte dem Fachverband Deutsch
als Fremd- und Zweitsprache ein großes Anliegen: "Die nachhaltige
sprachliche Integration ausländischer Fachkräfte sicherzustellen, ist eine
komplexe Aufgabe, die eine hohe Qualifikation erfordert", sagt Dr.
Matthias Jung, der Vorstandsvorsitzende des FaDaF. "In unserer Resolution
formulieren wir deshalb Forderungen an Politik und Wirtschaft, die sich
aus der über die Jahre gewachsene Expertise für das Lehren und Lernen von
Deutsch als Fremd- und Zweitsprache ergeben haben."

Die größte Jahrestagung im Bereich Deutsch als Fremd- und Zweitsprache
fand unter dem Motto "In Chemnitz verbunden - Deutsch als Fremd- und
Zweitsprache" statt. Grußworte sprachen der Rektor der TU Chemnitz, Prof.
Dr. Gerd Strohmeier, der Chemnitzer Bürgermeister Sven Schulze, Susanne
Lüdtke vom Deutschen Akademischen Austauschdienst sowie der
FaDaF-Vorstandsvorsitzende Dr. Jung. Dem Motto und der Vielschichtigkeit des
Faches getreu war das Themenspektrum der Tagung aufgebaut: Es reichte von
der Rolle der europäischen Literatur in der Sprachvermittlung über die
besonderen Herausforderungen beim Sprachelernen mit geringen
Deutschkenntnissen sowie die verschiedenen Formen der Interaktion im
Sprachunterricht bis hin zur Bedeutung des richtigen Feedbacks für den
Spracherwerb. Aber auch unmittelbar berufsrelevante und
unterrichtspraktische Angebote kamen dank der Ausstellerpräsentationen und
Foren nicht zu kurz, von denen eines speziell die Potentiale einer
regionalen Germanistik im tschechisch-polnisch-sächsischen Grenzraum
auslotete.

Prof. Dr. Gerd Strohmeier, Rektor der TU Chemnitz, der in seinem Grußwort
die Verantwortung der TU Chemnitz für Wissenstransfer in die Gesellschaft
hervorgehoben hatte, freut sich über die vielen Gäste aus dem In- und
Ausland. "Ich freue mich, dass die 46. Internationale FADAF-Jahrestagung
Deutsch als Fremd- und Zweitsprache nach Chemnitz geholt wurde. Ich
bedanke mich ganz herzlich bei Herrn Kollegen Thielmann und seinem Team,
die dies möglich gemacht haben", so Strohmeier. "Ich bin sehr froh, dass
es uns gelungen ist, den Teilnehmerinnen und Teilnehmern die TU Chemnitz
und unsere Stadt von ihrer besten, nämlich ihrer gastfreundlichen und
weltoffenen Seite her zu zeigen", sagt Coretta Storz, die die Tagung vor
Ort koordiniert hat.

"Chemnitzer Erklärung" des Fachverbandes Deutsch als Fremd- und
Zweitsprache e.V. (FaDaF):

https://www.tu-chemnitz.de/phil/ifgk/germanistik/daf/ChemnitzerErklaerung.pdf

Weitere Informationen unter:

https://www.fadaf.de

- Homepage des FaDaF

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution85

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Chemnitz, 02.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/8453: Lübeck - Ringvorlesung "Fake Science: Täuschung - Lüge - Fälschung" 15.04., 13.05., 17.06.19


Technische Hochschule Lübeck

Ringvorlesung "Fake Science: Täuschung - Lüge - Fälschung"



Am 15. April 2019 startet ein spektakuläres Vorlesungsprogramm in der
Lübecker Hochschulkirche St. Petri. In dieser dreiteiligen
Interakademischen Ringvorlesung geht es um "Fake Science". Lehrende und
Studierende der Universität zu Lübeck, der Technischen Hochschule Lübeck
und der Musikhochschule Lübeck referieren und diskutieren an drei Abenden
über Wahres und Falsches in der Wissenschaft, über bewusste Manipulation
und über die Unmöglichkeit der fehlerfreien Kommunikation.

"Fake News" sind in aller Munde. Man weiß nicht mehr so recht, was echt
ist und wahr. Werden wir informiert oder manipuliert durch die Datenflut
der unerschöpflichen Medienwelten? Da wird getäuscht, gelogen und
gefälscht in Politik und Wirtschaft und Kultur. - Aber doch nicht in der
Wissenschaft! So hofft man. Nicht in der Forschung, wo doch alles geprüft,
belegt und bestens reflektiert sein muss. Nicht in der Lehre, denn da
vermitteln glaubwürdige Akademiker gesicherte Erkenntnisse an die nächste
Generation. - Und wenn auch diese Hoffnung eine Täuschung ist?

Die weiteren Termine dieser spannenden Ringvorlesung sind:

Mo. 13.05.2019, 19:00 Uhr

Thema: "Der Zweck heiligt die Mittel" und 

Mo. 17.06.2019, 19:00 Uhr 

Thema: "Reden ist Silber, Schweigen ist Gold"


Weitere Informationen unter:

http://www.st-petri-luebeck.de

http://www.th-luebeck.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution40

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Hochschule Lübeck, 22.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MUMIA/949: Free Mumia - Rundbrief April 2019 (Berliner Free Mumia Bündnis)


FREE MUMIA - Free Them ALL! - Rundbrief April 2019



Hallo,

hier kommen aktuelle Nachrichten über den seit 1981 gefangenen
Journalisten Mumia Abu-Jamal aus den USA und aus der
länderübergreifenden Unterstützer*innenbewegung.

Mumia Abu-Jamal hat am 24. April 2019 Geburtstag. Es wird sein 65. Er
hat inzwischen weit über die Hälfte seines Lebens in Gefangenschaft
verbracht. Nach dem Gefangenenstreik von 2018 wurden die Haftbedingungen
im Bundesstaat Pennsylvania verschärft. U.a. könnne Gefangenen dort
nicht mehr direkt Post empfangen. Um die Gefangenen weiter zu isolieren
und auch, um Gewinn zu erzielen, wurde eine private Firma damit
beaufttragt, sämtliche Post zu scannen und dann elektronisch an die
Gefängnisse weiterzuleiten, die den Gefangenen dann lediglich eine
schwarz-weiß Kopie ausdrucken. Das führte zu einem Rückgang der Briefe
und Karten, die Mumia u.a. in Pennsylvanias Gefängnissen erhalten.
Zeigen wir den Repressions- und Sklavereibehörden, dass wir uns davon
nicht abschrecken lassen - schreibt Mumia:

Smart Communications / PADOC

Mumia Abu-Jamal, #AM 8335

SCI Mahanoy

P. O. Box 33028

St Petersburg, FL 33733

USA

Seit einigen Wochen etabliert sich immer Dienstags ein
Online-Aktionstag, um den Bezirksstaatsanwalt von Philadelphia, Larry
Krasner zur Rücknahme seiner Widerspruchsklage gegen ein neues
Gerichtsverfahren für Mumia zu bewegen
( http://mumia-hoerbuch.de/mumiaenglisch.htm#DOYOURPARTTOFREEMUMIA ):

Über hashtags auf Twitter und anderen "sozialen" Medien lassen sich
folgende Meldungen posten:

@philaDAO #Krasner: Many people who worked tirelessly for your election
feel betrayed. We knocked on doors, held fundraisers, gave our own money
to support a "Just DA". We condemn your decision to appeal the #Mumia
ruling. Retract the appeal! Release Mumia now

@philaDAO #Krasner, Black Lives Matter! Stop siding with the FOP and
racist corrupt judges against a Black Judge, Leon Tucker. When you
appealed Tucker's decision, you betrayed your own rhetoric about ending
mass incarceration and wrongful incarceration. Retract! Release #Mumia!

@philaDAO #Krasner: Mumia was convicted because the police tampered with
and 'lost' key pieces of evidence; the prosecution manufactured evidence
of guilt, suppressed proof of innocence and selected a Jim Crow jury,
among other due-process violations. Retract! Release #Mumia now!

@philaDAO #Krasner: Your appeal of Judge Leon Tucker's ruling in favor
of Mumia defends racist Judge Albert Sabo, who said: 'I'm going to help
them fry the N-word'. He also put more Black and Brown men on death row
than anyone else in the US. Retract the appeal! Release #Mumia!

Das gleiche funktioniert auch als E-Mail: justice@phila.gov

Wer möchte, kann auch im Büro Larry Krasners zwischehn 12-2PM lokaler
Zeit (18 - 20 Uhr in Deutschland) anrufen: 001-215-686-8000

Immer Dienstags - Do Your Part To Free Mumia!


Zum weiteren Inhalt:

- Termine

- Presse und Bewegungsmeldungen

- Solidarität mit Gefangenen

- Abschaffung der Todesstrafe - überall!


Termine

Sa. 27. April 2019 - Berlin, US Botschaft - 16 - 17 Uhr

Mahnwache: FREE MUMIA - Free Them ALL!

US-Botschaft, Pariser Platz 2/Brandenburger Tor, 10117 Berlin-Mitte

U+S-Brandeburger Tor

Sa. 15. Juni 2019 - Berlin, Supamolly - 22 Uhr

SOLI KONZERT für die Anti-Knast-Tage 2019 & FREE MUMIA Berlin

MAIORANO (Italy-Berlin), MÜLLSCH (Bln), VIERTEL 4 (Bln) & DJ DOC WEBSTER
(Bln)

Eintritt: Spende, weitere Infos antiknasttage.blackblogs.org und
mumia-hoerbuch.de

Supamolly, Jessnerstr. 41, 10247 Berlin-F'Hain, U5 + S - Bhf.
Frankfurter Allee


 Presse und Bewegungsmeldungen

(WSWS) "Progressive? Philadelphia District Attorney exposed by appeal of
Mumia Abu-Jamal ruling (March 29, 2019)

https://www.wsws.org/en/articles/2019/03/29/kras-m29.html

(WW) Mumia speaks to Yale Rebel Lawyers (February 28, 2019)

https://www.workers.org/2019/02/28/mumia-speaks-to-yale-rebel-lawyers/?fbclid=IwAR2v3sp1FYLnePZpNmsUINyd7nxUoIr3kidwOZyikwvhAA4C83TttsSGgCg


Solidarität mit Gefangenen

(Soligruppe Berlin der GG/BO) Knastprofiteur*innen benennen
(18.03.2019)

https://de.indymedia.org/node/30133

(Noah "Kado" Coffin, #1795767, Eastham Unit, Texas) "Poison & poverty"
(2019) 

http://www.mumia-hoerbuch.de/arn.htm#poisonandpovertynoah

Kevin Cooper, an appeal for freedom and prison abolition (March 2,
2019)

https://www.struggle-la-lucha.org/2019/03/02/kevin-cooper-an-appeal-for-freedom-and-prison-abolition/

(SFC) Newsom right to order fuller review of Kevin Cooper's death
penalty case (March 2, 2019)

https://www.sfchronicle.com/opinion/editorials/article/Editorial-Newsom-right-to-order-fuller-review-of-13658969.php


 Abschaffung der Todesstrafe - überall!

Ein texanisches Bezirksgericht urteilte vor einigen Monaten über den
Todestraktgefangenen Rob Will, dass er "möglicherweise unschuldig" an
dem ihm vorgeworfenen Mord sei, ihnen der Antiterrorism and Effective
Death Penalty Act (AEDPA), 1996 eingeführt von Präsident Bill Clinton,
jedoch keine Möglichkeit lasse, ihm ein neues Verfahren zu gewähren.
Daher muss Rob Will nun nach knapp 19 Jahren Gefangenschaft, die meiste
Zeit davon im Todestrakt, vor das extrem konservative 5.
Bundesberufungsgericht. Er brauchtt dringend Unterstützung. Weitere
Informationen: 

https://www.freerobwill.org/


Wir hoffen, gut informiert zu haben.

Bitte verbreite diese Meldungen auch selbst weiter.

FREE MUMIA - Free Them All!

Viele Grüße

FREE MUMIA Berlin

 * 

Quelle:

FREE MUMIA - Rundbrief April 2019

FREE MUMIA Berlin

im HdD (Haus der Demokratie)

Greifswalderstr. 4, Briefkasten Nr. 79, 10405 Berlin

E-Mail: info@mumia-hoerbuch.de

Internet: www.mumia-hoerbuch.de
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APPELL/139: Kommunalwahl in der Türkei - IPPNW fordert Wiederaufnahme des Friedensprozesses (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 2. April 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

IPPNW fordert Wiederaufnahme des Friedensprozesses

Kommunalwahl in der Türkei



Die ärztliche Friedensorganisation IPPNW begrüßt den weitgehend friedlichen
Verlauf der Kommunalwahlen in der Türkei trotz Berichten über massive
Wahlbehinderung, Manipulationen und Bedrohungen. Die Regierungspartei AKP
hat Stimmenverluste hinnehmen müssen und vor allem die großen Städte im
Westen an die Opposition verloren. Im besetzten Südosten haben die Kurden
Kommunen und Städte zurück gewonnen. Auch die anderen Oppositionsparteien
wie die Partei der Nationalistischen Bewegung (MHP) und IYI-Party (deutsch:
Gute Partei) haben Stimmen gewonnen.

"Das Wahlergebnis zeigt ein buntes politisch vielfältiges Bild und ist
damit ein Abbild einer bunten und vielfältigen Gesellschaft, der mit Gewalt
und Unterdrückung nicht beizukommen ist. Hoffentlich verstehen der
Staatspräsident und seine Regierung das Signal und akzeptieren die Wahl als
eine Aufforderung, zur demokratischen Reformpolitik der frühen
Regierungsjahre zurück zu kehren", erklärt Dr. Gisela Penteker,
Türkeibeauftragte der IPPNW, die gerade von einer Reise in die Türkei
zurückgekehrt ist.

Die Bevölkerung unterstütze den Bau unzähliger Megaprojekte mehrheitlich
nicht, durch die Natur und Kulturgüter zerstört werden. Die Angst vor der
eigenen Bevölkerung, besonders der kurdischen und linken Bürger*innen,
führe in die Sackgasse. "Die besten und kreativsten Köpfe wegzusperren,
kann sich kein Land leisten", so Penteker.

Die IPPNW setzt sich für eine Wiederaufnahme des Friedensprozesses mit den
Kurden ein, deren Beitrag zur Entwicklung einer modernen, vielfältigen
Gesellschaft in der Türkei unentbehrlich ist. Der Terrorvorwurf als einzige
Form der Auseinandersetzung hilft niemandem. "Er bringt unendliches Leid
über viele unersetzliche Menschen", sagt Penteker.

Die ärztliche Friedensorganisation appelliert an die Bundesregierung, sich
gegenüber der Türkei dafür einzusetzen, dass die Gespräche zwischen den
Parteien wieder aufgenommen werden. Zudem müsse die Polarisation der
Gesellschaft verringert und für die vielen Hungerstreikenden eine Lösung
gefunden werden.



Lesen Sie die Reiseberichte von Dr. Gisela Penteker unter:

https://blog.ippnw.de/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. April 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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TREFF/302: Bocholt - "Keinheimatfilm" am 9. April 2019


Stadt Bocholt

"Keinheimatfilm" im Kinodrom

Prämierte Doku über das Leben in einer Flüchtlingsunterkunft am
Dienstag, 9. April von 18-20:15 Uhr - Eintritt frei



Bocholt (PID). "Keinheimatfilm", so lautet der Titel des international
prämierten Dokumentarfilms von Regisseurin Susanna Wüstneck. In dem
75-minütigen Dokumentarfilm werden die Geschichten geflüchteter
Menschen erzählt, die im Jahr 2015 in einer Notunterkunft in Nottuln,
einer kleinen Gemeinde im Münsterland, angekommen sind und von
Wüstneck über sieben Monate begleitet wurden. Der Film läuft am
Dienstag, 9. April, im Kinodrom Bocholt. Beginn ist um 18 Uhr. Der
Eintritt ist frei.

Daran an schließt sich eine Diskussion im Beisein der Regisseurin.
Unter anderem wird die Frage erörtert, wie Integration durch
ehrenamtliches Engagement lokal gestärkt werden kann. Den Rahmen der
Veranstaltung bildet das von der Europäischen Union und vom Land
Nordrhein-Westfalen unterstützte Förderprogramm LEADER.

Das Besondere: "Keinheimatfilm" kommt ohne die Verwendung eines
Kommentars aus, allein die Geflüchteten erzählen und handeln. Gezeigt
werden spontane Augenblicke, die Beweggründe von Flucht,
Schwierigkeiten und Glücksmomente, Dankbarkeit und das Hoffen auf
einen Neuanfang. Infos zu "Keinheimatfilm" unter 
http://susanna-wuestneck.de/film/keinheimatfilm .

Einzelne Besucher brauchen sich nicht für die Vorstellung anzumelden,
lediglich größere Gruppen werden gebeten, sich vorher beim örtlichen
Veranstalter "Leben im Alter e.V." unter Tel. 02871 21765-655 bzw. per
E-Mail awellkamp@l-i-a.de zu melden.

Premiere: Imagefilm "Integration unterstützt durch Ehrenamt"

Im zweiten Teil des Abends feiert der Imagefilm zur Kampagne
"Integration unterstützt durch Ehrenamt" Premiere. Der achtminütige
Film zeigt das Engagement, die Erfahrungen, Geschichten und Erlebnisse
haupt- und ehrenamtlicher Helferinnen und Helfer aus der
Flüchtlingshilfe in der LEADER-Region von Isselburg über Bocholt,
Rhede, Borken bis Velen.

Anschließend findet eine Diskussionsrunde mit Regissuerin Susanna
Wüstneck, geflüchteten Menschen aus der Region sowie haupt- und
ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aus der
Flüchtlingshilfe statt. Moderieren wird Torsten Henseler vom
kommunalen Integrationszentrum des Kreises Borken.

Programmübersicht 

Begrüßung durch Andrea Unland - Geschäftsführerin L-i-A e. V.
Filmvorführung von "Keinheimatfilm"

Premiere des Imagefilms "Engagement # ohne geht's nicht" -
"Zusammenleben gestalten"

Podiumsdiskussion rund um die Themen Flucht, Integration und
Engagement

Was ist LEADER?

Das Kürzel LEADER steht für "Liaison entre actions de développement de
l' économie rurale" - zu deutsch: Verbindungen zwischen Aktionen der
wirtschaftlichen Entwicklungen ländlicher Räume. Die Europäische Union
fördert mit diesem Programm die Entwicklung des ländlichen Raums in
ausgewählten Regionen. Zur LEADER-Region "Bocholter Aa" zählen die
fünf Städte Bocholt, Borken, Isselburg, Rhede und Velen. 

Nähere Infos unter 

www.region-bocholter-aa.de 

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 1. April 2019

Stadt Bocholt

PRESSE- und INFORMATIONSDIENST

Berliner Platz 1, 46395 Bocholt

Telefon: (0 28 71) 953-327, -209, -571

Fax: (0 28 71) 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: www.bocholt.de
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LESUNG/6383: Kiel - LeseLounge mit Helene Bukowski, Karoline Menge und Live-Musik, 10.04.2019


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

Mittwoch - 10.04.2019 - 20:00 Uhr

Junges Literaturhaus

LeseLounge mit Lesungen von Helene Bukowski (»Milchzähne«. Roman)
und Karoline Menge (»Warten auf Schnee«. Roman) sowie Live-Musik von
der Band Oberheimer

Eintritt: 5,-



In der LeseLounge dreht sich diesmal alles um Familie und familiäre
Bindungen. Die Mitherausgeberin von Bella triste und Mitglied der
Künstlerischen Leitung von PROSANOVA 17 Helene Bukowski erzählt in
"Milchzähne" in märchenhafter Form von überraschendem
Familienzuwachs, der ein Mutter-Tochter-Gespann noch weiter aus ihrer
Dorfgemeinde vertreibt. Grund dafür ist ein rothaariges Kind, das
eines Tages plötzlich auftaucht. Besonders gefährlich ist der
Ausschluss aus der Dorfgemeinschaft jedoch, wenn man in einer
abgelegenen Gegend lebt, wo jeder auf jeden angewiesen ist. Doch
jedes Leben ist ein Geschenk und wenn es plötzlich in Gefahr gerät,
stellt sich die Frage: was nun? Speziell in einer verrohten Welt.

Auch im zweiten Lounge-Roman von Karoline Menge kann man einen
möglichen Zukunftsblick riskieren. Die zwei letzten Bewohner in einem
leeren Dorf sind eine Teenagerin und ihre kleine Schwester. Während
die Ältere, Pauli, darum besorgt ist, dass es der Kleineren an nichts
fehlt und sie ihren Tagesablauf behalten kann, gehen die eingekochten
Vorräte der weggegangenen Mutter zur Neige. Zu zweit allein und der
Winter kommt mit großen Schritten, wie man am Himmel erkennen kann.
Pauli muss eine Entscheidung treffen und handeln. Nicht so einfach,
denn in dieser Welt bedeutet Familie zunächst Verderben, nach dem
Weggang aller. "Warten auf Schnee" ist der Debütroman von Karoline
Menge, die zuvor Kurzgeschichten in verschiedenen Anthologien
veröffentlichte.

Den Rahmen für die Lesungen bildet Live-Musik von der Band Oberheimer
mit ihrem Bummeltechno, Keta-Pop oder auch Valium House - langsam,
groovey und sphärisch, aber auch bunt mit Bumms.

Veranstalter: Junges Literaturhaus S-H mit freundlicher Unterstützung
der Investitionsbank S-H und des Freundeskreises Literaturhaus S-H

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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LESUNG/6382: Berlin - Lesung und Gespräch mit Uljana Wolf, 02.04.2019


Haus für Poesie, Programmvorschau für April 2019

Di., 2.4.19, 19.30 Uhr

Lesung & Buchdiskussion mit Uljana Wolf

Lesung & Gespräch



Uljana Wolf spielt in ihren Gedichten mit der Vermischung von Sprachen,
Versprechern, ähnlichen Wörtern und "false friends". Indem Wolf den Raum
zwischen der deutschen und englischen Sprache auslotet, reflektiert sie
über Identität, Migration und interkulturelle Erfahrungen. Sie wird
Gedichte aus ihren Büchern kochanie ich habe brot gekauft (2005) und
falsche freunde (2009) auf Deutsch und Englisch lesen.

Uljana Wolf wurde 1979 in Ost-Berlin geboren. Sie studierte Germanistik,
Kulturwissenschaften und Anglistik in Berlin und Krakau. Mit ihrem Mann
und den zwei jungen Töchtern pendelte sie in den vergangenen Jahren zum
Arbeiten zwischen New York und Berlin. In New York hat sie Deutsch als
Fremdsprache unterrichtet und Lyrikseminare am Pratt Institut und an der
NYU gegeben.

Uljana Wolfs Gedichte wurden in mehr als 15 Sprachen übersetzt. Sie wurde
2006 mit dem Peter-Huchel-Preis, 2015 mit dem Erlanger Preis für Poesie
als Übersetzung und 2016 mit dem Adalbert-von-Chamisso-Preis
ausgezeichnet.

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für April 2019

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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AUSSICHTEN/8597: Und morgen, den 3. April 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 03.04.2019 bis zum 04.04.2019 +++






[image: Jean-Luc 8597 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Wolken viele,

Regen leicht,

Naßgrasspiele,

Jean-Luc schleicht.
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VORTRAG/788: Kaiserslautern - Philosoph spricht darüber, das Leben zu verstehen, 11.04.2019


Technische Universität Kaiserslautern

Vortrag und Workshop: Philosoph spricht darüber, das Leben zu
verstehen



"Das Leben verstehen. Von den Erfahrungen eines philosophischen
Seelsorgers" - so lautet der Titel des Vortrags von Philosoph und Autor
Wilhelm Schmid. Am Donnerstag, den 11. April, spricht er ab 19 Uhr darüber
in der Scheune des Zink-Museums in Kaiserslautern. Wer sich weiter mit der
Thematik auseinandersetzen möchte, hat am 12. April die Möglichkeit, an
einem Workshop von Schmid auf dem Campus (Geb. 44, Raum 380) der
Technischen Universität Kaiserslautern (TUK) teilzunehmen. Beide
Veranstaltungen werden vom Team um Professorin Karen Joisten vom
EthikZentrum der TUK und vom Kulturamt der Stadt Kaiserslautern
organisiert.

Welche Bedeutung haben Berührungen, Gewohnheiten, Sehnsüchte, Schönes? Was
ist Glück? Hat das eigene Leben, das Leben überhaupt einen Sinn? Wie lässt
sich Orientierung fürs Leben finden? Wie können Menschen umgehen mit
Ärger, Lebenskrisen, Enttäuschungen, Schmerzen, Krankheit und Tod? Auf
Fragen wie diese geht Schmid ein.

Der Vortrag findet in der Scheune des Theodor-Zink-Museums in
Kaiserslautern statt (Steinstraße 48, 67657 Kaiserslautern). Los geht es
um 19 Uhr. Karten gibt es an der Abendkasse: Sie kosten 8 Euro, ermäßigt 5
Euro.



Am darauffolgenden Freitag haben Interessierte die Möglichkeit, an einem
Workshop mit dem Philosophen teilzunehmen. Er findet auf dem Campus der
TUK von 9 bis 17 Uhr in Gebäude 44, Raum 380 statt. Schmid stellt bei der
Veranstaltung die "neue Lebenskunst" ins Zentrum. Sie ermöglicht es dem
Menschen, sich selbst besser zu verstehen, um mit Hilfe dieser Einsicht
Selbstsorge und Fürsorge angemessen entfalten zu können. Dabei geht es
unter anderem um die historische Entwicklung der Konzeption der
Selbstsorge und um den inneren Zusammenhang zwischen der neuen Lebenskunst
und einem gelingenden und zufriedenen Leben - gerade vor dem Hintergrund
der digitalen Transformationen in unserer Zeit.

Der Workshop wird zentrale Abschnitte aus zwei der früheren und
grundlegenden Werke von Wilhelm Schmid zugrunde legen: "Philosophie der
Lebenskunst. Eine Grundlegung" (Suhrkamp, 1998) und "Auf der Suche nach
einer neuen Lebenskunst: Die Frage nach dem Grund und die Neubegründung
der Ethik bei Foucault" (Suhrkamp, 2000).

Die Teilnahmegebühr beträgt 40 Euro, ermäßigt 30 Euro. Es gibt nur eine
begrenzte Anzahl an Plätzen. Eine Anmeldung per E-Mail an
ethikzentrum@sowi.uni-kl.de oder telefonisch unter 0631 - 205 3822 ist
erforderlich. Weitere Informationen zum Ablauf und zur Überweisung gibt es
bei der Anmeldung und auch unter www.sowi.uni-kl.de/philosophie.

Beide Veranstaltungen werden vom EthikZentrum der TUK in Kooperation mit
dem Kulturamt der Stadt Kaiserslautern organisiert. Unterstützt werden sie
vom Freundeskreis der TU Kaiserslautern und CampusKultur.

Wilhelm Schmid, geboren 1953 in Billenhausen (Bayerisch-Schwaben), lebt
als freier Philosoph in Berlin. Für seine Vorträge reiste er unter anderem
auch nach China, Südkorea, Indien und Taiwan. 2012 wurde ihm der deutsche
Meckatzer-Philosophiepreis für besondere Verdienste bei der Vermittlung
von Philosophie verliehen, 2013 der schweizerische Egnér-Preis für sein
bisheriges Werk zur Lebenskunst. Viele Jahre lehrte er Philosophie als
außerplanmäßiger Professor an der Universität Erfurt. Regelmäßig war er
als Gastdozent in Riga (Lettland) und Tiflis (Georgien) tätig sowie als
philosophischer Seelsorger am Spital Affoltern am Albis (Schweiz).

Weitere Informationen unter:

www.lebenskunstphilosophie.de




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution124

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Kaiserslautern, 02.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORSICHT/014: Trinkwasser - Vorkommen und Verteilung ... (SB)




Vielleicht hat der eine oder andere im letzten Sommer (2018) eine
Ahnung davon bekommen, wie es sein könnte, wenn über längere Zeiträume
die Temperaturen ungewöhnlich hoch sind und es dauerhaft trocken
bleibt. Wir leben in Deutschland in Breitengraden, in denen es noch
relativ häufig regnet und die Grundwasserreservoirs gut gefüllt sind,
aus denen immerhin rund zwei Drittel des Trinkwasserbedarfs unserer Bevölkerung
gedeckt werden.

Wie aber sieht es in anderen Regionen der Erde aus? Im
neusten Weltwasserbericht von 2019, der jedes Jahr kurz vor dem
Weltwassertag am 22. März veröffentlicht wird, heißt es, dass 2,1
Milliarden Menschen keinen Zugang zu sauberem und durchgängig
verfügbarem Trinkwasser haben. Hinzu kommt, dass 4,3 Milliarden
Menschen keine sicheren Sanitäranlagen nutzen können. Das bedeutet,
dass das Abwasser nicht gereinigt und zum größten Teil wieder in
Flüsse und Seen geleitet werden. Um an Trinkwasser zu gelangen, müssen
884 Millionen Menschen täglich mindestens eine halbe Stunde Weg
zurücklegen und die gefüllten Behälter wieder zu ihrer Wohnstätte
bringen. Diese Arbeit erledigen überwiegend Frauen und Kinder. Oft
müssen die Strecken auch zwei- bis dreimal am Tag gegangen werden, um
den Bedarf der Familie zu decken. Hinzu kommt, dass das Wasserholen
nicht ungefährlich ist. In den Gebieten der Erde, wo extreme Dürre
herrscht und das tägliche Überleben vom Wasser abhängt, kämpfen
Menschen um das lebenspendende Nas,s und viel öfter als wir uns das
vorstellen können, töten sie sich, um als erster an die seltenen,
schwer erreichbaren Wasservorkommen zu gelangen. Dabei sind eine
sichere Versorgung mit Wasser und sichere sanitäre Einrichtungen
Menschenrechte, doch für Milliarden Menschen sind diese Rechte nicht
verwirklicht.




[image: Die Grafik zeigt Länder in Afrika, Indien, im Nahen Osten, in Australien und Amerika mit Regionen natürlicher Wasserknappheit, sich abzeichnender Wasserknappheit und Wasserknappheit, die durch ungerechte Verteilung zustande kommt - Foto: 2018, by BBC News [CC BY-SA 4.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0)], via Wikimedia Commons]

Karte, die Gebiete mit Wasserknappheit anzeigt

Foto: 2018, by BBC News [CC BY-SA 4.0
(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0)], via Wikimedia Commons




Im Folgenden soll untersucht und geprüft werden: 

- wie wichtig sauberes Trinkwasser für das Leben von Menschen, Tieren und
Pflanzen auf der ganzen Welt ist,

- wie bedeutsam Wasservorkommen und -speicher für das Ökosystem Erde sind,

- wie weitreichend die Folgen von verschmutzten Flüssen und Seen für die
Trinkwasserversorgung sind,

- wie unbedingt notwendig eine effektive Abwasserreinigung ist,

- auch die Bedeutung, die dem Bau von
Sanitäranlagen (Toiletten und Waschgelegenheiten) im Zusammenhang mit
der Reinhaltung von Trinkwasser zukommt.

Besondere Aufmerksamkeit gilt der Frage, ob Trinkwasser in private
unternehmerische Hände gelangen darf und Menschen der Zugang zu
Wasserquellen verweigert werden kann. Zum Schluss dieser kleinen
Reihe über Trinkwasser werden Projekte vorgestellt, wie Trinkwasser
gewonnen werden kann, beispielsweise mit jahrhundertealten
Technologien oder mit Hilfe neuester wissenschaftlicher Erkenntnisse.


Das Süßwasservorkommen auf der Erde

Unser "blauer Planet" Erde wird wahrlich von riesigen Mengen Wasser
bedeckt. Nahezu zwei Drittel (71%) seiner Oberfläche sind von Ozeanen
überflutet. Und doch leidet die Welt zunehmend an Wassermangel.




[image: Die Grafik zeigt: 97% Meerwasser, 3% Süßwasser, bzw. 2,5% nach aktuellen Angaben und die Aufteilung des Süßwassers, wie weiter unten im Text erläutert - Grafik: 1996, USGS [Public domain], via Wikimedia Commons]

Wasserverteilung auf der Erde


Grafik: 1996, USGS [Public domain], via Wikimedia Commons




Zur Veranschaulichung: es wird angenommen, dass diese 71% die Menge
von ca. 1.386 Kubikkilometer Wasser ausmachen und damit ungefähr 97%
des weltweit vorhandenen Wassers überhaupt. Dabei handelt es sich
allerdings um Salzwasser, das nicht trinkbar und somit für Mensch,
Tier und Pflanze nicht nutzbar ist. Nur ein ganz kleiner Teil des
Wassers, nämlich 2,5%, ist Süßwasser, also das unentbehrliche Nass für
alle Lebewesen auf der Erde. Eigentlich wäre das schon viel, doch ein
weiterer großer Anteil des Süßwassers bleibt gefroren im ewigen Eis
und Schnee der Polkappen und Gletscher und steht damit als Trinkwasser
nicht direkt zur Verfügung. Hinzu kommt noch die Menge an Wasser, die
als Grundwasser, das sich im Erdreich befindet, nicht so einfach
zugänglich ist.

Von den 2,5% Süßwasser sind:

0,01 % Wolken, Regen, Schnee und Hagel

0,3 % Flüsse, Bäche, Seen

30,8 % Grundwasser

68,9 % Gletscher, Eis der Polkappen

Es bleibt also nicht viel übrig und das was bleibt ist zudem noch
sehr ungleichmäßig über den Erdball verteilt. So ist es zu verstehen,
dass Wassermangel eines der größten Probleme auf der Erde ist, denn
Süßwasser vermehrt sich nicht, es handelt sich um eine endliche
Ressource.


Wasserknappheit hat viele Ursachen

Obgleich es den Anschein hat, als hätten wir nur ganz wenig Wasser zum
direkten Verbrauch, würde diese Menge doch für Mensch, Tier und
Pflanze auf unserer Erde auszureichen. Also, wie kommt es, dass
ca. 2,1 Milliarden Menschen keinen Zugang zu sauberen und durchgängig
verfügbarem Trinkwasser haben? Ein Grund sind mit Sicherheit die sehr
unterschiedlichen geologischen und geophysikalischen Lebensräume.
Weite Wüstengebiete, Steppen, Savannen, Sand- und Gesteinswüsten und
die Eisgebiete zählen zu den trockenen Regionen dieser Erde, in denen
nur wenig Niederschlag fällt und auch nur in einigen Monaten des
Jahres. In den Ländern, die von großen Gebirgszügen durchzogen sind,
werden die am Fuß der Gebirge liegenden Böden mit Quell- und
Schmelzwasser versorgt. Auch werden Flüsse und Seen mit Wasser aus den
 Gebirgen gespeist. In wieder anderen Gebieten, beispielsweise in
Indien, fällt in wenigen Wochen unglaublich viel Regen, während der
sogenannten Monsun-Regenzeit. Hier haben Menschen die Möglichkeit,
Wasser zu sammeln und zu speichern. Dann wieder regnet es in vielen
Ländern sehr viel oder sie werden im Winter mit Schnee bedeckt. In den
Regenwaldgebieten um den Äquator herum, sind die Niederschlagsmengen
sehr reichlich, wie die Bezeichnung "Regenwald" schon verrät.




[image: Die Grafik zeigt, wie Grundwasser unter der Erde verläuft und wie durch Oberflächenwasser und Niederschläge, die einsickern, der Grundwasserspiegel wieder erhöht werden kann - Grafik: 2013 by Radian (own work) [CC BY 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by/3.0)], via Wikimedia Commons]

Grundwassersystem

Grafik: 2013 by Radian (own work) [CC BY 3.0

(https://creativecommons.org/licenses/by/3.0)], via Wikimedia Commons




Grundwasser hingegen lässt sich nahezu überall finden, wenn auch in
unterschiedlichen Tiefen und Mengen und es ist nicht immer einfach,
Brunnen zu graben oder Pumpen zu installieren. Soviel erst einmal zu
den gegebenen unterschiedlich vorkommenden Wassermengen. Trotz
der Schwierigkeiten ist
es den Menschen über viele Jahrhunderte in nahezu allen Regionen
dieser Erde gelungen, mit den vorhandenen Wasservorkommen irgendwie
auszukommen. Warum funktioniert das heute nicht mehr? Was hat sich
verändert?

Im nächsten Teil gehen wir zunächst der Frage nach, ob wirklich die
weltweit wachsende Bevölkerungszahl für die Wasserknappheit
verantwortlich gemacht werden kann?

Fortsetzung folgt ...



Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:

https://www.unesco.de/presse/pressematerial/un-weltwasserbericht-2019

https://www.scinexx.de/news/geowissen/geteilte-suesswasser-welt/

https://www.energiesparer.org/wasser/trinkwasser



2. April 2019
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MUSEUM/852: Hanau - "Dampfboote bauen" am 7. April 2019


Stadt Hanau

Dampfboote bauen im Museum Großauheim

Familien-Dampf-Werkstatt am Sonntag 7. April



"Bau dein eigenes Dampfboot!" heißt es am Sonntag, 7. April, von 15
bis 17 Uhr, im Museum Großauheim. Familien mit Kindern ab acht Jahren
sind herzlich eingeladen, die großen Dampfmaschinen im Museum zu
bewundern und spannenden Fragen rund um die Dampfmaschine auf den
Grund zu gehen. Zudem wird aus Alltagsgegenständen wie Dämmplatten,
Messingrohren, Milchkartons und einem Teelicht ein kleines Dampfboot
gebaut, das am Ende jedes Kind mit nach Hause nehmen darf.

Die Kosten betragen für ein Kind fünf Euro. Erwachsene zahlen sechs
Euro und eine Familienkarte kostet zehn Euro (inklusive
Materialkosten). Maximal 25 Personen können an der Veranstaltung
teilnehmen. Teilnahmebedingung ist die telefonische oder schriftliche
Anmeldung bis donnerstags vor dem Termin unter Telefon 06181-295-1799
oder per E-Mail an museen@hanau.de.

Die zweistündige Dampf-Werkstatt kann auch zu einem individuellen
Termin als Kindergeburtstag oder Schulveranstaltung gebucht werden.
Weitere Kinderkult(o)ur-Termine finden sich im Veranstaltungskalender
der Stadt Hanau unter www.museen-hanau.de.

Museum Großauheim

Kunst und Industriegeschichte

Pfortenwingert 4, 63457 Hanau-Großauheim

www.museen-hanau.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 25. März 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





MUSEUM/851: Mönchengladbach - "Wer legt das schönste (Oster)Ei?" am 7.4.2019


Stadt Mönchengladbach

Wer legt das schönste (Oster)Ei?



Eine vorösterliche Kinderführung rund um das Thema Ostern und Ei, 7.
April, 15 Uhr, Museum Schloss Rheydt.

Inspiriert vom Thema werden die Kinder das Gelände nach gefiederten
Bewohnern am Sonntag, 7. April, um 15 Uhr im Museum Schloss Rheydt
durchstreifen und das Schloss erkunden. Zu überlegen ist, welche
Ausstellungsstücke damit im Zusammenhang stehen könnten. Welche Eier
standen im 16. Jhdt. bereits auf dem Speiseplan? Was brachte der
Osterhase? Welcher Vogel legt das schönste Ei? Und warum gibt es eine
Eiersammlung im Schloss. Kindgerecht wird so ein kleiner Eindruck vom
Leben im 16. Jahrhundert vermittelt und das Schloss Rheydt gemeinsam
erkundet. Die Führung ist für Kinder ab dem Vorschulalter.

Die Führung ist kostenlos. Nur der Eintritt ist zu zahlen. Treffpunkt
ist der Kassenraum von Schloss Rheydt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 1. April 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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THEATER/1408: Wertheim - "Wie die Buchstaben entstanden" am 5. April 2019


Stadt Wertheim

Kindertheater "Wie die Buchstaben entstanden"

Über die Freude am Malen, Lesen und Schreiben



Wertheim. Auf Einladung der Stadtbücherei gastiert das Kindertheater
Tom Teuer am Freitag, 5. April, um 15 Uhr im Saal des Kulturhauses. Es
spielt für Kinder ab vier Jahren das Stück "Wie die Buchstaben
entstanden". In der Geschichte des Dschungelbuchautors Rudyard Kipling
geht es um die Lust am Malen, die Faszination von Buchstaben und
Wörtern und um die Freude am Lesen und Schreiben.

Die Hauptfigur ist das Steinzeit-Mädchen Taffy. Sie ist voller
Überraschungsgedanken und malt gerne an Höhlenwände. Doch die
Erwachsenen deuten die Bilder immer falsch. So kommt sie auf die Idee,
Töne und Geräusche zu ihren Bildern zu malen. Taffy zeigt diese
Geräuschbilder ihrem Papa. Gemeinsam entdecken sie, dass mehrere
dieser Geräuschbilder - hintereinander gemalt - zu Worten werden. Auf
einer Forschungsreise entdeckt der Maler und Höhlenforscher Salvatore
Dal die Bilder und lüftet ihr Geheimnis.

Der Eintritt kostet vier Euro, Familienpassinhaber erhalten eine
Ermäßigung. Die Karten gibt es im Vorverkauf in der Stadtbücherei und
an der Tageskasse. Die Öffnungszeiten der Stadtbücherei sind: Montag
14 bis 18 Uhr, Dienstag 10 bis 18 Uhr, Donnerstag 11 bis 19 Uhr,
Freitag 11 bis 18 Uhr, Samstag 10 bis 12 Uhr.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 1. April 2019

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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AUSSTELLUNG/9634: Leer - "Malerisches Ostfriesland", 7.4. bis 31.5.2019


Landkreis Leer

Kunsthaus Leer zeigt seine Werke in Moormerland



Unter dem Titel "Malerisches Ostfriesland" stellt das Kunsthaus Leer
eine Auswahl seiner Bilder ab dem 7. April im Rathaus Moormerland vor.
Die Schau widmet sich der reizvollen Landschaft Ostfrieslands und
beinhaltet Gemälde, Zeichnungen sowie Druckgraphiken von Künstlerinnen
und Künstlern des 20. Jahrhunderts bis in die Gegenwart. Zu sehen sind
Landschaftseindrücke aus dem Binnenland ebenso wie die offene See,
Hafen- und Schiffsbilder, aber auch Dorf- und Stadtansichten. Die
Eröffnung der Ausstellung findet am Sonntag, den 7. April um 11.00
Uhr, im Rathaus Moormerland, Theodor-Heuss-Str. 12, 26802 Moormerland,
statt und kann während der Geschäftszeiten des Rathauses bis zum 31.
Mai besucht werden.

Kunsthaus Leer

Turnerweg 5

26789 Leer

Telefon: 0491 926-1531

Internet: www.kunsthaus-leer.de

E-Mail: info@kunsthaus-leer.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 25. März 2019

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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GEGENWIND/796: Vorbereitung läuft - Ausbildung für die Kampfdrohne G-Heron-TP 


Gegenwind Nr. 366, März 2019


Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

Vorbereitung läuft
Für die Kampfdrohne G-Heron-TP werden Drohnenpiloten und
Waffensystemoffiziere ausgebildet

von Siglinde Cüppers



Ende Januar hat die Ausbildung der ersten Bundeswehrsoldat*innen an
der Kampfdrohne G-Heron-TP begonnen, das ist die für Deutschland
gebaute Variante der israelischen Kampfdrohne Heron-TP. Insgesamt
sollen zwölf Teams ausgebildet werden. Ein Team besteht aus dem
Drohnenpiloten und einem Special Payload Operator. Beide agieren von
einer Bodenstation aus, die sich bis zu 400 km vom Einsatzort der
Drohne entfernt am Boden befindet.



Der Drohnenpilot kann den zuvor einprogrammierten Kurs der Drohne
korrigieren, sie auch am Computer manuell steuern. Der Special Paybad
Operator ist der Nutzlastbediener. Er ist für den Einsatz der Sensorik
und der Bewaffnung zuständig. Er hat also die Aufgaben eines
Waffensystemoffizieres im Kampfflugzeug, steht in permanenter
Verbindung mit dem Drohnenpilot und mit den Nutzern, die Informationen
über die Sensorik der Drohne bekommen. Die Ausbildung dauert zwei
Monate.

Fünf Drohnen des Typs G-Heron-TP können zwei Einsatzgebiete
gleichzeitig bedienen.

Die G-Heron-TP verfügt im Vergleich mit der Heron 1 über eine
verbesserte Sensorik mit Elektrooptik- und Infrarot-Sensoren. Auch
Zielbeleuchtungen werden montiert. Damit sind Systeme gemeint, mit
denen Ziele per Laser markiert werden, um sie dann mit anderen
Kampfflugzeugen, Drohnen oder Kampfhubschraubern zu bombardieren.

Die G-Heron-TP kann deutlich länger in der Luft bleiben, so dass ihre
Einsatzmöglichkeiten etwa doppelt so lang sind wie die der Heron 1.
Ihre Flughöhe liegt bei 12.000 Metern.


Drohnenpilot kann jede(r)?

Künftige Drohnenpiloten benötigen keine körperlichen Voraussetzungen
für die Flugtauglichkeit. Sie bekommen nicht mehr die umfangreiche
fliegerische Ausbildung wie Piloten für ein Flugzeug oder einen
Hubschrauber. Bisher ist die Lizenz für die Steuerung unbemannter
Flugsysteme eine zusätzliche Qualifikation der Piloten der Luftwaffe
gewesen. Ohne die vorherige Qualifikation als Pilot für bemannte
Luftfahrzeuge konnte kein Pilot Drohnen steuern und Drohnen-Pilot
werden.

Nun sollen die Drohnenpiloten ausschließlich den Einsatz der
unbemannten Systeme unter allen Sichtbedingungen lernen. Sie werden
ausschließlich am Boden für unbemannte Luftsysteme eingesetzt. Der
RPA-Pilot (RPA = Remotely piloted Aircraft = ferngesteuertes Flugzeug,
also Drohne) ist ein neues Aufgabenfeld im Berufsbild Fliegerischer
Dienst in der Luftwaffe. Die ersten Anwärter für die Ausbildung sind
bereits angekommen. Dafür nimmt man die Bewerber, deren Fitness und
Gesundheit für die Flugtauglichkeit nicht reicht.

Und das ist das neue: Bisher ist die Lizenz für die unbemannten
Systeme eine Zusatzqualifikation für Piloten, die ihren Schein für
einen Kampfjet, ein Transportflugzeug oder einen Hubschrauber gemacht
haben. Ohne diese vorherige Qualifikation in der bemannten
militärischen Luftfahrt wurde bisher bei der Bundeswehr kein Soldat
RPA-Pilot.

Dazu Stimmen aus der Bundeswehr selbst: "Wenn ich das richtig sehe,
folgt die Luftwaffe damit dem Weg anderer Streitkräfte, die schon
länger ihre Drohnen von Piloten steuern lassen, die eben nicht aus der
klassischen bemannten Fliegerei kommen."

"Scheint psychisch nicht ganz einfach zu sein, zum Dienst zu gehen,
dann im Einsatzland einen Auftrag zu erfüllen (neutral formuliert) um
im Anschluss wieder zur Familie zurückzukehren, in dem Wissen, das es
morgen genauso ablaufen wird."

"Am Ende ist es nunmal so, dass man ein gut 1 Tonne schweres
Luftfahrzeug durch Luftraum bewegt, in dem sich auch andere
Luftraumnutzer befinden. Und dazu sollte man eben das nötige
Verständnis eines "echten" Piloten aufweisen. Nur weil Autos heute von
alleine einparken können und einen Bremsassistenten haben, heisst das
ja nicht, dass man keinen Führerschein mehr braucht."


Planungen für die Bewaffnung der G-Heron-TP haben
begonnen

Die Voraussetzungen für die Aufnahme und Steuerung von Waffen ist bei
der Kampfdrohne G-Heron-TP bereits vorhanden und wird wie jedes neue
bundesdeutsche Waffensystem auf Funktionsfähigkeit und Sicherheit
getestet. Diese Tests ergeben nur dann einen Sinn, wenn die Drohne
auch bewaffnet zum Einsatz kommt.

Vertraglich sind bereits konkrete Schritte für die Bewaffnung
festgeschrieben, die Anpassung und der Einbau der Munition für die
G-Heron-TP.

Vertraglich geregelt ist auch die taktische Ausbildung der
Bundeswehrsoldat*innen an dem bewaffneten System, die Ausbildung des
Special Payload Operator, das ist der Waffensystemoffizier, der die
Waffen der Drohnen steuert. Es werden auch bereits konkrete
Anforderungen vom Bundesverteidigungsministerium formuliert: Die
Bewaffnung soll multifunktional sein, d.h. es sollen mehrere
Waffensysteme gleichzeitig befördert werden, gezielter Beschuss und
Flächenbeschuss soll möglich sein. Die Heron G-TP kann eine Nutzlast
von 2,7 Tonnen mit sich führen, darunter Raketen und Lenkbomben. Die
G-Heron-TP müsse in der Lage sein, die "identifizierten Bodenziele vom
RPA mit der mitgeführte Munition zu bekämpfen". Demnach soll die
Drohne mit "angetriebenen und nicht angetriebenen
LuftBoden-Effektoren" behängt werden. "Angetriebene" sind Cruise
missiles und Raketen, "nicht angetriebene" sind Bomben, die lenkbar
sind oder nur der Schwerkraft folgen. Außerdem müsse die G-Heron-TP in
der Lage sein, "mindestens einmal am Tag die präzise Bekämpfung von
mindestens zwei leicht gepanzerten oder ungepanzerten Fahrzeugen oder
weichen Zielen (damit sind Menschen gemeint) nacheinander in einer
Mission leisten zu können".

Vertraglich beschrieben ist auch eine "eventuell erforderliche
Modifikation von Präzisionsmunition, um den Bestimmungen der
Bundeswehr zu entsprechen".

Für die Herstellung der technischen Bewaffnungsfähigkeit hat das
Bundesverteidigungsministerium bereits 51 Millionen US-$ veranschlagt.
Die Anschaffung der Präzisionsraketen kostet dann extra. Dabei hat das
Parlament die Bewaffnung der G-Heron-TP noch gar nicht beschlossen.
Das Bundesverteidigungsministerium formuliert auch bereits, dass der
Drohnenpilot die Entscheidung im Einsatz vor Ort treffen soll, welche
Munition er einsetzt. Die geplanten Einsatzgebiete sind Mali und
Afghanistan.



Weitere Informationen im Kurzbeitrag von Report Mainz:

https://www.swr.de/report/drohnen-fuer-die-bundeswehr-bewaffnung-offensichtlich-konkreter-geplant-als-bisher-bekannt/-/id233454/ did=22515512/nid=233454/zzkpbo/index.html
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GLEICHHEIT/6845: Kommunalwahlen in der Türkei - AKP behält die Mehrheit, verliert aber in den Großstädten


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Kommunalwahlen in der Türkei:

AKP behält die Mehrheit, verliert aber in den Großstädten

Von Alex Lantier und Ulas Atesçi

2. April 2019



Am Sonntag fanden in der Türkei Kommunalwahlen statt. Die "Volksallianz"
aus der amtierenden Partei für Gerechtigkeit und Aufschwung (AKP) und der
rechtsextremen Partei der Nationalistischen Bewegung (MHP) konnte mit 52
Prozent der Stimmen nur knapp ihre Mehrheit verteidigen.

Obwohl in der Arbeiterklasse die Wut über die Wirtschaftskrise wächst,
konnte das rivalisierende Parteienbündnis "Nationalallianz" aus der
Republikanischen Volkspartei (CHP) und der rechtsextremen Guten Partei
(IYI), die von der kurdisch-nationalistischen Demokratischen Partei der
Völker (HDP) unterstützt wird, zusammen nur 42 Prozent der Stimmen
gewinnen. Dass sich die Nationalallianz gleichzeitig in mehreren
Großstädten durchsetzen konnte, wird den Konflikt innerhalb des
Staatsapparates verschärfen.

Klar ersichtlich ist jedoch, dass die Unzufriedenheit der Arbeiter mit der
AKP-Regierung von Präsident Recep Tayyip Erdogan innerhalb des bestehenden
politischen Rahmens keinen bedeutenden Ausdruck finden kann.

In Istanbul, der größten Stadt der Türkei, lag der Kandidat der
Volksallianz Binali Yildirim (AKP) offiziell zunächst mit 4.000 Stimmen vor
dem CHP-Kandidaten Ekrem Imamoglu; insgesamt wurden 8,4 Millionen Stimmen
abgegeben. Nachdem Yildirim sich zum Sieger erklärt hatte, bezeichnete
Imamoglu das Wahlergebnis öffentlich als "Manipulation" und deutete an, er
werde Einspruch dagegen erheben.

Nachdem Yildirims Vorsprung am Sonntagabend auf nur 4.000 Stimmen gesunken
war, veröffentlichte der Hohe Wahlausschuss (YSK) zeitweilig keine
Aktualisierungen der Wahlergebnisse für Istanbul mehr. Funktionäre der CHP
und der HDP behaupteten außerdem, der YSK habe am Sonntagabend fast eine
Stunde lang keine Wahlergebnisse herausgegeben. Sie stellten die Gültigkeit
der Ergebnisse ebenso in Frage wie die Behauptung des YSK, es habe sich um
eine "technische Störung" gehandelt.

Am Montagvormittag erklärte YSK-Chef Sadi Güven, die Ergebnisse von 84
Wahlurnen seien aufgrund "diverser Einsprüche" noch nicht ins System
eingespeist worden. Nach jetzigem Stand habe Imamoglu mit insgesamt
4.159.650 Stimmen knapp 28.000 Stimmen mehr erhalten als Yildirim mit
4.131.761. "Aber die Auswertung geht weiter", so Güven. Imamoglu erklärte,
er habe 25.158 mehr Stimmen als Yildirim erhalten habe. Das zeige die
Datenbank der CHP.

In Ankara setzte sich der CHP-Kandidat Mansur Yavas mit 50,6 Prozent der
drei Millionen abgegebenen Stimmen durch. Die CHP verteidigte außerdem ihre
Hochburg Izmir, in der sie 58,1 Prozent der zwei Millionen abgegebenen
Stimmen erhielt. In Bursa setzte sich der AKP-Kandidat Alinur Aktas mit
49,5 Prozent der 1,6 Millionen Stimmen durch. Kandidaten der CHP gewannen
zudem in den Städten Antalya und Adana mit 50,8 bzw. 53 Prozent der
Stimmen.

Im mehrheitlich kurdischen Südosten des Landes gewann der HDP-Kandidat
Adnan Selçuk Mizrakli in der größten Stadt Diyarbakir mit 58 Prozent der
Stimmen. Allerdings verlor die HDP die Wahlen in mehreren kleineren Städten
der Region, teilweise an Bürgermeister, die während des undemokratischen
Durchgreifens der AKP in den Kurdengebieten von der Erdogan-Regierung als
"Treuhänder" eingesetzt worden waren. In einer Kleinstadt setzte sich ein
Kandidat der stalinistischen Kommunistischen Partei der Türkei durch.

Die HDP behauptet, es habe in der Stadt Sirnak Wahlbetrug gegeben. Bei der
letzten Wahl erhielt sie dort 59,6 Prozent der Stimmen, diesmal erhielt die
AKP jedoch 61,9 Prozent. Die HDP erklärte: "Seit im Januar offiziell die
Wahlberechtigten in allen Stadtvierteln bekanntgegeben worden waren, wurden
massiv Militär und Sicherheitskräfte in die Stadt verlegt." Weiter hieß es:
"Unsere Versuche, diese Aktionen rückgängig zu machen, wurden abgelehnt.
Das ist eine Gefahr für die Demokratie und ein Putsch gegen die Stadt
Sirnak."

Nach Bekanntgabe der Ergebnisse bezeichnete Erdogan die Wahl in einer Rede
als Sieg für die AKP: "Die Türkei hat bei der Kommunalwahl am 31. März
demokratische Reife bewiesen [...] Die AKP hat überlegen gesiegt, so wie
sie es seit ihrem ersten Wahlsieg am 3. November 2002 immer getan hat."

Nach der Wahl plant Erdogan eine Verschärfung seines Austeritäts- und
Kriegskurses. Er wies darauf hin, dass erst in fast fünf Jahren wieder
Wahlen in der Türkei stattfinden werden, und propagierte seinen "sehr
soliden Reformplan" für die Wirtschaft: "Wir, als die Türkei, werden unser
leistungsstarkes Wirtschaftsprogramm in Übereinstimmung mit unseren Zielen
und ohne Zugeständnisse an die Regeln der freien Marktwirtschaft
durchsetzen. [...] Wir haben jetzt viel Zeit, kompromisslos
Wirtschaftsreformen durchzusetzen, um eine große und starke Türkei
aufzubauen."

Zuvor hatte der wichtigste Unternehmerverband der Türkei, die TUSIAD, in
einer Stellungnahme erklärt: "Die straffere Geld- und Finanzpolitik, die im
Neuen Wirtschaftsprogramm der Regierung vom 20. September 2018 angekündigt
wurde, sollte umgesetzt werden [...] Nur eine umfassende ökonomische
Herangehensweise, die sich an den Prinzipien des freien Marktes orientiert,
die die Unabhängigkeit und Transparenz der Regulierungsbehörden stärkt,
durch Strukturreformen die Wettbewerbsfähigkeit stärkt und wirtschaftliche
Schwäche verringert, kann erfolgreich sein."

Erdogan hat außerdem angedeutet, er wolle die Militäroperationen gegen
kurdische Kräfte im benachbarten Syrien verstärken. Die türkische
Bourgeoisie befürchtet, dass die von den USA unterstützten kurdischen
Milizen einen unabhängigen kurdischen Staat errichten und Unterstützung von
Kurden in der Türkei erhalten könnten. Am Samstag drohte Erdogan: "Unsere
erste Aufgabe nach der Wahl wird es sein, die Syrien-Frage möglichst auf
dem Schlachtfeld und nicht am Verhandlungstisch zu lösen."

Dass die AKP eine knappe Mehrheit der Wähler für sich gewinnen konnte,
verdeutlicht nicht nur den Bankrott der CHP, sondern auch den der HDP und
der zahlreichen kleinbürgerlichen pseudolinken Organisationen, die sich
begeistert der CHP-geführten Nationalallianz angeschlossen haben.

Der Vorsitzende der Partei der Freiheit und Solidarität (ÖDP), Alper Tas,
der mit Unterstützung der CHP und der rechtsextremen Guten Partei im
Istanbuler Stadtteil Beyoglu antrat, erlitt eine Niederlage.

Die breite Masse der türkischen Arbeiter misstraut der CHP und ihren
Verbündeten zutiefst. Sie ist nicht nur die traditionelle Partei des
türkischen Militärs, das im 20. Jahrhundert mit Unterstützung der Nato drei
blutige Putsche durchgeführt hat, sondern sie hat auch keinerlei Kritik an
der Rolle Washingtons und Berlins bei dem gescheiterten Putsch gegen
Erdogan im Jahr 2016 geübt. Die CHP unterstützte Erdogans Rolle im 
Nato-Stellvertreterkrieg in Syrien, und vor der Machtübernahme der AKP im Jahr
2002 hatte sie sich in der Regierung bereits zur Partei der Austerität
entwickelt.

Dass sich die HDP und eine ganze Reihe von pseudolinken Parteien wie die
ÖDP hinter die CHP stellen, verdeutlicht nur, dass diese Parteien der
arbeitenden Bevölkerung selber nichts anzubieten haben.

Sie konnten nicht von der wachsenden Unzufriedenheit über die
Wirtschaftskrise profitieren, durch die die Inflation in die Höhe
geschossen und die Arbeitslosenquote auf 13,5 Prozent (bzw. fast 25 Prozent
unter Jugendlichen) gestiegen ist. Ebenso wenig konnte sie von der tief
verwurzelten Ablehnung der türkischen Bevölkerung gegenüber der Nato und
den imperialistischen Kriegen profitieren.

Diese Unzufriedenheit geht so tief, dass Teile von Erdogans eigener AKP
unter Führung des ehemaligen Ministerpräsidenten Ahmet Davutoglu während
des Wahlkampfs an einem Punkt öffentlich darüber diskutierten, Erdogan
fallenzulassen und ihre eigene Partei zu gründen.

Nach der Wahl und nachdem die CHP und ihre Verbündeten kein Kapital aus der
Unzufriedenheit mit der AKP schlagen konnten, haben sich diese Kräfte
jedoch wieder hinter Erdogan gestellt. Davutoglu erklärte am Sonntagabend
auf Twitter seine Unterstützung für Erdogan. Er feierte die Stimmen der
"Millionen junger und alter Bürger" und erklärte, es sei die "Pflicht"
aller Bewohner der Türkei, die nationale Einheit zu wahren und "unseren Weg
zu unserer gemeinsamen Bestimmung mit festen Schritten fortzusetzen".

Genau wie die Aufstände in Ägypten und Tunesien im Jahr 2011 und die
derzeitigen Massenproteste für den Sturz des Militärregimes in Algerien
zeigt dieses Wahlergebnis, dass ein effektiver Widerstand nur von der
Arbeiterklasse kommen wird, in einem Aufstand gegen das ganze politische
Establishment.

 * 
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LICHTBLICK/239: Nähe und Distanz im Justizvollzug


der lichtblick - Gefangenenzeitung der JVA Berlin-Tegel

Heft Nr. 377 - 4/2018

Nähe und Distanz im Justizvollzug

Das sind die Oberbegriffe, die der Justiz erklären wollen, wie die Menschen
im Vollzug miteinander zu tun haben. Nähe und Distanz ist aber auch zu
einem Seismografen für das Anstaltsklima geworden.



Ein humaner und an Wiedereingliederung orientierter Vollzug
kann nicht auf zwischenmenschliche Kälte aufbauen und
ein bestimmtes Maß an Vertrauen und Öffnung verlangen.
Aber klar ist ebenfalls, dass bei Grenzüberschreitungen die
Gefahr besteht, dass die Rollenklarheit verloren gehen kann.

Im Forum Strafvollzug war "Nähe und Distanz" das
Hauptthema, das man sich auf die Fahne schrieb. Grund
genug für den lichtblick sich der Thematik, vornehmlich
aus dem Blickwinkel der Inhaftierten, anzunehmen und sich
unter allen Beteiligten umzuhören. Die Redaktion hat sich mit
der professionellen Ausgestaltung und der Arbeitsbeziehung
zu den Gefangenen auseinandergesetzt und viele Interviews
mit Insassen zu diesem Problem geführt. Es lag uns fern den
Bediensteten ein Zeugnis auszustellen oder irgendwelche
Verhaltensregeln nahe zu bringen, aber sicherlich spielen
eine gereifte Persönlichkeit und Achtung gegenüber dem
Inhaftierten eine wichtige Rolle bei dieser Thematik.

Insbesondere bei der sozialen Arbeit ist zu klären, ob das
richtige Maß zwischen den Bezugspersonen gefunden
werden kann und hierbei sind die Gruppenleiter genauso
gemeint wie der allgemeine Vollzugsdienst (AVD), denn
beide Berufsgruppen sind sehr nah an den Inhaftierten.
Ist zuviel Nähe vorhanden, leidet natürlich die Distanz
darunter. Ein Zuviel an Distanz zeigt sich bei Phänomenen,
wie Gleichgültigkeit und Desinteresse gegenüber den
Insassen. Selbstverständlich sind die Bediensteten im
AVD dabei besonderen Herausforderungen ausgesetzt und
angesichts der Sicherheitsrisiken müssen sie sehen, dass ihre
Steuerungsfähigkeit nicht verloren geht. Auf gut deutsch:
Sich nicht die Butter vom Brot nehmen lassen, damit der
Vollzugsalltag reibungslos abläuft.

Nähe wird immer mit Argwohn betrachtet. Wie aber steht es
mit dem Bediensteten, der mit den Inhaftierten Tischtennis
spielt? Wir meinen ein Paradebeispiel für ein gelungenes
Miteinander. Andere mögen das vielleicht differenzierter
sehen. Gerade im Vollzug ist es schwierig, die Balance
zwischen Nähe und Distanz zu finden. Eines der Werkzeuge
hierbei sind: Vertrauen. Das führt natürlich unweigerlich
zu der These: Kann man einen straffälligen Menschen
überhaupt vertrauen? Ein Grundmisstrauen gegenüber
Gefangenen erschwert aber die Entwicklung notwendiger
und angemessener Nähe. Mitunter bedarf es auch einer
gestandenen Persönlichkeit und eines gewissen Mutes des
Beamten, sich auf den Inhaftierten einzulassen. Leichter
zu handhaben ist dagegen einen aggressiven Insassen mit
Verweigerungspotenzial "zu bändigen". Die naheliegende
Lösung wird in "Einschluss bis Klärung" münden und
gut ist. Sicherlich haben auch einige Bedienstete schlechte
Erfahrungen gemacht und aufgrund dessen verhalten sie sich
sehr zugeknöpft und ausweichend.

Schwierige soziale Situationen, die konfliktbehaftet sind (z.B. Tod eines
Angehörigen) erfordern aber eine ganz andere Art der Zuwendung beim
Gefangenen. Häufig wird Nähe als Gutmütigkeit oder persönliche Schwäche des
Bediensteten ausgelegt, die im Einzelfall oftmals nicht begründet ist. Auf
der anderen Seite entstehen bei den stark reglementierten Abläufen in einer
Anstalt, auch Verstöße gegen die Hausordnung, die dann wiederum konsequent
mit Disziplinarmaßnahmen verfolgt werden. Folglich ergeben sich Fehler
aufgrund von individuellen Versagens bei den Beamten, die versuchen keine
"beweisbaren Fehler" zu machen, damit die nächste Beförderung nicht in
Gefahr gerät. Hieraus könnte der Insasse jetzt ableiten, dass sich die
Beamten permanent auf dünnem Eis bewegen und sich gar nichts mehr trauen.

Jede Kleinigkeit wird zu einem vollzuglichen Wagnis. Alles scheint
durchgetaktet und vorausschaubar. Jetzt greift wieder der alte
Knacki-Satz:

"Ich bin ja nur eine Buch-Nr. mehr nicht".



Sicherheit ist zu einem zentralen Tagesordnungspunkt von Politik und Alltag
geworden. Mit dem Argument "Sicherheit" kann heute scheinbar alles
legitimiert werden, egal wie absurd die Dinge auch sein mögen. So wird bei
Durchsagen in Zügen das Rauchverbot manchmal mit "Sicherheit" begründet,
ganz so, als seien früher Waggons reihenweise in Flammen aufgegangen, weil
geraucht wurde. Sicherheit erscheint alternativlos und niemand kann für
Unsicherheit sein. In einem Gefängnis hat die ganze Sache noch einen
speziellen Charakter, denn die Verantwortlichen haben jederzeit die
Sicherheitsaspekte im Blickwinkel und handeln dementsprechend.

Zurück zum Schwerpunktthema "Nähe und Distanz" und welche Auswirkungen sie
auf den jeweiligen Inhaftierten und letztlich auf seine Behandlung im
Vollzug haben. Experten meinen hierzu, dass die helfende Arbeit mit
Menschen ohne Beziehungswagnis, keine positive Verhaltensänderung
ermöglicht. Die gegenseitige Beziehungsgestaltung hält bei den verdichteten
Lebensverhältnissen im Knast auch Risiken parat.

Für diese Risiken (Manipulations- Erpressungsversuche, Bedrohungen und auch
Gewaltausübung) und Beziehungswagnisse gibt es keine Alternativen und keine
Rezepte. Insofern ist der entsprechende Umgang mit Unsicherheiten, Ängsten
und Zweifeln in der Beziehungsgestaltung nicht als Ausnahme, sondern als
charakteristisch anzusehen. Die gegenseitige Kultur der Wertschätzung bei
der notwendigen Kontaktaufnahme zum Inhaftierten erfordert eine gute
Ausgewogenheit, die die Bediensteten sich mit vielen Dienstjahren erwerben.
Man könnte sich aber auch gegenseitig kollegial auf Missstände aufmerksam
machen, und eigenes Fehlverhalten ohne Scheu offen ansprechen, damit eine
sogenannte Risikoanalyse zur Prävention umzusetzen ist. In allen Fällen ist
es wichtig, eine Regelmäßigkeit festzulegen, weil sich kein nachlässiger
Umgang mit diesem Thema einschleichen soll.

Wir gehen davon aus, dass die Anwärter*innen schon früh in ihrer Ausbildung
mit dem Thema "Nähe und Distanz" sensibilisiert werden, ihre eigenen
Erfahrungen machen, um die Bedeutung der eigenen Verhaltensweisen zu
stärken. Unsere weitreichenden Befürchtungen (gespeist aus vielen
Gesprächen) müssen wir an dieser Stelle nicht ausführen, aber die
"Metamorphose zum Robocop" ist latent vorhanden. So können langjährig
Inhaftierte ein Lied davon singen, wenn einstmals hoffnungsvolle und
ausgeglichene Bedienstete sich von Kollegen vereinnahmen lassen und dann
einen "stringenten Kurs" fahren.

Der Teamzusammenhalt wird sicherlich nicht bröckeln, wenn ein angemessener
und freundlicher Ton an den Tag gelegt wird. Teilweise besteht das Gefühl,
dass ein gewisser Verhaltenskodex vom Vorgesetzten erwartet wird. Das ist
schade, denn es drückt auf die Stimmung, wenn die Wahrnehmungen und
Vorstellungen vom Vollzugsalltag, so unterschiedlich sind. Dabei sind die
Parameter für ein gedeihliches Klima sehr überschaubar und begreiflich.
Unwiderlegbar ist hierbei ein gutes Gespür für die richtigen Worte - gilt
für Bedienstete und Inhaftierte - dennoch sollte aber auch bedacht werden,
dass nicht jeder Inhaftierte ein hohes Maß an Vertrauen hat. Motto:

Wem erzähle ich was und wie kommt es an.



In einer geschlossenen Einheit wie dem Gefängnis besteht die Gefahr, dass
sich Grenzen verschieben oder sich die Distanz auflöst. Wenn von einer
Auflösung der Distanz gesprochen wird, denkt man sofort an herausragende
Fälle, wie z.B. organisierter Handyschmuggel oder andere Gefälligkeiten
(z.B. sexuelle Verhältnisse). Wie viel Nähe ist notwendig, um einen
begegnungsorientierten Vollzug zu realisieren und andererseits wie viel
Distanz ist erforderlich, um sicherheitsrelevante Maßnahmen durchzuführen
und nicht angreifbar zu sein und den Respekt der Gefangenen nicht zu
verlieren.

Es gibt genügend Beispiele in anderen Berufen, wo bewusst eine Nähe
aufgebaut wird. Erzieher/Kinder, Lehrer/Schüler, Therapeut/Klient,
Journalist/Politiker sind nur ein paar Verhältnisse, aber der Vollzug ist
ein besonders schwieriges Arbeitsumfeld für die Alltagskommunikation und
zur Vermeidung von Missverständnissen. Eben noch ein "hübscher Plausch" in
der Stationsküche und am nächsten Tag die Kontrollfunktion mit der
Haftraumdurchsuchung. Das ist normaler Haftalltag, so wie wir ihn kennen.

Bei Beziehungen in Zwangsbedingungen sind die persönlichen Spielräume sehr
eingeschränkt, denn es ist ein großer Unterschied zwischen einer vertrauten
Person aus dem persönlichen Umfeld oder dem professionellen
Interaktionspartner im Vollzug. Es ist schwierig in dieser vollzuglichen
Situation einen Gesprächspartner zu finden, der keine Erwartungen an einen
heranträgt. Dem Inhaftierten wurde der komplette Alltag, fast der gesamte
Besitz und viele Beziehungen für Jahre entzogen. Faktisch ist häufig vieles
davon für immer verloren. Damit muss er erstmal klar kommen. Aber für die
Chance auf einen Neubeginn nach Verbüßung der Strafe sind das keine guten
Voraussetzungen.

Fazit: Eine Definition von "Nähe und Distanz" kann es nicht geben, denn als
Mensch, der mit Menschen arbeitet, wird man niemals auf dieselbe Situation
treffen und immer vor neuen Anforderungen stehen. Eine zu große Nähe baut
sich meistens schleichend auf und trübt den Blick für das Wesentliche.
Professionalität bedeutet zwingend ein ausgewogenes Nähe-Distanz-Verhältnis
zu allen Inhaftierten, damit die Vorbildfunktion erhalten bleibt.

Der Vollzug als Raum, in dem Leben stattfindet, kann schon mächtig dunkel
sein. Trotzdem muss ich keine Nahtoderfahrung gemacht haben, um mich
halbwegs trittsicher in der Welt zu bewegen. Konstruktive Diskussionen
zwischen Bediensteten und Inhaftierten sollten immer im Vordergrund stehen,
damit das Klima nicht frostig wird. Jeder kann dazu beitragen, denn es ist
unser beidseitiger, temporärer Lebensraum.

N. K.

 * 
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2361: Die Märzstreiks 1919


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 3 · März 2019

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Die Märzstreiks 1919

Räte als Organe der Aktionseinheit

von Manuel Kellner



Die Niederschlagung der Massenbewegung im Januar und die Ermordung
von Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht in Berlin waren nicht das Ende
der deutschen Revolution. Auch im Februar gab es in vielen Städten
Streiks und Widerstand gegen die gewaltsamen Versuche von Freikorps
und Reichswehr, die Räte zu beseitigen.


Im März spielten sich vielerorts besonders viele Massenstreiks
ab, auch in Berlin, und dabei stand die Forderung nach
Vergesellschaftung des Bergbaus und der Schlüsselindustrien im
Mittelpunkt. Die Vergesellschaftungsfrage war eng mit der Verteidigung
des Rätesystems verbunden, denn die Betriebsräte sollten der
Ausgangspunkt für eine demokratische Kontrolle und Selbstverwaltung
der Betriebe werden.

Ganz überwiegend stellten die in diesen Bewegungen aktiven linken
Kräfte die Forderung nach dem Sturz der Regierung Ebert-Scheidemann
nicht mehr in den Mittelpunkt. Sie wussten, dass das einem großen Teil
der Lohnabhängigen trotz der von der SPD-Spitze verantworteten,
brutalen Repression nicht vermittelbar war. Am 19. Januar hatten die
Wahlen zur Nationalversammlung stattgefunden. KPD und die äußerste
Linke der USPD waren dagegen gewesen, sie wollten alle Macht für die
Räte. Aber auch die USPD insgesamt wollte die Wahlen zumindest zu
einem späteren Zeitpunkt, um den Arbeiter- und Soldatenräten Zeit zu
geben, sich zu konsolidieren.

Während SPD und USPD in den Räten oft etwa gleich starken Rückhalt
hatten - in einigen Städten und Regionen war die USPD sogar die
stärkste Kraft - ergaben die Parlamentswahlen ein ganz anderes Bild:
Die SPD wurde mit 37,9 Prozent die stärkste Kraft, die USPD mit 7,6
Prozent abgeschlagen. Die KPD hatte sich dafür entschieden, die Wahlen
zu boykottieren. Die katholische Zentrumspartei (als CVP angetreten,
da sie vorübergehend mit der Idee spielte, eine überkonfessionelle
christliche Partei zu werden) wurde mit 19,7 Prozent zweitstärkste
Kraft, die eher linksliberale DDP erhielt 18,5 Prozent der Stimmen.
Das waren dann mit der SPD die drei Hauptparteien der sogenannten
"Weimarer Koalition", wobei die DDP im Wahlkampf ihre Rolle als
"Hüterin des Privateigentums" betont hatte. Eine Koalition mit der
USPD wäre auch möglich gewesen - aber das wollte die SPD selbstredend
nicht.


Parlamentswahlen

Wie so oft spiegelten diese Wahlen, bei denen fast 37 Millionen als
Einzelpersonen zur Wahlurne gehen durften - und die Wahlbeteiligung
war hoch, das Klassenwahlrecht war abgeschafft, und die Frauen nahmen
ihr neues Wahlrecht in großer Zahl wahr - die wirklichen
Kräfteverhältnisse nur verzerrt wieder. Da wo die Lohnabhängigen in
kollektiver Aktion ihre eigenen Organe wählten und kontrollierten und
den Unterdrückungsmaßnahmen der Ebert und Noske unmittelbar ausgesetzt
waren, sah die Sache anders aus. Da hatten die Kräfte der äußersten
Linken bedeutend mehr Einfluss. Die SPD erhielt bei dieser Wahl
besonders viele Stimmen aus ländlichen Regionen, womit die
Beschäftigten dort ihre Entwicklung nach links ausdrückten, wählten
sie doch häufig zum ersten (und oft auch zum letzten) Mal in ihrem
Leben eine "rote" Partei.

Und doch hatten diese Wahlen natürlich politisches Gewicht und
verliehen der SPD - die sich in Wirklichkeit zur Geisel der Reichswehr
und der rechtsextremen Freikorps-Führer gemacht hatte - in den Augen
vieler Beschäftigter eine erneuerte demokratische Legitimation und
moralische Autorität. Diese SPD hatte die Sozialisierung der Bergwerke
und der Schlüsselindustrien versprochen, und an sie und ihre
Abgeordneten richteten sich die Sozialisierungsforderungen der
Streikenden, soweit sie nicht die Räte selbst mit dieser Aufgabe
betrauen wollten. Doch die SPD-Führung hielt ihre Versprechen nicht
und dachte nicht im Traum daran, die Großindustrie zu
vergesellschaften. Im Notfall redete sie sich mit dem Verweis auf ihre
bürgerlichen Koalitionspartner heraus. Die sozialen Reformen blieben
Stückwerk und tasteten die ökonomischen und sozialen Grundlagen der
Klassenherrschaft des Kapitals nicht an.


Vergesellschaftung

In Berlin trat die Arbeiterschaft am 3. März in den Generalstreik, der
am 8. März offiziell beendet wurde, in manchen Betrieben aber noch bis
zum 10. März fortdauerte. Vorangegangen waren lebhafte Diskussionen in
den Betrieben, die dazu führten, dass die in der Roten Fahne
der KPD veröffentlichten Forderungen bedeutendes Gewicht erhielten und
auf der Vollversammlung der Arbeiterräte am 3. März - von Richard
Müller von den Revolutionären Obleuten en bloc zur Abstimmung gestellt
- nur vergleichsweise knapp abgelehnt wurden. Bei Enthaltung der
SPD-Delegierten verabschiedete eine Mehrheit die hier zusammengefasste
Forderungsstruktur und setzte dann den Vollzugsrat der Arbeiter- und
Soldatenräte als Streikleitung ein:

- "Anerkennung der A.- und S.-Räte... Freilassung aller politischen
Gefangenen... Aufhebung der Militärgerichtsbarkeit... Verhaftung aller
Personen, die an politischen Morden beteiligt waren... Bildung einer
revolutionären Arbeiterwehr... Auflösung der Freiwilligenverbände...
sofortige politische und wirtschaftliche Beziehungen mit der
Sowjetregierung..."

Und unter B "Wirtschaftliche Forderungen":

- "Die Arbeiterräte sind die berufene Vertretung der werktätigen
Bevölkerung. Sie haben die Aufgabe, die Neuordnung in Deutschland zu
sichern und auszubauen. Sie haben die Interessen der Arbeiter,
Angestellten und Beamten beider Geschlechter in Privatunternehmungen,
kommunalen und staatlichen Betrieben und eine eingehende Kontrolle der
Betriebe wahrzunehmen. Das Ziel ihrer Tätigkeit muss die schleunige
Sozialisierung des Wirtschafts- und Staatslebens sein... Die
Vollversammlung der Arbeiterräte in Verbindung mit den Soldatenräten
Großberlins ist die höchste Instanz für die Arbeiterräte und deren
Betätigung. Ihren Beschlüssen Geltung zu verschaffen, ist Pflicht der
werktätigen Bevölkerung."

Die Sozialisierungsforderung wurde in Hinblick auf die Großbetriebe
weiter detailliert und mit dem "entscheidenden Einfluss" der
Arbeiterräte auf "Produktions-, Lohn- und Arbeitsverhältnisse"
verbunden.

Unter dem Vorwand erfundener und in der Presse breitgetretener
"Gräueltaten" der Streikenden wurde auch diese Massenbewegung von der
losgelassenen Soldateska in Blut erstickt. Dabei starben nach
Schätzungen wieder über tausend Menschen.

Gleichwohl war dieser Generalstreik eine eindrucksvolle Leistung der
in Räten organisierten Arbeiterschaft gewesen, wobei die Räte trotz
aller Meinungsverschiedenheiten in ihren Reihen auch als Organ der
Aktionseinheit funktionierten. Ernst Däumig von der USPD unterstrich
dies in einer ersten Bilanz der Aktion bereits am 7. März: "Wir haben
es zustande gebracht, dass ein großer Massenstreik inszeniert worden
ist aufgrund einer Willenskundgebung einer Körperschaft, in der alle
Teile und politischen Richtungen der Arbeiterschaft vertreten sind.
Und dieses erste Schulbeispiel zeigt, wie wirksam das Rätesystem sein
kann und sein wird."


Probleme der Koordinierung

Die Berliner Arbeiterschaft war nicht isoliert. In so gut wie allen
Industrieregionen wurde im Februar und März 1919 gestreikt, wobei die
Bewegungen oft nacheinander aufflammten und wieder verebbten bzw. der
militärischen Unterdrückung zum Opfer fielen. Besonders ausgeprägten
Massencharakter hatten sie in den Bergbauregionen in Oberschlesien, im
Ruhrgebiet und in Mitteldeutschland. Die Vergesellschaftung des
Bergbaus und der Großindustrie stand dabei im Mittelpunkt, verbunden
mit dem Erhalt und dem Ausbau des bestehenden Rätesystems.

Diese Räte und teils auch die Kartelle der linken Parteien
organisierten die Streiks. Viele Mitglieder der SPD waren nicht
bereit, gegen die "eigene" Regierung zu kämpfen, wohl aber gegen die
Konterrevolution und für die Vergesellschaftung. Vor allem Mitglieder
der USPD-Linken bemühten sich um eine reichsweite Koordinierung der
regionalen Bewegungen. Das war verdienstvoll, aber unzureichend. Wenn
diese Bewegungen reichsweit von einer Streikleitung der Arbeiter- und
Soldatenräte koordiniert worden wären, dann hätten die
Kräfteverhältnisse wahrscheinlich gewendet, die brutale Repression
abgewehrt werden können. Dazu hätte es einer revolutionären Partei mit
bedeutend mehr Verankerung und Einfluss bedurft, als es die KPD damals
war.

Schon unmittelbar nach der Novemberrevolution hatten die Verbände des
Bremer Bürgertums ein Eingreifen der Reichswehr gegen die
Arbeiter- und Soldatenräte gefordert. Diese übernahmen am 10. Januar
formell die Macht. Noch war die Reichswehr nach den Januarkämpfen in
Berlin nicht wieder handlungsfähig genug. Die konterrevolutionäre
Drecksarbeit übernahmen schließlich gegen Ende Januar die Division
Gerstenberg der Reichswehr und das Freikorps Caspari. Am 3. Februar
wurde noch mit Vertretern der Räterepublik verhandelt, die
insbesondere die Arbeiter entwaffnen sollten, da hatte Noske schon den
Befehl gegeben loszuschlagen. Am 8. Februar wurde auch die
Räteregierung in Bremerhaven zerschlagen.

So wurde die Bremer Räterepublik bei nur geringfügiger Gegenwehr schon
niedergemacht, bevor sich die überregionale Massenstreikbewegung für
die Sozialisierung der Industrie und die Verteidigung und den Ausbau
der Rätemacht entwickeln konnte.

Zitate aus Axel Weipert: Die Zweite Revolution.

Rätebewegung in Berlin 1919/1920. Berlin 2015.
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MELDUNG/985: WDR veröffentlicht Zeitzeugen-App für ein weiteres Betriebssystem und bietet Schultouren an (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 2. April 2019

"Meine Geschichte darf nicht verloren gehen"

WDR veröffentlicht Zeitzeugen-App für ein weiteres Betriebssystem und
bietet Schultouren an



Immer weniger Überlebende des Zweiten Weltkriegs können authentisch
über die verheerenden Folgen des Nationalsozialismus berichten. Der
WDR will diese wichtigen Erfahrungen erhalten und Geschichte für
nachfolgende Generationen anschaulich machen. Nach dem erfolgreichen
Launch der App "WDR AR 1933-1945" für iOS-Geräte im Februar ist das
einzigartige Angebot nun auch auf weiteren Geräten verschiedener
Handyhersteller verfügbar. Damit können nun auch zahlreiche
Android-User die bewegenden Zeitzeugenberichte in Augmented Reality
über ihr Smartphone oder ihr Tablet erleben. Die Zeitzeugen werden
dabei wie Hologramme digital in die jeweilige Umgebung des Users
eingebettet.

Ein Team aus Dokumentarfilmern, Grafikern, Programmierern und
Redaktionsmitgliedern war an der Produktion der App beteiligt. Das
Verfahren wurde von der Hochschule Düsseldorf, Fachbereich Medien
"Mixed Reality und Visualisierung", sowie LAVAlabs, Studio für Visual
Effects, gemeinsam mit dem WDR, Redaktion Doku&Digital, entwickelt.

Seit Mitte Februar wurde die App bereits rund 140.000 Mal
heruntergeladen. Auch aus dem Bildungsbereich war die Resonanz enorm:
170 Schulen haben sich für Einführungen und Fortbildungen angemeldet.
In zwei Phasen wird die WDR-Redaktion Doku&Digital die Schulen
besuchen. Zunächst zwischen Mitte Juni und Mitte Juli sowie in einem
zweiten Durchgang im Herbst. Interessierte Schulen können sich auch
weiterhin an den WDR wenden.

Insgesamt drei Geschichten von Zeitzeuginnen aus Köln, London und St.
Petersburg wurden bislang produziert und sind bereits in der App
enthalten. Die weiteren werden in den kommenden Monaten nach und nach
veröffentlicht - darunter auch Gespräche mit zwei Freundinnen von Anne
Frank. Die beeindruckende technische Umsetzung und die erschütternden
Berichte, die bislang über die App abrufbar sind, haben zahlreiche
weitere Zeitzeugen bewogen, sich an den WDR zu wenden. "Bislang haben
sich weit über 100 Zeitzeuginnen und Zeitzeugen bei uns gemeldet",
sagt Projektmanagerin Dorothee Pitz. "Diese überwältigende Resonanz
hat uns darin bestätigt, die Erinnerungen für die Zukunft
wachzuhalten. Die Geschichten dieser Menschen dürfen nicht verloren
gehen."

Neben der App bereitet der WDR auf einer Online-Plattform die
Geschichten der Zeitzeugen auf. Mit "Kindheit im Krieg" vermitteln 120
Menschen ihre einschneidenden Erlebnisse aus verschiedenen Kriegen und
Zeitepochen. Sowohl Erfahrungen aus dem Zweiten Weltkrieg als auch
persönliche Berichte aus aktuellen Krisengebieten wie Syrien oder
Afghanistan zeigen das Leid der Menschen, die als Kinder oder
Jugendliche unter Bomben und Beschuss zu leiden hatten.

Hinweis: Für folgende Android-Geräte wurde die App "WDR AR 1933-1945"
optimiert: Samsung Galaxy S8/S9 und Tab 4, Huawei P20, Google Pixel 2
& 3 sowie One Plus 5T.


WDR holt Zeitzeugen per Augmented-Reality-App digital ins
Klassenzimmer 

https://presse.wdr.de/plounge/wdr/programm/2019/02/20190218_zeitzeugen_ar_app.html

Making-of "WDR AR 1933-1945" 

https://presse.wdr.de/plounge/wdr/programm/2019/02/20190217_kriegskinder_making_of.html

Was? Wer? Wie? - Facts zur App 

https://presse.wdr.de/plounge/wdr/programm/2019/02/20190218_faktencheck_ar_app.html

Interview mit Maik Bialk, Leiter der WDR-Redaktion Doku&Digital.

https://presse.wdr.de/plounge/wdr/programm/2019/02/20190218_interview_maik_bilak.html

Weitere Informationen zur App unter 1933-1945AR.wdr.de 

https://www1.wdr.de/fernsehen/unterwegs-im-westen/ar-app/index.html
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PREIS/2230: Deutscher Kamerapreis 2019 ehrt Benedict Neuenfels (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 2. April 2019

DEUTSCHER KAMERAPREIS 2019 ehrt Benedict Neuenfels



Den Ehrenpreis des DEUTSCHEN KAMERAPREISES erhält in diesem Jahr
Benedict Neuenfels. Ausgezeichnet wird damit ein Bildgestalter, der
sich stets für die Anerkennung des hohen künstlerischen Einflusses
seines Berufsstandes einsetzt und sich durch ein Höchstmaß an
Kreativität und erzählerischen Mut auszeichnet. Den Begriff
"Kameramann" lehnt er selbst als zu kurzgegriffen und auf das rein
Technische beschränkt ab - vielmehr begreift er seine Rolle und die
seiner Kolleg*innen als die der "Mitautoren am Werk". "Wir sind
verantwortlich für alle Bereiche, für alle Elemente, aus denen ein
Bild zusammengesetzt wird", so Neuenfels in einem Interview mit dem
WDR.

Der "Director of Photography" hat zahlreiche Film- und
Fernsehproduktionen mit seiner Bildsprache geprägt - und ist für sein
kreatives Schaffen in den vergangenen Jahrzehnten mehrfach
ausgezeichnet worden. Dazu zählt etwa die filmische Dramatisierung des
größten Geldfälscherprojekts während des Nationalsozialismus "Die
Fälscher", das 2008 den Oscar als bester fremdsprachiger Film erhielt.
Ebenso wie das Werk "Homevideo" (Regie: Kilian Riedhof), das
Internetmobbing unter Teenagern thematisiert und unter anderem mit dem
Deutschen Fernsehpreis und dem Grimme-Preis prämiert wurde. Erst
kürzlich feierte Benedict Neuenfels weltweit großen Erfolg mit dem
Flüchtlingsdrama "Styx", für das er - neben anderen Auszeichnungen -
mit dem Bayerischen Filmpreis für die Bildgestaltung geehrt wurde. Für
diese Arbeit ist er aktuell auch für den "Deutschen Filmpreis"
nominiert.

"Benedict Neuenfels besitzt die Fähigkeit, Geschichten und Filmstoffen
unterschiedlichste Blickwinkel zu erschließen. Eine Bildsprache, die
sich manifestiert und unverstellt in seinen Bildern widerspiegelt.
Oftmals provozierend, emotional und auf jeden Fall stilbildend. Kein
Film ist wie der Andere, immer dem Drehbuch und der Geschichte im
Sinne eines 'visuellen Autoren' verpflichtet", lautet es in der
Begründung des Kuratoriums des DEUTSCHEN KAMERAPREISES. Zudem zeigt
sich das Gremium beeindruckt von seiner Erzählstärke, seinem Geschick,
technische Normen und Grenzen derweil aufzuheben und sich auf keine
einzelnen Genres festlegen zu lassen.

Als Sohn des Regisseurs Hans Neuenfels und der Schauspielerin
Elisabeth Trissenaar wurde Benedict Neuenfels 1966 in Bern/Schweiz
geboren und sammelte bereits am elterlichen Filmset erste
Berufserfahrung. Seine Lehrjahre absolvierte er bei Xaver
Schwarzenberger und Robby Müller. Später hat er mit vielen namhaften
Regisseur*innen zusammengearbeitet, beispielsweise mit Wim Wenders,
Stefan Ruzowitzky, Maria Schrader, seinem Vater Hans Neuenfels,
Dominik Graf und Wolfgang Fischer. Gleichzeitig arbeitet er als Dozent
an verschiedenen Filmhochschulen. Neuenfels ist beim DEUTSCHEN
KAMERAPREIS kein Unbekannter - er wird in diesem Jahr bereits zum
siebten Mal geehrt.

Mit dem Ehrenpreis des DEUTSCHEN KAMERAPREISES würdigt das Kuratorium
die Arbeit von Bildgestaltern, die über das Einzelwerk hinaus
kontinuierlich außerordentliche und richtungsweisende Leistungen
vollbringen. Zu den bisherigen Preisträgern gehören unter anderem
Michael Ballhaus, Gernot Roll, Elfi Mikesch, Judith Kaufmann, Renato
Berta, Slawomir Idziak, Pio Corradi, Jo Heim und Birgit Gudjonsdottir.

Die feierliche Preisverleihung zum 29. DEUTSCHEN KAMERAPREIS findet am
10. Mai 2019 im Tanzbrunnen in Köln unter der Federführung des
Westdeutschen Rundfunks statt. Nominiert sind 28 Kameraleute,
Filmeditorinnen und -editoren mit Produktionen aus den Kategorien
Kinospielfilm, Fernsehfilm/Serie, Kurzfilm, Journalistische
Kurzformate, Dokumentarfilm, Dokumentation und Nachwuchspreis.

Alle Nominierten für den diesjährigen DEUTSCHEN KAMERAPREIS finden Sie
unter http://www.deutscher-kamerapreis.de/
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MELDUNG/1870: Deutschlandfunk - "Kurze Strecken gehen Vögel auch zu Fuß", 3.4.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

"Kurze Strecken gehen Vögel auch zu Fuß"

Hausbesuch bei Erwin Grosche

Von Sabine Fringes

Querköpfe - Kabarett, Comedy & schräge Lieder

Mittwoch, 3. April 2019, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



"Den ungewöhnlichsten Kabarettisten Deutschlands" nannte ihn ein
Kritiker der Berliner Morgenpost. Wenn der Ostwestfale mit den
weitaufgerissenen Augen auf der Bühne am winzigen Toy-Piano sitzt und
von der überschätzten Wirklichkeit erzählt, dann bekommt auch der
Zuschauer große Augen und Ohren. Erwin Grosche ist ein Meister des
Absurden und Skurrilen - und dabei ein Poet und Philosoph, vielleicht
gar Mystiker. 1955 kam er auf die Welt, ob am 24. oder 25. November
ist bis heute nicht geklärt. Seit beinahe 46 Jahren erstaunt er sein
Publikum, 70 Bücher hat er geschrieben, für Erwachsene ebenso wie für
Kinder - und immer auch für das Kind im Erwachsenen. Für die
"Querköpfe" empfängt er Sabine Fringes in seinem geliebten Paderborn.

 * 

Quelle:
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MUSIK/2858: Deutschlandfunk - Der Dirigent, Pianist und Komponist André Previn (*1929), 4.4.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

"Ich bin verrückt nach meinem Beruf"

Der Dirigent, Pianist und Komponist André Previn (*1929)

Von Norbert Hornig

Historische Aufnahmen

Donnerstag, 4. April 2019, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Ein Musikerleben auf der Überholspur: Sir André Previn entwickelte
sich nach dem Zweiten Weltkrieg zu einem der kreativsten
US-amerikanischen Musiker, faszinierend vielseitig wirkte er als
Pianist, Dirigent und Komponist. Previn, der am 6. April seinen 90.
Geburtstag feiern kann, stammt aus einer deutschen Familie, die Ende
der 30er-Jahre in die USA emigriert war. Schon früh entdeckte er,
vorwiegend autodidaktisch, den Jazz. Nach 1945 startete das
Multitalent in Hollywood durch, als Komponist, Arrangeur und Dirigent
von Soundtracks. Schnell galt Previn als einer der brillantesten
Jazzmusiker der Vereinigten Staaten.

 * 
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PREIS/330: Bastian Brandau erhält Kurt-Magnus-Preis der ARD 2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 02.04.2019

Auszeichnung für Deutschlandradio-Landeskorrespondent

Bastian Brandau erhält Kurt-Magnus-Preis der ARD 2019



Deutschlandradio-Sachsenkorrespondent Bastian Brandau ist mit dem
Kurt-Magnus-Preis der ARD ausgezeichnet worden.

Brandau berichtet seit 2015 für die bundesweiten Programme
Deutschlandfunk, Deutschlandfunk Kultur und Deutschlandfunk Nova
sowohl über tagesaktuelle Themen als auch über wichtige Entwicklungen
zwischen Vogtland und Zittau. Die Jury lobte die große Bandbreite von
Brandaus Themen und seine Berichterstattung zu den Ereignissen in
Chemnitz im August und September 2018: "Was Bastian Brandaus Arbeiten
zu diesem Thema auszeichnet ist die - für einen Journalisten
eigentlich selbstverständliche und doch hier besonders spürbare -
Unvoreingenommenheit, mit der er sich der Thematik nähert. Er spricht
wirklich mit allen, die von den Krawallen, den rassistisch motivierten
Straftaten und den Ausschreitungen betroffen sind, den Opfern, den
Bürgern, die sich um die Zukunft ihrer Stadt Sorgen machen, den
Offiziellen, aber auch mit denen, die mehr oder weniger offen mit den
rechten gewaltbereiten Gruppierungen sympathisieren oder zumindest ein
gewisses Verständnis zeigen. Was die Jury aber noch mehr beeindruckt
hat, ist die Bandbreite der Themen seiner Beiträge, in denen Bastian
Brandau immer wieder zeigt, wie vielfältig, bunt und interessant
dieses Bundesland Sachsen auch sein kann."

Deutschlandradio-Programmdirektor Andreas-Peter Weber erklärte zur
Preisverleihung: "Bastian Brandau ist einer der jüngsten im Team
unserer Landeskorrespondentinnen und -korrespondenten. Der Kollege hat
Politikwissenschaft in Göttingen und Bologna studiert, danach im
Deutschlandradio volontiert. Seine Energie und Ausdauer und sein
nüchterner Blick zeichnen ihn aus. Kollege Brandau sagt von sich
selbst, er genieße die Vielfalt im Korrespondentenjob in einem
Bundesland, in dem man als Journalist ganz besonders gefordert ist.
Wir sind froh, dass er dort für unsere drei Programme im Einsatz ist."
Deutschlandfunk-Chefredakteurin Birgit Wentzien: "Offen, kritisch,
zugewandt - das ist Kollege Bastian Brandau in Sachsen. Dabei immer
unterwegs in seinem Bundesland mit dem Anspruch, Komplexes
verständlich zu erklären. Und das gelingt dem geborenen Niedersachsen
jeden Tag neu, wenn er Chemnitz als eine zerrissene Stadt porträtiert
oder mit Geflüchteten aus Syrien in Dresden zu deren Lieblingsorten
unterwegs ist."

Brandau studierte in Göttingen und Bologna und arbeitete bis 2013 am
Göttinger Institut für Demokratieforschung. Journalistische
Praxiserfahrungen sammelte der gebürtige Lüneburger unter anderem beim
Stadtradio Göttingen, der Neuen Presse Hannover und dem Westdeutschen
Rundfunk. Von 2014 bis 2015 absolvierte Brandau ein
Redaktionsvolontariat bei Deutschlandradio.

Der Kurt-Magnus-Preis der ARD wird in diesem Jahr zum 57. Mal vergeben
und ist mit insgesamt 21.000 Euro dotiert. Die Auszeichnung für junge
Journalistinnen und Journalisten der ARD-Rundfunkanstalten wurde 1962
zu Ehren des Rundfunkpioniers Kurt Magnus in dessen Todesjahr
gestiftet. Neben Brandau wurden in diesem Jahr Charlotte Grieser
(SWR), Henrike Möller (RBB) und Mona Ameziane (WDR) ausgezeichnet.

 * 
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TALK/1643: Deutschlandfunk - Lebensmittel retten mit Foodsharing und Co., 4.4.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Resteessen

Lebensmittel retten mit Foodsharing und Co.

Hörertel.: 0 08 00-44 64' 44 64

marktplatz@deutschlandfunk.de

Marktplatz

Donnerstag, 4. April 2019, 10.10 - 11.30 Uhr, Deutschlandfunk



55 Kilo Lebensmittel für die Tonne - so viel Essen schmeißt dem
Bundeslandwirtschaftsministerium zufolge jede und jeder Deutsche im
Jahr weg. Noch größere Verluste entstehen entlang der
Wertschöpfungskette - vom Produzenten bis hin zu Großverbrauchern wie
Gastronomie oder Betriebsküchen, behauptet die
Umweltschutzorganisation WWF. Dabei können Supermärkte und Gastronomie
Kartoffeln, Käse und Co. retten. Wie lässt sich Lebensmittelmüll
vermeiden? Über eine zweite Chance für Lebensmittel spricht Sina
Fröhndrich im "Marktplatz" - mit Essensrettern, Handelsvertretern und
Verbraucherschützern.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 26. März 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / MEINUNGEN





STANDPUNKT/035: Komplizen beim Putschversuch in Venezuela (V. Bräutigam, F. Klinkhammer)


Dr. Gniffkes Macht um acht

Komplizen beim Putschversuch in Venezuela

Die ARD-aktuell begleitet widerspruchs- und kritiklos die
völkerrechtswidrige Politik Washingtons und Berlins

Von Friedhelm Klinkhammer und Volker Bräutigam, 31. März 2019



Der Zulauf zur vielgestaltigen Bürgerbewegung, die sich "Hände weg
von Venezuela!" auf die Fahnen geschrieben hat, hält unvermindert an.
Empörung herrscht darüber, dass sich US-Präsident Trump mit seinem
"Russen raus aus Venezuela!" (1) ein weiteres Mal über das Völkerrecht
hinwegsetzt - auch die Androhung von Gewalt ist gemäß UN-Charta
unzulässig - und dass die Bundesregierung fortgesetzt dabei
assistiert. (2) Dass die Redaktion ARD-aktuell als Schwester im
rechtsverleugnenden Geiste jegliche kritische Berichterstattung über
das kriegsgefährliche Treiben verweigert, geht einer wachsenden
Zuschauerzahl auf die Nerven.

Soweit Tagesschau & Co. überhaupt aktuell über "Venezuela" berichten,
entledigen sie sich dieser Pflicht in einer unauffälligen Nische ihres
Internet-Angebots (3). In ihren Fernseh-Hauptausgaben findet die
Thematik hingegen nicht statt. Zwar sind die Destabilisierungsversuche
der CIA und generell die politische Aggression der USA gegen Venezuela
nicht neu. Aber soweit die deutsche Bevölkerung Genaueres darüber
weiß, erfuhr sie es nicht aus den korporierten Massenmedien. Schon gar
nicht von Chefredakteur Dr. Gniffkes Qualitätsjournalisten-Garde in
der Tagesschau-Reaktion.

Bereits im Juli 2017 hatte der damalige CIA-Direktor und heutige
US-Außenminister Michael Pompeo sinngemäß erklärt: Die USA haben
großes Interesse daran, sicherzustellen, dass ein "wirtschaftlich so
fähiges Land wie Venezuela" "stabil" sei. (4) Mit anderen Worten:
nicht von Sozialisten regiert. Pompeo: "Wir arbeiten deshalb hart
daran." Im Klartext: am Sturz der Regierung Venezuelas.

Dieser Hohn auf das Völkerrecht, die dreiste Einmischung in
Angelegenheiten eines souveränen Staates, ausgesprochen vom Chef der
CIA, fand in der Tagesschau keine Erwähnung. Bemerkenswert. Auf die
politische Einseitigkeit, deren sich Deutschlands wichtigste
Nachrichtenredaktion trotz ihrer Verpflichtung zu vollständiger und
umfassender Information befleißigt, ist Verlass. Kritische Berichte
über die "Freunde" unterbleiben.

Im venezolanischen Konfliktfall degenerierte die ARD-aktuell zur
medialen Bühne, auf der sich die rechtsradikale CIA-Marionette Guaidó
selbst zum Übergangspräsidenten aufblasen und inaugurieren lassen
durfte. Gniffke und seine gleichgesinnten / gleichgeschalteten
Kollegen in den deutschen Medienhäusern gaben den kriminellen
Affenzirkus als nachvollziehbaren, quasi legitimen politischen
"Machtkampf" gegen den gewählten Präsidenten Maduro aus.

Kein Wort ließ die Tagesschau über die Motive der seit zwei
Jahrzehnten anhaltenden US-Aggression gegen Venezuela verlauten.
Nichts darüber, dass in Venezuela kein Kampf "Demokratie vs. Diktatur"
ausgefochten wird, sondern dass sich auch hier alles um ökonomische
Interessen dreht:

"Es geht hier vielmehr darum, dass die wohlhabende Klasse in
 Venezuela die Reformen von Chávez zugunsten der Armen nie
 akzeptiert hat. Es geht also um Verteilungsfragen, um die
 sozialpolitische Verfügung über die Einnahmen aus den reichen
 Ölvorkommen, um den bei erneuter Privatisierung zu befürchtenden
 Rückfall in die jahrhundertealte Marginalisierung der
 Unterschichten. Es geht um die Befürchtung, die rechte Oligarchie
 könne die Überbleibsel der Chávez-Revolution zerstören. Doch
 derartige Hintergründe sind in der Berichterstattung der
 Gniffke-Qualitätsjournalisten nicht vorgesehen". (5) 



In der Tat. Dort wird mit fragwürdigem Bildmaterial, Falschmeldungen,
Halbwahrheiten und mieser Meinungsmache (6) ein Bühnenbild gezimmert,
in dem die von den USA erpresste und brutal sanktionierte Regierung
Venezuelas und ihr Präsident Maduro als schurkische Führer eines
heruntergewirtschafteten Landes figurieren sollen. Mit keiner Silbe
wird hingegen über die mordenden Provokateure der Oberschicht (7)
berichtet, nichts wird über deren illegitimes Horten von wichtigen
Gebrauchsgütern und ihren kriminellen Bruch der Versorgungsketten
mitgeteilt; auch wird nicht darauf eingegangen und geklärt, warum das
Militär nach wie vor verfassungstreu den Bestand des Staates und der
Regierung Maduro garantiert - unbeirrt, trotz der wiederholten
gesetzwidrigen Aufforderung Guaidós, zu meutern oder zu desertieren.

Die Halbinformationen der Tagesschau & Co. liefern keine rationale
Erklärung dafür, warum die große Mehrheit der ärmeren Bevölkerung
Venezuelas weiterhin loyal zu den Chavisten und zu Präsident Maduro
steht, trotz der drastischen Verschlechterung ihrer
Lebensverhältnisse. ARD-aktuell unterstellt indirekt und fälschlich,
bei Maduros Wiederwahl im vorigen Jahr sei es nicht mit rechten Dingen
zugegangen. Die Redaktion geriert sich damit wie gewohnt als williges
Agitations-Werkzeug der Merkel/Maas-Funktionselite, dient ihr als
Tröte; die journalistische Unterstützung der Bundesregierung bedeutet
in der Konsequenz auch Billigung und indirekte Unterstützung der
verbrecherischen US-Außenpolitik.

Auf falsche beziehungsweise unterlassene Informationen angesprochen,
flüchtet sich die Chefredaktion in niveaulos faule Ausreden. Als wir
zum Beispiel in einer formellen Programmbeschwerde am 24. Mai 2017
bemängelten, dass zwar über Proteste der großbürgerlichen Opposition
in Venezuela berichtet, im Gegensatz dazu aber Informationen über eine
zeitgleiche Massendemonstration zugunsten der Regierung unterdrückt
wurden, gab er zur Antwort:

"Auch andere namhafte deutsche Medien gingen nicht darauf ein
 ... In einer kurzen Meldung wie dieser ist es uns nicht möglich,
 ausführlich alle Aspekte eines Themas zu
 beleuchten ... " (8) 



Dass halbe Wahrheiten ganze Lügen sind, kümmert Dr. Gniffkes
Qualitätsjournalisten nicht die Spur. Sie setzen absichtlich auf
Desinformation, in vollkommenem Widerspruch zu den gesetzlichen
Pflichten der ARD-aktuell, entgegen Vorgaben wie dieser:

"Ziel aller Informationssendungen ist es, sachlich und umfassend
 zu unterrichten und damit zur selbstständigen Urteilsbildung der
 Bürger und Bürgerinnen beizutragen." (9) 



Ein gravierendes Beispiel für Pflichtverletzung stellt die
Tagesschau-Berichterstattung über die Landung zweier russischer
Militärtransportflugzeuge auf einem Flughafen bei Caracas dar. Auf
tagesschau.de heißt es darüber:

"In Venezuela sind russische Militärmaschinen mit 99 Soldaten
 und Dutzenden Tonnen Ausrüstung gelandet. Die Opposition kritisiert
 das scharf. Die Regierung Maduro spricht dagegen von einer normalen
 Militärkooperation". (10) 



Im Text findet sich zwar die formal richtige Wiedergabe des
Geschehensablaufes. Was jedoch fehlte, waren konkrete Angaben über die
objektiv gegebene Rechtsgrundlage des Militärtransports, einen bereits
2001 geschlossenen Vertrag zwischen Russland und Venezuela. (11)
Ersatzweise erwähnt tagesschau.de die Hinweise eines "Sprechers der
russischen Botschaft", was den Vorgang jedoch unzulässig subjektiviert
und die Rechtsgültigkeit der Vertragsgrundlage fragwürdig erscheinen
lässt. So funktioniert eben subtile Fälschung...

Wichtigeres Versäumnis in diesem Fall ist allerdings, dass kein Wort
über den politischen Kontext der russischen Militärtransporte nach
Venezuela gesagt wird. Sie erfolgen als Unterstützung gegen die
politische Aggression der USA, ein rund um den Globus spürbares
Phänomen: Die USA unterhalten in 70 Prozent der Staaten dieser Welt
Militärbasen. (12) "America first!" Amerika über alles! Auch über das
Völkerrecht: Donald Trump spricht nur unverblümt den
kolonialherrschaftlichen Anspruch der militärischen Supermacht USA
aus.

An diesem Punkt wird das vollständige Versagen der Tagesschau
sichtbar. Während sie sonst, auch aus nichtigen Anlässen, mit Kritik
an Trump nicht spart, beweist sie zuverlässig verschwiegenes
Verständnis, sobald es um die Kriegstreiberei der USA geht.
Die Tagesschau verschweigt Motive und aggressive Methoden der
Drahtzieher der Destabilisierung Venezuelas: Nichts davon, dass
US-Außenminister Pompeo trotz der völkerrechtlich einwandfreien, 18
Jahre alten russisch-venezolanischen Militärkooperation seinen
Außenministerkollegen Sergej Lawrow angerufen und gedroht hatte, dass

"die USA und Länder der Region nicht tatenlos zusehen werden,
 wie Russland die Spannungen in Venezuela verschärft." (13) 



Dreist. Selbstverständlich unterließen es Dr. Gniffkes
Qualitätsjournalisten auch, über die couragierte und bündige Antwort
zu berichten, die der venezolanische Außenminister Jorge Arreaza auf
Pompeos Unverschämtheit hin gab: Es sei blanker

"Zynismus, dass ein Land wie die USA mit mehr als 800
 Militärbasen in der Welt, einem beachtlichen Teil davon in
 Lateinamerika, und einem wachsenden Militärbudget von mehr als 700
 Milliarden Dollar"



sich in die militärtechnischen Kooperationsprogramme zwischen Russland
und Venezuela einmische. Für "Spannungen" im Land sorge vielmehr die
US-Regierung durch ihre

"Drohungen mit Gewaltanwendung, die kriminelle
 Wirtschaftsblockade und die direkte Führung beim gescheiterten
 Putsch-Versuch." (ebd.) 



Das von unseren Massenmedien - Gniffkes abgetakeltes "Flaggschiff"
Tagesschau inklusive - verbreitete Propagandaszenario "Diktator Maduro
gegen Demokrat Guaidó" und das Verniedlichen beziehungsweise
Verschweigen der US-amerikanischen Rolle in dem Konflikt dienen der
Täuschung des deutschen Zuschauers: Das Lügengewebe soll bemänteln,
dass die Einmischung der USA allein das Ziel hat, den Zugriff
US-gestützter Konzerne auf das venezolanische Öl zu ermöglichen und
die Hegemonie der USA in ihrem Hinterhof zu sichern. Historische
Ideen-Grundlage dafür ist die "Monroe-Doktrin" und deren Forderung
"Amerika den (US-)Amerikanern". (14)

Die agitatorisch-propagandistische Darstellung der Tagesschau gibt
lediglich vor, dass es dem "Werte-Westen" um Demokratie und um das
Wohlergehen der venezolanischen Bevölkerung gehe. Tatsächlich liegt
jedoch der US-Politik die gleiche imperialistisch-militaristische
Blaupause zugrunde wie schon ihren regionalen Kriegen der
zurückliegenden 20 Jahre: gegen Jugoslawien, Irak, Somalia, Libyen,
Syrien und Ukraine. Immer das gleiche Muster: funktionierende
Staatswesen zerstören und chaotisieren, die sich dem US-Imperium nicht
unterwerfen wollen. Nach Erlkönigs Motto:

"Ich liebe dich, mich reizt deine schöne Gestalt; Und bist du
 nicht willig, so brauch ich Gewalt." (15) 



Dass Russland - als Verbündeter Venezuelas - ganz offensichtlich nur
versucht, die Reißleine zur Verhinderung einer völkerrechtswidrigen
Intervention der US-Regierung zu ziehen, hat für Gniffke und Co. in
diesem Propagandarahmen keinen Gebrauchswert. Trotz steigender Gefahr
einer unmittelbaren militärischen Konfrontation zwischen den
Atommächten USA und Russland. (16) Mehr journalistische Ignoranz geht
wirklich nicht.

Ein kurzfristig anberaumtes Treffen in der italienischen Hauptstadt
zwischen dem "Sonderbeauftragten der USA" für venezolanische
Angelegenheiten, Elliot Abrams, und dem stellvertretenden russischen
Außenminister Sergej Rjabkow diente einem unverblümten
Meinungsaustausch über die Situation in Venezuela. Auch von dieser
Zusammenkunft berichte die Tagesschau nichts.

Abrams ist, wie man inzwischen weiß, kein gewöhnlicher Diplomat. Er
ist ein Regime-Change-Spezialist mit krimineller Vergangenheit,
verurteilt wegen Unterstützung terroristischer Operationen,
insbesondere während der berüchtigten Iran-Contra-Affäre zur
Destabilisierung Nicaraguas in den 1980er Jahren. Ein verurteilter
Verbrecher, auf freiem Fuß nur dank eines präsidialen Gnadenaktes.
Seine Ernennung durch Präsident Trump unterstreicht die kriminelle
Energie in Washingtons Vorhaben, den Regimewechsel in Caracas zu
erzwingen. (17)

Viele Einzelheiten des Gesprächs in Rom wurden nicht bekannt. Als
sicher gilt jedoch, dass Rjabkow seinem Gegenüber Abrams
unmissverständlich die Grenzen aufzeigte: Moskau dulde keine
US-amerikanische Militärintervention in Venezuela. Russlands rote
Linie: Das Völkerrecht, die Souveränität der Nationen und
internationales Vertragsrecht sind zu achten, wie es Moskau bereits in
Bezug auf Syrien vorgeführt hat.

Es liegt nahe, dass die Landung russischer Offiziere in Caracas den
US-Abenteurern vor Augen führen sollte, wie entschieden Russland sich
gegen eine militärische US-Intervention in Venezuela stellt.
Journalistischer Qualitätsnachweis: Gniffke und sein
Propaganda-Institut bemerkten das nicht oder wollten es nicht
bemerken, jedenfalls verschwiegen sie die Nachrichten über das Treffen
in Rom komplett.

Der ARD-aktuell liegt es eben fern, den beabsichtigten Beutezug der
USA in Venezuela medial zu problematisieren. Sie assistiert vielmehr
der USA-hörigen Bundesregierung. Unübersehbar wurde das an der Art,
wie sie dem perplexen Zuschauer als bare Selbstverständlichkeit
verkaufte, dass Außenminister Heiko Maas den selbsternannten
Gegenpräsidenten Guaidó diplomatisch anerkannt hatte. Die Hamburger
Qualitätsjournalisten unternahmen keinen Versuch, diese politische
Absurdität gründlich auszuleuchten.

Maas, der größte Außenminister aller Zeiten, ignorierte das
Völkerrecht. Er missachtete den Grundsatz, nur Staaten, nicht Personen
diplomatisch anzuerkennen. Er setzte sich darüber hinweg, dass Guaidó
sich nicht nur nach venezolanischen, sondern international gültigen
und auch nach deutschen Rechtsnormen strafbar gemacht hatte:
Landesverrat (Umsturzplanung mit militärischer Unterstützung
ausländischer Regierungen, hier der USA und Kolumbiens), Hochverrat
(gewaltsamer Umsturzversuch vom Inland aus), Aufforderung an die Armee
zur Meuterei, Aufforderung an die Truppen zur Desertion, unerlaubter
Zugriff auf venezolanische Guthaben im Ausland, unerlaubter
Grenzübertritt, Anstiftung zur gewaltsamen Grenzverletzung vom Ausland
aus, Amtsanmaßung. Guaidós widerrechtliche und strafwürdige
Aktivitäten benennen und problematisieren, das wäre seriöser
Journalismus gewesen.

Aber die ARD-aktuell-Redaktion bot nichts dergleichen. Sie ließ keinen
Verdacht aufkommen, dass es sich bei der willfährigen und schändlichen
"Anerkennung" um eine deutsche Tributleistung gehandelt haben könnte:
ein Gegengeschäft für Präsident Trumps Verzicht, Strafzölle auf
deutsche Autoexporte zu erheben. Sie versuchte stattdessen, mit
Katastrophenberichten aus Venezuela auf die Tränendrüsen des Publikums
zu drücken. Dazu dienten Informationen über das angeblich massenhafte
Kinderleid. Die Stichworte zu den venezolanischen Horrorszenarien
stammten allerdings aus den Kampagnen des Möchte-Gern-Präsidenten
Guaidó:

"Seit 24 Stunden funktioniere nichts mehr, schimpft Karolina
 Vera, eine Enddreißigerin mit Kleinkind an der Hand. 'Seit gestern
 ist der Strom weg,'" (18) 



lassen unsere großartigen ARD-Qualitätsjournalisten eine opportune
Zeugin schimpfen; sie geben damit einer emotionalen Einzelstimme Raum,
anstatt selbst sachlich zu berichten. Der Zweck immer der gleiche:
Stimmungsmache gegen Venezuelas Regierung.

Seriöser Journalismus zeichnet sich durch Unparteilichkeit,
Vollständigkeit und Kontinuität in der Krisenberichterstattung aus.
Von derart zuverlässigem Nachrichtenangebot ist die Tagesschau
meilenweit entfernt. Sie unterschlägt nur allzu oft Wesentliches.
Beispiel:

Der vom "Übergangspräsidenten" Guaidó für Deutschland ernannte
"Botschafter" Otto Gebauer wurde von Außenminister Maas nur als
"Gesprächspartner" empfangen. (19) Sogar unserem Häuptling Große
Klappe scheint inzwischen zu dämmern, dass die bedenkenlose
Anerkennung Guaidós eine Peinlichkeit sondergleichen ist. Gebauer,
schon 2002 beim Putsch gegen Hugo Chavez ein wichtiger
Strippenzieher, wurde am 13. März 2019 in Berlin nicht als Botschafter
akkreditiert, sondern nur "als persönlicher Vertreter von
Interimspräsident Guaidó" bezeichnet.

Als die Linkspartei-Bundestagsabgeordnete Heike Hänsel wissen wollte,
warum Gebauer nicht formell akkreditiert werde, ließ das
Außenministerium verlauten:

"Hierfür sind die politischen Rahmenbedingungen aus Sicht der
 Bundesregierung nicht erfüllt." (20) 



Begründung: Gemäß der venezolanischen Verfassung sei die maximale
Amtszeit eines Interimspräsidenten (30 Tage) mittlerweile
überschritten; innerhalb der Frist hätten Neuwahlen ausgerufen werden
müssen. Warum Guaidó trotz des Fristablaufs noch als
"Interimspräsident" tituliert wird, wollten oder konnten Maas und
seine Leute allerdings nicht erklären.

Na bravo. Da sollte anscheinend ein von den Berliner
Außenamts-Juristen geöffnetes Scheunentor als Hintertürchen für Maas
fungieren. Aber der, gebückt Richtung Washington, wagte wohl nicht mal
jetzt, sich unter dem schön herausgearbeiteten Vorwand aus der Affäre
zu ziehen.

Es gäbe inzwischen sogar noch eine weitere förmliche Begründung für
ihn, die Biege zu machen. Guaidó dürfe in den nächsten 15 Jahren kein
politisches Amt ausüben, teilte der venezolanische
Staatsrechnungsprüfer Elvis Amoroso mit. Seine Begründung:

"Er hat ihm nicht zustehende öffentliche Aufgaben wahrgenommen
 und gemeinsam mit ausländischen Regierungen Aktionen zum Schaden
 des venezolanischen Volkes durchgeführt." (21) 



Zudem gebe es Zweifel an der Rechtmäßigkeit seiner Einkünfte.

Es wäre dies ein weiteres von mehreren Ermittlungsverfahren gegen
Guaidó In Venezuela. Aber die deutsche Qualitätsjournaille fragt
einfach nicht danach. Sie reicht vielmehr unbeirrt den venezolanischen
Ladenschwengel und Hampelmann der US-Amerikaner als "Präsident" ohne
Land herum.

Schon gar nicht zeigt Chefredakteur und SPD-Mitglied Dr. Kay Gniffke
irgendwelche Spuren professioneller Hygiene. Er lässt seine Leute
wegschauen. Ein möglicher Grund: Er will seinen Parteifreund Maas
nicht als die Witzfigur dastehen lassen, zu der sich Heiko I. der
Große selbst aufgemandelt hat. Gniffke möchte SWR-Intendant werden.
Dazu braucht er jede Stimme im Rundfunkrat, auch die der Intelligenten
unter seinen Sozi-Parteigenossen.
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STANDPUNKT/034: Julian Assange - Der Gefangene sagt nein zu Big Brother (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Der Gefangene sagt nein zu Big Brother

Von John Pilger über Rubikon, 27. März 2019



Erheben wir uns gemeinsam mit Julian Assange gegen Willkür,
Gedankenpolizei und die Missachtung des Völkerrechts.

Echter Journalismus, wie ihn Julian Assange mit WikiLeaks betrieben
hat, hat heute keine Chance mehr - heute ist "Vichy-Journalismus"
angesagt: ein Journalismus, der von feindlichen Mächten bestimmt wird
und einzig deren Interessen verfolgt. Wer sich widersetzt, wird seiner
Freiheit und Rechte beraubt. John Pilger, der Julian Assange
persönlich kennt, hat in Sydney auf einer Kundgebung zum Widerstand
aufgerufen - gegen die Willkür, gegen die Gedankenpolizei, gegen die
Missachtung des Völkerrechts.

Immer wenn ich Julian Assange besuche, treffen wir uns in einem Raum,
den er nur zu gut kennt. Hier steht ein Tisch und an den Wänden hängen
Bilder von Ecuador. Es gibt auch ein Bücherregal, in dem stets die
selben Bücher stehen. Die Vorhänge sind immer zugezogen und es gibt
kein Tageslicht. Die Luft steht still und es riecht übel.

Dies ist Raum 101.

Bevor ich den Raum 101 betrete, muss ich meinen Pass und mein Telefon
abgeben. Meine Taschen und Besitztümer werden untersucht. Das Essen,
das ich mitbringe, wird inspiziert. Der Mann, der Raum 101 bewacht,
sitzt in einer Art altmodischen Telefonzelle. Er schaut auf einen
Bildschirm, beobachtet Julian. Es gibt auch noch andere, unsichtbare
Staatsagenten, die zusehen und zuhören.


Orwell'sche Zustände

Überall in Raum 101 sind Kameras montiert. Um sie zu umgehen, bugsiert
uns Julian in eine Ecke, wo wir uns Seite an Seite flach an die Wand
drücken. So tauschen wir Neuigkeiten aus: flüsternd, einander auf
einem Notepad schreibend, das er vor den Kameras versteckt. Manchmal
lachen wir.

Ich habe ein vorgeschriebenes Zeitfenster für meinen Besuch. Wenn die
Zeit abgelaufen ist, wird die Tür zu Raum 101 aufgerissen und der
Wärter sagt: "Die Zeit ist um!". An Silvester wurden mir zusätzliche
dreißig Minuten zugestanden und der Mann in der Telefonzelle wünschte
mir ein gutes neues Jahr - mir, jedoch nicht Julian.

Natürlich ist Raum 101 der Raum in George Orwells prophetischem Roman
1984, in dem die Gedankenpolizei ihre Gefangenen beobachtete und
schikanierte, und Schlimmeres, bis die Menschen ihre Menschlichkeit
und ihre Prinzipien aufgaben und Big Brother gehorchten.

Julian Assange wird Big Brother niemals gehorchen. Seine
Widerstandskraft und sein Mut sind erstaunlich, wenngleich seine
körperliche Gesundheit kaum noch mithalten kann.


Willkürliche Verhaftung

Julian ist ein bemerkenswerter Australier, der die Art, in der viele
Menschen über heuchlerische Regierungen denken, verändert hat.
Deswegen ist er ein politischer Flüchtling und erleidet, was die UN
"willkürliche Haft" nennt.

Laut UN hat er das Recht, in die Freiheit entlassen zu werden, aber
genau dies verweigert man ihm. Er hat das Recht auf medizinische
Behandlung, ohne eine Festnahme befürchten zu müssen, aber auch dies
wird ihm verweigert. Er hat ein Recht auf Entschädigung, was ihm aber
auch verweigert wird.


WikiLeaks

Als Gründer und Herausgeber von WikiLeaks bestand sein Verbrechen
darin, Licht in dunkle Zeiten zu bringen. WikiLeaks' Bilanz von
Genauigkeit und Authentizität ist so tadellos, dass keine Zeitung,
kein Fernsehsender, kein Radiosender, keine BBC, keine New York Times,
keine Washington Post, kein Guardian sich damit messen kann. Vielmehr
werden sie davon beschämt.

Deswegen muss er - Julian Assange - bestraft werden.


Zum Beispiel: Der Chagos-Archipel

Letzte Woche urteilte der Internationale Gerichtshof, dass die
britische Regierung keine legale Macht über die Bewohner der Insel
Chagos innehabe, die in den 1960er und 1970er Jahren heimlich aus
ihrer Heimat auf Diego Garcia im Indischen Ozean ausgewiesen und in
Exil und Armut getrieben wurden. Unzählige Kinder starben damals,
viele von ihnen aus Kummer. Dies war ein gewaltiges Verbrechen, von
dem kam jemand etwas erfuhr.

Seit fast fünfzig Jahren verwehren die Briten den Inselbewohnern nun
schon das Recht auf Rückkehr in ihr Heimatland, das diese den
US-Amerikanern für einen Militärstützpunkt zur Verfügung gestellt
hatten. Im Jahr 2009 ersann das britische Außenministerium ein
"Meeresschutzgebiet" rund um den Chagos-Archipel.

Diese rührende Sorge um die Umwelt wurde als Betrug entlarvt, als
WikiLeaks ein geheimes Telegramm der britischen Regierung
veröffentlichte, in dem diese den US-Amerikanern versicherte, dass
"man es den früheren Bewohnern schwierig bis unmöglich machen würde,
ihre Forderung nach einer Rückkehr auf ihre Insel durchzusetzen, wenn
der gesamte Chagos-Archipel ein Meeresreservat wäre."

Die Wahrheit über dieses Komplott beeinflusste sicher die bedeutsame
Entscheidung des Internationalen Gerichtshofes.


Hillary Clinton und der Islamische Staat

WikiLeaks hat auch enthüllt, wie die USA ihre Verbündeten
ausspionieren, wie die CIA alle über ihr i-Phone beobachten kann, wie
Präsidentschaftskandidatin Hillary Clinton große Geldsummen von der
Wall Street annahm, um geheime Vorträge zu halten, in denen sie den
Bankern versicherte, sie würde zu ihnen halten, wenn sie gewählt
würde.

2016 enthüllte WikiLeaks eine direkte Verbindung zwischen Clinton und
dem organisierten Dschihadismus im Mittleren Osten, also mit
Terroristen. Eine E-Mail offenbarte, dass die damalige
US-Außenministerin Clinton enorme Spendenbeträge für ihre Stiftung von
Saudi-Arabien und Qatar annahm, obwohl sie wusste, dass diese beiden
Länder den Islamischen Staat finanzierten.

Danach bewilligte sie den weltweit größten Waffenverkauf der
Geschichte an ihre saudischen Wohltäter - Waffen, die derzeit gegen
die leidgeprüften Menschen im Jemen eingesetzt werden.

Deswegen muss er - Julian Assange - bestraft werden.

WikiLeaks hat auch mehr als 800.000 Geheimakten aus Russland - selbst
aus dem Kreml - veröffentlicht und uns damit mehr über die
Machtmechanismen dieses Landes verraten als die fadenscheinige
Hysterie des Russiagate-Märchens aus Washington.


Echter vs. Vichy-Journalismus

Dies ist echter Journalismus - ein Journalismus, der nun als exotisch
betrachtet wird: die Antithese eines Vichy-Journalismus, der für die
Feinde des Volkes spricht und seinen Spitznamen von der
Vichy-Regierung bekommen hat, die Frankreich im Namen der Nazis
besetzt hat.

Vichy-Journalismus besteht in Zensur mittels Auslassung, so zum
Beispiel beim verschwiegenen Skandal der geheimen Absprache zwischen
der australischen Regierung und den USA, Julian Assange seine
australischen Staatsbürgerrechte zu verweigern und ihn zum Schweigen
zu bringen.

2010 ging Premierministerin Julia Gillard so weit, die australische
Bundespolizei AFP zu beauftragen, im Fall Assange und WikiLeaks zu
ermitteln und diese dann hoffentlich strafrechtlich zu verfolgen - bis
die AFP sie davon in Kenntnis setzte, dass keine Straftat begangen
worden war.


Julie Bishop - politisch primitiv, feministisch berühmt

Letztes Wochenende veröffentlichte der Sydney Morning Herald eine
aufwendige Beilage, in der eine Feierlichkeit der "Me Too"-Bewegung am
10. März im Sydney Opera House beworben wurde. Unter den
Hauptteilnehmern ist die kürzlich in den Ruhestand getretene
Außenministerin Julie Bishop. Bishop war in der letzten Zeit öfter in
den lokalen Medien zu sehen, die ihr Ausscheiden als Verlust für die
Politik beklagten - jemand nannte sie gar eine bewundernswerte
"Ikone".

Dass jemand, der politisch so primitiv wie Bishop ist, zur
feministischen Berühmtheit erhoben wird, zeigt, wie die so genannte
Identitätspolitik eine wesentliche, objektive Wahrheit untergraben
hat: Letztendlich ist nicht das eigene Geschlecht wichtig, sondern die
Klasse, der man dient.

Bevor sie in die Politik ging, arbeitete Julie Bishop als
Rechtsanwältin. Einer ihrer Klienten war der berüchtigte
Asbest-Unternehmer James Hardie, der Forderungen von Männern und ihren
Familien abschmetterte, die grauenvoll an der Krankheit Asbestose
starben.

Der Anwalt Peter Gordon erinnert sich, dass Bishop "dem Gericht die
rhetorische Frage stellte, warum Arbeiter sich bei Gericht vordrängeln
durften, nur weil sie im Sterben lagen." Bishop sagt, sie habe "nach
Anweisung gehandelt - professionell und ethisch."

Vielleicht handelte sie nur "nach Anweisung", als sie letztes Jahr mit
ihrem ministeriellen Stabschef nach London und Washington flog. Er
hatte angedeutet, dass die australische Außenministerin sich des
Falles annehmen und hoffentlich den diplomatischen Prozess ins Rollen
bringen würde, der Julian schließlich nach Hause bringen würde.

Julians Vater hatte einen bewegenden Brief an den damaligen
Premierminister Malcolm Turnbull geschrieben, in dem er die Regierung
darum bat, sich zum Zwecke der Befreiung seines Sohnes diplomatisch
einzuschalten. Er schrieb Turnbull, er mache sich Sorgen, dass Julian
die Botschaft möglicherweise nicht lebend verlassen würde.


Devotes Vasallentum

Julie Bishop hatte jede Möglichkeit in Großbritannien und in den USA,
eine diplomatische Lösung zu präsentieren, die Julians Heimkehr
ermöglichte. Dies hätte jedoch des Mutes eines Menschen bedurft, der
stolz darauf ist, einen souveränen, unabhängigen Staat zu
repräsentieren und nicht einen Vasallen.

Stattdessen machte sie sich nicht die Mühe, dem britischen
Außenminister Jeremy Hunt zu widersprechen, als er empörenderweise
äußerte, gegen Julian würden "schwerwiegende Anschuldigungen" erhoben.
Welche Anschuldigungen? Es gab keine Anschuldigungen.

Die australische Außenministerin verletzte ihre Pflicht, sich für
einen australischen Staatsbürger einzusetzen, der weder strafrechtlich
verfolgt noch angeklagt wurde und sich nicht schuldig gemacht hatte.


Pseudo-Feminismus

Werden diese Feministen, die nächsten Sonntag vor dieser falschen
Ikone im Opernhaus katzbuckeln, daran erinnert werden, wie Bishop mit
ausländischen Kräften konspiriert hat, um einen australischen
Journalisten zu bestrafen - einen Journalisten, dessen Arbeit
offengelegt hat, dass raffgieriger Militarismus das Leben von
Millionen einfacher Frauen in vielen Ländern zerstört hat? Alleine im
Irak gibt es nun nach der von den USA angeführten Invasion, an der
auch Australien teilnahm, 700.000 Witwen.

Was also kann man tun? Eine australische Regierung, die bereit war,
aufgrund einer öffentlichen Kampagne aktiv zu werden, um den
Flüchtling und Football-Spieler Hakeem al-Araibi vor Folter und
Verfolgung in Bahrein zu retten, ist auch in der Lage, Julian Assange
die Heimkehr zu ermöglichen.

Die Weigerung des Außenministeriums in Canberra, sich an die Erklärung
der UN zu halten, dass Julian das Opfer einer "willkürlichen
Inhaftierung" ist und ein grundlegendes Recht auf Freiheit hat, ist
eine beschämende Verletzung des Völkerrechts - inhaltlich und dem
Geiste nach.

Warum hat die australische Regierung keinen ernstzunehmenden Versuch
unternommen, Assange zu befreien? Warum ist Julie Bishop vor den
Wünschen zweier fremder Mächte eingeknickt? Warum wird diese
Demokratie durch ihre unterwürfigen Beziehungen beschmutzt und mit
gesetzeswidriger fremder Macht infiltriert?

Die Verfolgung Julian Assanges ist unser aller Unterwerfung - die
Unterwerfung unserer Unabhängigkeit, unserer Selbstachtung, unseres
Intellektes, unseres Mitgefühls, unserer Politik, unserer Kultur.

Aktiv werden!

Also hören Sie auf damit, zu scrollen. Organisieren Sie sich. Besetzen
Sie. Insistieren Sie. Seien Sie aufdringlich. Verschaffen Sie sich
Gehör. Werden Sie aktiv. Seien und bleiben Sie mutig. Trotzen Sie der
Gedankenpolizei.

Krieg ist nicht Frieden, Freiheit ist nicht Sklaverei, Ignoranz ist
keine Stärke. Wenn Julian sich erheben kann, können auch Sie es: Wir
alle können es.

John Pilger hielt diese Ansprache bei einer Kundgebung für Julian
Assange am 3. März in Sydney. Sie erschien zuerst unter dem Titel "The
Prisoner Says No to Big Brother" [1]. Der Artikel wurde von Gabriele
Herb aus dem ehrenamtlichen Rubikon-Übersetzungsteam [2] übersetzt,
vom ehrenamtlichen Rubikon-Korrektoratsteam [2] lektoriert und
erschien bei Rubikon - Magazin für die kritische Masse [3] unter CC BY
4.0.


Über den Autor

John Pilger, gebürtiger Australier, war viele Jahre
Auslandskorrespondent und Kriegsreporter und ist heute Autor und
Dokumentarfilmer. Er hat zahlreiche internationale Preise gewonnen,
darunter die Goldmedaille der United Nations Association. Er ist einer
von nur zwei Journalisten, die zweimal zum "Journalist of the Year",
der höchsten Auszeichnung im britischen Journalismus, ernannt wurden.
Seinen Dokumentarfilm "Cambodia Year Zero" aus dem Jahr 1979 zählt das
British Film Institute zu den zehn wichtigsten Dokumentationen des 20.
Jahrhunderts. Sein aktueller Film ist "The Coming War on China".


Anmerkungen:

[1] https://www.counterpunch.org/2019/03/04/the-prisoner-says-no-to-big-brother/

[2] https://www.rubikon.news/kontakt

[3] https://www.rubikon.news/artikel/endlich-widerstand-2


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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KURSUS/1886: Unna - Tipps für den Computerkauf am 8. April 2019


Stadt Unna

VHS-Aktuell: Tipps für den Computerkauf



Kreisstadt Unna. Beim Computerkauf hat man die Qual der Wahl. Eine
Orientierung durch den Angebotsdschungel der Prospekte und
Verkaufsregale bietet die VHS. Ziel des Seminars ist es,
Grundlagenwissen zu erhalten, um fundierte Kaufgespräche zu führen und
richtige Kaufentscheidung zu treffen.

Das Seminar "Tipps für den Computerkauf" mit der Kursnummer 191-4200
findet am 8. April 2019 zwischen 18 und 20.15 Uhr im Raum 006 im zib
in Unna statt. Die Gebühr für die Veranstaltung beträgt 15 Euro.

Eine detaillierte Seminarbeschreibung zum Angebot ist im aktuellen 
VHS-Programmheft auf den Seiten 53 zu finden. Der Kurs ist auch im 
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT - Grundlagen / Betriebssystem" zu finden. Und
natürlich berät auch der Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre
gerne Interessierte zum Kursangebot. Kontakt: Andreas Barre, 
02303/103-735, andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zu allen Kursen nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder
-714 entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung
auch online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 25. März 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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KINDER/485: Interview mit dem neuen Vorsitzenden des Berufsverbandes der Kinder- und Jugendärzte in Schleswig-Holstein (SHÄB)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 3/2019

Interview

Warten auf mehr Sitze

Gespräch mit Dr. Ralf van Heek



Dr. Ralf van Heek ist seit einigen Monaten neuer Vorsitzender des
Berufsverbandes der Kinder- und Jugendärzte (BVKJ) in
Schleswig-Holstein. Im Interview mit Dirk Schnack erläutert er seine
Ziele.


Herr Dr. van Heek, Sie sind seit Kurzem neuer Vorsitzender
des Landesverbandes im Berufsverband der Kinder- und Jugendärzte. Was
wollen Sie in ihrer Amtszeit erreichen?

Dr. Ralf van Heek: Der BVKJ wird häufig wahrgenommen als
Organisation der niedergelassenen Kinder und Jugendärzte. Das
entspricht nicht unserer Satzung. Wir wollen vor allem die
Voraussetzungen für die bestmögliche gesundheitliche Versorgung von
Kindern und Jugendlichen erarbeiten und vertreten und die Bedingungen
der Berufsausübung der Pädiater gestalten. Das ist nicht möglich ohne
die Kolleginnen in den Kliniken und im öffentlichen Gesundheitsdienst.
Das möchte ich bewusster machen. Die Pädiatrie ist Gefahren
ausgesetzt, insbesondere durch Nachwuchsprobleme bei allen beteiligten
Berufsgruppen - ärztlich, pflegerisch, Fachangestellte - aber auch
durch die fehlgesteuerte Ökonomisierung und Unterfinanzierung der
Kliniken. Wir brauchen die Kooperation aller Beteiligten. Daran möchte
ich mitwirken. Ein Schwerpunkt dabei ist die ärztliche Weiterbildung,
aber auch Studienreform, Pflegeausbildung, der gesundheitsökonomische
Rahmen - da haben wir Dinge auf den Weg gebracht, die zum Erfolg
geführt werden müssen. Daneben steht der Einsatz für gesunde
Lebensbedingungen für Kinder und Jugendliche.

Gibt es in Schleswig-Holstein genügend niedergelassene Pädiater? In
welchen Regionen zu wenig?

van Heek: Unser Ziel ist, dass alle Menschen unter 18 Jahren
hausärztlich von Kinder- und Jugendärzten versorgt werden. Das ist
besonders auf dem Land ambitioniert. Aber auch in urbanen Regionen -
Hamburger Randgebiet, Kieler Osten, Flensburg - hat auch die
Öffentlichkeit erfahren, dass Praxen keine neuen Patientinnen
aufnehmen konnten und Eltern keine ihnen angemessen erscheinende
Versorgung erhielten. Andererseits höre ich von Kollegen, die
erschöpft sind oder frustriert, weil sie aufgrund der Budgetierung
ihre viele Arbeit nicht gerecht vergütet bekommen.

In einigen Bundesländern sind trotz rechnerischer Überversorgung
zusätzliche Vertragsarztsitze ausgeschrieben worden - wird dies auch
in Schleswig-Holstein erforderlich? Welche Bedingungen müssten dafür
aus Sicht des Verbandes erfüllt werden?

van Heek: Die von Ihnen genannte Überversorgung beruht ja auf
einer Festlegung aus ferner Vergangenheit. Mittlerweile haben sich
Kinder- und Jugendliche, diagnostische und therapeutische Verfahren
und Ärzte so verändert, dass die sogenannte Bedarfsplanung keine
verlässliche Planungsgrundlage mehr bietet. Wir erwarten zum 1. Juli
vom GBA neue Kriterien auf der Grundlage aktueller
Sachverständigengutachten. Dadurch erwarten wir eine Erhöhung der Zahl
der Sitze im Land. Auch jetzt schon könnte man wohl vereinzelt
Sonderbedarf formulieren. Sinn macht das aber nur, wenn auch die
Gesamtvergütung entsprechend angehoben wird, sodass nicht die jetzt
niedergelassenen Kollegen die neuen finanzieren müssen. Die Vergütung
hat mit der Kostenentwicklung vor allem bei den Gehältern, aber auch
bei Immobilien, externen Dienstleistungen und neuen bürokratischen
Anforderungen nicht Schritt gehalten.

Welche Rahmenbedingungen müssen für eine bessere Kinder- und
Jugendgesundheit verändert werden?

van Heek: Ich denke, die wichtigsten Stichworte hier sind Armut
und Bildung. Da wissen wir viel, was uns gerade durch die aktuelle
DAK-Studie bestätigt wurde. Da läuft die politische Debatte und wir
bringen uns auf allen Ebenen ein für die Rechte und Bedürfnisse der
Kinder bis zum Grundgesetz. Wir haben einen sehr starken und
kompetenten Bundesverband. Auch in der Ernährung sehen wir großes
Potenzial, das wird gerade in Berlin diskutiert und unsere Leute
diskutieren da mit und versuchen medizinisches Wissen gegenüber den
Interessen der Lebensmittelindustrie durchzusetzen. Schulstress ist
ein wichtiger Krankmacher, da gibt es positive Entwicklungen. Meines
Erachtens profitieren zum Beispiel gesunde Kinder von der Inklusion,
um die förderbedürftigen machen wir uns aber Sorgen - vor G8 haben wir
seinerzeit gewarnt. Auch da wurden Marktinteressen über die
Kindergesundheit gestellt.

Elterliche Erziehungskompetenz - die muss gestärkt werden, damit
Eltern ihre Kinder liebevoll leiten können. Aktuell machen wir eine
Kampagne zum Eltern-Onlinetraining.

Bildschirmmedien - ein ganz großes Thema. In der nicht abwendbaren
Digitalisierung stecken vielfältige große Gefahren für Kinder und
Jugendliche. Seit Kurzem bekommen Eltern bei der Vorsorge ein
Empfehlungsblatt, das auch auf eine Studie unseres Verbandes
zurückgeht und dass wir gemeinsam u.a. mit Bundestag, DAK und KBV auf
den Weg gebracht haben. Wir versuchen da Schritt zu halten und bilden
unsere Mitglieder fort, um kompetent beraten zu können. Der Abfall der
Kraftfahrzeuge - Stichwort z.B. Diesel - machen insbesondere Kinder
krank. Ich würde behaupten, bei den 100 Lungenärzten war kein
Pädiater. Wir haben ja auch Kinderpneumologen in unserem Verband, die
haben sich eingebracht in eine Erklärung von 1300 Pneumologen, die
klingt anders. Auch hier vertreten wir Kindergesundheit gegen
Profitdenken.

Beim Thema Verkehr fällt mir Bewegung ein. Es ist bekannt, dass unsere
Kinder sich zu wenig im Freien bewegen.

Impfen: hier sind wir gut davor im Vorschulalter. Bei den Jugendlichen
tun sich Lücken auf, Beispiele Papillomavirus, Hepatitis B, Pertussis.

Damit kommt dann auch das Thema Vorsorge- oder
Früherkennungsuntersuchungen ins Spiel: Wir brauchen eine Stärkung der
J1 mit 13 Jahren, und wir brauchen für die 8- und 10-Jährigen die U10
und die U11.

Die gesundheitlichen Chancen von Kindern in sozialen Brennpunkten
sind vermindert. Was muss aus Sicht der Pädiater passieren, um diese
Chancen zu erhöhen?

van Heek: Armut und Bildung stehen ja in einem engen
Zusammenhang und sie beeinflussen - wie wir gerade wieder erfahren
haben - deutlich die Gesundheit der Kinder. Meine Kindheit war nach
heutigen Kriterien auch arm und vielleicht freue ich mich auch deshalb
immer sehr über gesunde, fröhliche und kluge Kinder in armen Familien.

"Armut und Bildung stehen in einem engen Zusammenhang und sie
 beeinflussen die Gesundheit der Kinder." 

 Dr. Ralf van Heek



Aber der Ausweg aus der Armut durch Bildung ist heute schwerer als in
meiner Jugend, das ist ein Skandal. Die OECD hält unserem Land
besonders vor, dass es da nicht gegensteuert. Um schnell etwas zu
erreichen, brauchen wir eine wesentlich frühere und umfassendere
Zugänglichkeit zur öffentlichen Kindererziehung. Und wenn wir die
soziale Spaltung mindern wollen, dürfen wir nicht einen wesentlichen
Teil des Lernens an die Eltern delegieren. Gutes Essen in den
Einrichtungen, Lesen, Musik und gutes Spielen, aber auch Unterstützung
bei selbstständiger Arbeit - das Angebot sollte so sein, dass alle
Kinder da gerne hingehen und von ihren Eltern gerne gelassen werden.

Der hohe Anteil der Freizeit, die Kinder mit elektronischen Geräten
verbringen, beunruhigt viele Eltern. Wird dieses Thema im Vergleich zu
anderen Gesundheitsgefahren derzeit überbewertet? Ist das Thema in den
Sprechstunden?

van Heek: Ich glaube nicht, dass das Risiko überschätzt wird.
Wir machen ein Riesenexperiment mit unseren Kindern. Es gibt viele
wissenschaftliche Daten, die sehr beunruhigend sind. Andererseits
sehen wir viele Jugendliche, die sich inmitten ihres technischen
Arsenals mit Smartphone und Spielkonsole schulisch, sozial, seelisch
und körperlich prächtig entwickeln. Wie schon gesagt thematisieren wir
elektronische Medien jetzt bei jeder Vorsorge nach dem Säuglingsalter
und die Eltern von Säuglingen wollen wir mit einer Kampagne ermuntern,
in die Gesichter ihrer Babys zu schauen statt auf Bildschirme.

Können Sie den Eltern Tipps geben? Ab wann ist die Sorge angebracht, dass Kinder onlinesüchtig werden?

van Heek: Kinder unter drei Jahren sollten keine
Bildschirmnutzung haben, Mahlzeiten dürfen nicht durch Bildschirme
gestört werden. Es gibt einen Flyer mit sieben Hinweiskomplexen zur
Vermeidung von Schäden, dadurch bieten wir uns als Berater an und
bilden uns entsprechend fort. Onlinesucht zeigt sich, wenn das reale
Leben vernachlässigt wird, Schulleistungen sinken, soziale Kontakte
und Hobbys oder Sport einschlafen. Ich erwarte, dass sich auch hier
wiederum ein Zusammenhang mit Armut und Bildung zeigen wird und auch
hier ist anzunehmen, dass kulturelle und sportliche Angebote mit
Zugang für alle zur Lösung des Problems erforderlich werden.

Vielen Dank für das Gespräch


Info

Der Berufsverband der Kinder- und Jugendärzte wünscht sich, dass die
Expertise der Fachgruppe zum Thema Gesundheit der jungen Menschen mehr
gehört wird. Zugleich ist nach Ansicht des Verbandes mehr Forschung
zur medizinischen Versorgung von Kindern und Jugendlichen
erforderlich.

Der Berufsverband der Kinder- und Jugendärzte erwartet, dass mehr
Pädiatriesitze eingerichtet werden - aber nur im Zusammenhang mit
einer höheren ambulanten Gesamtvergütung für die Fachgruppe. In
anderen Bundesländern war dies nicht immer gelungen.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 3/2019
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2019/201903/h19034a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de

 * 

Quelle:

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt

72. Jahrgang, März 2019, Seite 8 - 9

Herausgegeben von der Ärztekammer Schleswig-Holstein

mit den Mitteilungen der Kassenärztlichen Vereinigung
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Das Schleswig-Holsteinische Ärzteblatt erscheint 12-mal im Jahr.
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FORSCHUNG/4025: Wie das Gehirn Erinnerungen löscht (idw)


Universitätsmedizin Göttingen - Georg-August-Universität - 29.03.2019

Wie das Gehirn Erinnerungen löscht



Göttinger Forscherteam am European Neuroscience Institute Göttingen
(ENI-G) deckt auf: Protein Synaptotagmin-3 schwächt Synapsen, um das
Vergessen von Erinnerungen zu fördern. Veröffentlicht am 4. Januar 2019 in
SCIENCE.

(umg/ENI-G/CNMPB) Erlebtes und Erinnerungen vergessen zu können, ist eher
eine Fähigkeit des Gehirns als eine Fehlfunktion. Das Vergessen ermöglicht
es unserem Gehirn, sich an veränderte Bedingungen anzupassen, wichtige
Informationen abzuspeichern und Unwichtiges zu löschen.

Ein Göttinger Forscherteam unter der Leitung von Dr. Camin Dean am
European Neuroscience Institute Göttingen (ENI-G) hat jetzt ein
molekulares Detail entdeckt, das bei diesem Prozess des Vergessens im
Gehirn eine wichtige Rolle spielt. Die Forscher haben herausgefunden: das
Calcium-Sensor-Protein Synaptotagmin-3 (Syt3) bindet
Neurotransmitter-Rezeptoren und entfernt sie aktiv aus post-synaptischen Membranen. Dieser
Prozess schwächt die Stärke der synaptischen Verbindung und fördert das
Vergessen. Die Studie wurde in Kooperation mit einem Forschungsteam von
Prof. Dr. André Fischer vom Deutschen Zentrum für Neurodegenerative
Erkrankungen (DZNE) in Göttingen, Prof. Dr. Yu Tian Wang von der
University of British Columbia und Dr. Henrik Martens von der Synaptic
Systems GmbH in Göttingen durchgeführt. Die Forschungsergebnisse wurden am
4. Januar 2019 in der renommierten Fachzeitschrift SCIENCE veröffentlicht.


Originalpublikation

Awasthi A, Ramachandran B, Ahmed S, Benito E, Shinoda Y, Nitzan N, Heukamp
A, Rannio S, Martens H, Barth J, Burk K, Wang YT, Fischer A, Dean C (2019)
Synapto-tagmin-3 drives AMPA receptor endocytosis, depression of synapse
strength, and forgetting. SCIENCE, 2019 Jan 4; 363(6422).

Gefördert wurde die Studie unter anderem durch ein Sofja
Kovalevskaja-Stipendium der Alexander von Humboldt-Stiftung und ein Startstipendium des
Europäischen Forschungsrates (ERC) und der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG) an Dr. Dean sowie durch das Göttinger
Exzellenzcluster für Mikroskopie im Nanometerbereich und
Molekularphysiologie des Gehirns (CNMPB) der Universitätsmedizin Göttingen
(UMG).

ERGEBNISSE IM DETAIL

Teile des Prozesses, der im Gehirn beim Vergessen abläuft, sind bereits
bekannt: Die Kontaktstellen zwischen Nervenzellen, sogenannte Synapsen,
sind in der Lage, Erinnerungen zu speichern, indem sie die Anzahl von
Neurotransmitter-Rezeptoren auf der Membran nachgeschalteter Synapsen
(post-synaptische Membran) erhöhen. Unser Gehirn vergisst, wenn
Neurotransmitter-Rezeptoren von der post-synaptischen Membran entfernt
werden und so die synaptischen Verbindungen zwischen den Nervenzellen
schwächen.

Das Forscherteam um Dr. Dean fand heraus, dass genmanipulierte Mäuse, die
nicht in der Lage sind, das Protein Syt3 zu produzieren (Syt3-defizient
Mäuse), zwar starke synaptische Verbindungen bilden können, indem sie die
Anzahl an Neurotransmitter-Rezeptoren in der post-synaptischen Membran
erhöhen. Es gelingt ihnen aber nicht, diese zu reduzieren und so die
Verbindung wieder zu schwächen. Das bedeutet: Die Mäuse lernen normal,
können das Erlernte aber nicht wieder vergessen.

Genau wie unbehandelte Kontrolltiere, konnten sich Mäuse, die kein Syt3
bilden, einen Zielort in einer Testumgebung gleichermaßen gut merken.
Wurde dieser Zielort verändert, lernten beide Mausstämme den neuen
Standort ebenfalls gleichermaßen gut kennen. Die genmanipulierten Tiere
konnten jedoch den vorherigen Zielort nicht vergessen und kehrten immer
wieder zu ihm zurück. Wurde der Zielort jeden Tag verschoben, suchten die
Syt3-defizienten Mäuse frühere Zielorte auf, statt nach dem jeweils neu
erlernten Ort zu suchen. Die Unfähigkeit zu vergessen beeinträchtigte also
die Verhaltensflexibilität der Mäuse: Sie waren nicht in der Lage,
zwischen einer Erinnerung und einer neuen, unmittelbar relevanten
Erfahrung zu unterscheiden.

"Unsere Forschung ist eng mit der Erforschung krankhafter Prozesse bei
neuropsychiatrischen und neurodegenerativen Störungen verbunden", sagt Dr.
Camin Dean, Senior-Autorin der Publikation. "Die Alzheimer-Krankheit
beispielsweise ist durch anomales Entfernen von
Neurotransmitter-Rezeptoren aus der Zellmembran gekennzeichnet. Wir können zeigen, dass die
Verabreichung eines Peptids, das die Bindung von Syt3 an
Neurotransmitter-Rezeptoren und damit deren Ausbau aus der Membran blockiert, das Vergessen
bei Mäusen verhindert. Unser Kooperationspartner, Prof. Dr. Yu Tian Wang,
konnte darüber hinaus belegen, dass die Zugabe dieses Peptids in einem
Mausmodell der Alzheimer-Krankheit die normale Stärke synaptischer
Verbindungen wiederherstellt und somit die Gedächtnisleistung
normalisieren kann."

VERGESSEN BEI AUTISMUS UND PTBS

Verhaltensflexibilität und mangelndes Vergessen sind zudem Merkmale von
Autismus-Spektrumstörungen. Lerntests bei Fruchtfliegen zeigen, dass eine
Mutation von Risikogenen für Autismus das Vergessen beeinträchtigt. Und
Patienten mit Autismus-Spektrumstörungen, die im Test gebeten werden, den
Ort eines Reizes anzugeben, erfüllen die Aufgabe genau so gut wie
Kontrollprobanden. Aber sie nennen nach einer Änderung des Reizortes
weiterhin den zuvor erlernten Ort.

Obwohl die Fähigkeit zur Erinnerung oft als der wichtigste Aspekt des
Gedächtnisses angesehen wird, können Defizite im Vergessen schwerwiegende
Folgen haben. Ein Beispiel dafür ist die posttraumatische
Belastungsstörung (PTBS). "Die gezielte Steuerung von Protein Syt3 könnte
ein nützliches Werkzeug zur Behandlung solcher Störungen sein und speziell
dazu beitragen, das abnormal starke und dauerhafte emotionale Gedächtnis
im Zusammenhang mit früheren Traumata zu beseitigen", sagt Dr. Dean.


Originalpublikation:

Awasthi A, Ramachandran B, Ahmed S, Benito E, Shinoda Y, Nitzan N, Heukamp
A, Rannio S, Martens H, Barth J, Burk K, Wang YT, Fischer A, Dean C (2019)
Synapto-tagmin-3 drives AMPA receptor endocytosis, depression of synapse
strength, and forgetting. SCIENCE, 2019 Jan 4; 363(6422).

DOI: 10.1126/science.aav1483

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution493

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsmedizin Göttingen - Georg-August-Universität - 29.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/983: DAK-Gesundheit fordert Reform der Pflegeversicherung (DAK-Gesundheit)


DAK-Gesundheit - 29. März 2019

DAK-Gesundheit fordert Reform der Pflegeversicherung

Verwaltungsrat beschließt Resolution zur solidarischen Neuausrichtung



Der Verwaltungsrat der DAK-Gesundheit fordert eine solidarische
Neuausrichtung der Pflegeversicherung. Das oberste Gremium der Kasse
hat auf seiner Sitzung am 28. März eine entsprechende Resolution
verabschiedet. Die Kernforderung ist eine Entlastung Pflegebedürftiger
und deren Familien, indem der Eigenanteil für die Pflege künftig
begrenzt wird. Alle weiteren Kosten soll die Pflegeversicherung
übernehmen. Bisher ist es umgekehrt - dies führt zu großen
finanziellen Belastungen, die viele Menschen nicht mehr tragen können.
Zur Finanzierung fordert der DAK-Verwaltungsrat einen Bundeszuschuss
aus Steuermitteln.

Die soziale Pflegeversicherung wurde 1994 unter anderem mit dem Ziel
eingeführt, die Abhängigkeit Pflegebedürftiger von Sozialhilfe zu
verringern - nicht mehr als 20 Prozent der Pflegeheim-Bewohner sollten
darauf zurückgreifen müssen. Mittlerweile sind es rund 30 Prozent.
Obwohl es 2017 aufgrund der Pflegestärkungsgesetze einen leichten
Rückgang gab, geht der Trend wieder weiter nach oben.
"Pflegebedürftige sind einem doppelten Kostenrisiko ausgesetzt. Sie
kennen die Höhe ihrer künftigen Eigenanteile nicht und es ist unklar,
wie lange sie diese zahlen müssen", sagt Andreas Storm,
Vorstandsvorsitzender der DAK-Gesundheit. "Der sogenannte
Sockel-Spitze-Tausch, mit dem der Anteil der Versicherten gedeckelt
wird, würde den Betroffenen mehr finanzielle Sicherheit geben. Nur so
können wir verhindern, dass Pflegebedürftigkeit für immer mehr
Menschen in der Fürsorgefalle endet."

Eine Deckelung der Eigenanteile wäre mit einem finanziellen
Mehraufwand für die Pflegeversicherung verbunden. "Wir fordern deshalb
einen steuerfinanzierten Bundeszuschuss von zehn Prozent der
Leistungsausgaben bis 2025.", sagt Dieter Schröder, Vorsitzender des
Verwaltungsrats. Der Anteil könne bis dahin schrittweise gesteigert
werden. Horst Zöller, stellvertretender Vorsitzender des
DAK-Versichertenparlaments, ergänzt: "Aufgrund der demographischen
Entwicklung und den damit verbundenen gesellschaftlichen
Herausforderungen entsteht eine Ausgabendynamik, die wir abfedern
müssen. Deshalb sollte der Steuerzuschuss bis 2045 auf bis zu 25
Prozent der Ausgaben gesteigert werden." Auch die gesetzliche
Rentenversicherung erhalte erhebliche Steuermittel für
gesamtgesellschaftliche Aufgaben.


Informationen zur Arbeit des Verwaltungsrats und seinen Beschlüssen gibt es im Internet: 

www.dak.de/verwaltungsrat

 * 

Quelle:

DAK-Gesundheit - Zentrale

Pressemitteilung vom 29. März 2019

Nagelsweg 27-31, 20097 Hamburg

Telefon: 040/239 60
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DEMENZ/430: Basisbroschüre "Demenz. Das Wichtigste" - die Deutsche Alzheimer Gesellschaft informiert (DAlzG)


Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz - 29. März 2019

"Demenz. Das Wichtigste" - die Deutsche Alzheimer Gesellschaft informiert millionenfach



Berlin, 29. März 2019. Bereits über eine Million Exemplare ihrer
Basisbroschüre "Demenz. Das Wichtigste" hat die Deutsche Alzheimer
Gesellschaft (DAlzG) an Betroffene, Angehörige und Interessierte
abgegeben. Mit dieser und weiteren Broschüren informiert die DAlzG seit
fast dreißig Jahren über die Alzheimer-Krankheit und andere
Demenzformen.

Der Ratgeber "Demenz. Das Wichtigste" der DAlzG vermittelt in
kompakter Form Grundwissen zu Demenz allgemein und zur Alzheimer-Krankheit
im Besonderen und erklärt, was bei Demenzerkrankungen im Gehirn
geschieht. Ebenso werden Ursachen, Symptome und Verläufe von
Demenzerkrankungen beschrieben. Angehörige erfahren, wie sie das Leben
mit einer Demenzerkrankung möglichst positiv gestalten können, wo sie
Unterstützung finden und welche medikamentösen und nicht-medikamentösen
Behandlungsmöglichkeiten es gibt. Darüber hinaus enthält der Ratgeber
Informationen zu rechtlichen Fragen (zum Beispiel Versicherungen,
Vorsorgevollmacht, Autofahren bei Demenz) und zu finanziellen Hilfen,
beispielsweise durch die Pflegeversicherung.

Die erste Auflage der Broschüre erschien unter dem Titel "Das
Wichtigste über die Alzheimer-Krankheit" im Jahr 1999. Seitdem hat der
Ratgeber vielfache Aktualisierungen und Überarbeitungen erfahren.
Inzwischen ist er unter dem Titel "Demenz. Das Wichtigste" verfügbar.
In den 20 Jahren seit der Erstauflage ist die Broschüre über eine
Million Mal gedruckt und bundesweit an Menschen mit Demenz, Angehörige,
ehrenamtliche Helferinnen und Helfer, Mitarbeitende aus Beratungsstellen
und der Pflege, Altenpflegeschülerinnen und -schüler sowie Interessierte
kostenlos weitergegeben worden.

"Betroffene und Angehörige, die mit einer Demenz konfrontiert werden,
haben eine Vielzahl von Fragen und brauchen verlässliche und
verständliche Informationen", so Prof. Dr. Alexander Kurz,
Vorstandsmitglied der DAlzG und Mitautor der Broschüre. "Wir greifen
die häufigsten Fragen, die uns am Alzheimer-Telefon und in der
persönlichen Beratung gestellt werden, auf und beantworten sie in dieser
Broschüre auf dem aktuellen Stand der Wissenschaft. Kenntnisse über die
Ursachen der Demenz sind wichtig, um die Verhaltensweisen der Betroffenen
besser zu verstehen und damit umzugehen. Ebenso wichtig ist es, Menschen
mit Demenz und ihre Angehörigen zu ermutigen, Unterstützung und
Entlastungsangebote in Anspruch zu nehmen, damit sie das gemeinsame Leben
mit der Demenz so gut wie möglich gestalten können."

Die Broschüre "Demenz. Das Wichtigste"; 7. Auflage 2019, 64 Seiten,
ist kostenlos im Online-Shop der Deutschen Alzheimer Gesellschaft
(Link:

https://shop.deutsche-alzheimer.de/broschueren/33/demenz-das-wichtigste)

erhältlich.

 * 

Hintergrund:

In Deutschland leben heute etwa 1,7 Millionen Menschen mit
Demenzerkrankungen. Ungefähr 60 Prozent davon haben eine Demenz vom
Typ Alzheimer. Die Zahl der Demenzkranken wird bis 2050 auf 3
Millionen steigen, sofern kein Durchbruch in der Therapie gelingt.

Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz 

Die Deutsche Alzheimer Gesellschaft engagiert sich für ein besseres
Leben mit Demenz. Sie unterstützt und berät Menschen mit Demenz und
ihre Familien. Sie informiert die Öffentlichkeit über die Erkrankung
und ist ein unabhängiger Ansprechpartner für Medien, Fachverbände und
Forschung. In ihren Veröffentlichungen und in der Beratung bündelt sie
das Erfahrungswissen der Angehörigen und das Expertenwissen aus
Forschung und Praxis. Als Bundesverband von mehr als 130
Alzheimer-Gesellschaften unterstützt sie die Selbsthilfe vor Ort.
Gegenüber der Politik vertritt sie die Interessen der Betroffenen und
ihrer Angehörigen.

 * 

Quelle:

Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz

Pressemitteilung vom 29. März 2019

Friedrichstraße 236, 10696 Berlin

Telefon: 030 / 259 37 95 - 0, Fax: 030 / 259 37 95-29

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de
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FORSCHUNG/792: Niemann-Pick-Krankheit vom Typ C - Wie Cholesterin zum Problem wird (idw)


Stiftung Tierärztliche Hochschule Hannover - 29.03.2019

Wie Cholesterin zum Problem wird

Unterschiedliche Veränderungen im Erbgut beeinflussen die Schwere einer
seltenen Stoffwechselkrankheit.



Die Niemann-Pick-Krankheit Typ C ist eine Erbkrankheit, die mit
neurologischen oder organischen Symptomen einher geht und mitunter tödlich
endet. Sie tritt bei einem von 95.000 Menschen auf. Die Krankheitsbilder
der Patientinnen und Patienten unterscheiden sich stark: Teilweise
versagen bereits bei Neugeborenen wichtige Organe wie die Leber. In
anderen Fällen entwickeln sich Kinder bis ins Schulalter normal, bevor sie
- wie bei einer Demenz - ihre geistigen Fähigkeiten langsam wieder
verlieren. Manchmal tritt die Erkrankung auch erst im Erwachsenenalter
auf. Wie es zu diesen unterschiedlichen Erscheinungsformen kommt, war
bislang unklar. Forscherinnen und Forscher der Stiftung Tierärztliche
Hochschule Hannover (TiHo), der Medizinischen Hochschule Hannover (MHH)
und der Lebanese American University in Beirut untersuchten daher die
Folgen verschiedener Mutationen in einem Gen, von dem bereits bekannt ist,
dass es die Krankheit auslöst. Das Gen enthält die Erbinformation für
einen Cholesterintransporter, das sogenannte Niemann-Pick Typ C-1-Protein
(NPC1-Protein). Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler konnten nun
nachweisen, dass Mutationen im NPC1-Gen dazu führen können, dass das
NPC1-Protein je nach Mutation unterschiedlich langsam, normal oder gar
nicht seinen Bestimmungsort innerhalb der Zelle erreicht. Das
unterschiedliche Transportverhalten kann die Schwere des
Krankheitsverlaufs bestimmen: Je weniger Cholesterintransporter
(NPC1-Proteine) am Bestimmungsort ankommen, desto schwerer kann die
Krankheit sein. Diese Erkenntnis könnte die Grundlage für neue
Therapieoptionen bilden. Die Studie erschien im Fachmagazin Scientific
Reports.

Die Krankheit

Welche Erbgutveränderungen der Niemann-Pick-Krankheit vom Typ C zugrunde
liegen, ist bereits gut erforscht: Das NPC1-Gen enthält die Erbinformation
für das NPC1-Protein, ein Transportprotein, das Cholesterin aus bestimmten
Zellorganellen der Körperzellen, den Lysosomen, heraustransportiert.
Mutationen im NPC1-Gen führen dazu, dass Cholesterin in den Lysosomen
eingelagert wird anstatt seine eigentliche Funktion zu erfüllen.
Cholesterin ist unter anderem ein wichtiger Baustein in allen
Zellmembranen - ohne den Stoff können die Zellen und somit auch die
entsprechenden Organe nicht mehr ordnungsgemäß funktionieren.

Proteine im Fokus

"Um neue Therapiemethoden zu entwickeln, ist es sehr wichtig, die
biochemischen Grundlagen der Krankheit aufzuklären", sagt Professor Dr.
Hassan Y. Naim, der das Institut für Physiologische Chemie der TiHo
leitet. Aktuell sind über 400 verschiedene Erbgutveränderungen
beschrieben, die die Niemann-Pick-Krankheit vom Typ C auslösen. Das
Forscher-Team wählte 18 Mutationen aus und untersuchte in der Zellkultur
die Auswirkungen der Mutationen auf das NPC1-Protein. Naim erklärt: "Dabei
war uns wichtig, verschiedene Regionen in dem Protein zu analysieren, die
von den genetischen Änderungen betroffen sind. So konnten wir untersuchen,
wie unterschiedlich es sich auf die Funktion des NPC1-Proteins auswirkt,
wenn seine Cholesterin-Bindestelle, seine Membran-Bindestelle oder seine
komplette Form aufgrund einer Mutation verändert ist", erläutert Naim.

Das NPC1-Protein durchläuft in der Zelle drei Entwicklungsstufen in
verschiedenen Zellorganellen. Es wird im endoplasmatischen Retikulum
gebildet, glykosyliert und korrekt gefaltet. Im Golgi-Apparat wird es
modifiziert und gelangt zuletzt an seinen Bestimmungsort: die Lysosomen
der Zelle. "Wir vermuteten, dass die Mutationen teilweise dazu führen,
dass die NPC1-Proteine die Lysosomen gar nicht erst erreichen und daher
ihre Rolle als Cholesterintransporter nicht erfüllen können", so Naim. Die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler untersuchten daher mit
verschiedenen Methoden, in welchen Zellorganellen sich die veränderten
Proteine befanden. Anhand dieser Untersuchungen konnten sie die
Proteinveränderungen Veränderungen im NPC1-Protein in drei Gruppen
einteilen: "Wir konnten zeigen, dass die Proteine aus der Gruppe 1 nur im
endoplasmatischen Retikulum nachweisbar waren", berichtet Naim. Die
Proteine aus Gruppe 2 fanden sich außerdem noch in den Lysosomen. "Daraus
schlossen wir, dass Proteine dieses Typs die Lysosomen erreichen können,
wenngleich etwas langsamer", so der Professor weiter. Für die Proteine der
Gruppe 3 wies sein Team ein ähnliches Verteilungsmuster in der Zelle wie
beim unveränderten NPC1-Protein nach. "Gerade die Proteinverteilung in
Gruppe 3 hat uns überrascht. Denn obwohl das NPC1-Protein in dieser Gruppe
weiterhin normal innerhalb der Zelle transportiert wird, weisen Träger
dieser Mutationen NPC-Symptome auf. Wir vermuten, dass die
Cholesterin-Bindekapazität der NPC1-Proteine in dieser Gruppe aufgrund veränderter
Proteinfaltung erheblich reduziert ist", so Naim. Einen Zusammenhang
zwischen der Genregion, in der die Mutation auftrat, und der Einteilung in
die verschiedenen Gruppen gab es nicht.

Das Schicksal der veränderten Proteine

Was aber passiert mit den NPC1-Proteinen, die die Lysosomen nicht
erreichen? Um diese Frage zu klären, versahen die Forscherinnen und
Forscher Proteine aller drei Gruppen mit einem radioaktiven Marker. So
ließ sich nachweisen, wie viele der Proteine im Laufe der Zeit abgebaut
wurden. Der Unterschied war deutlich: Während die Proteine der Gruppe 3
ähnlich lange intakt blieben wie die normalen NPC1-Proteine, also bis zu
24 Stunden, waren nach 12 Stunden keine Proteine der Gruppe 2 und bereits
nach acht Stunden keine Proteine der Gruppe 1 mehr nachweisbar.
"Verbleiben die NPC1-Proteine aufgrund ihrer veränderten Struktur im
endoplasmatischen Retikulum, werden sie schnell abgebaut", schließt Naim.

Bedeutung für die Klinik

Abschließend verglich das Forscher-Team seine Ergebnisse mit den
Informationen, die in der Literatur zu den einzelnen Mutationen und ihrer
klinischen Ausprägung bei den Patientinnen und Patienten vorlagen. Dabei
entdeckten sie eine Korrelation zwischen der Zuordnung zu den drei Gruppen
und der Schwere der Erkrankung. "Patienten mit einer Mutation der Gruppen
1 und 2 erkrankten überwiegend schwer und meist schon sehr jung. Patienten
mit einer Mutation der Gruppe 3 hingegen erkrankten eher im Jugend- oder
Erwachsenenalter und zeigten mildere Symptome", so Naim. Diese Ergebnisse
bilden die Basis für weitere Untersuchungen. "Wir möchten als nächstes
prüfen, ob die Zuordnung zu einer Mutationsgruppe auch mit der Menge an
gespeichertem Cholesterin korreliert. Darüber hinaus möchten wir unsere
Studien mit Fibroblasten von NPC-Patienten validieren. Diese Zellen werden
für diagnostische Zwecke in den Kliniken aus Hautbiopsien hergestellt und
uns zur Verfügung gestellt."


Originalpublikation:

Different Niemann-Pick C1 Genotypes Generate Protein Phenotypes that Vary
in their Intracellular Processing, Trafficking and Localization
Hadeel Shammas, Eva-Maria Kuech, Sandra Rizk, Anibh M. Das, Hassan Y. Naim
(2019) Scientific Reports, 

DOI: 10.1038/s41598-019-41707-y

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.nature.com/articles/s41598-019-41707-y

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution90
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FORSCHUNG/791: Ein Protein als "Tankwart" der Krebsentstehung (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 29.03.2019

Ein Protein als "Tankwart" der Krebsentstehung



Wissenschaftler der Universität Würzburg haben einen neuen Mechanismus
entdeckt, wie Gene in Tumorzellen abgelesen werden. Ihre Studie zeigt neue
Wege auf, innovative Krebsmedikamente zu entwickeln.

Die Zellen, aus denen der menschliche Körper besteht, sind sehr
unterschiedlich. Eine Leberzelle sieht anders aus als eine Muskelzelle,
beide erfüllen völlig verschiedene Aufgaben, und dementsprechend stellen
Leberzellen Proteine her, die charakteristisch für Leberzellen sind und
Muskelzellen solche, die typisch für Muskelzellen sind. Der Bauplan dieser
Proteine ist in den Genen, unserer Erbinformation, gespeichert; diese sind
jedoch in allen Zellen identisch.

Damit unterschiedliche Zellen aus der gleichen Erbinformation verschiedene
Proteine herstellen können, benötigen sie spezielle Helfer. Verantwortlich
dafür ist eine Gruppe von Molekülen, die man Transkriptionsfaktoren nennt.
Transkriptionsfaktoren sorgen dafür, dass in jeder Zelle genau die Gene
abgelesen und zur Proteinherstellung verwendet werden, die dort benötigt
werden.

Veröffentlichung in Molecular Cell

Die Frage, wie Transkriptionsfaktoren funktionieren, untersucht Dr. Elmar
Wolf, Forschungsgruppenleiter am Biozentrum der
Julius-Maximilians-Universität Würzburg, mit seinem Team. Dabei haben die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler vor kurzem eine überraschende
Beobachtung gemacht. Die Ergebnisse ihrer Studie stellen sie jetzt in der
renommierten Fachzeitschrift Molecular Cell vor.

Was Elmar Wolfs Doktorand Apoorva Baluapuri beobachtet hat, erklärt er
anhand einer Analogie: "Das Ablesen eines Gens kann man sich wie eine
Zugfahrt vorstellen. Der zelluläre Apparat, der die Information des Gens
abliest, 'fährt' wie ein Zug am Anfang des Gens los. Nur wenn der Zug
erfolgreich an seinem Ziel, dem Gen-Ende, ankommt, führt dies zur
Herstellung des entsprechenden Proteins."

Tankwarte und Signalgeber

Bislang gingen die Wissenschaftler davon aus, dass Transkriptionsfaktoren
steuern, wie viele solcher "Züge" am Anfang des Gens losfahren, also
gewissermaßen als Signalgeber fungieren. Die Forscher in der Arbeitsgruppe
Wolf haben jedoch jetzt die Beobachtung gemacht, dass
Transkriptionsfaktoren nicht unbedingt die Anzahl an losfahrenden Zügen
regeln, sondern vielmehr dafür sorgen, dass alle Züge am Ende ankommen und
nicht auf halber Strecke liegenbleiben. Wie sie das machen, hat die
Doktorandin Julia Hofstetter untersucht. Sie konnte zeigen, dass
Transkriptionsfaktoren dafür sorgen, dass nur Züge losfahren, die
tatsächlich alles dabei haben, was sie für ihre Reise benötigen.
"Vereinfacht könnte man sagen, dass Transkriptionsfaktoren die Aufgabe von
Tankwarten übernehmen", sagt Wolf.

Warum ist es interessant, dass Transkriptionsfaktoren eher als "Tankwart"
und nicht als "Signalgeber" arbeiten? "Zum einen ist dieses mechanistische
Wissen wichtig um zu verstehen, wie die verschiedenen Zellen des
menschlichen Körpers entstehen", erklärt Wolf. Zum anderen benötigen nicht
nur normale Zellen, wie Leberzellen und Muskelzellen die
Transkriptionsfaktoren. Vielmehr arbeiten auch Krebszellen mit ihnen, um
die Proteine herzustellen, die sie für ihr Wachstum brauchen. So trägt der
Transkriptionsfaktor Myc, an dem die beiden Nachwuchswissenschaftler
forschen, zur Entstehung der meisten Krebserkrankungen entscheidend bei.

Das Wachstum von Krebszellen bremsen

Elmar Wolf und sein Team hoffen nun, dass ein besseres Verständnis der
Wirkungsweise von Transkriptionsfaktoren auch Wege aufzeigt, wie man diese
in bösartigen Erkrankungen hemmen kann. Oder, wie es Wolf formuliert:
"Wäre es nicht gut, wenn man dafür sorgen könnte, dass Krebszellen nicht
mehr wachsen können, weil in ihnen die Züge aus Mangel an Treibstoff
liegenbleiben?"

Originalpublikation:

MYC recruits SPT5 to RNA polymerase II to promote processive transcription
elongation, Baluapuri A, Hofstetter J, Dudvarski Stankovic N, Endres T,
Bhandare P, Vos SM, Adhikari B, Schwarz JD, Narain A, Vogt M, Wang S-Y,
Düster R, Jung LA, Vanselow JT, Wiegering A, Geyer M, Maric HM, Gallant P,
Walz S, Schlosser A, Cramer P, Eilers M, Wolf E. Molecular Cell,
erschienen online am 27.03.2019. 

DOI: 10.1016/j.molcel.2019.02.031

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.cell.com/molecular-cell/fulltext/S1097-2765(19)30142-X Link zur Originalpublikation

http://www.pch2.biozentrum.uni-wuerzburg.de/research_groups/ag_wolf/ Elmar Wolfs Homepage

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution99
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INFEKTION/1803: Impfpflicht gegen Masern (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Impfpflicht gegen Masern

Vom Humanistischen Pressedienst, 1. April 2019



Der Bezirk Rockland im US-Bundesstaat New York hat den Notstand
aufgrund eines Masernausbruchs ausgerufen: Es wurden zuletzt 153 Fälle
registriert, obwohl die Krankheit dort im Jahr 2000 für ausgerottet
erklärt worden war. Aktuell treten auch in Deutschland vermehrt Masern
auf. Aus diesem Grund kommt es derzeit zu Diskussionen über eine
Impfpflicht.

Das Robert Koch-Institut (RKI) ist als zentrale Einrichtung der
Bundesregierung auf dem Gebiet der Krankheitsüberwachung und
-prävention zuständig für die Erkennung, Verhütung und Bekämpfung von
Krankheiten. Vor allem in den letzten Jahren ist es zu Häufungen von
Maserninfektionen gekommen: 2017 wurden 929 Fälle vom Robert
Koch-Institut übermittelt - 2016 waren es noch 325.

Der Chefarzt für die Abteilung Kinder- und Jugendmedizin im Helios
Klinikum Berlin-Buch, Prof. Dr. Lothar Schweigerer, erklärt dazu: "Bei
Masern handelt es sich um eine Virusinfektion, die zu schwerwiegenden
Komplikationen führen kann, darunter Mittelohr-, Lungen- und
Gehirnentzündungen. Leider gibt es dagegen keine wirksame Behandlung."

Die Prävention mittels der Schutzimpfung ist und bleibt deshalb
weltweit die empfohlene Maßnahme.

Eltern, die ihre gesunden Kinder nicht impfen lassen, gefährden auch
diejenigen, welche aufgrund einer schweren Grunderkrankung keine
Masernimpfung erhalten dürfen. Der Professor betont: "Nur bei einer
Durchimpfungsrate von über 95 Prozent der Bevölkerung können auch die
nicht geimpften Personen profitieren und haben Schutz vor bestimmten
Infektionskrankheiten."

Allerdings gibt es zahlreiche Impfgegner, die eine Impfpflicht
ablehnen. Sie argumentieren, dass das Selbstbestimmungsrecht Vorrang
hat und das persönliche Abwägen von Nutzen und Risiken wichtig ist.
Zulässig solle allein die Impfberatung beim Hausarzt/der Hausärztin
des Vertrauens sein. Zahlreiche Eltern haben Angst, welche
Nebenwirkungen oder Langzeitschäden eine solche Impfung bedeuten
würde.

Die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung bestätigt jedoch,
dass die Impfung trotz möglicher Impfreaktionen gut verträglich ist.
Es kann bei etwa fünf von 100 Geimpften in den ersten Tagen nach der
Impfung zu Rötungen oder Schwellungen der Einstichstelle kommen. Da es
sich um eine Lebendimpfung mit abgeschwächten Viren handelt, können
bis vier Wochen nach der Impfung bei zwei bis fünf Prozent der
Geimpften leichte "Impf-Masern", die jedoch nicht übertragbar sind,
beobachtet werden. In sehr seltenen Fällen kann sechs bis acht Jahre
nach einer Masernerkrankung die subakute sklerosierende
Panenzephalitis (SSPE) auftreten.

Prof. Schweigerer sagt: "Die Sterberaten von Kindern im letzten
Jahrhundert haben erheblich abgenommen. Verantwortlich dafür sind
insbesondere die Verfügbarkeit von Antibiotika und die Einführung von
Hygienemaßnahmen und Impfprogrammen für Kinder."

Der Chefarzt bedauert die nachlassende Impfdisziplin in der jüngsten
Vergangenheit, welche zu den bekannten Masernausbrüchen geführt hat.
Er sagt daher: "Kinderärzte raten dringend dazu, die kostenfreien
Impfungen wahrzunehmen. Nur so können wir den hohen Standard der
Kindergesundheit weiter garantieren. Außerdem müssten Menschen
geschützt werden, die aus medizinischen Gründen nicht gegen Masern
geimpft werden könnten."

Zum Schutz vor Infektionskrankheiten werden in Deutschland
Empfehlungen für Impfungen durch die Ständige Impfkommission (STIKO)
am Robert Koch-Institut (RKI) auf Grundlage von
infektionsepidemiologischen Erkenntnissen vorbereitet. Gemäß Paragraph
20 Abs. 2 Satz 3 des Infektionsschutzgesetztes (IfSG) werden wichtige
Hinweise zur Durchführung von präventiven Maßnahmen wie den
Schutzimpfungen gegeben. Dabei gibt die STIKO keinen Verweis auf
spezielle Impfstoffe, sondern informiert über die Durchführung von
Schutzimpfungen, die präventiv gegen Krankheiten wie Masern helfen
können.

Diese Impfempfehlungen werden jährlich im Impfkalender dargestellt.
Der Kalender beinhaltet Impfungen gegen Diphtherie, Tetanus,
Pertussis, Haemophilus influenzae Typ B, Hepatitis B, Poliomyelitis
und Pneumokokken, die ab der achten vollendeten Lebenswoche möglich
sind. Es folgen ab dem zweiten Lebensjahr Impfstoffe gegen Masern,
Mumps, Röteln, Varizellen und Meningokokken der Serogruppe C.
Sogenannte Auffrischimpfungen werden im Kindes- und Jugendalter
empfohlen.


Über den Autor

Der Humanistische Pressedienst (hpd) präsentiert aufklärerische,
humanistische und freigeistige Positionen zu aktuellen Ereignissen.
Das Internetportal will konfessionsfreien Menschen - in Deutschland
ein Drittel der Bevölkerung - eine Stimme geben. Der hpd versteht sich
als Plattform für das breite Spektrum säkularer Bestrebungen, mit
deren Akteuren er bestens vernetzt ist und zu deren Meinungsbildung er
beitragen möchte.

Erstveröffentlichung:

https://hpd.de/artikel/impfpflicht-gegen-masern-16661




Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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FORSCHUNG/1332: Kapsel von Bakterien im Reagenzglas nachgebaut (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 29.03.2019

Kapsel von Bakterien im Reagenzglas nachgebaut



Manche Bakterien verfügen über eine Schutzhülle aus miteinander vernetzten
Zuckermolekülen. Forscher der Universität Bonn und des Deutschen Zentrums
für Infektionsforschung (DZIF) haben diese Kapsel nun im Reagenzglas
nachgebaut. Die Arbeit identifiziert auch mögliche Angriffspunkte für neue
Medikamente. Sie erscheint in der Zeitschrift "Nature Communications".

Die Kapsel ist ein komplex aufgebautes Zucker-Polymer, in das sich manche
Mikroorganismen hüllen können. Ähnlich wie Harry Potters Zaubermantel
macht sie die Bakterien für das Immunsystem unsichtbar. Außerdem ist sie
eine Barriere für Abwehrstoffe, etwa bestimmte Antibiotika. Könnte man die
Bildung der Kapsel verhindern, würde das Krankheitserregern daher einen
schweren Schlag versetzen. "Dennoch wissen wir noch erstaunlich wenig
darüber, wie die Kapsel entsteht", erklärt Prof. Dr. Tanja Schneider vom
Institut für Pharmazeutische Mikrobiologie der Universität Bonn.

Die jetzt erschienene Studie ändert das ein Stück weit. Darin haben
Wissenschaftler die Kapsel des weit verbreiteten Keims Staphylococcus
aureus im Reagenzglas "nachgebaut". Staphylokokken zählen zu den so
genannten gram-positiven Bakterien. Diese zeichnen sich durch einen
bestimmten Aufbau ihrer Zellwand aus. Außerdem verfügen sie über die
Fähigkeit, eine Kapsel zu bilden.

Hülle nach dem "Zwiebel-Prinzip"

Staphylococcus ist - vereinfacht gesagt - von drei verschiedenen
Hüllschichten umgeben. Die innerste davon ist die Membran, ein hauchdünnes
fettähnliches Häutchen. An sie schließt sich eine Wand aus eng vernetzten
Zucker-Peptid-Fasern an, dem so genannten Murein. Erst danach kommt, ganz
außen aufgelagert, die Kapsel. Es war bereits bekannt, dass an ihrer
Entstehung 16 verschiedene Enzyme beteiligt sind. Diese sind an und in der
Membran befestigt und funktionieren nur in diesem Zustand - ein
wesentlicher Grund, warum sie so schwer zu untersuchen sind. Dazu haben
die Forscher die Kapsel-Enzyme isoliert, gereinigt und zusammen mit
Membran-Bestandteilen in ein Reagenzglas gegeben. "Wir haben so die
natürlichen Bedingungen nachgestellt", erklärt Schneiders Mitarbeiter Dr.
Marvin Rausch. "Auf diese Weise konnten wir die katalysierten Reaktionen
analysieren, aber auch untersuchen, wie diese koordiniert werden."

Dabei hat die Gruppe, zu der auch Forscher aus England und den USA
zählten, einige unerwartete Entdeckungen gemacht. So ist die
Kapsel-Synthese auf eine Art Lieferservice angewiesen. Dieser bringt
Ausgangsstoffe zu den entsprechenden Enzymen. Interessanterweise wird
dieser Bringdienst aber auch noch für einen anderen Zweck genutzt: als
Zulieferer für die Mureinwand-Synthese. "Diese Wand ist für die meisten
Bakterien lebenswichtig", betont Schneider. "In Staphylococcus aureus darf
die Kapsel daher erst synthetisiert werden, wenn die Wand fertig ist."

Ein Enzym namens PknB sorgt dafür, dass diese Abfolge eingehalten wird.
Solange der Lieferservice noch Murein-Bestandteile transportiert, sorgt
PknB dafür, dass die Kapsel-Synthese abgeschaltet bleibt. Danach aber
switcht das Bakterium radikal um: Sobald die Herstellung der Kapsel
beginnt, springt ein anderes Enzym namens CapA an. Dieser Katalysator wird
durch Kapsel-Zwischenprodukte zusätzlich aktiviert. Dadurch kommt eine
positive Feedback-Schleife in Gang, die CapA gewissermaßen zu
Höchstleistungen anspornt.

Neue Wirkstoffe dringend benötigt

Sowohl CapA als auch PknB übernehmen wichtige Funktionen bei der
Kapsel-Synthese. Sie eignen sich daher womöglich als Ziel für neue Medikamente.
"Außerdem haben wir ein Molekül identifizieren können, das die Kapsel an
der Murein-Wand verankert", sagt Schneider. "Möglicherweise eröffnet sich
dadurch eine weitere therapeutische Option."

In einem nächsten Schritt wollen die Wissenschaftler in riesigen
Substanz-Bibliotheken nach Wirkstoffen fahnden, die sich gegen die gefundenen
Strukturen richten. Bis daraus neue Medikamente entstehen, werden aber
wohl selbst im Idealfall noch viele Jahre vergehen. "Dennoch ist diese
Arbeit ausgesprochen wichtig", erklärt Schneider. "Zwar ist es durch
verschiedene Maßnahmen gelungen, Infektionen durch Staphylokokken etwas
besser in den Griff zu bekommen. Die Erfahrung lehrt aber, dass wir uns
darauf nicht ausruhen dürfen: Irgendwann entstehen neue Resistenzen, und
dann sollten wir vorbereitet sein."
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Wirkstoff treibt Krebszellen in den Tod



Forscher der Universität Bonn haben zusammen mit US-Kollegen einen
ungewöhnlichen Mechanismus gegen Lymphome entdeckt. Sie nutzten dazu einen
Wirkstoff, der bereits vor mehr als zehn Jahren an der Universität Bonn
entdeckt wurde - ein so genanntes Aptamer. Das Molekül bindet an einen
Proteinkomplex auf der Zelloberfläche. Dieser wird daraufhin in die
Krebszelle aufgenommen und stört dort die Abschrift der Gene. Die Studie
erscheint in der Zeitschrift Cell Chemical Biology.

Aptamere sind kurze Sequenzen aus der Erbsubstanz DNA oder der mit ihr
verwandten RNA. Sie sind dazu in der Lage, sich sehr spezifisch an
bestimmte Strukturen anzuheften. Das in der Studie genutzte Aptamer C10.36
bindet an die Oberfläche bestimmter Krebszellen, der so genannten
Non-Hodgkin-Lymphome. "Sein genaues Ziel war aber bis dato unbekannt", erklärt
Prof. Dr. Günter Mayer vom LIMES-Institut der Universität Bonn. "Man
wusste lediglich, dass es nach der Bindung in die Zelle aufgenommen wird
und diese kurz darauf stirbt."

Mayer hat zusammen mit Kollegen der US-Firma Caris Life Sciences nach der
Ursache für diese Beobachtung gefahndet - mit Erfolg: Die Wissenschaftler
konnten als Zielstruktur einen Komplex aus mindestens 13 Proteinen
identifizieren. Überraschenderweise haben einige dieser Eiweiße die
Fähigkeit, Genabschriften zu modifizieren. Bei diesem Vorgang werden die
Abschriften zerstückelt, störende Teile entfernt und der Rest wieder
zusammengeklebt. Dieser Mechanismus wird als "spleißen" bezeichnet
(englisch: splicing). Er ist immens wichtig: Eine Störung führt unter
Umständen zum Tod der Zelle.

Tödliche "Verdauungsstörung"

Möglicherweise ist das auch der eigentliche Wirkmechanismus von C10.36:
Wenn das Aptamer an den Proteinkomplex bindet, bleibt das von der
Krebszelle nicht unbemerkt. Sie reagiert, indem sie den betroffenen Teil
ihrer Membran nach innen stülpt und so den Wirkstoff zusammen mit den
Spleiß-Proteinen in sich aufnimmt. Diese scheinen der Lymphomzelle aber
wortwörtlich schwer im Magen zu liegen: "Wir vermuten, dass die
aufgenommenen Proteine in den Spleiß-Vorgang eingreifen und ihn stören",
sagt Mayer. "Als Konsequenz stirbt die Zelle schließlich ab."

Die Wissenschaftler haben untersucht, ob noch weitere Zellen den
gefundenen Spleiß-Komplex auf ihrer Oberfläche tragen. "Es gibt eine ganze
Reihe verschiedener Non-Hodgkin-Lymphome", erklärt Mayer. "Bei allen
Typen, die wir untersucht haben, sind wir fündig geworden." Zudem zeigen
Studien, dass es auch andere Krebserkrankungen gibt, die sich durch
ähnliche Oberflächenproteine auszeichnen. Eventuell stößt die Arbeit also
den Weg zu einer neuen Therapie-Option auf, die gegen eine ganze Reihe von
Krebsarten wirkt.

Zunächst wollen die Wissenschaftler ihre Ergebnisse aber erhärten. So
wurde die Studie mit menschlichen Krebszellen durchgeführt, die seit
vielen Jahren im Labor gezüchtet werden. In einem nächsten Schritt planen
die Forscher, Zellen von Patienten zu nehmen und die Experimente damit zu
wiederholen. "Außerdem interessiert uns, warum Lymphom-Zellen überhaupt
Komplexe aus Spleiß-Proteinen auf ihrer Oberfläche tragen", sagt Mayer.
Eigentlich üben diese ihre Arbeit nämlich im Zellkern aus. "Vielleicht
spielen sie eine wichtige Rolle bei der Krankheitsentstehung", spekuliert
der Biochemiker. "Welche genau, wissen wir aber noch nicht."
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Rundbrief der Deutschen Gesellschaft für Soziale Psychiatrie e.V.

Psychiatrische »Eltern«? - Nein, danke!

Beziehungen gestalten und dabei professionell bleiben

Von Sabrina Hancken



Dass es im psychiatrischen Kontext im Besonderen auf die
Zusammenarbeit zwischen professionell Handelnden und den Adressatinnen
und Adressaten ankommt, ist weitgehend bekannt! Doch was macht
eigentlich eine gute Beziehung aus? Und über welche Kompetenzen sollte
eine psychosozial helfende Person verfügen? Am Beispiel des Ambulant
betreuten Wohnens werden diese Fragen näher beleuchtet.

Seit der Psychiatrie-Enquete im Jahr 1975 wird die Kontinuität in
professionellen Beziehungen als fachlicher Standard und
Qualitätskriterium gefordert. Ob zu Fachärztin oder Facharzt, zu
gesetzlichem Betreuer oder zu Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in
stationären, teilstationären und ambulanten Hilfeformen, die
Bedeutsamkeit einer stabilen Beziehung rückt wiederkehrend in den
Vordergrund von Diskussionen. In diesem Kontext zeichnen sich in den
letzten Jahren zwei kontroverse Tendenzen ab: Zum einen besteht - vor
allem in Kliniken - die Gefahr des Schwindens von Beziehungen. Nach
wie vor stellt beispielsweise der Übergang von der Klinik in den
ambulanten Bereich eine Bruchstelle im Hilfesystem mit der Folge
wechselnder Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner dar. Zum anderen
zeigen sich zunehmend bindende und Abhängigkeit schaffende Beziehungen
(»Ich weiß, was richtig für dich ist, wir kennen uns ja schon lange«).
In diesem Kontext müssen sich psychiatrieerfahrene Menschen immer
wieder zwischen Autonomie und Bindung zurechtfinden.

Professionell Beziehungen gestalten

Für eine professionelle Beziehungsgestaltung wird seitens der
psychosozialen Helferinnen und Helfer nicht nur ein »gutes
Fingerspitzen- oder Bauchgefühl« benötigt oder darauf geachtet, dass
die Chemie zwischen den beiden Parteien oder ihren »Persönlichkeiten«
stimmt, sondern vielmehr geht es darum, den fachlichen Anforderungen
nachzukommen: Beziehungen nämlich so zu gestalten, dass sie
empathisch, tragfähig, vertrauens- und verantwortungsvoll sowie
verlässlich sind. Dieses schließt natürlich auch ein, Arbeitsbündnisse
wieder zu verlassen, wenn sie nicht mehr notwendig erscheinen oder nur
in geringerer Intensität gebraucht werden.

Ambulant betreutes Wohnen - ein Beziehungsangebot?!

Das Ambulant betreute Wohnen gilt landläufig als das klassische
Arbeitsfeld für Beziehungsarbeit und ist damit größtenteils
Handlungsfeld von Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeitern. Hierbei
handelt es sich um ein langfristig konzipiertes und verbindlich
vereinbartes ambulantes Dienstleistungsangebot, das sich auf
Hilfestellungen beim Leben in der eigenen Wohnung bezieht. Im
Vordergrund steht Freiwilligkeit. Die Betreuung findet in der Regel
durch feste Bezugsbetreuerinnen und -betreuer in Form von Hausbesuchen
statt. Das heißt, die Nutzer leben in ihren eigenen angemieteten
Wohnungen. Durch die Orientierung am Normalisierungsprinzip ist das
Ziel dieser Hilfe die Ermöglichung eines gut gelingenden Alltags.
Bevor professionelle Hilfe zum Einsatz kommt, wird geprüft, welche
nichtprofessionellen Hilfen in der Lebenswelt bestehen und in Anspruch
genommen werden können. Fragt man psychiatrieerfahrene Menschen, wie
sie diese Art von Hilfe wahrnehmen, finden sich Umschreibungen wie
Lebensbegleitung, Unterstützung in allen Lebensbereichen, individuelle
Hilfe und persönliche Assistenz.

Gratwanderung

Sichtbar wird der enge Bezug zur Lebenswelt der psychiatrieerfahrenen
Menschen. Professionelle Helferinnen und Helfer dringen tief in die
Privatsphäre der betreffenden Personen ein. Umso überraschender ist
es, dass zwar viel über Stabilität und Kontinuität in professionellen
Beziehungen diskutiert wird, es aber nur eine begrenzte Reflexion
darüber gibt, was zu einem gelingenden Arbeitsbündnis beiträgt. Denn
hierbei sollte es sich weniger um ein Zufallsprodukt handeln als
vielmehr um das Ergebnis der fachlichen Fähig- und Fertigkeiten der
psychosozial Helfenden. Dabei ist eine professionelle Beziehung klar
von einer persönlichen Beziehung abzugrenzen. Es handelt sich nämlich
nicht um ein kompensatorisches Angebot von Freundinnen oder Bekannten,
sondern um ein professionelles Arbeitsbündnis.

Studie liefert erste Hinweise

Eine erste Annäherung an dieses Thema findet sich in Interviews, die
ich im Rahmen meiner Dissertation geführt habe. Ziel der Studie war
es, Einblicke in die Lebenssituation und die Krankheitsbewältigung von
chronisch psychisch erkrankten Menschen im Ambulant betreuten Wohnen
zu erhalten. Darauf aufbauend wurden Empfehlungen für professionell
Helfende entwickelt, wie sie psychiatrieerfahrene Menschen dahingehend
befähigen können, besser und zunehmend selbstbestimmter mit ihrer
Erkrankung umzugehen. Insgesamt wurden 16 Interviews mit
psychiatrieerfahrenen Menschen, Sozialarbeitern, Psychiatern sowie
Angehörigen geführt.

Dass die Beziehungsgestaltung den Ausgangspunkt für das Ambulant
betreute Wohnen bildet, wird durch die folgende Aussage der jungen
Sozialarbeiterin Karin P., 28 Jahre, deutlich:

»Erfolg ist, einmal hereingelassen werden, Kontakt haben, einen
wirklichen Kontakt zu haben - das, finde ich, ist Erfolg. Erfolge sind
natürlich auch Veränderungen und auch Schritte in Richtung
vereinbarter Ziele. Für viele ist Erfolg Erhaltung des Status quo. Ja,
für mich ist auch Erfolg, wenn man einmal zusammen gelacht hat, wenn
ich da gewesen bin. Also auch so Lebendigkeit fühlen, auf alle Fälle.«

Hier zeigt sich deutlich, dass der Beziehungsaspekt im Mittelpunkt des
Handelns steht. Hubert K., ein 63-jähriger Sozialarbeiter, der seit
über fünfzehn Jahren bei einem freien Träger beschäftigt ist,
bestätigt, dass zunächst die elementaren Bedürfnisse befriedigt sein
müssen, bevor es überhaupt an die eigentliche Beziehungsgestaltung
geht: »Oft geschieht ja eine Aufnahme auch in einer Hilfesituation, wo
Menschen vielleicht eine Wohnung suchen, wo auch wirklich ein sehr
akuter Hilfebedarf besteht. Und Geldknappheit, Verschuldung, irgendwie
halt oft eine Notsituation, und da wird das Hilfegeschehen oder das,
was zu erbringen ist, erstmal auch durch die Notwendigkeiten diktiert.
Und dann kann man sich vielleicht auch mal Bereichen zuwenden, die
dann den Klienten auch ein Stück weit durch eine persönliche Begegnung
in den Vordergrund stellt oder so etwas.«

Daraus lässt sich eine Hierarchie in der Aufgabenstellung ableiten.
Zunächst gilt es, die Grundbedürfnisse im Hinblick auf Nahrung,
Wohnraum, finanzielles Auskommen usw. zu stillen, also eine Art Erste
Hilfe zu leisten. Daran anknüpfend geht es dann um den eigentlichen
Beziehungsaufbau. Für die Gestaltung des Arbeitsbündnisses sind nach
Alexander M. (31 Jahre alt, seit 11 Jahren psychisch erkrankt und
drogenabhängig, Nutzer des Ambulant betreuten Wohnens) vor allem
soziale Kompetenzen in Form von Zuhören, Empathie und Animation
wichtig.

»Na ja, dass er mir einfach zuhört, ich mit dem über alles sprechen
kann, dass er mir zuhört, dass ich Hilfe erwarte. Ja, oder dass er
auch ein bisschen mehr auf mich eingeht. Auch wenn es nur anderthalb
Stunden sind. Ich möchte, dass er mich unterhält, ich mit ihm über
alles sprechen kann.«

Ebenfalls möchte Alexander M., dass kein freundschaftliches Verhältnis
zu seinem ambulanten Betreuer besteht. Vielmehr bedeutet ihm die
Wahrung und das Respektieren seiner Privatsphäre viel. So gibt
Alexander M. auf die Frage nach der Motivation bei seiner
Freizeitgestaltung durch seinen psychosozialen Helfer Folgendes zu
bedenken:

»Ja, aber wenn ich mit meinem Betreuer gehe, dann würde ich ja mit
meinem psychiatrischen Papa gehen (lacht): Wissen Sie, wie ich das
meine? [...] Ich käme mir blöd vor. Dann würde ich doch lieber mit
meinen Freunden dahin gehen, in die Disco oder so. Also, ich bin so
weit eigentlich selbstständig, dass ich eigentlich mein Leben so weit
geregelt kriege, rein theoretisch.«

In der Redewendung »psychiatrischer Papa« offenbart sich der Wunsch
nach Abgrenzung. Für seinen ambulanten Betreuer besteht dabei die
Herausforderung, die »richtige« Balance von Nähe und Distanz zu
schaffen.

Auf den Punkt gebracht

Welche Schlüsse lassen sich aus den bisherigen Ergebnissen der Studie
für die professionelle Beziehungsarbeit ziehen? Während der Gespräche
zeigte sich immer wieder, dass das A und O für einen erfolgreichen
Hilfeverlauf die Beziehung zwischen professionell Helfenden und
psychiatrieerfahrenen Personen ist. Deshalb ist überraschend, dass
entsprechende Handlungskonzepte in der sozialen Arbeit fehlen, obwohl
vor allem psychologische Erkenntnisse gezeigt haben, dass die
Beziehungsarbeit im psychotherapeutischen Bereich als zentraler
Wirkfaktor für den Erfolg der Therapie angesehen werden kann. Weil die
soziale Arbeit auf einem Person-In-Environment-System fußt, hat sie
eine erweiterte Sichtweise auf die Gestaltung professioneller
Beziehung und ist angehalten, hierfür u.a. psychologische und
bindungstheoretische Ergebnisse sowie pädagogische und soziologische
Konzepte nutzbar zu machen.

Gleicht man die Studienergebnisse mit der aktuellen Literatur ab,
zeigt sich folgendes Bild: Voraussetzung für den Aufbau und die
Ausgestaltung einer professionellen Beziehung ist zunächst, dass
zeitliche, institutionelle und ökonomische Freiräume existieren.
Beziehungen wiederum bauen auf Kommunikation und Interaktion auf. Weil
jede Nachricht, Botschaft oder Mitteilung einen Inhalts- und
Beziehungsaspekt enthält, erscheint die Trennung in Beziehungsarbeit
und methodisches Handeln nicht sinnvoll. Deshalb wird Beziehungsarbeit
als untrennbarer Bestandteil der Methodik verstanden - und ist
dementsprechend erlernbar. Für eine langfristig wirksame
Beziehungsgestaltung zu psychisch erkrankten Menschen ist der Aufbau
von Vertrauen wesentlich. Gelingt dies nicht, ist eine konstruktive
Zusammenarbeit erschwert. Vertrauen zeigt sich als soziale Einstellung
mit der Annahme, dass Entwicklungen einen positiven oder erwarteten
Verlauf nehmen. Neben Vertrauen und kommunikativen Kompetenzen kommt
der Balance von Nähe und Distanz im Rahmen der Beziehungsarbeit eine
zentrale Funktion zu. Denn psychosozial Helfende agieren meistens in
der Lebenswelt der betreffenden Personen und tauchen so in sehr
persönliche Bereiche ein. Ebenfalls stellt sich ihnen die
Herausforderung, eine formale Berufsrolle auszufüllen und sich
gleichzeitig als ganze Person auf persönliche, emotional geprägte und
nur begrenzt steuerbare Beziehungen einzulassen.

Und nun?

Es ist deshalb nachvollziehbar, dass eine gelungene Beziehung zwischen
dem professionell Helfenden und der psychiatrieerfahrenen Person kein
Zufallsprodukt ist, sondern größtenteils das Ergebnis der fachlichen
Fähigkeiten und Fertigkeiten des Sozialarbeitenden. Psychosoziale
Helferinnen und Helfer können eine gute Beziehung nicht erzwingen, sie
sind aber angehalten, dazu beizutragen. Hierfür gibt es Methoden und
Techniken, die gezielt eingesetzt und reflektiert werden können.
Voraussetzung dafür ist wiederum, dass Beziehungsarbeit als Methode in
Ausbildungs- und Lehrpläne aufgenommen wird und praxisnahe
Weiterbildungen sich mit dieser Thematik beschäftigen. Dabei geht es
weniger um die Vermittlung von Inhalten als vielmehr darum, in
Selbsterfahrungs- und Reflexionsprozessen Aneignungsräume zu schaffen.
Die Auseinandersetzung mit Erlebnis- und Erfahrungsbeispielen,
Filmausschnitten, persönlichen Begegnungen, Rollenspielen und auch
Fallbesprechungen können dem aktiven Ausprobieren und der vertieften
Reflexion dienen und somit zu einer langfristigen wirksamen Beziehung
beitragen.


Prof. Dr. phil. Sabrina Hancken, Dipl.-Sozialarbeiterin,
Sozialtherapeutin; Hochschule Merseburg, Fachbereich Soziale Arbeit,
Medien, Kultur; Arbeitsschwerpunkte: Sozialpsychiatrie und
Sozialarbeitswissenschaften
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279-288

WATZLAWICK, PAUL; BEAVIN, JANET H.; JACKSON, DON D. (1969) Menschliche
Kommunikation. Bern, Stuttgart, Wien: Verlag Hans Huber

 * 

Quelle:

Soziale Psychiatrie Nr. 161 - Heft 3/18, Juli 2018, Seite 4 - 6

veröffentlicht mit freundlicher Genehmigung der Autorin und der Redaktion

Herausgeber: Deutsche Gesellschaft für Soziale Psychiatrie e.V.

Zeltinger Str. 9, 50969 Köln

Telefon: 0221/511 002, Fax: 0221/529 903

E-Mail: info@dgsp-ev.de

Internet: www.dgsp-ev.de

Zeitung "Soziale Psychiatrie": www.dgsp-ev.de/unsere-zeitschrift

 

Erscheinungsweise: vierteljährlich, jeweils zum Quartalsanfang

Bezugspreis: Einzelheft 10,- Euro

Jahresabo: 34,- Euro inkl. Zustellung

Für DGSP-Mitglieder ist der Bezug im Mitgliedsbeitrag enthalten.
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INFOPOOL / MEDIZIN / PSYCHIATRIE





FORSCHUNG/264: Depression und Bipolare Störung anhand von Tiermodellen besser verstehen (idw)


LWL-Universitätsklinikum Bochum der Ruhr-Universität Bochum - 28.03.2019

Depression und Bipolare Störung anhand von Tiermodellen besser verstehen



Wie können Untersuchungen an Tieren (Tiermodelle) dabei helfen, affektive
Störungen beim Menschen besser zu verstehen? Diese Frage diskutieren rund
40 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler am 29. März von 9 bis 16 Uhr
im Veranstaltungszentrum der Ruhr-Universität Bochum. Ausrichter des
Symposiums mit internationalen Expertinnen aus Hirnforschung und
Molekularmedizin ist die Klinik für Psychiatrie, Psychotherapie und
Präventivmedizin des LWL-Universitätsklinikums der Ruhr-Universität Bochum
im Landschaftsverband Westfalen-Lippe (LWL).

Dem Team um Juniorprofessorin Dr. Nadja Freund ist es gelungen, vier
führende Wissenschaftlerinnen der Tiermodell-Forschung als Rednerinnen für
ihr Symposium zu gewinnen. Den Rahmen des Symposiums mit dem Titel "Animal
Models of Affective Disorder - Development, Modifications, Treatment"
bilden vier Vorträge aus den USA, Portugal und Schweden. Die
Wissenschaftlerinnen stellen die Ergebnisse und Methoden ihrer Forschung
mit Nagetieren vor. Dr. Jennifer Honeycutt von der Northeastern University
in Boston untersucht die Rolle frühkindlichen Stresses bei psychischen
Erkrankungen. Dr. Luisa Pinto vom Life and Health Science Research
Institute in Braga, Portugal, forscht zu neurologischen Veränderungen
aufgrund von Depressionen. Prof. Colleen McClung von der University of
Pittsburgh befasst sich mit den bipolaren Störungen und Depression bei
Nagern. Ihr Fokus liegt auf dem gestörten Tag-Nacht-Rhythmus der Tiere.
Prof. Sophie Erhardt vom Karolinska Institut in Stockholm trägt zur
Entwicklung neuer, effektiver Medikamente zur Behandlung von Depressionen
und bipolaren Störungen bei.

Aus Tiermodellen werden Schlüsse gezogen, die dabei helfen, neue
Behandlungsmethoden für Angst- und Zwangsstörungen, Depressionen und
bipolare Störungen zu entwickeln. Die Forschung an Nagern ermöglicht es
auch, präventive Behandlungsmethoden zu erforschen. Risikofaktoren wie
frühkindlicher Missbrauch, die affektive Störungen im späteren Leben
begünstigen, werden beobachtet und präventive Behandlungsmethoden
getestet.

"Das Besondere an meiner Position am LWL-Universitätsklinikum Bochum ist
die Nähe zu den Patienten der Psychiatrie", sagt Prof. Dr. Nadja Freund.
"Anders als die meisten meiner Kolleginnen und Kollegen, deren Labore
nicht unmittelbar an eine Klinik angegliedert sind, sehen wir die
Menschen, denen unsere Forschung letztendlich helfen soll. Ich finde es
wichtig, dass alle Bereiche der Forschung Hand in Hand arbeiten."

Darum geht es den Doktoranden Dominik Beyer und Annkarina Mundorf, die das
Symposium organisieren: Eine Plattform zu schaffen, die den Austausch
verschiedener Forschungsbereiche möglich macht. Um diesen Austausch
anzuregen, können Gäste des Symposiums ihre Forschung auf Postern
vorstellen. Die Poster werden in kleinen Gruppen präsentiert, und eine
Kommission vergibt Preise für die besten Beiträge. Die Poster bieten auch
Studierenden die Gelegenheit, die Aufmerksamkeit eines internationalen
Fachpublikums auf ihre Forschung zu ziehen.

Infobox: Tiermodelle und affektive Störungen

Tiermodelle sind aus der medizinischen Forschung nicht wegzudenken. Ob
Krebs, Bluthochdruck oder Diabetes - die Arbeit mit Ratten und Mäusen
liefert ständig Hinweise zu körperlichen Erkrankungen von Menschen.
Weniger bekannt ist, dass sich diese Methode auch für die psychiatrische
Forschung eignet. In der Forschungsabteilung Molekulare und Experimentelle
Psychiatrie der LWL-Uniklinik Bochum unter Leitung von Prof. Nadja Freund
werden Tiermodelle genutzt, um mehr zu erfahren über bipolare Störung,
frühkindlichen Stress und Schizophrenie.

Ein Beispiel für die Arbeit der Abteilung ist die Erforschung eines
möglichen Biomarkers für Depressionen. Weltweit leiden 300 Millionen
Menschen an Depressionen und die Hälfte der Betroffenen wird nicht
behandelt. Da Depressionen besonders in einem frühen Stadium schwer zu
diagnostizieren sind, würde ein nachgewiesener Biomarker die Diagnose und
Behandlung von Depressionen erleichtern. Bei diesem möglichen Biomarker
handelt es sich um eine Genveränderung, die im Speichel nachgewiesen
werden kann. Da Umweltfaktoren wie das Rauchen, Alkoholkonsum und
Ernährung diese Veränderung beeinflussen können, ist es notwendig, die
Genveränderung bei Nagern unter Laborbedingungen zu untersuchen.

Die Arbeit mit Tiermodellen unterliegt strengen Auflagen und jede
Forschungsreihe muss aufwendig begründet und beantragt werden. Jeder
Antrag wird durch eine Ethikkommission bewertet, der auch Tierschützer
angehören.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://freundlab.com/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2145

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

LWL-Universitätsklinikum Bochum der Ruhr-Universität Bochum - 28.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MEDIZIN / PSYCHIATRIE





FORSCHUNG/263: Tatort Schizophrenie - 30 Gene unter Verdacht (idw)


Universität Basel - 28.03.2019

Tatort Schizophrenie - 30 Gene unter Verdacht



Die Forschungsgruppe von Prof. Alex Schier, Direktor des Biozentrums der
Universität Basel, hat 30 Gene identifiziert, die im Zusammenhang mit
Schizophrenie stehen. Das Team konnte aufzeigen, welche krankhaften
Veränderungen im Gehirn und Verhaltensauffälligkeiten durch die Gene
ausgelöst werden. Die Ergebnisse der Studie sind jetzt in «Cell»
veröffentlicht.

Das Forschungsteam von Prof. Alex Schier, Direktor des Biozentrums der
Universität Basel und derzeit noch Forschungsgruppenleiter an der Harvard
University in Cambridge untersuchte in seiner Studie insgesamt 132 Gene,
die mit Schizophrenie in Verbindung stehen. Bei 30 Genen liess sich der
Ursprungsverdacht erhärten. In Zebrafischen konnten die Forscher
nachweisen, dass Fehler in diesen Genen die Entwicklung oder Funktion des
Gehirns beeinträchtigen und zu Verhaltensauffälligkeiten führen.

Regionen im Erbgut unter Verdacht

Schizophrenie ist eine Psychose, die zu einer gestörten Wahrnehmung der
Realität führt. Dazu gehören unter anderem das Hören von Stimmen,
Halluzinationen oder Wahnvorstellungen. Die Krankheit lässt sich zwar
medikamentös behandeln, ist derzeit jedoch nicht heilbar. Genetische
Veränderungen, die sich im Gehirn manifestieren, können Schizophrenie
verursachen. Frühere Studien zeigten, dass mehrere Regionen des Erbguts,
die eine Vielzahl von Genen enthalten, in Verbindung mit der Krankheit
stehen.

Täterprofil von 30 Genen

Das Team von Alex Schier hat nun 30 Gene in diesen Regionen identifiziert
und konnte ihnen konkrete Auswirkungen auf die Struktur und Funktion des
Gehirns sowie verschiedenen Verhaltensweisen nachweisen. «Von den 132
Verdächtigen auf der Anklagebank konnten wir letztlich für 30 Gene ein
genaueres Täterprofil erstellen», sagt Schier. «Zu den Tätern gehört zum
Beispiel der Transkriptionsfaktor znf536, der die Entwicklung des
Vorderhirns steuert. Diese Gehirnregion beeinflusst unser soziales
Verhalten und die Verarbeitung von Stress.» Das Forschungsteam hat dabei
nicht nur die Bedeutung der einzelnen Gene entschlüsselt, sondern auch
eine Landkarte aller untersuchter Gene mit den jeweiligen
Folgeerscheinungen für das Gehirn erstellt.

Im Fadenkreuz der Forschung

«Offen bleibt die Frage, wie die einzelnen Gene Schizophrenie auslösen»,
sagt Schier. «Dazu könnte man untersuchen, ob die von uns identifizierten
Gene bei Patienten zu ähnlichen Veränderungen im Gehirn führen wie beim
Zebrafisch.» Diese Gene und Hirnregionen könnten dann neue Angriffsziele
für medikamentöse Therapien werden.


Originalpublikation:

Summer B. Thyme, Lindsey M. Pieper, Eric H. Li, Shristi Pandey, Yiqun
Wang, Nathan S. Morris, Carrie Sha, Joo Won Choi, Kristian J. Herrera,
Edward R. Soucy, Steve Zimmerman, Owen Randlett, Joel Greenwood, Steven A.
McCarroll, and Alexander F. Schier

Phenotypic landscape of schizophrenia-associated genes defines candidates
and their shared functions

Cell (2019), doi: 10.1016/j.cell.2019.01.048

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution74

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Basel - 28.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KLASSIK/10192: Hannover - Preisträgerkonzert des Kammermusikförderpreises, 28.4.2019


STAATSOPER HANNOVER

Preisträgerkonzert des Kammermusikförderpreises

Sonntag, 28.04.19, 11:00 Uhr, Probebühne 2



Seit vielen Jahren vergibt das Niedersächsische Staatsorchester
Hannover beim Landeswettbewerb "Jugend musiziert" einen Förderpreis
für Kammermusik. Ausgezeichnet werden junge niedersächsische Ensembles
mit einem 1. Preis im Landeswettbewerb, die vom Staatsorchester zu
einem Wochenende nach Hannover eingeladen werden. Hier erhalten Sie
Unterricht von Orchestermitgliedern und können - als Generalprobe für
den Bundeswettbewerb - ein eigenes Kammerkonzert gestalten.

 * 

Quelle:

Staatsoper Hannover - Monatspresse April 2019

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9024: Aus aller Welt - 02.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



USA erhöhen Druck auf Ankara

Die USA haben die Auslieferung von F-35-Kampfjets an die Türkei
vorläufig eingestellt. Sollte Ankara am Kauf des russischen
S-400-Luftabwehrsystems festhalten, sei eine weitergehende Teilnahme
des NATO-Partners am F-35-Programm gefährdet, verlautete am Montag
aus dem Pentagon. Die US-Regierung ist besorgt, daß Rußland über das
S-400-System Informationen zu NATO-Flugzeugen erlangt. Die Türkei
will das russische Luftabwehrsystem ab Oktober einsatzbereit haben.

2. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9024: Kriminalität und Rechtsprechung - 02.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Große Razzia gegen Schwarzarbeit in Südhessen

Knapp 200 Zoll- und Polizeibeamte haben am frühen Dienstagmorgen eine
Großrazzia gegen organisierte Schwarzarbeit durchgeführt. Es seien
neun Wohnungen und Geschäftsräume in Südhessen und im
Rhein-Main-Gebiet durchsucht und neben Computern und Mobiltelefonen
auch 50.000 Euro Bargeld sowie ein geladener Revolver und eine
Schreckschußpistole beschlagnahmt worden, teilte das Hauptzollamt
Darmstadt mit. Die Ermittlungen richten sich demnach gegen drei
Hauptverdächtige im Alter von 39, 44 und 48 Jahren, die Angestellte
schwarz entlohnt haben sollen.

2. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9021: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 02.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Großangelegte Truppenübungen in Rußland

Die russische Armee hat am Montag mit großangelegten Manövern auf
Übungsplätzen in mehreren Regionen Sibiriens, des Urals und des
Wolgagebiets sowie auf dem Territorium von Tadschikistan und
Kirgisistan begonnen. Nach Informationen der Nachrichtenagentur Tass
wird unter anderem der Einsatz mobiler Feuergruppen an einer breiten
Front trainiert. 

2. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9023: Aus Parlament und Gesellschaft - 02.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Grüne Bürgerschaftsfraktion bestätigt Anjes Tjarks

Mareike Engels ist neue Vizevorsitzende der Grünen-Fraktion in der
Hamburgischen Bürgerschaft. Fraktionschef Anjes Tjarks und
Fraktionsgeschäftsführer Farid Müller wurden von den
Grünen-Abgeordneten am Montag in ihren Ämtern bestätigt. Die
30jährige Sozial- und Gleichstellungspolitikerin Engels folgt auf
Christiane Blömeke, die sich nach vier Amtsjahren aus persönlichen
Gründen nicht mehr zur Wahl gestellt hatte.

2. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9022: Tragisches und Kurioses - 02.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



30 Verletzte bei Busunfall nahe Paderborn

Auf einer Kreisstraße in Lichtenau nahe Paderborn kam aus noch
unbekannten Gründen ein Linienbus von der Straße ab und prallte gegen
einen Baum. 30 Fahrgäste wurden bei dem Unfall verletzt, darunter
viele Schüler. Eine 50jährige Frau und ein zehnjähriges Mädchen
erlitten schwere Verletzungen. Sie wurden von Rettungshubschraubern
in Kliniken gebracht. Der 43 Jahre alte Busfahrer blieb unverletzt.
Wegen des Verdachts auf Drogen- oder Alkoholkonsum wurde ihm eine
Blutprobe entnommen.

2. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8107: Aus Forschung und Technik - 02.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Indien nutzt abgebrannte Raketenstufe als Instrumentenplattform

Wenige Tage nach dem erfolgreichen Abschuß eines ausrangierten
Satelliten mit einer A-Sat-Rakete brachte die indische
Weltraumforschungsorganisation (Indian Space Research Organisation /
ISRO) einen neuen Nachrichtensatelliten in eine Umlaufbahn. Der von
der Defence Research Development Organisation entwickelte Satellit
EMISAT soll den indischen Streitkräften dabei helfen, gegnerische
Radarsignale zu erkennen und zu orten. Die vom Weltraumbahnhof Satish
Dhawan SHAR in Sriharikota gestartete Trägerrakete vom Typ PSLV C-45
wurde auf drei verschiedene Kreisbahnen manövriert, um ihre
Nutzlasten im All auszusetzen, darunter auch 28 ausländische
Kleinsatelliten. Nach Mitteilung der ISRO bleibt die vierte
Raketenstufe ein halbes Jahr lang als Orbitalplattform für drei
wissenschaftliche Instrumente erhalten.

2. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8120: Aus aller Welt - 02.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Neuer Energieminister in Venezuela soll Stromversorgung stabilisieren

In Venezuela ist der Energieminister Luis Motta Domínguez entlassen
worden. Auf seinen Posten berief Präsident Nicolás Maduro am Montag
den Ingenieur Igor Gavidia León. Der erfahrene Techniker und Chef des
ehemaligen Energieunternehmens Electrificación del Caroní (Edelca)
übernimmt auch die Leitung des staatlichen Stromkonzerns Corporación
Eléctrica Nacional (Corpoelec). Domínguez hatte offenbar die seit
Anfang März sich häufenden, teils landesweiten Stromausfälle nicht in
den Griff bekommen. Maduro hatte dafür Hacker-Angriffe aus dem
Ausland und Sabotage im Inland verantwortlich gemacht. Am vergangenen
Wochenende ordnete die sozialistische Regierung Stromrationierungen
für einen Monat sowie eine Verkürzung der Arbeitszeiten an.

2. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8079: Medizin und Gesundheitswesen - 02.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Familienministerin fordert Masern-Impfpflicht

Das war zu erwarten gewesen. Nach mehreren Masernausbrüchen hatten
erst immer mehr Stimmen aus dem Gesundheitswesen eine zu geringe
Masern-Impfquote in Deutschland bemängelt. Jetzt hat sich auch die
Politik zu Wort gemeldet. Bundesfamilienministerin Franziska Giffey
(SPD) hat sich laut Deutschem Ärzteblatt für die Einführung einer
Impfpflicht für Masern ausgesprochen. Giffey erklärte, daß der Staat
handeln muß, wenn das Risiko, in Kindergärten, Schulen und anderen
Einrichtungen Mitmenschen zu gefährden, anders nicht in den Griff zu
bekommen ist. Das sehen viele Bundesbürger offenbar ebenso. Eine
Umfrage des Instituts Emnid ergab, daß eine deutliche Mehrheit der
Deutschen für eine solche Verpflichtung ist.

2. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8108: Kriminalität und Rechtsprechung - 02.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Erhebung zur Gewalt von Rechts in Ostdeutschland und Berlin

Der Verband der Beratungsstellen für Opfer rechter, rassistischer und
antisemitischer Gewalt (VBRG) hat im vergangenen Jahr in den
ostdeutschen Bundesländern und Berlin 1212 Fälle rechts, rassistisch
und antisemitisch motivierter Gewalt registriert. Das seien acht
Prozent mehr als im Jahr davor gewesen, berichtete der VBRG am
Dienstag der Presse in Berlin. Unter den 1789 unmittelbar betroffenen
Opfern waren mehr als 250 Kinder und Jugendliche. In zwei Dritteln
der Fälle aus Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen,
Sachsen-Anhalt und Thüringen stand Rassismus im Vordergrund, wobei
die Opfer meist Geflüchtete, Menschen mit Migrationshintergrund und
schwarze Deutsche gewesen sind. Häufig wurden auch Personen
angegriffen, die von den Tätern als politische Gegner angesehen
wurden. Weil die Erhebungszahlen des Bundeskriminalamts zur Politisch
motivierten Kriminalität (PMK) deutlich unter denen des VBRG liegen,
fordert der Soziologe und Direktor des Instituts für Demokratie und
Zivilgesellschaft in Jena, Matthias Quent, die Einsetzung einer
ständigen unabhängigen Expertenkommission.

2. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8031: Sprache, Kunst und Medium - 02.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Der Sprayer von Zürich darf Buße nicht in Naturalien zahlen

Der als Zürcher Sprayer bekannte Harald Naegeli wurde in Düsseldorf
zwar nicht verurteilt, aber ein Verfahren gegen ihn wurde nur gegen
eine Geldbuße niedergeschlagen.

Der 79jährige Street-Art-Künstler aus der Schweiz hatte sich auf der
Seitenwand eines Wohnhauses mit einem seiner Flamingos verewigt, was
dem Hausbesitzer nicht gefiel und ihm deshalb eine Klage einbrachte.

Das Düsseldorfer Gericht wertete das Bild als Sachbeschädigung, schlug
aber einen Vergleich vor. Laut Neue Zürcher Zeitung erhält der
Hausbesitzer eine Wiedergutmachung von annähernd 800 Euro, wovon 500
Euro jedoch an ein Kinderhospiz gehen sollen.

Naegeli hatte anstelle des Geldes ein Kunstwerk als Kompensation
angeboten. Das wurde von der Gegenpartei jedoch abgelehnt. "Im
Kapitalismus zählt halt nur das Geld", meinte der Eidgenosse
enttäuscht. Für die Kunststadt Düsseldorf sei das Urteil eine
Peinlichkeit. Er gab zu, in der Stadt noch weitere Häuser mit seinen
Bildern verziert zu haben.

2. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8098: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 02.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Von der Leyen verteidigt Umfang der Militärinvestitionen

Bundesverteidigungsministerin von der Leyen hat im Interview des
Deutschlandfunks am Dienstag verdeutlicht, in welchen Maßen
Deutschland den Plänen der NATO und den Forderungen Washingtons nach
Erhöhung der Militärausgaben nachkommt. Der Ministerin zufolge wird
Deutschland die Zusagen gegenüber der NATO von 2014 einhalten und
sich mit seinen Verteidigungsausgaben in Richtung zwei Prozent des
Bruttoinlandsproduktes bewegen. Dabei startete die Bundesrepublik
2014 nach 25 Jahren Kürzung des Wehretats von einem "absoluten
Tiefpunkt". Bis 2024 sollen die Militärausgaben auf 1,5 Prozent der
Wirtschaftsleistung steigen, in den Folgejahren auf die zugesagten
zwei Prozent. Die Ministerin betonte, daß Deutschland innerhalb der
NATO das zweitgrößte Kontingent an Soldaten stellt, ebenso seit
vielen Jahren in Afghanistan. Deutschland ist zweitgrößter
Nettozahler in dem Militärbündnis. Davon abgesehen lagen die
tatsächlichen Investitionen ins Militär in den vergangenen Jahren
über der immer konservativen mittelfristigen Finanzplanung.

2. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8112: Aus Parlament und Gesellschaft - 02.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Bruneis Botschafterin ins Berliner Außenamt einbestellt

Die Bundesregierung hat die Botschafterin des südostasiatischen
Sultanats Brunei ins Außenamt einbestellt, um ihr die Sorge wegen der
Einführung des Strafrechts nach der Scharia in ihrem Land zu
vermitteln. In dem Gespräch appellierte Deutschland an das Sultanat,
internationale Menschenrechtsverpflichtungen einzuhalten. Ab dieser
Woche können in Brunei unter anderem gleichgeschlechtliche
Beziehungen, Ehebruch und Raub mit dem Tode bestraft werden. Die
Hinrichtung kann durch Steinigen erfolgen. Dieben soll die rechte
Hand amputiert werden und im Wiederholungsfall das linke Bein.
Bislang drohte bei Homosexualität eine Haftstrafe von zehn Jahren.
Das Berliner Außenamt warnt Besucher Bruneis davor, daß einzelne
Straftatbestände im Scharia-Recht auch Nicht-Muslime betreffen. Der
auf der Insel Borneo gelegene Kleinstaat Brunei gehört wegen seiner
Öl- und Gasressourcen zu den reichsten Ländern der Welt.

2. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8081: Tragisches und Kurioses - 02.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Lebensverlängernde Maßnahmen können nicht strafwürdig sein

Mit einer Schadenersatzklage hatte ein Mann aus Bayern versucht, von
einem Arzt Schmerzensgeld und Schadenersatz zu erlangen, der dessen
demenzkranken Vater angeblich über das medizinisch sinnvolle Maß
hinaus am Leben erhielt. Der Mann, der Alleinerbe des 2011
Verstorbenen ist, hält die mehrjährige künstliche Ernährung über eine
Magensonde für einen Kunstfehler.

In der vorigen Instanz hatte das Oberlandesgerichts München dem Kläger
zugestimmt und dem Sohn des Verstorbenen ein Schmerzensgeld in Höhe
von 40.000 Euro zugesprochen.

Der Arzt ging in die Berufung, und der Bundesgerichtshof kassierte das
Urteil mit der Begründung ein, daß es sich generell verbiete, ein
Weiterleben als Schaden anzusehen.

2. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8109: Arbeit, Soziales und Familie - 02.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Armut in deutschen Großstädten hat zugenommen

In den 80 Städten Deutschlands mit mehr als 100.000 Einwohnern betrug
die Armutsquote der Bevölkerung im Jahr 2016 rund 14 Prozent. Im
Bundesdurchschnitt aller Kommunen lag der Anteil der
Sozialhilfeempfänger etwas über zehn Prozent. Über zehn Jahre hat die
Armut in den größeren Städten des Ruhrgebiets zugenommen, während sie
in ostdeutschen Großstädten zurückging. Das belegt die
Bertelsmann-Stiftung mit der Studie "Monitor Nachhaltige Kommunen",
die am Dienstag vorgestellt wurde. Die Stiftung steht nach eigenen
Angaben hinter dem Nachhaltigkeitsziel der sogenannte "Agenda 2030"
der Vereinten Nationen, die Armut in allen ihren Formen und überall
beenden wollen.

2. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8090: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 02.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Mehr Wildtierunfälle nach Zeitumstellung

Für viele ist die Zeitumstellung ein Greuel. Doch nicht nur Menschen
haben unter den Konsequenzen zu leiden. So steigt die Gefahr von
Wildunfällen nach der Zeitumstellung. Der Grund: Hirsche und Rehe
orientieren sich an ihrem eigenen natürlichen Rhythmus und sind
überwiegend in der Dämmerung unterwegs. Durch die Zeitumstellung
fällt diese erneut für mehrere Wochen mit dem Berufsverkehr am Morgen
zusammen, warnte dpa zufolge der Deutsche Jagdverband.

2. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8097: Märkte und Finanzen - 02.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Mehr Elektroautos in Norwegen zugelassen als Diesel und Benziner

In Norwegen betrug der Anteil neuzugelassener batteriegetriebener
Autos im März rund 58 Prozent. Der Marktanteil von Elektroautos liegt
bei 48 Prozent. Auf die Einfuhr entsprechender Fahrzeuge wird keine
Steuer erhoben. Zulassungsgebühren und Umsatzsteuer entfallen. Fahrer
von Elektroautos zahlen in Norwegen keine Maut und dürfen in den
Städten Busspuren nutzen. Das Parlament in Oslo hat beschlossen, daß
spätestens ab 2025 keine Autos mit Verbrennungsmotor mehr zugelassen
werden. In Deutschland beträgt der Anteil an Elektrofahrzeugen rund
zwei Prozent.

2. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8113: Aus Forschung und Technik - 02.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Deutschland bei KI hintendran

Deutschlands Unternehmen sehen nicht besonders optimistisch in die
Zukunft. Insbesondere bei der Künstlichen Intelligenz (KI) droht die
Forschung in Deutschland den Anschluß zu verlieren. Das unterstreicht
auch eine Umfrage des Verbandes der Elektrotechnik (VDE), nach der
afp zufolge nur zehn Prozent der Unternehmen und sieben Prozent der
Hochschulen überzeugt sind, daß die deutsche KI-Forschung mit den USA
und China mithalten kann. Für 71 Prozent der Unternehmen ist der
Grund hierfür mangelndes Wissen in KI, gefolgt vom Fachkräftemangel
und gesetzlichen Hürden. Auch die Universitäten kritisieren
Fachkräftemangel (67 Prozent), mangelndes Know-how und fehlendes
Budget (je 53 Prozent).
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ORNITHOLOGIE/432: Die Evolution der Paradiesvögel (idw)


Universität Wien - 01.04.2019

Die Evolution der Paradiesvögel



Paradiesvögel sind eine Teilgruppe der Singvögel, deren Männchen für ihr
farbenprächtiges Gefieder und ihr auffälliges, vielfältiges sexuelles
Balzverhalten bekannt sind. Ein internationales Forschungsteam um Qi Zhou
vom Department für molekulare Evolution und Entwicklung der Universität
Wien und KollegInnen der Zhejiang University of China sowie des
Schwedischen Naturkundemuseums hat nun die Genome von insgesamt 11
Singvogelarten, darunter auch fünf Paradiesvogelarten, analysiert. Mittels
der Ergebnisse dieser umfangreichen Studie rekonstruierten sie die
Evolution der Geschlechtschromosomen der Singvögel.

Vögel haben einen anderen Typ von Geschlechtschromosom als Säugetiere. Das
heißt, weibliche Vögel besitzen ein Z-Chromosom und ein frauenspezifisches
W-Chromosom, während Männchen zwei Z-Chromosomen haben. Das W-Chromosom
ist viel kleiner und genarm, ähnlich dem Y-Chromosom des Mannes bei
Menschen. Durch Sequenzierung der weiblichen Singvogel-Genome enthüllten
die ForscherInnen nun Details, wie Z- und W-Chromosomen in ihrer
evolutionären Entwicklung getrennt wurden und welche Faktoren die
Schicksale der Gene auf dem W-Chromosom bestimmen.

Junk-DNA erleichterte die Trennung von Geschlechtschromosomen

Geschlechtschromosomen sollten in den meisten Regionen keinen genetischen
Austausch untereinander haben - das heißt, sie entwickeln sich entlang
separater Entwicklungspfade, damit sich geschlechtsbestimmende Gene nicht
von einem Geschlechtschromosom zum anderen rekombinieren und dadurch
versehentlich im anderen Geschlecht auftauchen. Die ForscherInnen zeigten,
dass eine solche Unterdrückung der Rekombination zu vier Zeitpunkten
zwischen den Singvogel-Sex-Chromosomen stattgefunden hat. Dies hat vier
aufeinanderfolgende geschlechtsgebundene Regionen zu einem Gradienten des
zeitlichen Divergenzmusters umgeformt, die als "Evolutionsschichten"
bezeichnet werden.

Trotz der dramatisch unterschiedlichen Phänotypen aller existierenden
5.000 Singvogelarten, scheinen alle diese Entwicklungsgeschichte dieser
Rekombination-Unterdrückungsereignisse gemeinsam zu haben. Das besondere
Augenmerk lag auf einer Familie repetitiver Elemente ("CR1-Transposon"
genannt), vermutlich nicht-funktionelle DNA-Sequenzen, die sich an einem
Mutations-Hotspot zwischen zwei benachbarten Evolutionsschichten massiv
angesammelt haben. Dies brachte die Hypothese auf, dass Junk-DNA den
Rekombinationsverlust zwischen den Geschlechtschromosomen ausgelöst haben
könnten und so getrennte Evolutionspfade ermöglichten.

Auf dem W-Chromosom überlebten nur Dosis-sensitive Gene

Nachdem die Rekombination auf dem W-Chromosom verloren gegangen ist
(Z-Chromosomen können nur noch bei Männern rekombinieren), sind dort die
Gene dem Auftreten schädlicher Mutationen hilflos ausgesetzt, die
normalerweise durch Rekombination effektiv entfernt werden könnten.
Heutzutage sind nur eine Handvoll Gene auf den Singvogel-W-Chromosomen
funktionsfähig geblieben. Die ForscherInnen stellten fest, dass die
erhaltenen Gene tendenziell breiter oder stärker exprimiert sind als die
verloren gegangenen Gene, verglichen mit Nicht-Vogelarten, wo beide
Gengruppen noch vorhanden sind. Dies weist darauf hin, dass die erhaltenen
Gene wichtigere Funktionen haben als andere, und ein Verlust dieser Gene
zu gravierend wäre, selbst wenn das Z-verknüpfte Gen bei Weibchen noch
vorhanden ist, als dass die Spezies eine reduzierte Dosis tragen könnte.


Publikation in Nature Ecology & Evolution

Dynamische Evolutionsgeschichte und Gengehalt von Geschlechtschromosomen
über verschiedene Singvögel hinweg.

Luohao Xu et al.,

Nature Ecology & Evolution

DOI: 10.1038 / s41559-019-0850-1

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution84

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Wien, 01.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / CHEMIE





UMWELTLABOR/299: Kohlenasche - Kontamination stärker als erkannt ... (SB)




Jedes Jahr produzieren Kraftwerke nicht nur Strom und Wärme,
sondern auch immense Mengen an Müll. Die Lagerung und Entsorgung
dieser Hinterlassenschaften stellen allerdings weltweit ein Problem
dar, für das es nur wenige, meistenteils sehr schlechte Lösungen gibt.
Doch während zumindest hin und wieder die Risiken durch radioaktive
Abfälle, die beim Betrieb von Atomkraftwerken anfallen, diskutiert
werden, hat man bei anderen Energieträgern, wie die wegen des
Ausstoßes an klimarelevantem CO₂ in Verruf geratenen "Fossilen"
(Kohle, Erdgas oder Öl), mögliche weitere Gefahren für Umwelt und
Gesundheit weniger im Blick. Doch die sind bei mehr als 800 Milliarden
Tonnen an Kohlenasche, die dabei jährlich anfallen, wesentlich größer
als bisher vermutet. Laut einem Vergleich, den der
Deutschlandfunkjournalist Volker Mrasek in einer Sendung vor drei
Jahren anstellte [1], würde allein diese Abfallmenge ausreichen, um
100 Fußballfelder unter einer einen Kilometer dicken Kruste aus
Kohlenasche verschwinden zu lassen. Und tatsächlich werden auf diese
Weise die Abfälle der Energiegewinnung unaufwendig zu Hügeln oder Halden
auf dem Gelände ihrer Anlage bis zu 30 Meter hoch aufgetürmt, so daß man
kein Fachmann sein muß, um zu erkennen, daß diese Art der
Billigstentsorgung zumindest rutschgefährdet ist. Da alle Kraftwerke
viel Wasser brauchen und vorzugsweise in der Nähe von Wasserläufen
errichtet werden, wird die nächste Umweltkatastrophe auf diese Weise
schon vorprogrammiert. Allerdings scheinen die Berge noch immer nicht
bedrohlich genug zu sein, um den Verantwortlichen als potentielle
Gefahr ins Auge zu springen. Der Umgang mit der Asche wird nach wie
vor "lax" gehandhabt, trotz zahlreicher umweltgefährdender Unglücke in
der Vergangenheit.




[image: Die Nähe der Ascheberge zum Fluß Dan und die problematische Drainageführung wurde bereits 2013 schematisch anhand einer Luftaufnahme des Geländes dargestellt. - Foto: 2013 U.S. Environmental Protection Agency (EPA), Atlanta, GA. / Eden NC Coal Ash Spill. (gemeinfrei)]

Gefahr erkannt, aber nicht gebannt. 

Foto: U.S. Environmental Protection Agency (EPA), Atlanta, GA. / Eden NC Coal Ash Spill. (gemeinfrei)






[image: Blick auf das eingestürzte Kohlenaschebecken und das geschlossene Kraftwerk der Dan River Steam Station (Duke Energy), Eden, North Carolina. - Foto: 2014 by Waterkeeper Alliance/Rick Dove CC-BY-NC-2.0 [creativecommons.org/licenses/by-nc/2.0/] via Flickr]

Am 2. Februar 2014 vergifteten 82.000 Tonnen Kohlenasche durch den Bruch einer Entwässerungsleitung den Dan. 

Foto: 2014 by Waterkeeper Alliance/Rick Dove CC-BY-NC-2.0 [creativecommons.org/licenses/by-nc/2.0/] via Flickr




Begleiterscheinung des Klimawandels: Rutschende Aschehalden?

Die problematischen Zusammenhänge hätten bereits 1998 erkannt werden
können, als ein gewaltiger Aschekoloß im Bundesstaat Tennessee
kollabierte und vier Millionen Kubikmeter Ascheschlamm den einfachen
Erddamm, der den Müll zurückhalten sollte, durchbrachen. Der
Aschestrom richtete große Schäden in einem Tal an, zerstörte Häuser
und löste in den Wasserläufen der Region ein beispielloses
Fischsterben aus. Denn Kohlenaschen sind nicht nur schmutzig, sie
enthalten jede Menge an toxische Substanzen. Je nach Abbaugebiet können
das Arsen, Beryllium, Bor, Blei, Cadmium, Chrom, Fluor, Kobalt,
Kupfer, Lithium, Mangan, Molybdän, Nickel, Quecksilber, Selen, Sulfat
aber auch Thallium, Vanadium oder Zink sein. Die Verbindungen sammeln
sich in wahlloser Zusammensetzung und Konzentration bei der
Verbrennung von Kohle in jeder Form der unter dem Oberbegriff
"Kohlenaschen" zusammengefaßten Verbrennungsrückstände, wie die dabei
entstehende Schlacke, die pulverartige Flugasche, die in Kaminen zu
finden ist, sowie den synthetischen Gips, ein Nebenprodukt aus den
Abgasen der Kraftwerke. Diese Materialen lagern jahrzehntelang in Deponien
über oder unter der Erde und das auch noch,
wenn die Kraftwerke für die Energiewende oder aus klimapolitischen
Gründen längst geschlossen wurden. US-weit gibt es mehr als 1100
davon.

Rutschende Aschehalden und andere Unfälle auf Aschedponien, bei denen
Schadstoffe in Grund- und Fließgewässer eingetragen werden, sind in
den Vereinigten Staaten kein Einzelfall. Seit 12 Jahren wurden
mindestens 50 Vorfälle dieser Art registriert, zuletzt 2018 in North
Carolina durch die Hochwasserkatastrophe in Folge des Tropensturms
"Florence" [2]. Sie entstehen auch, wenn bei einer Routine-Inspektion
etwas übersehen wird - etwa Anzeichen von Erosion oder Aussickern -
oder wenn die Ascheansammlungen im Freien zu feucht werden. Das
Material liegt dann nicht mehr fest vor und gibt der Schwerkraft nach.
Und: "Wenn zu viel Regen auf einen Schlag fällt, werden die Dämme sehr
leicht durchlässig", erklärte Dr. Rebecca Lordan-Perret (Universität
Basel) vor drei Jahren im Deutschlandfunk. [1]

Umweltkatastrophen dieser Art werden demzufolge vor dem Hintergrund
der Klimaveränderungen eine weitere Dimension erhalten, denn sie
könnten bei der sich abzeichnenden, krassen Zunahme von Häufigkeit und
Intensität der Wetterphänomene - von Starkregenereignissen bis zu
Hurrikans (s.o.) - weltweit anwachsen, wenn sich die Praktiken der
Aschelagerung und -entsorgung nicht ändern. An dieser Stelle soll sich
jedoch vor allem mit der permanent stattfindenden schleichenden
Kontamination der Umwelt und vor allem des Grundwassers befaßt werden,
die in besorgniserregenden Ausmaß alle aktiven wie stillgelegten
Deponien betrifft.




[image: Einbruch des Schutzwalls auf dem Gelände der Duke Energy Station. - Foto: 2014 U.S. Environmental Protection Agency (EPA) / Eden NC Coal Ash Spill. (gemeinfrei)]

Dammbrüche sind kein Einzelfall. 

Foto: U.S. Environmental Protection Agency (EPA), Atlanta, GA. / Eden NC Coal Ash Spill. (gemeinfrei)



Zu diesem Ergebnis kam eine bis heute wenig beachtete Studie, die
gemeinsam von einer Vielzahl an US-Umweltorganisationen wie
Environmental Integrity Project, Earthjustice, Prairie Rivers Network
und Sierra Club zur Verschmutzung des Grundwassers durch
Kohlenaschedeponien durchgeführt wurde und bereits im Herbst letzten
Jahres erschien. Nach Durchsicht und Analyse der von
Kraftwerkbetreibern zur Verfügung gestellten Monitoring Daten wurden
im Umkreis von 242 von insgesamt 265 Kohlekraftwerken der Vereinigten
Staaten etwa 20 verschiedene toxische Chemikalien in unterschiedlichen
Kombinationen in umliegende Gewässer freigesetzt. Kritische Werte
wurden dabei beispielsweise für Selen, Quecksilber, Cadmium und Arsen
festgestellt, die laut EPA entweder krebserregend oder mit anderen
schwerwiegenden gesundheitlichen Auswirkungen verbunden sind. Bei 60
Prozent der Anlagen wurden zudem erhöhte Lithiumkonzentrationen
nachgewiesen, die u.a. neurologische Schäden verursachen.

Schlußendlich kontaminieren mindestens 91 Prozent aller US-Kraftwerke
Grundwasser mit toxischen Stoffen in bedenklichen Mengen. Vielfach
hätten die ins Grundwasser gelangten giftigen Verunreinigungen die
Grenzwerte der Environmental Protection Agency (EPA) um ein Vielfaches
überschritten, hieß es weiter. So enthielt beispielsweise Grundwasser
aus dem Boden des inzwischen stillgelegten Allen Fossil Kraftwerks,
das zu den zehn schlimmsten Grundwasserverschmutzern der Untersuchung
gehört, eine 350fache Konzentration der Arsenmenge, die als Grenzwert
gilt. [3] Dieser wurde z.B. für Trinkwasser sowohl von der
Weltgesundheitsorganisation (WHO), der amerikanischen EPA (US
Environmental Protection Agency) als auch durch die
Trinkwasserverordnung mit 10 µg Arsen pro Liter festgelegt. Die
350fache Menge ergibt 3500 µg Arsen pro Liter oder 3,5 mg pro Liter.
Danach könnten schon 15 Liter des Grundwassers in der Nähe des
Kraftwerks ein sieben- oder achtjähriges Kind töten. [4]


Jahrzehntelanger Gifteintrag mit stillschweigender Duldung der obersten US-Umweltbehörde?

Die aktuelle Studie stützt sich auf Branchendaten, die aufgrund der
noch unter der Obama Administration erlassenen, nationalen Vorschrift
der U.S. Environmental Protection Agency (EPA) von 2015, die "Federal
Coal Ash Rule", öffentlich zugänglich gemacht wurden. Sie umfassen
Analysen und Berichte aus mehr als 550 Kohlenascheteichen und
Deponien, sowie aus über 4.600 Grundwasserüberwachungsbohrungen.
Allerdings fehlen die Meßwerte von über einem Viertel der
Kohlekraftwerke, die keine Daten erhoben haben. Sie konnten sich der
Verpflichtung entziehen, weil sie entweder ihre Aschelager
bereits vor Inkrafttreten der Verordnung geschlossen oder eine
Freistellung oder Verlängerung der Berichtsfristen bzw. andere
Ausnahmeregelungen erhalten hatten. [5] Wobei das Schließen einer Deponie
nur ein symbolischer Akt ist. Das Risiko der Aschelagerung ist damit nicht aufgehoben. 

Lisa Evans, Anwältin bei Earthjustice, bezeichnet das Ergebnis der
gemeinsamen Studie als Weckruf, der ernst genommen werden sollte.
"Anhand industrieeigener Offenlegungen zeigt unser Bericht, daß
Kohlekraftwerke überall dort, wo sie in Betrieb sind, das Grundwasser
relevant vergiften. Die Trump Administration setzt mit ihrem Vorhaben,
staatliche Schutzmaßnahmen wieder rückgängig zu machen, vorsätzlich
die Gesundheit von Menschen und Gemeinden aufs Spiel. Sie
verschlimmert damit die ohnehin schon katastrophale Situation um ein
Vielfaches", meinte sie. [6]

Die Analyse ergab zudem, daß die wenigsten Kohlenascheteiche (etwa 5
Prozent) über wasserdichte Auskleidungen verfügen, so daß Schadstoffe
ungehindert ins Erdreich und von dort aus permanent ins Grundwasser
gelangen. Zudem liegen mehr als die Hälfte der unterirdischen Deponien
unterhalb des Grundwasserspiegels. Bei weiteren Beispielen war die
natürliche Erdtrennschicht zwischen Deponieboden und Grundwasserleiter
nur anderthalb Meter dick.

Neu sind diese Entdeckung allerdings nicht. Denn die Frage zur
Durchlässigkeit wasserdichter Auskleidungen für Schadstoff-Deponien
wurde auch schon 1987 in einer von der amerikanischen Umweltbehörde
lancierten Studie aufgeworfen. Darin wurde festgestellt, daß es nach
Stand der damaligen Technik keine Möglichkeit gibt, Deponien zu bauen,
aus denen nichts heraussickert. Man kam zu dem immer noch sehr
optimistischen Ergebnis, daß unter Einsatz der besten Mittel (BDAT -
"best demonstrated available technology") mit einer Durchlässigkeit
durch kleinere Löcher und mechanische Schäden von zwischen 0,75 und 4
Litern pro Hektar und Tag gerechnet werden muß. [7] Dieser Mangel und
die damit verbundene Umweltverschmutzung wurde seither stillschweigend
in Kauf genommen.

Aus einer 10 Hektar großen Anlage konnten also seit Veröffentlichung
der alten EPA-Studie vor 30 Jahren zwischen 82.125 bis 438.000 Liter
Gift in die Umgebung entweichen. Was das für die Wasserqualität
bedeutet, ist keine Frage. Schon weniger Gift kann eine
Trinkwasserressource irreversibel unbrauchbar werden lassen.

Ein kritischer Kommentar zu dieser Hochrechnung kam 1989 zu dem
Schluß, daß die zugrundeliegende Einschätzung den Sachverhalt
beschönigt, da ein wichtiger Punkt in der EPA Studie nicht
berücksichtigt worden sei. Die in Aschedeponien und Teichen
verwendeten "Sicherheitsfolien", die ein Einsickern von schädlichen
Stoffen in den natürlichen Untergrund verhindern sollen, würden beim
direkten Kontakt mit der Asche und ihren Chemikalien aufquellen und
in ihrer Polymerstruktur durchlässiger werden. [8] Darüber hinaus
zersetzen sich bekanntlich die meisten Kunststoffe nach Kontakt mit
Asche schneller, so daß theoretisch aus foliengesicherten Deponien im
Laufe der Jahre insgesamt sehr viel mehr Gift entweichen konnte, als
mit dem "Worst case"-Szenario der kleinen EPA-Studie errechnet wurde.
Da fragt man sich, wie viele der 1100 US-Deponien das betrifft?

Noch im Jahr 2014 bezeichnete die Umweltbehörde EPA den Stoff
Kohlenasche kurzerhand als ungefährlich, angeblich auch um ein Stigma
zu vermeiden, das eine angemessene Aufbewahrung und Wiederaufbereitung
behindert, wie die EPA einräumte. Sie betonte jedoch, daß das mit
Schwermetallen wie Arsen, Quecksilber oder Blei belastete
Abfallprodukt angemessen behandelt werden müsse, um
Gesundheitsgefahren für den Menschen auszuschließen.




[image: Um sauberen Sand freizulegen wurde hier mit Treibholzstücken eine tiefe Furche in die oberflächliche Kohlenaschenschicht geschaufelt. - Foto: U.S. Environmental Protection Agency (EPA), Atlanta, GA. / Eden NC Coal Ash Spill. (gemeinfrei)]

Grundwasserkontamination nicht ausgeschlossen. 

Ascheschlick dringt mit seinem hochkonzentrierten Schadstoff-Cocktail tief in den darunter liegenden Boden ein. 

Foto: U.S. Environmental Protection Agency (EPA), Atlanta, GA. / Eden NC Coal Ash Spill. (gemeinfrei)



Die aktuelle Studie, über die sich nun manche die Haare raufen, als
hätte man ein bisher unbekanntes Phänomen entlarvt, bestätigt somit
eigentlich nur, was seit 30 Jahren verdrängt und geduldet, aber auch
wissenschaftlich kommentiert und begleitet wurde, z.B. durch Projekte
und Studien der Duke University, und sich seit Jahren für die
industrielle Weiternutzung der Asche einsetzen. [9] Doch
paradoxerweise kaufen die USA sogar die Kohlenaschen-Abfälle von
anderen Ländern wie Indien, die viel Kohle verbrennen und ihre
Entsorgungsprobleme exportieren oder "outsourcen", als Rohmaterial für
den Straßenbau, Beton oder Wandplatten. [10] Das ist sehr viel
kostengünstiger, als die Millionen Tonnen an Asche fachgerecht aus den
Deponien an den Flußufern zu holen, d.h. gewaltige Erdmassen
umzuschichten, ohne dabei die Umwelt in noch größerem Umfang als
bisher zu vergiften. Doch auch den importierten Kohlemüll irgendwo
sicher und umweltneutral zwischenzulagern ist eine anspruchsvolle
logistische Aufgabe, die neue Umweltprobleme schaffen könnte, wenn sie
nicht angemessen gelöst wird.




[image: Gezeigt werden weitläufige Sanierungsarbeiten nach einer Umweltkatastrophe auf einer Aschedeponie. Hier wurde ein Bruch in der Kanalisation abgedichtet. Die Aufräumarbeiter sind dabei, die noch zugänglichen Kohlenaschen aus dem nahen Fluß zu filtern. - Foto: U.S. Environmental Protection Agency (EPA), Atlanta, GA. 'Eden NC Coal Ash Spill.' (gemeinfrei)]

Sanierungs- und Aufräumarbeiten sind aufwendig und teuer. 

Das gleiche gilt für den Rückbau der Deponie zu Recyclingzwecken.

Foto: U.S. Environmental Protection Agency (EPA), Atlanta, GA. "Eden NC Coal Ash Spill." (gemeinfrei)



Ist es nicht letztlich diesem ambivalenten Verhalten zuzuschreiben,
daß heute Wasserproben aus einem flachen Grundwasserleiter unter der
Aschedeponie von Memphis, Tennessee, die 350fache Konzentration des
zulässigen Grenzwerts an Arsen enthalten und darüber hinaus große
Anreicherungen an Bor, Blei, Fluor und Molybdän, welche die als
gesundheitlich unbedenklich geltenden Mengen ebenfalls weit
überschreiten? Unter diesem beprobten Wasserleiter läge - so die
Studie - noch ein weiterer, der mehr als 650.000 Menschen mit
Trinkwasser versorgt. Die Gefahr, daß Verunreinigungen ihren Weg in
diesen Leiter und damit in die Wasserversorgung der Stadt finden
könnten, wird für äußerst akut gehalten. Ein Vertreter der an der
Studie beteiligten Umweltorganisation "Sierra Club", Scott Banbury,
der in Memphis ansässig ist, erklärte gegenüber dem Online Magazin
"Inside Climate News": "Wenn die Dinge nicht bereinigt werden und wir
die Asche nicht los werden, verseuchen wir eine der reinsten
Trinkwasserquellen unseres Landes mit Arsen und anderen toxischen
Verbindungen." [5]

So wie in Memphis, scheint aber auch an vielen anderen Orten der USA
reines Trinkwasser ohnehin nicht mehr garantiert zu sein. Die "Top 10"
der am stärksten kontaminierten Standorte, die aus der Studie
hervorgehen, lesen sich wie das Giftbuch eines Chemieherstellers und
Wasser fließt bekanntlich den Berg herunter. Hier nur ein
zusammengefaßter Auszug daraus:

- Texas: Eine Stunde südlich von San Antonio, neben dem Kraftwerk San
Miguel, ist das Grundwasser unter einer Familienfarm mit mindestens 12
Schadstoffen verunreinigt, die aus Kohlenaschedeponien ausgetreten
sind, darunter das laut EPA karzinogene Cadmium und das Nervengift
Lithium in mehr als 100fach über den Grenzwerten liegenden
Konzentrationen. 

- North Carolina: 19 Kilometer westlich von Charlotte, an der Duke
Energy's Allen Steam Station in Belmont, sickern
schilddrüsengefährdendes Kobalt in einer Dosis, die den zulässigen
Grenzwert 500fach überschreitet, sowie weitere acht Schadstoffe aus
einer Deponie, die unter dem Grundwasserspiegel liegt. 

- Wyoming: 300 Kilometer westlich von Laramie, im Einzugsbereich des
Jim Bridger Kraftwerks von PacifiCorp in Point of Rocks, weist das
Grundwasser einen 100fach über dem Grenzwert liegenden Lithiumgehalt
auf, der für Menschen und Fische gesundheitsschädlich ist. Darüber
hinaus enthält es bedenkliche Mengen an Selen. 

Im Umkreis des Kraftwerks Naughton im Südwesten von Wyoming lassen
sich im Grundwasser nicht nur entsprechende Konzentrationen für
Lithium und Selen nachweisen, es enthält auch Arsen in fünfmal höherer
Konzentration, als laut Grenzwert für vertretbar gilt. 

- Pennsylvania: Eine Stunde nordwestlich von Pittsburgh, in Nähe des
New Castle Kraftwerks, liegen die Arsenwerte im Grundwasser sogar 372mal
über dem sicheren Niveau [4]. 

- Maryland: 30 Kilometer südöstlich von Washington, D.C., hat Asche
aus drei Kraftwerken, die auf der Brandywine Deponie in Prince
George's County gelagert werden, das Grundwasser mit relevanten
gesundheitsschädlichen Mengen von mindestens acht Schadstoffen
kontaminiert, darunter die 200fach bzw. 100fach über dem Grenzwert
aufkonzentrierten Mengen an Lithium und Molybdän, die als nieren- bzw.
lebertoxisch gelten. Der kontaminierte Grundwasserleiter speist in
diesem Fall die nahegelegenen Flußläufe.

Den Schluß der "toxischen Zehn" bilden die Hunter Power Plant in Utah
sowie die Kraftwerke R.D. Morrow Sr. in Mississippi und Gent
nordöstlich von Louisville, Kentucky. Diese verseuchen das
Grundwasser nicht nur mit hohen Mengen an Bor, Kobalt, Lithium und
Molybdän, sondern teilweise auch mit radioaktivem Radium [5]

In wieweit das Trinkwasser selbst durch die verunreinigten
Grundwasser-Ressourcen schon betroffen ist, konnten die Forscher
der Studie nicht sicher sagen, weil Energieversorger nicht
verpflichtet wären, auch die privaten Trinkwasserbrunnen
wasserhygienisch zu überwachen. Der Bericht legt aber die Möglichkeit
nahe, da es bereits mehrere gut dokumentierte Fälle gibt, in denen
Schadstoffe aus Kohlenaschen in das Leitungswasser in Wohngebieten von
Montana, Wisconsin, Virginia, Maryland, Pennsylvania und Tennessee
nachweislich eingetragen wurde.

Angesichts früherer Praxis (s.o.) scheint es nun fraglich, ob die
Entscheidungsträger in den Vereinigten Staaten aufgrund einer
gemeinsamen Studie amerikanischer Umweltverbände tatsächlich mehr
Handlungsbedarf erkennen als zuvor. Mit ziemlicher Sicherheit soll
zunächst eine weitere, diese Zahlen bestätigende Untersuchung durch
unabhängige Institute abgewartet werden. Doch die Evaluierung der
Ergebnisse könnte in Zukunft durch den Umstand erschwert werden, daß
die derzeitige US-Regierung die aus der Obama Administration
stammenden Verordnungen für den Umgang mit der Asche, zu denen auch
das Offenlegen der Branchendaten gehört, wieder rückgängig machen
will. Kurz: Ohne Daten - keine Kontamination, kein Problem!




[image: Ein Blick auf den Auslaß der Regenwasserkanalisation, die unter dem Aschenteich verläuft und im Steilufer des Flusses endet. Man sieht deutlich die Aschefahne im Fluß. - Foto: U.S. Environmental Protection Agency (EPA), Atlanta, GA. 'Eden NC Coal Ash Spill.' (gemeinfrei)]

Keine Daten - Kein Problem? 

Grundwasserleiter oder Drainagen speisen in der Regel die Teiche oder
Fließgewässer der Umgebung, wie dieser Abfluß, der in den Dan
mündet.

Foto: U.S. Environmental Protection Agency (EPA), Atlanta, GA. "Eden
NC Coal Ash Spill." (gemeinfrei)



Wie die US-Botschaft Deutschland auf ihrer Homepage schreibt, arbeite
Präsident Trump unermüdlich daran, den Clean Power Plan seines
Vorgängers aufzuheben und "die US-Wirtschaft und Innovationskraft von
dem herrschenden Übermaß an staatlichen Interventionen zu befreien".
Dazu gehört u.a. offenbar auch, Energieversorger mit Lappalien wie ihre
unzureichende Aschenentsorgung nicht zu belasten. [11] Die
Konzentration auf vor allem in den Vereinigten Staaten verorteten
Fallstudien zu Kohlenaschen soll nicht darüber hinwegtäuschen, daß die
Frage, ob anderswo nachhaltigere Lösungen für die
Kohlenaschen-Entsorgung existieren oder das Problem nur besser
verschleiert bzw. noch weniger untersucht wird, vorerst offen bleibt.


Anmerkungen:


[1] https://www.deutschlandfunk.de/die-risiken-der-kohleasche-halden-keine-strahlenden-aber.676.de.html?dram:article_id=366293

[2] https://earthjustice.org/blog/2018-september/along-with-flooding-hurricane-florence-unleashes-toxic-coal-ash

https://www.nach-welt.com/nachrichten/dammbruch-sendet-giftige-kohlenasche-die-in-einen-hauptfluss-von-north-carolina-fliest/

[3] https://www.washingtonpost.com/national/health-science/report-finds-widespread-contamination-at-nations-coal-ash-sites/2019/03/03/d80c82e6-3ac8-11e9-aaae-69364b2ed137_story.html?utm_term=.32872e6a1143

[4] Die niedrigste tödliche Dosis bei einem Menschen
(LDLooral) wird mit 1,429 mg pro kg Körpergewicht
angegeben (Quelle: Toxnet-Datenbank - ChemIDplus). Umgerechnet auf 50 Kilogramm
Körpergewicht sind das etwa 71 Milligramm.

http://www.seilnacht.com/Chemie/ch_arsen.htm

[5] https://insideclimatenews.org/news/04032019/coal-ash-groundwater-contamination-toxic-arsenic-memphis-texas-eip

[6] http://www.environmentalintegrity.org/news/first-comprehensive-national-study-of-coal-ash-pollution-finds-widespread-groundwater-contamination/

[7] https://nepis.epa.gov/Exe/ZyNET.exe/9101UBD9.txt?ZyActionD=ZyDocument&Client=EPA&Index=1986%20Thru%201990&Docs=&Query=&Time=&EndTime=&SearchMethod=1&TocRestrict=n&Toc=&TocEntry=&QField=&QFieldYear=&QFieldMonth=&QFieldDay=&UseQField=&IntQFieldOp=0&ExtQFieldOp=0&XmlQuery=&File=D%3A%5CZYFILES%5CINDEX%20DATA%5C86THRU90%5CTXT%5C00000031%5C9101UBD9.txt&User=ANONYMOUS&Password=anonymous&SortMethod=h%7C-&MaximumDocuments=1&FuzzyDegree=0&ImageQuality=r75g8/r75g8/x150y150g16/i425&Display=hpfr&DefSeekPage=x&SearchBack=ZyActionL&Back=ZyActionS&BackDesc=Results%20page&MaximumPages=1&ZyEntry=6&slide

[8]http://www.rachel.org/files/rachel/Rachels_Environment_Health_News_1029.pdf

[9] https://sites.nicholas.duke.edu/avnervengosh/duke-research-on-environmental-effects-of-coal-ash-disposal/

[10] https://www.wiwo.de/unternehmen/industrie/zwischen-recycling-und-import-das-us-dilemma-um-die-kohlenasche-/19603586.html

[11] https://de.usembassy.gov/de/energieunabhaengigkeit/
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ASTRO/397: Über Trümmerscheiben das Universum erschließen (idw)


Friedrich-Schiller-Universität Jena - 02.04.2019

Über Trümmerscheiben das Universum erschließen

DFG fördert astrophysikalische Forschungsgruppe der Universität Jena drei
weitere Jahre



Bestünde unser Planetensystem nur aus der Sonne und den acht Planeten,
dann wäre es ziemlich leer und ziemlich langweilig. Davon ist Prof. Dr.
Alexander Krivov von der Friedrich-Schiller-Universität Jena überzeugt.
Seit vielen Jahren erforscht der Astrophysiker deshalb all das, was sich
sonst noch in einem Planetensystem befindet, nämlich Kleinstplaneten, wie
Pluto, Kometen, Asteroiden und jede Menge Staub. Zusammengenommen
bezeichnen Astronomen dieses Material als Trümmerscheibe. Seit vier Jahren
unterstützt die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) diese Arbeit. Nun
verlängert sie die Finanzierung für die vom Jenaer Experten geleitete
Forschungsgruppe "Trümmerscheiben in Planetensystemen" um drei weitere
Jahre. Die Förderung beträgt rund zwei Millionen Euro - etwa drei Viertel
davon gehen an Krivov und seine Kollegen vom Astrophysikalischen Institut,
vom Institut für Festkörperphysik sowie vom Institut für Geowissenschaften
der Universität Jena. Weitere Mittel erhalten Arbeitsgruppen an der TU
Braunschweig und der Universität Kiel.

"Wir konzentrieren uns während unserer Arbeit einerseits auf die
Erforschung der Trümmerscheiben anderer Planetensysteme, sammeln aber
andererseits Informationen über unsere eigene, da sie uns als maßgebliche
Referenz für die Einordnung unserer extrasolaren Beobachtungen dient",
erklärt Alexander Krivov. "Asteroiden und Kometen verteilen sich in
unserem System beispielsweise auf zwei Bereiche: einen Asteroidengürtel
zwischen Mars und Jupiter und den sogenannten Kuipergürtel am äußeren Rand
des Systems. Eine Verteilung in zwei, manchmal sogar mehr Komponenten
sehen wir auch in anderen Systemen." Dank solcher Untersuchungen könne man
Aussagen über die Struktur anderer Planetensysteme treffen und diese mit
dem Sonnensystem vergleichen. Um weitere Informationen über die
Bestandteile unserer Trümmerscheibe zu erfahren, werten die
Wissenschaftler der Forschungsgruppe beispielsweise Daten aus, die die
Sonde "Rosetta" auf dem Kometen Tschurjumow-Gerassimenko sammeln konnte.

Staub ist entscheidend

Entscheidend für die Beobachtung der Trümmerscheiben ist ein winziges
Detail: der Staub, den die Himmelskörper freisetzen. "Das Leuchten, das
wir sehen, wenn wir von der Erde aus einen Kometen anschauen, wird durch
den Staub erzeugt, der sich um das massive Objekt ausbreitet", erklärt der
Jenaer Experte. "Genauso ist das auch bei allen Bestandteilen einer
Trümmerscheibe. Erst der Licht oder Wärme emittierende Staub ermöglicht es
uns, die Kometen oder Asteroiden um andere Sterne wahrzunehmen." Um mehr
über die Staubpartikel zu erfahren, bilden die Astrophysiker sie im Rahmen
der Forschungsgruppe nach und experimentieren mit ihnen im Labor.

Lassen sich dank Staub ausreichend Spuren einer extrasolaren
Trümmerscheibe auf der Erde detektieren, dann können sie einen erheblichen
Beitrag zur Entdeckung neuer Planeten in ihrer Umgebung leisten. "Die von
Planeten ausgehenden Kräfte verursachen Krümmungen und Verschiebungen an
der Scheibe", erklärt Krivov. So könne es passieren, dass man erst diese
Auswirkungen registriert und dann den dazugehörigen Planeten. Über die
Trümmerscheibe lassen sich also die Architekturen ganzer Planetensysteme
nachzeichnen.

Masseproblem

In den kommenden drei Jahren wollen die Jenaer Forscher zudem weiterhin
Theorien entwickeln, wie die Trümmerscheiben überhaupt entstanden sind.
Dafür entwerfen die Astrophysiker auch Modelle der Scheiben. Hierbei ist
Krivov auf ein Problem gestoßen, dessen Lösung ihn ganz besonders
antreibt: Welche Masse haben Trümmerscheiben anderer Planetensysteme?
"Unsere Modelle funktionieren prinzipiell sehr gut - vorausgesetzt wir
legen eine Masse zugrunde, die diese Scheiben unmöglich haben können. Denn
so viel Material kann es dort nicht geben", erklärt er die Fragestellung.
"Unsere Berechnungen hierzu sind zwar richtig, aber offensichtlich haben
wir etwas Großes bisher übersehen - die Lösung dieses Problems könnte also
möglicherweise noch andere wichtige Erkenntnisse über Planetensysteme
bereithalten."




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution23

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Schiller-Universität Jena, 02.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/1582: Verhalten von eingesperrten Elektronen in einer eindimensionalen Welt erstmals im Labor beobachtet (idw)


Universität zu Köln - 01.04.2019

Verhalten von eingesperrten Elektronen in einer eindimensionalen Welt
erstmals im Labor beobachtet

• Ein Kölner Forschungsteam hat die von der Tomonaga-Luttinger Theorie
für Elektronen vorhergesagte Trennung von Spin und Ladung gemessen

• Veröffentlichung in "Physical Review X"



Eine Gruppe von Physikern an der Universität zu Köln hat erstmals ein
exotisches Verhalten von Elektronen im Realraum untersucht, das bisher nur
indirekt nachgewiesen werden konnte. Elektronen bewegen sich normalerweise
frei durch den dreidimensionalen Raum. Wenn sie jedoch gezwungen sind,
sich auf einer Kette, also in nur einer Dimension, zu bewegen, spalten sie
ihre Eigenschaften auf - das sagt die Tomonaga-Luttinger Theorie seit
Jahrzehnten voraus. Im Labor konnte dieses Phänomen bisher jedoch nur
indirekt nachgewiesen werden. Ein internationales Forschungsteam um
Professor Dr. Thomas Michely am II. Physikalischen Institut der
Universität zu Köln hat nun eindimensionale Leiter hergestellt, in denen
die Physiker das Verhalten von eingesperrten Elektronen zum ersten Mal in
nur einer Dimension mit dem Rastertunnelmikroskop beobachten konnten. Sie
berichten über die Entdeckung in der Fachzeitschrift "Physical Review X".

"Mit der Frage, wie sich Elektronen in einem Stück Metall verhalten, das
auf eine Dimension reduziert ist, beschäftigte sich der japanische
Physiker und spätere Nobelpreisträger Shin'ichiro Tomonaga schon 1950",
erläutert Professor Michely. "Besonders faszinierend für uns Physiker ist
es, welche bemerkenswerten Folgen es hat, wenn Elektronen sich nicht aus
dem Weg gehen können. Im dreidimensionalen Raum können sie sich frei und
nahezu unabhängig bewegen, aber auf einer metallenen Kette von Atomen
wechselwirken sie sehr stark miteinander."

Eigentlich tragen Elektronen einen Spin - einen quantenmechanischen
Drehimpuls - und eine Ladung. In nur einer Dimension hören sie jedoch
wegen ihrer starken Wechselwirkung auf, sich wie normale Elektronen zu
verhalten. Stattdessen teilen sie sich in zwei Arten von Quasi-Teilchen
auf, welche entweder Spin oder Ladung besitzen. Hier werden Elektronen
besser als zwei unabhängige Wellen beschrieben: eine Spindichtewelle und
eine Ladungsdichtewelle. Dieses Phänomen nennt sich Spin-Ladungs-Trennung
und ist das wesentliche Element der Tomonaga-Luttinger Theorie, benannt
nach Tomonaga, der die Theorie 1950 begründete, und dem amerikanischen
theoretischen Physiker Joaquin Mazdak Luttinger, der sie wesentlich
weiterentwickelte.

Um diese Spin-Ladungs-Trennung im Realraum zum ersten Mal sehen zu können,
haben die Kölner Forscher die sogenannte Tomonaga-Luttinger-Flüssigkeit in
Draht endlicher Länge eingesperrt und damit einen Käfig geschaffen. Durch
die endliche Länge des Drahtes bilden sich stehende Elektronenwellen mit
diskreten Energien aus, so wie es die Quantenmechanik fordert. Mit diesem
Trick ist es nun möglich, die Grenzen der Theorien von Luttinger und
Tomonaga mit einer Präzision zu erforschen, wie es sich ihre Erfinder
nicht hätten vorstellen können.

Die Arbeitsgruppe am II. Physikalischen Institut ist spezialisiert auf die
Herstellung und Untersuchung zweidimensionaler Materialien wie etwa
Graphen oder atomar dünne Lagen von Molybdändisulfid (MoS2). Sie
entdeckten, dass an der Grenze zwischen zwei zusammengewachsenen
einlagigen MoS2 Inseln eindimensionale Leiter entstehen, die
spiegelbildlich zueinander angeordnet sind. Die Forscher konnten die
stehenden Wellen entlang des Drahtes und ihre diskreten Energien mit Hilfe
ihres Rastertunnelmikroskops bei einer Temperatur von minus 268 °C (5
Kelvin) direkt sichtbar machen.

Die Überraschung war perfekt, als die Wissenschaftler zwei Serien von
stehenden Wellen in dem eindimensionalen Metall entdeckten, während für
unabhängige Elektronen nur eine Serie zu erwarten gewesen wäre. Der
Schlüssel zur Erklärung des Phänomens kam von den theoretischen Physikern
um Professor Dr. Achim Rosch, ebenfalls Universität zu Köln: Die beiden
Serien von stehenden Wellen repräsentieren die Spindichte- und die
Ladungsdichtewelle, so wie es Tomonaga und Luttinger vor mehr als einem
halben Jahrhundert vorhergesagt hatten.

Die Wissenschaftler planen nun das Verhalten der Elektronen in
eindimensionalen Käfigen noch genauer zu untersuchen. Dazu wollen sie neue
Experimente bei mehr als zehnmal tieferen Temperaturen, bei 0,3 Kelvin,
und in einem verbesserten Käfig durchführen. Damit hoffen sie die Grenzen
der Tomonaga-Luttinger Theorie überprüfen zu können.


Veröffentlichung:

https://journals.aps.org/prx/abstract/10.1103/PhysRevX.9.011055

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution19

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität zu Köln, 01.04.2019
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WERKSTOFFE/1095: LKW-Reifen mit weniger Abrieb - Synthesekautschuk übertrifft Naturkautschuk (idw)


Fraunhofer-Gesellschaft - 01.04.2019

LKW-Reifen mit weniger Abrieb - Synthesekautschuk übertrifft
Naturkautschuk



Natürlicher Kautschuk aus Kautschukbäumen ist ein begrenzter Rohstoff.
Synthetisch hergestellter Kautschuk reicht bisher im Abriebverhalten
jedoch nicht an das natürliche Produkt heran und eignet sich daher nicht
für LKW-Reifen. Ein neuartiger Synthesekautschuk erzeugt nun erstmals 30
bis 50 Prozent weniger Abrieb als Naturkautschuk.

LKW-Reifen müssen einiges aushalten: Durch die großen Lasten, die die
»Brummies« durch die Lande transportieren und die vielen Kilometer, die
sie Tag für Tag auf den Straßen zurücklegen, nutzen sie sich stark ab. Die
Laufflächen der Reifen sind daher überwiegend aus Naturkautschuk aus
Kautschukbäumen hergestellt, der die bisher hervorragendsten
Abriebeigenschaften aufweist. Der künstlich hergestellte Synthesekautschuk
kann zumindest in diesem Punkt bisher nicht an Naturkautschuk
heranreichen. Das Problem beim Naturkautschuk: Die Versorgungssicherheit
für diesen wichtigen Rohstoff ist gefährdet. In Brasilien, dem
Ursprungsland des Kautschuks, vernichtet der Pilz Microcyclus ulei ganze
Plantagen. Greift der Pilz auch auf den asiatischen Raum über, wo sich
heute wichtige Anbaugebiete befinden, ist die Weltproduktion für Gummi
bedroht.

Biomimetischer Synthesekautschuk mit optimiertem Abriebverhalten
(BISYKA)

Forscherinnen und Forscher der Fraunhofer-Institute für Angewandte
Polymerforschung IAP, für Mikrostruktur von Werkstoffen und Systemen IMWS,
für Molekularbiologie und Angewandte Oekologie IME, für Werkstoffmechanik
IWM und für Silicatforschung ISC haben die Eigenschaften von
Synthesekautschuk daher nun optimiert. »Unser Synthesekautschuk BISYKA,
kurz für Biomimetischer Synthesekautschuk, hat sogar noch bessere
Eigenschaften als Naturkautschuk«, sagt Dr. Ulrich Wendler, der das
Projekt am Fraunhofer-Pilotanlagenzentrum für Polymersynthese und
-verarbeitung PAZ in Schkopau leitet. Das Fraunhofer PAZ ist eine
gemeinsame Initiative des Fraunhofer IAP und des Fraunhofer IMWS. »Die
Reifen aus Synthesekautschuk verlieren 30 Prozent weniger Masse als das
Äquivalent aus Naturkautschuk, der Profilverlust beträgt sogar nur die
Hälfte. Zudem lässt sich der Synthesekautschuk mit Bestandsanlagen in
großtechnischem Maßstab produzieren. Das heißt: Der Synthesekautschuk
bietet eine hervorragende Alternative zum Naturkautschuk - auch im Bereich
der Hochleistungs-LKW-Reifen.«

Gezielte Analyse von Löwenzahn-Kautschuk

Doch wie haben die Forscherinnen und Forscher diese Steigerung erreicht?
Am Fraunhofer IME untersuchten die Wissenschaftler Kautschuk aus Löwenzahn.
Dieser besteht wie der Kautschuk aus den Kautschukbäumen zu etwa 95 Prozent
aus Polyisopren, die verbleibenden Prozente aus Biokomponenten wie Proteinen
oder Lipiden. Der Vorteil gegenüber dem Baum-Kautschuk: Statt sieben
Jahren hat der Löwenzahn eine Generationenfolge von nur drei Monaten.
Kautschuk aus Löwenzahn bietet somit eine ideale Ausgangsposition, um den
Einfluss der Biokomponenten auf die Kautschuk-Eigenschaften zu
untersuchen. Dazu schalteten die Fraunhofer-Forschenden die involvierten
Schlüsselbiokomponenten gezielt aus.

Nachdem die für das Abriebverhalten wichtigen Biokomponenten identifiziert
waren, synthetisierten die Forscherinnen und Forscher des Fraunhofer IAP
den BISYKA-Kautschuk - aus den jeweiligen Biomolekülen und
funktionalisiertem, hoch mikrostrukturreinen Polyisopren. Die Kolleginnen
und Kollegen am Fraunhofer IWM und IMWS untersuchten die daraus erhaltenen
Kautschukvarianten auf ihre Eigenschaften. Dazu nutzten sie die
Dehnkristallisation: Dehnt man Naturkautschuk auf die dreifache Länge,
bilden sich kristalline Bereiche - der Kautschuk verhärtet sich. »Die
Dehnungskristallisation von BISYKA-Kautschuk entspricht der des
Naturkautschuks«, erläutert Wendler. Für LKW-Reifen wird der Kautschuk
üblicherweise mit Ruß gemischt, daher die schwarze Farbe. Der Trend geht
allerdings dazu, statt Ruß Silicate zuzumischen. Hier kommt die Expertise
des Fraunhofer ISC ins Spiel: Am Institut wird untersucht, wie neuartige
Silicafüllstoffe zu optimalen Alternativen für Naturkautschuk in der
Automobilindustrie führen können.

Synthesekautschuk überzeugt in Praxistests

Nach der Entwicklung des BISYKA-Kautschuks wurde er getestet: Hält er, was
er aufgrund der Dehnungskristallisation verspricht? Dies ließen die
Forscher von einem externen und somit unabhängigen Partner untersuchen:
dem Prüflabor Nord. Dazu wurden vier PKW-Reifen gefertigt, deren
Lauffläche aus BISYKA bestand, und mit solchen verglichen, deren
Lauffläche aus Naturkautschuk gefertigt war. Die Tests wurden direkt an
einem Auto durchgeführt, das 700 Kreise in die eine Richtung und 700
Kreise in die andere Richtung fuhr. Das Ergebnis: Während der
Naturkautschuk-Reifen nach dem Test um 850 Gramm leichter war und 0,94
Millimeter an Profil verlor, büßte der BISYKA-Reifen lediglich 600 Gramm
Gewicht und 0,47 Millimeter Profil ein. Auch der Rollwiderstand ist beim
Synthesekautschuk besser: Während der Naturkautschuk auf der
Rollwiderstandsampel beim Wert C liegt, erreicht BISYKA den besseren Wert
B. »Bisher haben wir nur erste Tests mit der BISYKA-Reifenmischung
durchgeführt, die äußerst vielversprechend sind. Als nächsten Schritt
möchten wir den BISYKA-Kautschuk weiter optimieren. Dies betrifft vor
allem den Anteil und die Zusammensetzung der Biokomponenten. Parallel dazu
wird die Rezeptur der Laufflächenmischung für LKW-Reifen auf den neuen
Kautschuk angepasst«, sagt Wendler. Aktuell sind der Forscher und sein
Team auf der Suche nach Kooperationspartnern, die das Produkt auf den
Markt bringen.



Am 4. April 2019 stellen die Forscherinnen und Forscher ihre Ergebnisse
bei einem Transferworkshop auf der Jahrestagung der Deutschen
Kautschuk-Gesellschaft Ost in Merseburg vor.


Weitere Informationen unter:

https://www.fraunhofer.de/de/presse/presseinformationen/2019/april/synthesekautschuk-uebertrifft-naturkautschuk.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution96

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Gesellschaft, 01.04.2019
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MELDUNG/610: Neue Broschüre für Familien mit Kindern mit Behinderung (Diakonisches Werk Hamburg)


Diakonisches Werk Hamburg - Pressemitteilung vom 22. März 2019

Wegweiser im Hilfesystem: 

Neue Broschüre für Familien mit Kindern mit Behinderung



Der neue Wegweiser der Diakonie Hamburg hilft Eltern von Kindern mit
Behinderung, schnell die passende Beratung, Betreuung, Begleitung oder
Pflege zu finden. Unter dem Dach der Diakonie gibt es hamburgweit über 100
Angebote für junge Menschen mit Beeinträchtigungen und ihre Familien: von
Beratungsstellen, Frühförderstellen für die Kleinsten, Integrations-Kitas,
Hilfen für Familien mit behinderten Kindern über Wohnangebote, Urlaubs- und
Ferienangebote, Tipps für die Freizeit, Schulbegleitung bis hin zur Pflege
und zur besonderen Begleitung am Lebensende. Alle Einrichtungen bieten auch
kostenlose Beratung oder Hilfestellung an.

Gerade Familien mit behinderten Kindern wird es nicht leicht gemacht: Sie
erleben im Alltag vielfach Barrieren, Belastungen und bürokratischen
Hürden. Jedes Kind hat einen ganz individuellen Hilfebedarf. Es ist
wichtig, dass sowohl Kinder als auch die Familien eine dem Alter, der
Entwicklungs- und Lebensphase angepasste Unterstützung bekommen. Eltern von
Kindern mit Beeinträchtigungen sind hohen Belastungen ausgesetzt:
finanzielle Probleme durch Zuzahlungen in der Pflege, innerfamiliäre
Konflikte, Schwierigkeiten bei der Vereinbarung von Beruf und Betreuung der
Kinder, Gefühle der Überforderung und der Isolation. Die bürokratischen
Hürden bei der Suche nach Betreuungs- und Unterstützungsleistungen werden
als besonders hoch empfunden.

Tanno Brysinski, Referent Soziale Teilhabe bei der Diakonie in Hamburg:
"Unsere neue Broschüre will Barrieren senken und Brücken bauen: Betroffene
Familien und Multiplikatoren sollen schnell in Kontakt zu unseren
Hilfsangeboten kommen. Wir möchten Familien helfen, den Anspruch ihrer
Kinder auf frühe Teilhabe an unserer Gesellschaft umzusetzen. Auf
politischer Ebene setzen wir uns als Diakonie dafür ein, dass
Teilhabemöglichkeiten ausgebaut und besser finanziert werden - für alle
Menschen mit Behinderung."



Die Broschüre "Angebote für Kinder und Jugendliche mit Behinderungen und
ihre Familien" der Diakonie Hamburg steht ab sofort online auf
www.diakonie-hamburg.de zur Verfügung. Im April 2019 wird die gedruckte
Version vorliegen - Bestellungen sind per E-Mail möglich unter
sozialeteilhabe@diakonie-hamburg.de .

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 23. März 2019

Diakonisches Werk Hamburg

Königstraße 54, 22767 Hamburg

Telefon: 040 30 62 0-0, Fax: 040 30 62 0-410

E-Mail: info@diakonie-hamburg.de

Internet: www.diakonie-hamburg.de
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AGRAR/400: Düngeverordnung - Bundesregierung will Strohhaltungs- und Öko-Betriebe belasten


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 2. April 2019

Düngeverordnung: Bundesregierung will Strohhaltungs- und Öko-Betriebe belasten 



Zu den Vorschlägen des Staatssekretärs Herrmann Onko Aeikens die
Sperrfristen für Festmist und die Düngung auf Hangflächen zu
verschärfen, um weitere Verschärfungen bei der Gülledüngung in den
roten, nitratbelasteten Gebieten zu vermeiden, erklärt Friedrich
Ostendorff, Sprecher für Agrarpolitik:

Hier wird der Bock zum Gärtner gemacht. Diese Vorschläge sind
vollkommen absurd. Sie belasten gerade die Betriebe, die umweltgerecht
und extensiv wirtschaften, allen voran die Strohhaltungs- und
Öko-Betriebe. Gleichzeitig sollen die eigentlichen Verursacher für die
Misere entlastet werden.

Verantwortlich für die großen Nitratfrachten sind die
Großschweinehaltungen mit ihren immensen Güllemengen und hohen
Nährstofffrachten. Hier liegen die Ursachen. Hier müssen die Probleme
gelöst werden.

Wir erleben ein Totalversagen des Landwirtschaftsministeriums. Jeden
Tag bekommen wir neue Hiobsbotschaften aus dem Ministerium. Jeden Tag
erklärt Staatssekretär Dr. Aeikens erneut, dass das, was im
Ministerium erarbeitet wurde, die europäischen Vorgaben und
Erfordernisse leider nicht erfüllt.

Es kann doch nicht sein, dass das Ministerium nicht in der Lage ist,
eine verlässliche, abgestimmte Düngeverordnung zu erarbeiten, die auch
tatsächlich Bestand hat.

Statt Probleme zu lösen wird die Verantwortung durch das
Landwirtschaftsministerium in schlimmster populistischer Manier auf
das Umweltministerium und die Europäische Kommission abgeschoben. Nur
um vom eigenen Versagen abzulenken. Die Düngeverordnung muss jetzt
komplett neu aufgemacht und endlich fachlich richtig und neu
formuliert werden. Wir brauchen eine einfache Hoftorbilanz, die
Eingänge und Ausgänge erfasst. Die Betriebe mit erheblichen
Bilanzüberschüssen müssen sich erheblich verändern, um ihre
Nährstofffrachten zu reduzieren.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. April 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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AUSSEN/2138: Wahlen in der Ukraine - Wählerinnen und Wähler halten am Reformkurs Richtung Europäische Union fest


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 1. April 2019

Wahlen in der Ukraine: Wählerinnen und Wähler halten am Reformkurs Richtung Europäische Union fest



Den ersten Wahlgang der ukrainischen Präsidentschaftswahlen
kommentiert Manuel Sarrazin, Sprecher für Osteuropapolitik:

Wir zollen den Ukrainerinnen und Ukrainern unseren Respekt. Nach fünf
Jahren Krieg im Donbas mit mehr als 12.000 Opfern, mit
hunderttausenden Binnenflüchtlingen, Annexion der Krim und
Gewaltandrohung und Destabilisierung im Asowschen Meer haben sie eine
ruhige und besonnene Wahl durchgeführt. Nach dem 1. Wahlgang lässt
sich eines bereits festhalten: Die ukrainischen Wählerinnen und Wähler
wollen am Reformkurs Richtung Europäische Union festhalten. Nach einem
harten Wahlkampf bestätigt die Ukraine ihre demokratische Reife mit
fairen und freien Wahlen. Der erste Wahlgang war zwar nicht frei von
Fehlern, aber weder die OSZE noch die parlamentarischen und
zivilgesellschaftlichen Wahlbeobachtungsplattformen haben größere
Unregelmäßigkeiten oder Manipulationen festgestellt. Nun gilt es für
alle Beteiligten, das Ergebnis anzuerkennen und einen fairen,
demokratischen und vor allem friedlichen zweiten Wahlgang zu
ermöglichen.

Dass weder pro-russische noch extremistische Kräfte nennenswerte
Wahlergebnisse erzielen konnten, räumt hoffentlich auch mit den
tiefsitzenden Vorurteilen auf.

Für den zweiten Wahlgang bleibt zentral, dass die Kontrahenten einen
respektvollen und ehrlichen Wahlkampf führen, der den Wählerinnen und
Wählern offen zeigt, welche Politik die Kandidaten künftig verfolgen
werden. Nur so wird die Wahlbeteiligung hoch bleiben.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. April 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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FINANZEN/1515: Finanzierungsüberschuss der Kommunen - Jetzt für einen Konjunkturabschwung vorsorgen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 2. April 2019

Finanzierungsüberschuss der Kommunen: Jetzt für einen Konjunkturabschwung vorsorgen



Zu den Meldungen des Statistischen Bundesamtes über einen
Finanzierungsüberschuss der Kommunen im Jahr 2018 erklärt Stefan
Schmidt, Sprecher für Kommunalfinanzen:

Der Finanzierungsüberschuss der Kommunen im Jahr 2018 ist ein sehr
erfreuliches Ergebnis. Er zeigt, dass die Kassen der Städte und
Gemeinden von der stabilen Konjunktur profitiert haben. Was das
Ergebnis nicht zeigen kann, ist der anhaltend hohe kommunale
Investitionsstau von 159 Milliarden Euro, die Finanzschwäche noch zu
vieler Städte und Dörfer und die strukturellen Herausforderungen - wie
etwa angehäufte Altschulden und besonders hohe Ausgaben für die
soziale Sicherung - denen sich diese noch immer gegenüber sehen.

Vor diesem Hintergrund ist es ernüchternd, dass die
Regierungskommission "Gleichwertige Lebensverhältnisse" bisher keine
Vorschläge geliefert hat, um finanzschwache Kommunen gezielt zu
unterstützen und so die Kopfschmerzen der Kämmerinnen und Kämmerern zu
lindern. Kommunen, die von der guten Finanzlage profitieren, müssen
jetzt die nötige Vorsorge für wirtschaftlich schlechtere Zeiten
treffen können, in denen die Zinsen wieder steigen und die
Steuereinnahmen einbrechen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. April 2019
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UMWELT/1830: Katrin Göring-Eckardt zu Klimabilanz und Klimaschutzpolitik sowie Gemeinnützigkeit


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 2. April 2019

Auszüge aus dem heutigen Statement der Fraktionsvorsitzenden Katrin Göring-Eckardt zu den Themen Klimabilanz und Klimaschutzpolitik sowie Gemeinnützigkeit



Klimabilanz und Klimaschutzpolitik:

"Die Klimabilanz des Jahres 2018 muss uns unruhig machen. Damit ist
klar: Deutschland wird die Klimaschutzziele von Paris, deutlich unter
zwei Grad zu bleiben, so nicht einhalten können.

Seit dem Jahr 1990 haben wir gerade mal 30 Prozent CO2-Einsparung
geschafft. Wir brauchen in den nächsten anderthalb Jahren insgesamt
aber 40 Prozent. Das heißt, das letzte Viertel wird besonders
schwierig in sehr kurzer Zeit.

An diesem Wochenende haben Herr Söder und Frau Kramp-Karrenbauer
gefühlige Worte darüber gesagt, wie wichtig Klimaschutz sei. In der
Realität verweigert die Bundesregierung die Arbeit. Sie haben Minister
in ihrer eigenen Bundesregierung, die nicht tun, was zu tun ist. Das
ist Arbeitsverweigerung in der Bundesregierung, und das heißt: uns
wird die Zukunft gestohlen.

Die Regierung müsste endlich eine CO2-Bepreisung einführen. Das ist
ein einfaches Instrument, das wir europäisch voranbringen müssten.

Die größten Probleme haben wir im Verkehrsbereich:

Andreas Scheuer ist der größte Bremsklotz für den Klimaschutz. Dabei
gefährdet er die Zukunft der deutschen Autoindustrie und damit
Hunderttausende von Arbeitsplätzen.

Er stellt sich hin und versucht, ein Schutzschild über die
Autoindustrie aus dem letzten Jahrhundert zu halten, statt die
Autoindustrie Deutschlands in die Zukunft zu führen. Der Gemeinde- und
Städtebund sagt, wir brauchen dringend eine Ladeinfrastruktur. Die
Autoindustrie selbst stellt sich längst darauf ein. Aber Andreas
Scheuer sorgt weder dafür, dass es eine Blaue Plakette gibt, noch dass
es wirksame Nachrüstungen für Diesel-Fahrzeuge gibt.

Wir brauchen einen Masterplan Mobilität in Deutschland. Dazu gehört
der Ausstieg aus dem fossilen Verbrennungsmotor, mehr Busse, Bahnen
und Radwege. Von Mut und Begeisterung für nachhaltige Mobilität ist
bei Andreas Scheuer aber nichts zu sehen. Dabei sagen neun von zehn
Deutschen einer aktuellen Umfrage zufolge: Der Klimaschutz ist das
zentrale Thema, und wir brauchen hier eine Lösung. Aber wir haben eine
Bundesregierung, die das Handeln verweigert. Es bleibt dabei: Wir
haben eine Landwirtschaftsministerin, die nichts will, eine
Umweltministerin, die nichts darf, und einen Verkehrsminister, der
nichts kann."

Gemeinnützigkeit:

"Wir sollten froh sein, dass wir zivilgesellschaftliche Organisationen
haben, die dafür sorgen, dass Recht in Deutschland eingehalten wird.
Organisationen wie die Deutsche Umwelthilfe gleichen das aus, was die
Bundesregierung verbockt. Statt selbst dafür zu sorgen, dass Recht
eingehalten wird, werden diejenigen diffamiert, die vor Gericht dafür
sorgen wollen, dass Recht eingehalten wird. Das ist eine absurde
Diffamierungskampagne.

Wir brauchen mehr Transparenz und mehr Rechtssicherheit für die
Nichtregierungsorganisationen. Sie stärken nämlich unsere Demokratie.
Ich möchte bei uns keine ungarischen Verhältnisse, wo man mit Verboten
gegen Nichtregierungsorganisationen vorgeht."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. April 2019
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INNEN/3458: Erfolge in der Kriminalitätsbekämpfung zeigen - Unsere Politik wirkt


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 2. April 2019

Erfolge in der Kriminalitätsbekämpfung zeigen: Unsere Politik
wirkt 

Polizei braucht zusätzliche Aufklärungsmöglichkeiten beim
Wohnungseinbruchdiebstahl



Bundesinnenminister Horst Seehofer hat am heutigen Dienstag die
Polizeiliche Kriminalstatistik 2018 vorgestellt. Dazu erklärt der
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag, Thorsten Frei:

"Es zahlt sich aus, dass die Union die Innere Sicherheit ins Zentrum
der Politik gerückt und im Bundeshaushalt zu einem
Investitionsschwerpunkt gemacht hat. Doch die erneut gesunkene Zahl
der registrierten Straftaten ist uns kein Grund zur Entwarnung. Sie
ist uns - gerade auch mit Blick die Ergebnisse der
Bevölkerungsbefragung zur Kriminalitätswahrnehmung - vor allem
Ansporn. CDU und CSU werden die Hände nicht in den Schoß legen und
zügig die im Koalitionsvertrag vereinbarten Maßnahmen für mehr
Sicherheit umsetzen. Dazu zählt insbesondere der Pakt für den
Rechtsstaat mit weiteren 15.000 Polizisten im Bund und den Ländern.

Besonders erfreulich ist der erneute deutliche Rückgang beim
Wohnungseinbruchdiebstahl. Den Kampf gegen die Einbruchskriminalität
haben wir im Bund in den letzten Jahren mit einem umfangreichen
Maßnahmenpaket geführt: Mehr Polizei, härtere Strafen, zusätzliche
Ermittlungsbefugnisse und die Auflage eines Förderprogramms in Höhe
von 65 Millionen Euro, mit dem wir den Einbau einbruchshemmender
Türen und Fenster fördern. All das zeigt inzwischen deutlich Wirkung.
Dort, wo noch Regelungslücken bestehen, dürfen wir aber nicht untätig
bleiben: Wir wollen sicherstellen, dass die Ermittlungsbehörden
künftig bei Verdacht eines Einbruchdiebstahls in eine Privatwohnung
die Telekommunikation überwachen und aufzeichnen können".

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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EUROPA/1698: Bücherverbrennung in Polen (Zaklin Nastic)


Zaklin Nastic, menschenrechtspolitische Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE im Bundestag

Pressemitteilung von Zaklin Nastic vom 1. April 2019

Bücherverbrennung in Polen: Harry Potter wird immer reaktionärerer
Entwicklung geopfert



"Die Verbrennung von Büchern vor Kirchen durch katholische Priester wie
Rafał Jarosiewicz in Polen ist alles andere als ein Aprilscherz",
erklärt die stellvertretende Vorsitzende der deutsch-polnischen
Parlamentariergruppe des Bundestages und menschenrechtspolitische
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, Zaklin Nastic. "Dass gestern in Koszalin
Fantasyliteratur, wie Harry Potter oder hinduistische und okkulte Symbole
aus afrikanischen Kulturen mit Vermerk auf deren frevelhaften und
entweihenden Charakter verbrannt wurden, ist Ausdruck einer generellen
reaktionären Entwicklung in Polen und drängt zumindest gedankliche
Parallelen zu den Bücherverbrennungen der deutschen Faschisten auf. Es ist
besorgniserregend, dass mittlerweile sogar Fantasyliteratur aus dem
kulturellen Leben verbannt werden soll". Nastic weiter:

"Was Polen braucht ist eine soziale Wende im Sinne der Mehrheit der
polnischen Bevölkerung und keinen klerikalen Exorzismus durch die
rückwärtsgewandte und antiaufklärerische Einflussnahme der katholischen
Kirche."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. April 2019

Fraktion DIE LINKE. im Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-22751170, Telefax: 030-22756128

E-Mail: fraktion@linksfraktion.de

Internet: https://www.linksfraktion.de
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INNEN/5034: Gegen Rassismus - für echte Partizipation


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 2. April 2019

Gegen Rassismus - für echte Partizipation



"Die Studie bestätigt erneut die besorgniserregende Entwicklung, auf
die DIE LINKE ständig hinweist: Diskriminierung und Benachteiligung
sind alltägliche Probleme. Und sie nehmen zu", erklärt Gökay Akbulut,
migrations- und integrationspolitische Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE, mit Blick auf den heute veröffentlichten Jahresbericht der
Antidiskriminierungsstelle des Bundes, dem zufolge die Zahl der
Beratungsanfrage um 15 Prozent gestiegen ist. Die meisten Anfragen bei
der Antidiskriminierungsstelle des Bundes bezogen sich 2018 auf die
Merkmale ethnische Herkunft sowie rassistische Zuschreibungen
(31 Prozent). Akbulut weiter:

"DIE LINKE fordert ein entschiedenes Vorgehen gegen jede andere Form
des Rassismus und einen wirksamen Schutz für die Opfer. Allerdings
sehen wir, dass trotz der Einführung des Allgemeinen
Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) vor 13 Jahren die Realität für viele
betroffene Menschen in Deutschland unverändert geblieben ist.

Für mich liegt das Problem auch an einer unrealistischen Vorstellung
von Integration. Hierzulande wird die sogenannte Integration, sei es
von Ostdeutschen oder Migranten, immer noch als ein Vorgang
verstanden, bei dem sich 'eine Minderheit' in 'die deutsche
Mehrheitsgesellschaft' einfügen soll.

Es existiert allerdings weder 'die eine deutsche Gesellschaft', in die
integriert werden kann, noch wird die Komplexität der 'Minderheiten'
gerecht, wenn diese als eine einheitliche Gruppe dargestellt wird. Um
Diskriminierung zu mindern, müssen wir unsere Haltung ändern. Wir
müssen den Begriff der Integration mit echter Partizipation ersetzen.
Dies bedeutet auch, dass sich die Mehrheitsgesellschaft in eine
diversere Gesellschaft entwickelt."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 2. April 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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SOZIALES/2607: Ostdeutsche und Migranten fühlen sich als Bürger zweiter Klasse


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 2. April 2019

Ostdeutsche und Migranten fühlen sich als Bürger zweiter Klasse



Jeder dritte Ostdeutsche und jeder dritte Muslim fühlt sich laut einer
Studie des Deutschen Zentrums für Integrations- und
Migrationsforschung als Bürger zweiter Klasse.

Dazu sagt Katja Kipping, die Vorsitzende der Partei DIE LINKE:

"Dreißig Jahre nach der Wiedervereinigung ist es wirklich an der Zeit,
einander zuzuhören und die jahrzehntelange Abwertung und
Nichtanerkennung auf allen Ebenen zu beseitigen. Herablassung muss dem
gegenseitigen Interesse am Anderen weichen.

Als Bürger zweiter Klasse fühlen sich Menschen, wenn sie strukturell
benachteiligt sind. Das sind weder ausschließlich Ostdeutsche, noch
Muslime, sondern auch alleinerziehende Frauen, Erwerbslose oder
Menschen mit Behinderung. Die Kämpfe um Repräsentation von Herkunft
oder Geschlecht lassen sich nicht von der sozialen Frage trennen - sie
gehören zusammen.

Gegen die Gefühle von kollektiver Demütigung, Verlust und Unsicherheit
braucht es starke strategische Allianzen, um etwas zu ändern. Diese
Kämpfe gegen die Ungleichheit kann man nicht alleine gewinnen.

Herablassend auf andere zu blicken, wie es laut der Studie viele
Westdeutsche tun, verstärkt bei den Ostdeutschen eher das Gefühl der
Abwehr. Auf der anderen Seite gibt es auch immer mehr Menschen, die
progressive Netzwerke aufbauen. Es gilt, antirassistisches Engagement
in Ostdeutschland mit der Perspektive von Rassismuskritik und der
Perspektive von Nichtrepräsentation zu verbinden. Auf diese Weise
könnten alle in Deutschland lebenden Menschen gemeinsam progressive
Veränderungen erzielen."

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 2. April 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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SOZIALES/2606: Bernd Riexinger zu einer Studie zu Armut in Großstädten


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 2. April 2019

Armut ist in deutschen Großstädten laut einer Analyse der Bertelsmann-Stiftung ein größeres Problem als in kleineren Kommunen



Dazu sagt Bernd Riexinger, der Vorsitzende der Partei DIE LINKE:

"Armut betrifft Kinder, Renterinnen und Renter und auch Arbeiterinnen
und Arbeiter. Da hilft es auch nichts, wenn das Institut der deutschen
 Wirtschaft einfach mal die Mittelschicht großrechnet. DIE LINKE
fordert deshalb: Löhne hoch und Mieten runter! Die Mieten sind
vielerorts mittlerweile so hoch, dass Wohnen für die Mieter zu einem
Armutsrisiko wird. Für die Immobilienkonzerne hingegen ist es eine
Goldgrube. In unserem Fünf-Punkte-Plan "Keine Rendite mit der Miete -
So machen wir Wohnen europaweit bezahlbar" fordern wir neben besseren
Löhnen vor allem, dass Wohnen nicht dem Profit großer Konzerne dienen
darf, sondern ein Grundrecht für alle Menschen sein muss. Auf
europäischer Ebene sind die rechtlichen Grundlagen längst vorhanden:
die Charta der Grundrechte der EU und die Europäische Sozialcharta
müssen als verbindliche Bestandteile in das EU-Primärrecht überführt
werden. Deshalb fordern wir vom "Heimatminister" Seehofer und dem
Rest der GroKo sich endlich mit den finanzgewaltigen
Immobilieninvestoren anzulegen und im EU-Ministerrat eine Initiative
für europäische Wohnraumförderung zu initiieren. Wir müssen endlich
sozial bauen - solidarisch, in kommunaler oder genossenschaftlicher
Hand! Nur so können wir langfristig bezahlbaren Wohnraum
sicherstellen. Das Grundrecht auf Wohnen kann schließlich nur dann
sichergestellt werden, wenn bezahlbarer Wohnraum verfügbar ist."

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 2. April 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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UMWELT/670: Das Haus brennt


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 2. April 2019

Das Haus brennt



"Die Klimabilanz 2018 dokumentiert ein weiteres Jahr in Folge, dass
unser Haus bereits brennt. Eine gesunkene CO2-Reduktion um 4,2 Prozent
ist zu einem beträchtlichen Teil der warmen Witterung im Winter und
den Folgen des Heißsommers zu verdanken. Die Gründe für die gesunkenen
Werte haben also eher nichts mit Klimaschutz, dafür aber mit
Klimaerwärmung zu tun", erklärt Lorenz Gösta Beutin, Sprecher für
Energie und Klimapolitik der Fraktion DIE LINKE, zur Schätzung des
Umweltbundesamtes. Beutin weiter:

"Vor allem Wirtschaftsminister Altmaier und Verkehrsminister Scheuer
versagen beim Klimaschutz komplett. Sie ignorieren, was sich auf dem
Platz zwischen ihren beiden Ministerien in Berlin derzeit jeden
Freitag abspielt: Tausende streikende Jugendliche werfen ihnen zu
Recht vor, dass sie das Klima auf Kosten der jüngeren Generation
verheizen. Ein massiver sozial-ökologischer Umbau muss in den
kommenden Jahren geleistet werden. Derweil veröffentlicht die hilflose
Klimaschutzministerin einen passablen Entwurf für ein
Klimaschutzgesetz, von dem sie weiß, dass es die Ressort-Abstimmung
gegen bestimmte Minister im Kabinett verliert. Alle Hoffnung ruht auf
einem Klimakabinett, das es nun richten soll. Wenn es so weitergeht,
wird die notwendige Kehrtwende umso dramatischer ausfallen müssen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 2. April 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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BUNDESTAG/8217: Heute im Bundestag Nr. 353 - 02.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 353

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 2. April 2019, Redaktionsschluss: 14.58 Uhr

1. Gesetz zum Netzausbau gebilligt

2. Verursacherprinzip soll gestärkt werden

3. Schutz vor Gaffern

4. Rückgang bei Pünktlichkeit der Bahn

5. Situation am Rangierbahnhof Halle

6. Studien zu Klimaschutz und Energiewende



1. Gesetz zum Netzausbau gebilligt

Wirtschaft und Energie/Ausschuss

Berlin: (hib/FLA) Mit einer Serie von Abstimmungen hat der Ausschuss
für Wirtschaft und Energie heute, 2. April 2019, den Weg frei gemacht
zur abschließenden Beratung und Schlussabstimmung über den Entwurf
eines Gesetzes zur Beschleunigung des Energieleitungsausbaus am
Donnerstag im Bundestag.

Als Beschlussempfehlung setzte sich in der Sitzung unter der Leitung
von Matthias Heider (CDU/CSU) der Gesetzentwurf der Bundesregierung
(19/7375, 19/7914) mit jenen Änderungen durch, die erst kurz zuvor in
einem neuen Antrag der Koalitionsfraktionen formuliert worden waren.
Dafür stimmten CDU/CSU und SPD, AfD und Linke lehnten ihn ab - bei
Enthaltung von FDP und Bündnis 90/Die Grünen.

Die Bundesregierung hatte zuvor betont, die Beschleunigung des
Stromnetzausbaus sei für das weitere Gelingen der Energiewende
unerlässlich - insbesondere für die Erreichung des Ziels von 65
Prozent Stromerzeugung durch Erneuerbare Energien bis 2030. Sie
erinnerte daran, dass das Vorhaben bei einer Anhörung von
Sachverständigen im Ausschuss für Wirtschaft und Energie viel
Zustimmung erfahren habe. Die Bevölkerung werde in die Planungen
weiter frühzeitig eingeschaltet, die Umweltstandards blieben erhalten.
Es handle sich um einen rundum gelungenen Gesetzentwurf, der zur
Vermeidung von Rechtsunsicherheiten beitragen werde.

Von Seiten der CDU/CSU-Fraktion wurde betont, dass das Gesetz die
Praktikabilität des Netzausbaus verbessere. Die Eilbedürftigkeit sei
unbestritten. Die SPD verwies darauf, dass bereits eingetretene
Verzögerungen beim Netzausbau aufgeholt werden sollen.

Die AfD kritisierte, dass das Gesetz jetzt durchgepeitscht werden
solle. Sie lehne den beschleunigten Ausbau der Netze ab. Die
dezentrale Stromerzeugung mit kurzen Leitungen habe sich als sichere
Versorgung bewährt. Dagegen gefährde der Einsatz von immer mehr
instabilem Strom eben diese sichere Versorgung. Nun solle etwas
beschleunigt werden, was man ohnehin nicht brauche.

Die FDP begrüßte die beabsichtigte Beschleunigung des Netzausbaus. Sie
kritisierte allerdings, dass der geplante Verzicht auf die
Bundesfachplanung im Ermessen der Bundesnetzagentur liegen solle. Sie
regte einen generellen Verzicht auf diese Planung an. Dies würde den
Netzausbau deutlich vorantreiben.

Die Linke bestritt die Notwendigkeit eines beschleunigten Ausbaus. Er
sei komplett überflüssig und werde falsch geplant. Das Gesetz werde zu
einem Vertrauensverlust bei den Bürgern beitragen. Die Mitbestimmung
des Parlaments sowie der Länder und Kommunen bei der Planung der
Projekte werde geschwächt. Die Klagerechte würden eingeschränkt.

Von Bündnis 90/Die Grünen hieß es, die Fraktion unterstütze die
Beschleunigung des Netzausbaus. Allerdings müsse damit auch der Ausbau
der Erneuerbaren Energien einhergehen. Sie begrüße, dass die Forderung
der Grünen nach einer Förderung der Umwandlung von Strom in
Wasserstoff endlich ermöglicht werde.

Der abschließende parlamentarische Schlagabtausch über das
Gesetzesvorhaben soll 45 Minuten dauern und am Donnerstag um 16.30 Uhr
beginnen.

 * 

2. Verursacherprinzip soll gestärkt werden

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert, zum
Wasserschutz das Vorsorge- und Verursacherprinzip konsequent
anzuwenden. So solle der Eintrag anthropogener Mikroschadstoffe in die
Gewässer bereits an der Quelle vermieden werden, heißt es in einem
Antrag (19/8649) der Fraktion. Konkret fordern die Grünen unter
anderem, eine Stickstoffstrategie umzusetzen, "die ein gesetzliches
Nitratminderungsziel umfasst, um die Belastung schrittweise auf einen
maximalen Überschuss von 30 Kilogramm Stickstoff pro Hektar und Jahr
zu reduzieren". Zudem sollen darin "Bestimmungen für eine
flächengebundene Tierhaltung festgelegt" sowie eine "Ausgestaltung des
Düngerechts im Sinne des Gewässerschutzes" vorgesehen werden.

Die Grünen fordern zudem von der Bundesregierung, in Zusammenarbeit
mit den Ländern Kriterien für die Nutzung einer vierten
Reinigungsstufe in Kläranlagen aufzustellen. Zur "sozialverträglichen
Finanzierung" dieser Stufe sowie zur "fairen Kostenverteilung" für die
Trinkwasseraufbereitung soll nach Willen der Fraktion ein Fonds
eingerichtet werden. In diesen sollen unter anderem Pharmaunternehmen,
Hersteller von Wasch- und Reinigungsmitteln sowie Kosmetika und
Körperpflegeprodukten, Agrarchemie-Unternehmen sowie industrielle
Landwirte einzahlen.

Auf EU-Ebene soll sich die Bundesregierung dem Antrag zufolge dafür
einsetzen, dass die Forderungen der europäischen Bürgerinitiative
"Right2Water" umfassend umgesetzt werden. Zudem soll die
Bundesregierung darauf hinwirken, dass die Rekommunalisierung der
Wasserversorgung unterstützt wird und es keine weiteren Versuche gibt,
"die Privatisierung der Wasserversorgung in Europa voranzutreiben".

 * 

3. Schutz vor Gaffern

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Die Bundesregierung will Rettungskräfte und
Unfallopfer besser vor Gaffern schützen. Das geht aus der Antwort
(19/8791) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/8245) hervor.
Bereits nach geltendem Recht mache sich strafbar, wer Unfallopfer
fotografiert oder filmt (Paragraf 201a des Strafgesetzbuches) und wer
in Unglücksfällen Helfer behindert (Paragraf 323c Absatz 2 des
Strafgesetzbuches), schreibt die Bundesregierung. Die bestehenden
Strafvorschriften gewährleisteten somit diesbezüglich einen
angemessenen strafrechtlichen Schutz für Unfallopfer. Weiter heißt es,
der Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD sehe vor, die Schutzlücken
des Paragrafen 201a hinsichtlich der Herstellung und Verbreitung
bloßstellender Bildaufnahmen von verstorbenen Personen in der 19.
Legislaturperiode zu schließen. Das Bundesjustizministerium bereite
derzeit einen entsprechenden Gesetzentwurf vor. Das
Bundesverkehrsministerium werde auch weiterhin das Thema "Gaffen" auf
geeigneten Wegen adressieren, um die Verkehrsteilnehmer für die
Problematik zu sensibilisieren.

Der Antwort beigefügt ist eine Tabelle des Kraftfahrt-Bundesamtes
(KBA) zu ausgewählten Delikten mit Bezug zur Behinderung von
Einsatzkräften sowie dem Nichtbilden einer Rettungsgasse aus den
Jahren 2017 und 2018.

 * 

4. Rückgang bei Pünktlichkeit der Bahn

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Im Jahr 2018 lag die Pünktlichkeitsquote (weniger
als sechs Minuten Verspätung) bei den Zügen der DB Fernverkehr AG bei
74,9 Prozent. Das geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/8483)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/7690)
hervor. In den Vorjahren lagen der Antwort zufolge die Werte bei 74,4
Prozent (2015), 78,9 Prozent (2016) und 78,5 Prozent (2017).

Die seit 2017 ermittelte Reisendenpünktlichkeit habe im Jahr 2017 84,3
Prozent betragen und sei im Jahr 2018 auf 80,1 Prozent zurückgegangen,
heißt es weiter. Bei dieser kundenbezogenen Pünktlichkeit geht es um
die Pünktlichkeit auf der gesamten Reisekette im
Schienenpersonenfernverkehr.

Was die baustellenbedingten Verspätungsminuten angeht, so sind diese
den Angaben zufolge "bezüglich der DB Fernverkehr AG seit 2014
kontinuierlich reduziert worden und liegen 2018 auf einem neuen
Tiefstand". Die durchschnittliche Verspätung bei DB Cargo habe im Jahr
bei 40 Minuten pro Zug gelegen.

Angestiegen sind 2018 im Vergleich zu den vorangegangenen Jahren laut
der Antwort die Total- und Teilausfälle von Zügen im Fernverkehr der
DB AG. 1,2 Prozent der Züge seien ausgefallen (2017: 0,6 Prozent), die
Quote der Teilausfälle habe 2018 bei 4,2 Prozent gelegen (2017: 3,1
Prozent), heißt es in der Vorlage.

 * 

5. Situation am Rangierbahnhof Halle

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) "Nach Auskunft der Deutschen Bahn AG (DB AG)
erreicht die Zugbildungsanlage (Rangierbahnhof) in Halle derzeit die
volle Leistungsfähigkeit entsprechend der geplanten Spitzenkapazität
von bis zu 120 Wagen pro Stunde noch nicht." Das schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/8569) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/8141). Ursächlich dafür seien sowohl im Rahmen der
Inbetriebnahme sichtbar gewordene prozessuale Probleme, an deren
Abstellung die DB AG arbeite, als auch der Umstand, dass die
infrastrukturellen Voraussetzungen für die Erreichung der vollen
Leistungsfähigkeit der Anlage durch die noch im Bau befindlichen
Maßnahmen des parallelen Projekts "Knoten Halle" im Umfeld der
Zugbildungsanlage noch nicht gegeben seien, heißt es in der Antwort
weiter.

Bauliche oder planerische Mängel mit Auswirkungen auf die
Leistungsfähigkeit der Anlage liegen nach Aussage der Regierung, die
sich auf Auskünfte der DB AG bezieht, nicht vor. Restleistungen, wie
Änderungen an der Bremsprobeanlage in zwei Gleisen, würden bis Ende
2019 abgeschlossen. Hierfür würden keine zusätzlichen Kosten anfallen.

Mit Blick auf den Lärmschutz macht die Regierung deutlich, dass im
Rahmen des Planfeststellungsverfahrens unter der Beachtung und
Einhaltung der gesetzlichen Grundlagen eine schalltechnische
Untersuchung durchgeführt worden sei. "Der Neubau der
Zugbildungsanlage wurde mit Anspruch auf passiven Schallschutz für
betroffene Anwohner planfestgestellt. Die Umsetzung der Maßnahmen
erfolgte konform zum Planfeststellungsbeschluss", heißt es in der
Antwort. Über dieses Maß hinaus seien keine Schallschutzmaßnahmen
vorgesehen, schreibt die Bundesregierung. Aktuelle Maßnahmen an
Schallschutzwänden würden auf der Grundlage der Planfeststellung des
Projektes "Knoten Halle" durchgeführt.

 * 

6. Studien zu Klimaschutz und Energiewende

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) In ihrer Antwort (19/8587) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/8123) listet die
Bundesregierung Studien und deren Kosten auf, die das
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) und
dessen Ressortforschung sowie sonstige nachgeordnete Behörden im
Themenbereich Klimaschutz und Energiewende seit Januar 2017 vergeben
haben. Die Bundesregierung beziehe die in den Studien gewonnenen
Erkenntnisse im Rahmen ihrer Entscheidungsfindung ein, heißt es in der
Antwort. In den Studien ermittelte Ansätze für erfolgversprechende
Technologien würden für die jeweiligen Verkehrsträger und
Anwendungsbereiche möglichst in Pilot- und Demonstrationsvorhaben in
Zusammenarbeit mit der Wissenschaft und Wirtschaft erprobt. Abhängig
von dem Ergebnis könne gegebenenfalls der Markteintritt gefördert
werden, schreibt die Regierung.

 * 
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BUNDESTAG/8216: Heute im Bundestag Nr. 352 - 02.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 352

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 2. April 2019, Redaktionsschluss: 13.11 Uhr

1. AfD nominiert wieder Harder-Kühnel

2. Diskussion zu Genderprojekt

3. AfD fragt nach Fridays for Future-Demos

4. FDP thematisiert P-Hacking

5. Todesfälle durch Dieselabgase



1. AfD nominiert wieder Harder-Kühnel

Bundestagsnachrichten/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion schlägt zum dritten Mal ihre
Abgeordnete Mariana Iris Harder-Kühnel als Bundestagsvizepräsidentin
vor. Das geht aus einem Wahlvorschlag (19/8856) der Fraktion hervor.

Die 44 Jahre alte Juristin stammt aus Hessen und vertritt im Bundestag
den Wahlkreis Main-Kinzig - Wetterau II -Schotten. Sie hatte bei zwei
Wahlgängen im November und Dezember 2018 nicht die erforderliche
Zustimmung erhalten.

Die AfD-Fraktion war zu Beginn der Legislaturperiode bereits mit ihrem
Wahlvorschlag für das Vizepräsidentenamt gescheitert. Der von ihr
nominierte Kandidat Albrecht Glaser erhielt in drei Wahlgängen nicht
die nötige Mehrheit. Seither ist der Posten vakant.

 * 

2. Diskussion zu Genderprojekt

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Die Bundesregierung ist grundsätzlich der
Auffassung, dass Bestrebungen, die sich gegen die Gleichberechtigung
von Frauen und Männern richten, demokratische Werte verletzen. Das
Vorhaben REVERSE leistet einen Beitrag zur empirischen Analyse von
Diskursen zur Liberalisierung der Geschlechterverhältnisse in
Deutschland. Es wird untersucht, welche Aspekte am Wandel der
Geschlechterverhältnisse und staatlicher Gleichstellungspolitiken als
krisenhaft empfunden werden, wie sich Widerstand dagegen formiert und
wie vor diesem Hintergrund der gesellschaftliche Zusammenhalt gestärkt
werden kann. Das führt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/8788)
zur Kleinen Anfrage der AfD (19/8220) aus.

Die AfD hatte berichtet, dass das Projekt, das die Kritik an der
Genderkritik analysiere, von der Bundesregierung mit einer Summe von
knapp einer Million Euro unterstütz wird. Unter dem Titel "Genderism
is junk science! Gender studies as object of academic criticism and
hate speech" seien mittlerweile erste Ergebnisse des Projekts
vorgestellt worden. Aus Sicht der AfD verfolge das Projekt "Reverse"
eine wissenschaftsfeindliche Immunisierungsstrategie: "Es ist der
sichtliche Unwille erkennbar, sich mit der Kritik an der
Genderforschung inhaltlich auseinanderzusetzen", heißt es in der
Kleinen Anfrage der AfD in der die Fraktion auch nach den Überlegungen
fragt, aufgrund derer die Bundesregierung zu dem Entschluss gekommen
ist, das Projekt am Zentrum für Gender Studies und feministische
Zukunftsforschung (ZGS) an der Universität Marburg zu fördern und ob
die Bundesregierung definieren könne, was unter "Feminismus" und
"Anti-Feminismus" zu verstehen sei.

Die Bundesregierung schreibt, dass der Antrag zu REVERSE von der
Universität Marburg auf die Förderbekanntmachung "Zusammenhalt
Vorhaben "KRisE der GeschlechterVERhältnisSE? Anti-Feminismus als
Krisenphänomen mit gesellschaftsspaltendem Potenzial stärken in Zeiten
von Krisen und Umbrüchen" des Bundesministeriums für Bildung und
Forschung (BMBF) eingereicht worden sei und die Bekanntmachung am 30.
Mai 2016 im Bundesanzeiger veröffentlicht worden sein. Ziel sei es,
den Umgang mit gesellschaftlichen Krisen und Umbrüchen sowie deren
Wirkungen auf den gesellschaftlichen Zusammenhalt zu erforschen. Das
Projekt REVERSE sei auf Grundlage eines wissenschaftlichen
Begutachtungs- und Auswahlverfahrens dem BMBF zur Förderung empfohlen.
Die Ergebnisse der Studie basierten auf der in der Beschreibung des
Antrags dargestellten Vorgehensweise und den dort enthaltenen Arbeits-
und Verwertungsplänen.

Die Vorhabenbeschreibung erfülle auch nach Auffassung der externen
Begutachtung die Förderkriterien der Bekanntmachung "Zusammenhalt
stärken in Zeiten von Krisen und Umbrüchen" wie hohe wissenschaftliche
Qualität, Relevanz der Forschungsfrage sowie Stringenz des Projekt-
und Forschungsdesigns. Anträge zum Thema Misandrie seien nicht
eingegangen. Die Bundesregierung werde auch künftig Bekanntmachungen
veröffentlichen, um Forschung im Kontext des gesellschaftlichen
Zusammenhalts zu fördern. Ferner sei der Bundesregierung keine "immer
weiter um sich greifende strukturelle Männerdiskriminierung" bekannt,
wie es die AfD in ihrer Kleinen Anfrage formuliert hatte. Beim Begriff
"Feminismus" handele es sich nicht um einen Rechtsbegriff, für den
eine verbindliche Definition seitens der Bundesregierung erforderlich
wäre. Wissenschaftliche Begriffsdefinitionen würden der Freiheit von
Wissenschaft und Forschung unterliegen. Seitens der Bundesregierung
habe es keine Ausschreibung zum Thema "Anti-Feminismus" gegeben.

Die Bundesregierung betont, dass Vorurteile und Diskriminierungen
generell das Potenzial bergen, den gesellschaftlichen Zusammenhalt zu
bedrohen. Artikel 3 Absatz 2 und 3 des Grundgesetzes bildeten die
Grundlage staatlichen Handelns durch gesetzliche Regelungen und
unterstützende Maßnahmen, um Bevorzugungen oder Benachteiligungen auf
Grund des Geschlechts entgegenzuwirken. Im Übrigen greife das
wissenschaftsbasierte Angebot der Bundeszentrale für politische
Bildung (BpB) aktuelle Debatten und gesellschaftspolitische
Wandlungsprozesse auf. Sowidme sich die BpB auch dem Wandel der
Geschlechterrollen sowie dem Sexismus im breiteren Kontext des
Phänomens "gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit" (GMF).

 * 

3. AfD fragt nach Fridays for Future-Demos

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion thematisiert in einer Kleinen
Anfrage (19/8724) die "Fridays for Future"-Demonstrationen und die
Haltung der Bundesregierung dazu. Die Fraktion will unter anderem
wissen, ob die Bundesregierung die Proteste etwa durch öffentliche
Gelder unterstützt. Zudem will die AfD erfahren, wie viele
Demonstrationen unter dem Motto seit Anfang 2019 in Deutschland
angemeldet wurden.

 * 

4. FDP thematisiert P-Hacking

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion thematisiert im Zusammenhang mit
epidemiologischen Studien zu Folgen von Stickstoffdioxid-Belastung
(NO2) die Phänomene "P-Hacking" und "File Drawer Problem". Von der
Bundesregierung will die Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/8726)
unter anderem wissen, ob sie bei Studien, die seit 1995 vom
Bundesumweltministerium oder vom Umweltbundesamt beauftragt wurden,
ein "Selektions- oder Publikationsbias oder andere methodische Mängel
jeweils ausschließen kann". Zudem wollen die Liberalen wissen,
inwieweit die Bundesregierung plane, "das grundlegende Problem des
P-Hackings im Zuge der Überprüfung der NO2-Grenzwerte auf europäischer
Ebene zu thematisieren".

Beim "P-Hacking" handelt es sich um ein unlauteres Vorgehen, bei dem
Forschungsdaten so manipuliert oder ausgewählt werden, dass die
Resultate statistisch signifikant erscheinen. Das "File Drawer
Problem" hängt damit zusammen und bezieht sich auf die
Publikationspraxis wissenschaftlicher Zeitschriften, nach der Studien
mit statistisch signifikanten Ergebnissen bevorzugt werden.

 * 

5. Todesfälle durch Dieselabgase

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion nimmt in einer Kleinen Anfrage
(19/8727) die "Berechnung möglicher Todesfälle durch Dieselabgase" in
den Blick. Von der Bundesregierung verlangt die Fraktion unter anderem
Auskunft über die Hintergründe einer entsprechenden Studie des
Umweltbundesamtes zur "Quantifizierung von umweltbedingten
Krankheitslasten aufgrund der Stickstoffdioxid-Exposition in
Deutschland". Im Detail thematisieren die Liberalen beispielsweise die
Expositions-Wirkungs-Funktion der Studie.

 * 
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BUNDESTAG/8215: Heute im Bundestag Nr. 351 - 02.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 351

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 2. April 2019, Redaktionsschluss: 09.55 Uhr

1. Qualitätsoffensive Lehrerbildung

2. Qualitätspakt Lehre für Hochschulen

3. Kontrolle des Bunds beim Hochschulpakt

4. Digitalpakt noch nicht unterzeichnet

5. Entwicklung der Hightech-Strategie 2025

6. Linke thematisiert Vertrag von Prüm

7. Reiseroutenbefragung von Asylsuchenden

8. Definition deutscher Volkszugehörigkeit



1. Qualitätsoffensive Lehrerbildung

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Mit der Qualitätsoffensive Lehrerbildung
unterstützen Bund und Länder gemeinsam die Ausbildung von Lehrkräften.
Dafür stellt der Bund bis 2023 bis zu 500 Millionen Euro bereit.
Rechtliche Grundlage für die "Qualitätsoffensive Lehrerbildung" ist
eine 2013 beschlossene Bund-Länder-Vereinbarung über ein gemeinsames
Programm gemäß Artikel 91b des Grundgesetzes. Das führt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/8713) auf die Kleine Anfrage der
FDP (19/8188) aus. Das Programm wurde in zwei Förderphasen konzipiert
(2015 bis 2018/19 und 2019 bis 2023). Das Programm endet am 31.
Dezember 2023. Zuwendungsempfänger sind die Hochschulen.

 * 

2. Qualitätspakt Lehre für Hochschulen

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Rechtliche Grundlage für den Qualitätspakt Lehre ist
eine Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund und Ländern gemäß Artikel
91b des Grundgesetzes. Das Bund-Länder-Programm soll bessere
Studienbedingungen und mehr Qualität in der Lehre schaffen. Das
Programm wurde in zwei Förderphasen konzipiert (2011 bis 2015 und 2016
bis 2020). Es läuft 2020 aus. Das schreibt die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/8712) auf die Kleine Anfrage der FDP (19/8187).
Insgesamt werden dafür zwei Milliarden Euro bereitgestellt.
Zuwendungsempfänger sind die Hochschulen.

Die Förderung im Rahmen des Qualitätspakts Lehre erfolge als
Projektförderung des Bundes auf Ausgabenbasis nach Paragraphen 23, 44
der Bundeshaushaltsordnung (BHO) und Ausführungs- beziehungsweise
Verwaltungsvorschriften in Verbindung mit den Nebenbestimmungen für
Zuwendungen. Die Prüfung erfolge durch einen beliehenen Projektträger.
Im Zuge der Rechts- und Fachaufsicht prüfe das Bundesministerium für
Bildung und Forschung stichprobenartig und auf Plausibilität.

 * 

3. Kontrolle des Bunds beim Hochschulpakt

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Der Bund stellt für den Hochschulpakt insgesamt 20,2
Milliarden Euro zur Verfügung, die Länder 18,3 Milliarden Euro. Der
Bund weist seine Mittel den Ländern zweckgebunden zur eigenen
Bewirtschaftung zu, führt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/8711) auf die Kleine Anfrage der FDP (19/8186) aus. Mit dem neuen
Hochschulpakt 2020 reagieren Bund und Länder auf die anhaltend hohe
Zahl von Studienanfängern. Eingeführt wurde die
Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund und Ländern, um aufgrund der
doppelten Abiturjahrgänge das prognostizierte Studierendenhoch zu
bewältigen. Rechtsgrundlage der Förderung ist laut Bundesregierung der
zwischen Bund und Ländern vereinbarte Artikel 91b Absatz 1 des
Grundgesetzes zur Förderung von Spitzenforschung an Universitäten. Die
Länder berichten jeweils zum 31. Oktober eines Jahres im Rahmen der
Gemeinsamen Wissenschaftskonferenz (GWK) über die Durchführung des
Programms. Das Büro der GWK fasst die Berichte jährlich zu einem
Gesamtbericht zusammen.

 * 

4. Digitalpakt noch nicht unterzeichnet

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Bund und Länder haben einen Digitalpakt Schule
ausgehandelt, um die Schulenbesser mit digitaler Technik auszustatten.
Das Volumen soll 5 Milliarden Euro überfünf Jahre betragen. Der Pakt
ist seit 2016 angekündigt, aber noch nicht unterzeichnet. Das führt
die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/8714) auf die Kleine Anfrage
der FDP (19/8189) aus.

Bund und Länder hätten in der Verwaltungsvereinbarung zum DigitalPakt
Schule detaillierte Verfahrensschritte zur Berichterstattung und dem
Nachweis der Mittelverwendungvereinbart, die nach dem Vorbild des
Kommunalinvestitionsförderungsgesetzesgestaltet sind. Die
Verwaltungsvereinbarung steht noch unter dem Vorbehalt der
Unterzeichnung durch alle Länder und den Bund. Diese könne erst nach
Inkrafttreten der von Bundestag und Bundesrat beschlossenen Änderung
von Artikel 104c des Grundgesetzes erfolgen.

Die in der Verwaltungsvereinbarung zum Digitalpakt vorgesehene
Kontrolle der zweckentsprechenden Verwendung der Bundesmittel folge
den Vorgaben von Artikel 104c Grundgesetz in der Fassung, der der
Bundesrat am 15. März 2019 zugestimmt hat. Vorgesehen sei, dass sich
der Bund regelmäßig von den mit der Bewirtschaftung der Bundesmittel
befassten Stellen über die zweckentsprechende Mittelverwendung
berichten lasse. Bei konkreten Anhaltspunkten für eine nicht
zweckentsprechende Mittelverwendung kann sich der Bund Akten
vorlegenlassen. Das Prüfungsrecht des Bundesrechnungshofs bleibt
unberührt.

 * 

5. Entwicklung der Hightech-Strategie 2025

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Nach Ansicht von Bündnis 90/Die Grünen weist die
Hightech-Strategie 2025 zahlreiche Schwächen auf. Das schreibt die
Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/8762). Die aktuelle Strategie
wurde am 5. September 2018 von der Bundesregierung als Neuauflage
ihrer Hightech-Strategie 2025 (HTS 2025) beschlossen. Damit sollen
nach Ansicht der Regierung Deutschlands Zukunftskompetenzen gestärkt
werden, um das Land "an die Spitze technologischer Entwicklungen zu
stellen" [1].

Zu den größten Versäumnissen dieser Bundesregierung zählen nach
Ansicht der Grünen dabei die fehlende strategische Ausrichtung, das
Vermeiden klarer Zielsetzungen, Defizite bei der Partizipation der
Zivilgesellschaft und zu wenige Impulse für Forschung und Entwicklung
insgesamt. Die Grünen möchten gerne wissen, wie die Bundesregierung
den Prozess zur Entwicklung der neuen HTS 2025 gestaltet und welche
Akteure sich in welcher Form an der Entwicklung beteiligen und ob und
inwiefern die Bundesregierung bei der Erarbeitung der HTS 2025 auf die
Beratungs-und Unterstützungsleistungen von externen Dritten
zurückgegriffen hat.

 * 

6. Linke thematisiert Vertrag von Prüm

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Eine "Weiterentwicklung des Vertrags von Prüm"
thematisiert die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/8730). Wie die Fraktion darin ausführt, regeln im Prümer Vertrag
"die beteiligten Regierungen seit 2005 die grenzüberschreitende
Zusammenarbeit zur Bekämpfung des Terrorismus, der
grenzüberschreitenden Kriminalität und der als illegal eingestuften
Migration". Wissen will sie, welche Staaten dem Vertrag von Prüm nach
Kenntnis der Bundesregierung bislang beigetreten sind und welche
weiteren Regierungen dies angekündigt haben. Auch erkundigt sie sich
unter anderem danach, was der Bundesregierung über "Anstrengungen der
Europäischen Kommission und des Rates zur Weiterentwicklung des Prümer
Vertrags" bekannt ist.

 * 

7. Reiseroutenbefragung von Asylsuchenden

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion will von der Bundesregierung
erfahren, wie viele Asylbewerber das Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge im Jahr 2018 nach der Reiseroute befragt hat. Auch
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/8721) unter anderem
danach, welche Angaben die durch das Bundesamt befragten Asylsuchenden
zu ihrer Einreise im Jahr 2018 gemacht haben.

 * 

8. Definition deutscher Volkszugehörigkeit

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Definition der deutschen Volkszugehörigkeit" lautet
der Titel einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/8723). Darin
erkundigt sich die Fraktion danach, ob die Bundesregierung einen
ethnisch-kulturellen Volksbegriff für verfassungsfeindlich hält. Auch
will sie unter anderem wissen, ob die Bundesregierung die Auffassung
widerspricht, dass "die Zugehörigkeit zu der deutschen Nation im
ethnisch-kulturellen Sinne auch den grundsätzlich maßgeblichen
Anknüpfungspunkt für die Verleihung der deutschen Staatsangehörigkeit
bilden soll".

Anmerkung:

[1] vgl. www.bundesregierung.de/breg-de/themen/forschung/hightech-
strategie

 * 
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BUNDESTAG/8214: Heute im Bundestag Nr. 350 - 01.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 350

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 1. April 2019, Redaktionsschluss: 18.05 Uhr

1. Potenziale der Künstlichen Intelligenz

2. Gründe für die Berufswahl untersucht

3. OECD-Steuerpapier noch ohne Folgen

4. Humanitäre Hilfe für Jemen

5. Agentur für Museumskooperation

6. Beziehungen von Äthiopien und Eritrea

7. Patentierbarkeit biologischen Materials



1. Potenziale der Künstlichen Intelligenz

Künstliche Intelligenz - Gesellschaftliche Verantwortung und
wirtschaftliche Potenziale/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Die Mitglieder der Enquete-Kommission "Künstliche
Intelligenz - Gesellschaftliche Verantwortung und wirtschaftliche,
soziale und ökologische Potenziale" haben am Montagnachmittag ihre
Beratungen mit einem Vortrag zu den Begriffen Vertrauen und Gemeinwohl
sowie einem Fachgespräch unter dem Titel "Künstliche Intelligenz und
Potenziale für Wirtschaft und Gesellschaft" fortgesetzt. Vortrag und
einleitende Statements der Sachverständigen des Fachgespräches fanden
öffentlich statt, die jeweils anschließende Fragerunde war nicht
öffentlich. Ebenfalls unter Ausschluss der Öffentlichkeit tauschten
sich die Kommissionsmitglieder über den Stand der Arbeit in den
Projektgruppen aus.

Joachim Fetzer vom "Deutschen Netzwerk Wirtschaftsethik" umriss in
seinem Impulsvortrag die Komplexitäten der Begriffe Vertrauen und -
weniger umfangreich - Gemeinwohl. Bezogen auf die Diskussion im Umgang
mit KI betonte Fetzer, dass sich Vertrauen nicht erzwingen lasse:
"Vertrauen als gesellschaftliches Leitbild halte ich für fragwürdig."
Der Sachverständige hob die Bedeutung von Lernprozessen hervor und
verwies etwa auf das Lernen des Umgangs mit Tieren als eine Analoge
für den Umfang mit KI.

In dem Fachgespräch diskutierten die Experten unter anderem über
Risikobereitschaft, Hardware-Produktion in Deutschland sowie
KI-Potenziale im gemeinwohlorientierten Sektor.

Hans-Christian Boos (arago GmbH) warb für mehr Risikobereitschaft in
Politik und Wirtschaft, denn KI böte große Chancen. Sie ermögliche
"eine neue Generation der Automation", in der im Gegensatz zur
Automation in der klassischen Industriegesellschaft nicht mehr sowohl
Ziel als auch Lösungsweg beschrieben werden müssten, sondern der
Lösungsweg von den Maschinen gefunden werde. So ließen sich wesentlich
effektiver individuelle Produkte oder Dienstleistungen produzieren,
sagte Boos. Der Sachverständige konstatierte erheblichen
Handlungsbedarf für die deutsche Wirtschaft. Deren Kernbranchen
stünden nämlich "unter Angriff" durch chinesische und US-amerikanische
Plattformunternehmen.

Roy Uhlmann vom "Bundesverband Deutsche Startups" umriss am Beispiel
des autonomen Fahrens die Herausforderungen für die deutsche
Wirtschaft. So werde Hardware wie etwa Sensoren vor allem in China
eingekauft, da die notwendige Hardware nicht in Deutschland produziert
werde. Auch beim Umgang mit Daten zeichneten sich Fehlentwicklungen
ab, sagte Uhlmann. Zudem sei der Aufbau der 5G-Infrastruktur
essentiell. Grundlagenforschung sei zudem bei KI-Technologien gefragt,
um Abhängigkeiten von den Frameworks großer Konzerne zu vermeiden.

Johannes Müller (Netzwerk CorrelAid) warb dafür, auch die Potentiale
des KI-Einsatzes in der Zivilgesellschaft stärker zu berücksichtigen.
Dazu müsse zunächst auch grundsätzlich die Digitalisierung im
gemeinwohlorientierten Bereich und im NGO-Sektor angegangen werden.
Müller stellte zwei zivilgesellschaftliche Beispiele aus dem Bereich
der Rechtsberatung sowie der Dolmetschervermittlung vor, bei denen
durch maschinelles Lernen beziehungsweise Vorhersagemodelle die
zivilgesellschaftliche Arbeit unterstützt werden konnte.

 * 

2. Gründe für die Berufswahl untersucht

Berufliche Bildung in der digitalen Arbeitswelt/Anhörung

Berlin: (hib/LBR) Mit einem neuen Format hat sich die
Enquete-Kommission "Berufliche Bildung in der digitalen Arbeitswelt"
in einer öffentlichen Anhörung beschäftigt. Zur 9. Sitzung der
Kommission waren neben den Bildungswissenschaftlern Marc Calmbach
(SINUS Markt- und Sozialforschung) und Klaus Hurrelmann (Hertie School
of Governance, Berlin) auch zwei ehemalige Auszubildende als externe
Sachverständige geladen, die von Annalisa Schnitzler (Bundesinstitut
für Berufsbildung) zu ihren persönlichen Erfahrungen mit dem
Berufsbildungssystem befragt wurden.

"Die Erfahrungen junger Menschen, insbesondere aus der Generation Y
und Z, sind in der deutschen Bildungsdiskussion oft ein blinder
Fleck", führte der Vorsitzende des Gremiums, Stefan Kaufmann (CDU)
ein. Deshalb wolle man sich in der Kommission nun mit den Erwartungen
und Kriterien der jungen Menschen an den Beruf beschäftigen, um
herauszufinden, welche Rolle Reputation, Gehalt, Work-Life Balance,
Hierarchien, Aufstiegsoptionen und Teamatmosphäre für sie spielen.

"Die Betriebe in unserer Region tun sich schwer, geeignete
Auszubildende zu finden. Deshalb wollten wir mehr über die Gründe der
Auszubildenden bei der Berufswahl wissen, damit die Unternehmen
Argumente finden können und attraktiver werden", sagte Thomas Weise
(Industrie- und Handelskammer Region Stuttgart). Dafür wurden mit der
IHK-Jugendstudie des Sinus-Instituts im Jahr 2014 über 1000
Internetnutzer zwischen 14 und 24 Jahren befragt. "Ein Ergebnis war,
dass die Hälfte der Jugendlichen in Bezug auf die Arbeitswelt einen
Leistungsdruck wahrnimmt und auch Selbstzweifel äußert", berichtete
Studienleiter Marc Calmbach den Kommissionsmitgliedern.

Schulische Zeugnisse würden vor allem im niedrigen Bildungsbereich
oftmals als "eine Signatur des Scheiterns" wahrgenommen. Trotzdem
verfügten viele Jugendliche über einen Bewältigungsoptimismus und die
duale Ausbildung habe über alle Bildungsgruppen hinweg ein sehr gutes
Image, sagte Calmbach. Auffällig sei, dass die weichen Faktoren bei
den befragten Jugendlichen deutlich wichtiger gewesen seien als die
monetären: Der Spaß an der Tätigkeit, die Vereinbarkeit mit dem
Privatleben und das Entsprechen des Berufs mit den eigenen Fähigkeiten
seien die Top-3-Anforderungen, dann erst werde ein hohes Einkommen
genannt. Auf die Unternehmen bezogen komme dem Betriebsklima, den
Karriereaussichten, flachen Hierarchien, sowie abwechslungsreichen
Aufgaben eine hervorgehobene Bedeutung zu.

Als störend empfinden 60 bis 70 Prozent der Studienteilnehmer, wenn am
Arbeitsplatz veraltete Technik zum Einsatz komme, viele Überstunden
und Wochenendarbeit sowie Tätigkeiten abseits des eigenen
Aufgabengebietes geleistet werden müssten. "Gleichzeitig zeigen die
Ergebnisse, dass sehr viele junge Menschen bereit sind, Verantwortung
zu übernehmen und sich weiterzubilden", berichtete Calmbach. Was die
Zugänge zum Berufsbildungssystem angehe, würden unmittelbare Quellen
wie etwa Praktika, persönliche Gespräche aber auch die Homepages der
Unternehmen am höchsten bewertet, wohingehen Informationen über
soziale Netzwerke ganz am Ende rangierten. "Es fehlt weniger an
Informationen im Allgemeinen als an einer zielgruppenspezifischen
Aufbereitung dieser angepasst an die unterschiedlichen Lebenswelten
der Jugendlichen", plädierte der Wissenschaftler.

Der Bildungswissenschaftler Klaus Hurrelmann, bekannt als Autor der
Shell-Jugendstudien, ordnete die Generation der nun auf den
Arbeitsmarkt strömenden jungen Menschen soziologisch ein: "Die
Generation Y, also die zwischen 1985 bis 2000 Geborenen, ist die
fragende Generation, die zwar in Krisenzeiten, aber bereits digital
aufgewachsen ist." Alle Studien zeigten, dass dies die Generation
oftmals pragmatisch und nüchtern mache, sodass flexible
Entscheidungen, eine offene Haltung, aber auch Sondieren und Taktieren
zu den prägenden Eigenschaften gehörten - auch, weil die Ungewissheit
die dominierende Zukunftsperspektive sei. Gleichzeitig dringe nun die
Generation Z, die der nach 2000 Geborenen, auf den Arbeitsmarkt, die
durch den Fachkräftemangel nicht mehr um Jobs zittern müssten und
dadurch auch politischer seien als noch die Generation Y, sagte
Hurrelmann.

"Diese jungen Menschen erleben das Bildungs- und Berufssystem als zwei
auseinanderdriftende Inseln, von denen man nicht weiß, wie es auf der
anderen aussieht", verdeutlichte er. In dieser Situation treiben vor
allem die Eltern die Kinder zu bestmöglichen Abschlüssen. "So dicht
wie heute war die Bindung an die Eltern selten", sagte der
Bildungsforscher. Gleichzeitig habe sich die Situation für Menschen
mit niedrigen oder gar keinem Abschluss verschärft: "Ein Fünftel einer
Generation lässt sich dazu rechnen. Es sind oftmals junge Männer, die
den Anschluss verloren haben", betonte Hurrelmann. Nötig sei für
ebendiese eine genaue Potenzialanalyse. Junge Frauen der Generationen
seien hingegen besonders erfolgreich, sagte er.

Die intuitive digitale Fähigkeit der Jugendlichen würde in den
Schulen, die "gerätefreie Räume" seien, noch zu oft untergraben und
die Kompetenzen somit dem Privaten überlassen. Eine stärkere
Beteiligung von Jugendlichen, Arbeiten in intergenerationalen Gruppen
in Betrieben sowie hybride Strukturen seien nötig, um die Systeme
stärker aneinander zu rücken. "Dass weniger junge Menschen das Abitur
ablegen werden, ist ein Irrglaube. Das Abitur ist der
Standard-Abschluss", sagte Hurrelmann. Dies sei für ihn keine negative
Tendenz. Die berufliche Bildung müsse dabei aber verstärkt in die
Gymnasien dringen, plädierte er.

Dies bestätigten Magdalena Krüger, Auszubildendenvertreterin und
stellvertretende Vorsitzende der Jugend- und Auszubildendenvertretung
von Hilton Hotels München, sowie Matthias Weingärtner, Schüler an
einer beruflichen Oberschule und Absolvent einer Ausbildung zum
Veranstaltungskaufmann. "Für mich war nach dem Abitur das Argument
finanziell unabhängig zu werden ausschlaggebend für die Ausbildung",
sagte Krüger. "Mir hat der Beruf nach dem Realschulabschluss gut
gefallen und die flachen Hierarchien meines Arbeitgebers haben mich
überzeugt", berichtete Weingärtner. Die Eltern hätten beiden Freiräume
bei der Berufsfindung gelassen und sie aktiv bei der Suche
unterstützt. "Meine Freunde haben allerdings alle sehr klar ein
Studium angestrebt und waren weniger begeistert davon, dass ich mich
für die Hotelfachfrau-Ausbildung entschieden habe", sagte Krüger.

Die Inhalte an den Berufsschulen seien oftmals veraltet gewesen,
verdeutlichte Krüger den Kommissionsmitgliedern. Zudem habe sie den
Eindruck, dass sehr betriebsspezifisch ausgebildet würde und weniger
Wert auf ein überbetriebliches Verständnis von Prozessen gelegt würde.
Wenn E-learning eingesetzt werde, fehle es zudem oftmals an einem
pädagogischen Konzept. Weingärtner plädierte zudem Instrumente zu
stärken, die Jugendlichen mehr Hinweise auf ihre Stärken und
Kompetenzen geben und individueller gestaltet seien als ein Zeugnis.

In ihren Nachfragen konzentrierten sich die Fraktionen auf mögliche
Lehren für das Berufsbildungssystem. Die CDU/CSU-Fraktion wollte
wissen, wie die Eltern als Zielgruppe besser eingebunden werden
könnten in den Berufsfindungsprozess. Die AfD-Fraktion fragte, wie
Haupt- und Realschulen stärker gefördert werden könnten. Ein
Abgeordneter der FDP-Fraktion interessierte sich für Unterschiede in
der Mobilität zwischen Studenten und Auszubildenden. Eine Abgeordnete
der Fraktion Die Linke fragte danach, wie "abgehängte Jugendliche"
neugierig auf das Berufsbildungssystem gemacht werden könnten. Bündnis
90/Die Grünen interessierte sich dafür, wie aus Sicht der
Wissenschaftler die Gleichwertigkeit der beruflichen und akademischen
Bildung in die Realität übersetzt werden könne. Die SPD-Fraktion
fragte nach Instrumenten für Unternehmen, die Zeitsouveränität stärker
in die Hände junger Menschen zu legen.

 * 

3. OECD-Steuerpapier noch ohne Folgen

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung setzt sich mit Nachdruck dafür
ein, dass auf OECD-Ebene bis 2020 ein internationaler Konsens für eine
dem digitalen Zeitalter angemessene und gerechte Besteuerung gefunden
und von den Staaten umgesetzt wird. Eine OECD Mitteilung vom 29.
Januar 2019 und eine Policy Note der OECD von 23. Januar 2019 würden
die bisher diskutierten Positionen überblicksartig zusammenfassen,
heißt es in der Antwort der Bundesregierung (19/8790) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/8244), die sich nach einer Verständigung
über eine Besteuerung sogenannter Big Techs wie Google und Apple
erkundigt hatte. Für das deutsche Steuerrecht würden sich aus diesen
Dokumenten noch keine unmittelbaren Folgen ergeben.
Maßnahmenvorschläge würden in einem nächsten Schritt erarbeitet, heißt
es in der Antwort weiter.

 * 

4. Humanitäre Hilfe für Jemen

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung hat auf der internationalen
Geberkonferenz Ende Februar 2019 in Genf im Rahmen des humanitären
Hilfsplans der Vereinten Nationen für Jemen für das laufende Jahr
humanitäre Hilfe im Gesamtvolumen von 100 Millionen Euro angekündigt.
Wie aus der Antwort (19/8703) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/7935) hervorgeht, plane die Bundesregierung
zudem Stabilisierungsmaßnahmen im Jemen in Höhe von 8,7 Millionen
Euro, davon 3,7 Millionen Euro zur Unterstützung der Arbeit des
VN-Sondergesandten für Jemen. Für Maßnahmen der
Entwicklungszusammenarbeit seien für 2019 derzeit Neuzusagen in Höhe
von 107 Millionen Euro geplant.

 * 

5. Agentur für Museumskooperation

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung will mit der Schaffung einer
Agentur für Internationale Museumszusammenarbeit (AIM) deutsche Museen
"in ihrer Exzellenz, Vielfalt und Innovationskraft international
sichtbarer" machen und andere Länder, insbesondere in Afrika, beim
Aufbau einer eigenständigen Museumsarbeit unterstützen. Das geht aus
der Antwort (19/8706) auf eine Kleine Anfrage (19/8146) der
FDP-Fraktion hervor. Angestrebt werde eine Organisation, die als
Schnittstelle zwischen internationalen Anfragen bei Konzeption und Bau
von Museen und dem in Deutschland vorhandenen Wissen und Möglichkeiten
wirken soll. Unterstützt werden sollen demnach Museen bei bedeutenden
internationalen Ausstellungsvorhaben sowie bei der Konzeption und
Finanzierung von Museumsbauten mit einem besonderen Fokus auf
Kooperationsprojekten in Afrika.

 * 

6. Beziehungen von Äthiopien und Eritrea

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Für die aktuelle politische Situation und die
Menschenrechtslage in Eritrea interessiert sich die Fraktion Die Linke
in einer Kleinen Anfrage (19/8675). Die Abgeordneten erkundigen sich
unter anderem danach, welche Schlussfolgerungen die Bundesregierung
aus dem Abschluss der Friedensvereinbarung und des
Freundschaftsvertrages zwischen Eritrea und Äthiopien zieht und ob sie
eine Lockerung des Waffenembargos gegenüber Eritrea in Erwägung zieht.

 * 

7. Patentierbarkeit biologischen Materials

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/mwo) Wie die Bundesregierung die Patentierbarkeit von
Lebewesen und organischem Material beurteilt, will die FDP-Fraktion
wissen. In einer Kleinen Anfrage (19/8758), fragen die Abgeordneten,
worin für die Regierung die Vor- und Nachteile bestehen und inwiefern
sie ethische Grenzen bei der Patentierbarkeit von organischem
Material, insbesondere bei Tieren, sieht. Die Fragesteller verweisen
auf einschlägige Entscheidungen des Europäischen Patentamtes (EPA),
die ihrer Meinung nach einige Fragen offen lassen und für
Rechtsunsicherheit sorgen. So habe die Beschwerdekammer des EPA die
2017 erweiterten und beschlossenen Regelung zu Patentierungsverboten
am 5. Dezember 2018 außer Kraft gesetzt. Unabhängig von der Rechtslage
stelle sich die Frage, wie die Patentierbarkeit von Pflanzen und
Tieren mit unternehmerischen, aber auch ethischen Gesichtspunkten,
vereinbar bleibt.

 * 
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Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 1. April 2019, Redaktionsschluss: 17.06 Uhr

1. Versicherung von Beamten in der GKV

2. Regierungentwurf für Zensusgesetz 2021

3. Entfristung des Integrationsgesetzes

4. Grüne für Neustart beim Verfassungsschutz

5. Asylstatistik für das Jahr 2018



1. Versicherung von Beamten in der GKV

Inneres und Heimat/Anhörung

Berlin: (hib/HAU) Das Ansinnen der Fraktion Die Linke, Beamten den Weg
in die Gesetzliche Krankenversicherung (GKV) zu erleichtern, stößt bei
Experten auf Ablehnung ebenso wie auf Zuspruch. Das wurde während
einer öffentlichen Anhörung des Innenausschusses am Montag deutlich.
Laut dem von der Linksfraktion vorgelegten Antrag (19/1827) soll in
der Bundesbeihilfeverordnung (BBhV) vorgesehen werden, dass anstatt
eines Beihilfeanspruchs nur für die Private Krankenversicherung (PKV)
auch eine dem Arbeitgeberbeitrag analoge Zahlung an die Krankenkasse
von gesetzlich kranken- und pflegeversicherten Beamtinnen und Beamten
und vergleichbaren Beschäftigen auf deren Wunsch erfolgen kann.

Zwar könnten Beamte zu Beginn ihrer Laufbahn frei zwischen PKV und GKV
entscheiden, schreibt die Linksfraktion in der Begründung zu ihrem
Antrag. Tatsächlich seien sie aber "faktisch gezwungen, die PKV zu
wählen, da ihnen sonst unverhältnismäßige finanzielle Nachteile"
erwüchsen. Hintergrund dessen sei, dass die den Beamten zustehenden
Beihilfeansprüche nicht für Beiträge an die GKV geltend gemacht werden
könnten. Sind sie in der GKV, müssten sie den vollen Beitragssatz
allein tragen.

Da ein nicht geringer Teil der Beamten Mitglied in der GKV sei, obwohl
die Beamten die Beiträge selbst tragen müssten und die Beihilfe kaum
noch beanspruchen könnten, ist aus Sicht von Professor Karl-Jürgen
Bieback von der Universität Hamburg eine Öffnung der GKV für Beamte
notwendig. Diese könne der Dienstherr über ein Modell selbst regeln,
das gegenwärtig in Hamburg (Hamburger Modell) umgesetzt werde. Bei
allen anderen Modellen gehe das nur in Kooperation von Bund und
Ländern. Die Öffnung würde unter dem Aspekt der Fürsorgepflicht des
Dienstherrn die Vorsorge der Beamten gegen Krankheit verbessern.
Sozialrechtlich sollte sichergestellt werden, dass die Beamten dann
Pflichtmitglieder der GKV sind, sagte Bieback.

Aus Sicht von Stefan Etgeton von der Bertelsmann-Stiftung wäre mit der
Neuregelung mehr Wahlfreiheit und Selbstbestimmung in der
Krankenversicherung verbunden. Auch würde ein weiterer Anreiz
geschaffen, in den Staatsdienst einzutreten. "Das ist wichtig beim
Kampf um die klugen Köpfen", sagte Etgeton. Was die Folgen eine
Neujustierung für die öffentlichen Haushalte angeht, so seien zwar
kurzfristig Mehrkosten zu erwarten. Mittelfristig würde sich dies aber
im Saldo positiv auswirken, sagte er. Bei einer entsprechenden
Regelung sollte der Gesetzgeber sich am Hamburger Modell orientieren,
laut dem Landesbedienstete mit Beamtenstatus einen hälftigen Zuschuss
zu dem Versicherungskosten auch im Falle einer Mitgliedschaft bei der
GKV in Anspruch nehmen können. Dieses Modell habe bereits in anderen
Bundesländern Schule macht, sagte Etgeton. Eine gleichgerichtete
beamtenrechtliche Entwicklung in dieser Sache sei zu begrüßen, um die
Mobilität der Bediensteten zu erleichtern.

Die Effekte einer solchen Reform wären nach Auffassung von Professor
Christian Hagist von der WHU - Otto Beisheim School of Management eher
gering. Für die GKV seien diese laut des durchgeführten
Simulationsmodells negativ, da neue Anreize für Gruppen mit niedrigem
Einkommen, hoher Morbidität und mitversicherten Familienmitgliedern
geschaffen würden, sich gesetzlich zu versichern. Dagegen würden sich
Haushalte mit hohem Einkommen und Kinderlose weiterhin überwiegend in
der PKV besserstellen, sagte er. Die Beihilfekosten des Staates und
die Beiträge bei der PKV würden vermutlich sinken, so Hagist.

Auf deutliche Ablehnung traf das Vorhaben der Linksfraktion bei
Friedhelm Schäfer vom DBB Beamtenbund und Tarifunion. Die Idee der
pauschalen Beihilfe sollte seiner Meinung nach weder im Bund noch in
den Ländern weiterverfolgt werden, "weil dies zu Rechtsunsicherheiten,
zu Irritationen und zu einem höheren Mittelbedarf führt, statt zu
Berufsattraktivität und Gerechtigkeit". Das Ziel, für wenige
Einzelfälle positive Auswirkungen zu realisieren statt die Mittel für
Verbesserungen für alle Beamten und Versorgungsempfänger zu verwenden,
dürfe nicht durch eine Maßnahme vorangetrieben werden, die
letztendlich große Probleme für alle provoziere und geeignet sei, eine
schleichende Erosion etablierter Systeme - nämlich der Beihilfe, der
freien Heilfürsorge und letztendlich des Berufsbeamtentums -
einzuleiten, warnte Schäfer.

Olaf Schwede vom Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB) bewertete das
anders. Es sei richtig, die bestehende Benachteiligung von Beamten,
die sich schon bisher freiwillig in der GKV versichert haben, zu
beenden, sagte er. Die Gewährung einer pauschalen Beihilfe sei ein
Beitrag zur Gleichbehandlung. Nötig sei aber eine gesetzliche Regelung
statt wie geplant, eine Regelung im Rahmen der
Bundesbeihilfeverordnung. Schwede machte zugleich deutlich, dass auch
bei einer bundesweiten Einführung des "Hamburger Modells" keine
Belastung für die GKV zu erwarten sei. Im Vergleich zu normalen
Versicherten seien schließlich auch Beamte in niedrigen
Besoldungsgruppen potentiell gute Beitragszahler. So bestehe
beispielsweise kein Risiko von Beitragsausfällen. Selbst bei längeren
Erkrankungen würden weiter Beiträge gezahlt, da die Beamten weiterhin
Besoldung erhielten, sagte der DGB-Vertreter.

Mit Verweis auf die Ablehnung der Initiative durch den Beamtenbund
sagte Professor Gregor Thüsing von der Universität Bonn: "Wir haben
hier eine Regelung, die keiner fordert und die keiner haben muss." Es
fehle also an "guten Gründen", dieses verfassungsrechtlich zumindest
umstrittene Vorhaben umzusetzen. Um Beamte mit geringen Einkommen und
Familien finanziell zu entlasten seien andere Wege möglich, wie etwa
die Anhebung der unteren Vergütungsgruppen sowie die Erhöhung der
Familienzuschläge, die es im Beamtentum gebe. Für das Projekt
Bürgerversicherung sollte man die Beamtenschaft jedoch nicht
vereinnahmen, sagte Thüsing.

 * 

2. Regierungentwurf für Zensusgesetz 2021

Inneres und Heimat/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung hat den "Entwurf eines Gesetzes
zur Durchführung des Zensus im Jahr 2021" (19/8693) vorgelegt, der am
Donnerstag erstmals auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums steht.
Wie die Regierung in der Vorlage ausführt, ist Deutschland
"unionsrechtlich verpflichtet, im Jahr 2021 eine Volkszählung (Zensus)
durchzuführen". Dabei seien neben den Einwohnerzahlen auch eine Reihe
von soziodemografischen Basisdaten zur Bevölkerung, ihrer
Erwerbstätigkeit und ihrer Wohnsituation statistisch zu erfassen und
darzustellen. Diese Daten seien auch aus nationaler Sicht eine
"unabdingbare Planungsgrundlage für die Erfüllung staatlicher
Aufgaben".

Mit dem Gesetzentwurf soll die Rechtsgrundlage für die Durchführung
des Zensus 2021 geschaffen werden. Er knüpft laut Bundesregierung "an
die bewährten Elemente des letzten Zensus im Jahre 2011 an und sieht
dort, wo notwendig, methodische und organisatorische Fortentwicklungen
vor". Den Angaben zufolge umfasst der Zensus 2021 eine
Bevölkerungszählung, eine Gebäude- und Wohnungszählung, eine
Haushaltebefragung auf Stichprobenbasis und Erhebungen an Anschriften
mit Sonderbereichen.

Wie der Zensus 2011 ist auch der Zensus 2021 laut Vorlage als
registergestützte Erhebung konzipiert. "Dabei werden in erster Linie
bereits vorhandene Verwaltungsdaten genutzt und nur dann ergänzende
Erhebungen durchgeführt, wenn Verwaltungsdaten für bestimmte Merkmale
nicht vorhanden oder aus statistischer Sicht nicht für die Auswertung
geeignet sind", schreibt die Bundesregierung weiter. Neben
Übermittlungen behördlicher Daten, insbesondere Melderegisterdaten und
bestimmter Datensätze oberster Bundesbehörden, seien auch "ergänzende
primärstatistische Befragungen der Bevölkerung vorgesehen".

 * 

3. Entfristung des Integrationsgesetzes

Inneres und Heimat/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/STO) Die mit dem Integrationsgesetz vom Juli 2016
eingeführte Wohnsitzregelung für international Schutzberechtigte, die
am 6. August dieses Jahres außer Kraft tritt, soll nach dem Willen der
Bundesregierung entfristet werden. Zugleich soll diese Regelung, der
zufolge schutzberechtigte Ausländer verpflichtet sind, ihren Wohnsitz
drei Jahre lang in einem bestimmten Land und gegebenenfalls an einem
bestimmten Ort zu nehmen, "den Erfahrungen der bisherigen Praxis
entsprechend weiterentwickelt" werden, wie aus einem Gesetzentwurf der
Bundesregierung (19/8692) hervorgeht. Danach würde ohne eine
Verlängerung dieser Regelung "ein wichtiges integrationspolitisches
Instrument für die Betroffenen und die zu diesem Zweck erforderliche
Planbarkeit der Integrationsangebote von Ländern und Kommunen
entfallen".

Zu den Änderungen zählt laut Bundesinnenministerium unter anderem eine
"Fortgeltung der Wohnsitzregelung nach einem Umzug, wenn der
Umzugsgrund kurzfristig wieder entfällt", weil etwa
Arbeitsverhältnisse innerhalb von drei Monaten wieder aufgelöst
werden. Ebenfalls entfristet werden soll den Angaben zufolge "die mit
dem Integrationsgesetz eingeführte Haftungsbeschränkung des
Verpflichtungsgebers für den Lebensunterhalt eines Ausländers auf drei
statt fünf Jahre für vor dem 6. August 2016 abgegebene
Verpflichtungserklärungen". Durch die Entfristung solle sichergestellt
werden, dass die beabsichtigte Schutzwirkung für den
Verpflichtungsgeber nicht entfällt.

 * 

4. Grüne für Neustart beim Verfassungsschutz

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen dringt auf einen
"Neustart des Verfassungsschutzes des Bundes". Dies geht aus einem
Antrag (19/8700) hervor, der am Freitag erstmals auf der Tagesordnung
des Bundestagsplenums steht. Danach soll der Schutz der Verfassung im
Bund "strukturell wie inhaltlich neu organisiert werden". Im
Geschäftsbereich des Bundesinnenministeriums sollen dazu nach dem
Willen der Fraktion ein unabhängiges "Institut zum Schutz der
Verfassung (ISV)" sowie ein " Bundesamt für Gefahrenerkennung und
Spionageabwehr (BfGS)" geschaffen werden.

Das neue Institut soll laut Vorlage nur öffentliche Quellen
analysieren und dabei zuständig sein für die laufende
wissenschaftliche Beobachtung und Erforschung von Strukturen und
Zusammenhänge demokratie- und menschenfeindlicher Bestrebungen, die
gegen den Rechtsstaat und die verfassungsmäßige Ordnung gerichtet
sind. Alle Bestrebungen, die sich gegen die Grund- und Menschenrechte,
die nicht veränderbaren Grundsätze der Verfassung oder das friedliche
Zusammenleben der Völker richten, sollen dem Antrag zufolge laufend
erforscht und transparent gemacht werden. Das Institut erfülle damit
einen Teil der Aufgaben, denen das Bundesamt für Verfassungsschutz
(BfV ) bisher nicht in vollem Umfang gerecht geworden sei, heißt es in
der Vorlage weiter.

Ferner sieht der Antrag vor, neben dem ISV ein "strukturell völlig
neues Bundesamt für Gefahrenerkennung und Spionageabwehr" aufzubauen,
"das mit rechtsstaatskonformen nachrichtendienstlichen Mitteln klar
abgegrenzt von polizeilichen Aufgaben arbeitet". Es soll nach dem
Willen der Fraktion Informationen über Bestrebungen im Vorfeld
konkreter Gefahren sammeln, "die sich gegen die Grund- und
Menschenrechte, die nicht veränderbaren Grundsätze der Verfassung oder
das friedliche Zusammenleben der Völker richten" und sich zu diesem
Zweck "auf die Anwendung von Gewalt und den Aufbau von auf Gewalt
ausgerichteter Handlungsstrukturen vorbereiten oder fortgesetzt solche
gewalttätigen Akteure unterstützen oder Kontakt zu diesen suchen".
Außerdem solle das BfGS als Schnittstelle zu ausländischen
Nachrichtendiensten fungieren.

In der Vorlage schreiben die Abgeordneten, dass das BfV, seine
Befugnisse, aber auch seine Struktur "zu Recht regelmäßig in der
Kritik" stünden. Die "seit Jahren erkennbaren Missstände bezüglich
Strukturen, Arbeitsweisen, Personal und Kontrollierbarkeit des BfV"
erforderten eine umfassende Antwort. Um die "rechtsstaatliche
Gewährleistung der Sicherheit wieder in Einklang mit individuellen
Freiheitsrechten zu bringen", brauche es eine strukturelle
Neuorganisation des Verfassungsschutzes in Deutschland. Leitbild müsse
dabei sein, "dass in einem Rechtsstaat das Handeln der
Nachrichtendienste sowohl kontrollierbar als auch nachvollziehbar sein
muss".

 * 

5. Asylstatistik für das Jahr 2018

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Im vergangenen Jahr sind in Deutschland 2.841
Menschen als asylberechtigt anerkannt worden, während 38.527
Flüchtlingsschutz und 25.055 subsidiären Schutz erhielten. Ein
Abschiebungsverbot gemäß Paragraph 60 V/VII des Aufenthaltsgesetzes
wurde in 9.548 Fällen festgestellt, wie aus der Antwort der
Bundesregierung (19/8701) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/7338) weiter hervorgeht.

Die Gesamtschutzquote lag den Angaben zufolge bei 35,0 Prozent.
Hauptherkunftsländer waren laut Vorlage Syrien mit insgesamt 35.930
Fällen vor Afghanistan mit 6.981 und dem Irak mit 6.469.

 * 
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BUNDESTAG/8212: Heute im Bundestag Nr. 348 - 01.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 348

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 1. April 2019, Redaktionsschluss: 16.07 Uhr

1. Kritik am Aufwand bei der Stromsteuer

2. Großspenden an Grüne, SSW und CSU

3. Kooperation mit China im Stromsektor

4. Afrikabeauftragter Nooke in der Kritik

5. ALG-I-Bezug von Grenzgängern

6. AfD fragt nach Erwerbsminderungsrente

7. AfD fragt nach Rentenstatistik



1. Kritik am Aufwand bei der Stromsteuer

Finanzen/Anhörung

Berlin: (hib/HLE) Der hohe administrative Aufwand bei der Stromsteuer
ist in einer öffentlichen Anhörung des Finanzausschusses am Montag auf
Kritik gestoßen. Der zu treibende Aufwand und im schlimmsten Fall zu
befürchtende Sanktionen würden häufig in keinem Verhältnis zu der
eigentlichen Steuerlast stehen, erklärte Rechtsanwältin Bettina Hennig
(Kanzlei von Bredow Valentin Herz) in ihrer Stellungnahme. "Eine
typische stromsteuerrechtliche Beratungssituation ist vielmehr die,
dass ein normunterworfenes Unternehmen oder ein normunterworfener
Bürger versucht, seinen stromsteuerrechtlichen Pflichten gerecht zu
werden, aber weder er noch das zuständige Hauptzollamt genau wissen,
wie das im konkreten Einzelfall genau gehen soll beziehungsweise für
welche Strommengen genau die Steuer überhaupt in welcher Höhe
anfällt", so die Anwältin. Bisherige Gesetzesänderungen, die für
Vereinfachungen und Erleichterungen hätten sorgen sollen, hätten in
der Praxis entgegen ihrem eigentlichen Ziel zu einem enormen
zusätzlichen Aufwand, häufig zu nicht sachgerechten Ergebnissen und
großer Verunsicherung geführt.

Grundlage der Anhörung war der von der Bundesregierung eingebrachte
Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung von Stromsteuerbefreiungen
sowie zur Änderung energiesteuerrechtlicher Vorschriften (19/8037).
Damit soll das Gesetz an EU-Beihilfevorschriften angepasst werden.
Außerdem ging es um den Antrag der FDP-Fraktion (19/8268) "Stromsteuer
senken - Bürger entlasten". Die Stromsteuer soll nach Vorstellungen
der FDP-Fraktion ab 2021 auf das europäische Mindestmaß abgesenkt
werden. Die Finanzierung könne durch steigende Einnahmen aus dem
Emissionshandel, insbesondere aufgrund einer Ausweitung des Handels
auf die Sektoren Verkehr und Wärme, erfolgen. Nach Angaben der
FDP-Fraktion ist Strom für private Haushalte in knapp 20 Jahren um 70
Prozent teurer geworden.

Rechtsanwältin Hennig erklärte, der neue Gesetzentwurf der
Bundesregierung enthalte an vielen Stellen begrüßenswerte
Klarstellungen, sei aber nicht ausreichend, um die sich derzeit
stellenden Rechtsfragen und Unsicherheiten im Stromsteuerrecht zu
beseitigen. Der Verband kommunaler Unternehmen (VKU) vertrat die
Ansicht, das Ziel, die Regelungen beihilferechtskonform
auszugestalten, werde erreicht.

Der Bundesverband der Energie und Wasserwirtschaft (BDEW) begrüßte im
Grundsatz den Gesetzentwurf der Bundesregierung, da er für viele
Unternehmen die notwendige Rechtssicherheit herstelle, insbesondere
für die Klärschlammverbrennung. Zum FDP-Antrag erklärte der BDEW, die
Stromsteuer sollte im Rahmen einer generellen Überarbeitung der
Steuer-, Abgaben- und Umlagensystematik weitestgehend abgesenkt
werden, da die ursprünglich intendierte ökologische Lenkungswirkung
nicht mehr eindeutig gegeben sei.

Der Bundesverband Erneuerbare Energien (BEE) kritisierte in seiner
Stellungnahme die geplante Abschaffung der Stromsteuerbefreiung für
sogenannte Grünstromnetze. Mit einer weitreichenden Auslegung der
Stromsteuerbefreiungen könnten insbesondere im Großanlagenbereich
Anreize für neue Vermarktungsoptionen geschaffen werden, die einer
schnelleren Marktintegration der erneuerbaren Energien zuträglich
seien. Grünstromnetze seien gerade durch die Stromsteuerbefreiung ein
hervorragendes Instrument bei der Frage des Weiterbetriebs von
EEG-Anlagen. Ab 2020 würden jährlich mehrere tausend
Windenergieanlagen aus der EEG-Förderung fallen, erinnerte die
Organisation.

Für Agora Energiewende bedeutet der Entwurf ein Herumdoktern an einem
System, das überholt sei. Strom sei der teuerste Energieträger, werde
aber für die Verkehrswende gebraucht. An diese Unwucht im System müsse
man heran.

 * 

2. Großspenden an Grüne, SSW und CSU

Bundestagsnachrichten/Unterrichtung

Berlin: (hib/PK) Die Grünen, der Südschleswigsche Wählerverband (SSW)
und die CSU haben im Januar und März 2019 Großspenden in Höhe von
jeweils mehr als 50.000 Euro erhalten. Das geht aus einer
Unterrichtung (19/8808) des Bundestagspräsidenten hervor.

Die Grünen erhielten von zwei Privatpersonen Spenden in Höhe von
120.000 Euro beziehungsweise 65.000 Euro. Der SSW verbuchte eine
Spende in Höhe von rund 123.000 Euro des Kulturministeriums in
Kopenhagen. Der SSW ist die Partei der dänischen Minderheit in
Schleswig-Holstein.

Die CSU profitierte im März von der Spende einer Privatperson in Höhe
von 95.000 Euro.

Gemäß Parteiengesetz sind Spenden von mehr als 50.000 Euro dem
Bundestagspräsidenten unverzüglich anzuzeigen und von diesem zeitnah
zu veröffentlichen.

 * 

3. Kooperation mit China im Stromsektor

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die Deutsch-Chinesische Entwicklungszusammenarbeit
im Stromsektor interessiert die FDP-Fraktion im Rahmen einer Kleinen
Anfrage (19/8668). So erkundigen sich die Abgeordneten, inwiefern sich
diese Kooperation seit 2017 hinsichtlich der Umsetzung von
klimafreundlichen Strategien verstärkt hat und welche konkreten
Projekte das Deutsch-Chinesische Zentrum für nachhaltige Entwicklung
in diesem Bereich verfolgt.

 * 

4. Afrikabeauftragter Nooke in der Kritik

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Umstrittene Äußerungen des Afrikabeauftragten der
Bundesregierung Günter Nooke über die Auswirkungen des Kolonialismus
auf Afrika sowie ein darauffolgendes Gespräch mit dem Fachverband
Afrikanistik e. V. am 13. Februar 2019 zum Thema sind Gegenstand einer
Kleinen Anfrage (19/8676) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Unter
anderem wollen die Abgeordneten von der Bundesregierung wissen,
inwiefern sie durch die Äußerungen Nookes "historische Wahrheiten
verkehrt und letztlich die kritische Aufarbeitung der deutschen
Kolonialgeschichte gefährdet" sieht.

 * 

5. ALG-I-Bezug von Grenzgängern

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/8722)
zum Arbeitslosengeld-I-Bezug von "Grenzgängern" gestellt, also
Menschen, die in einem EU-Mitgliedsland wohnen und in einem
Nachbarland arbeiten. Die Bundesregierung soll unter anderem
beantworten, wie viele Menschen dies seit 2010 betraf und wie hoch die
Gesamtsumme der ausgezahlten ALG-I-Leistungen war.

 * 

6. AfD fragt nach Erwerbsminderungsrente

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/8747)
zu Details der Erwerbsminderungsrente gestellt. Sie fragt die
Bundesregierung unter anderem nach der Zahl der Neuzugänge,
Erledigungen und Widersprüche von 2014 bis 2018 und nach Details der
Widerspruchsverfahren.

 * 

7. AfD fragt nach Rentenstatistik

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/8725)
zur Rentenstatistik gestellt. Darin fragt sie die Bundesregierung
unter anderem, wie hoch in den Jahren 2014 bis 2018 die
Median-Zahlbeträge der Versichertenrenten insgesamt und differenziert
nach Rentenarten waren.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1840: Regierungspressekonferenz vom 1. April 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Montag, 1. April 2019

Regierungspressekonferenz vom 1. April 2019

Themen: Reise des Bundesinnenministers zur G7-Innenministerkonferenz
in Paris, Verletzung der EU-Nitratrichtlinie durch Deutschland, Ausbau der
Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge, Beschluss der Berliner SPD zum
Verbot von Bundeswehr-Werbung an Schulen, erster Wahlgang der
Präsidentschaftswahlen in der Ukraine, Schreiben des Bundesinnenministers
an den Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages mit Äußerungen zur
Deutschen Einheit, Teilnahme Großbritanniens an der Europawahl 2019,
humanitäre Hilfe in Venezuela


Sprecher: SRS'in Fietz, Grünewälder (BMI), Haufe (BMU), Bürgelt
(BMEL), Buser (BMVI), Kalwey (BMF), Steffen (BMJV), Fähnrich (BMVg),
Adebahr (AA)



Vorsitzender Detjen eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRSin Fietz
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Grünewälder: Der Bundesinnenminister wird am Donnerstag, den 4. April, an
der G7-Innenministerkonferenz in Paris teilnehmen. Auf der Tagesordnung
stehen innen- und sicherheitspolitische Themen.

Frage: Ich hätte eine Frage an das Umweltministerium und an das
Agrarministerium. Es sollte ja eigentlich - heute haben wir den 1. April -
gestern eine Stellungnahme mit weiteren Vorschlägen zur Verschärfung des
Düngerechtes an die EU geschickt werden. Ich wollte fragen, ob es darüber
eine Verständigung innerhalb der Bundesregierung gibt, ob ein Brief nach
Brüssel geschickt wurde und, wenn ja, wie der aussieht.

Haufe: Ich kann sagen, dass noch daran gearbeitet wird, eine Verständigung
zu erzielen. Wir hoffen, dass wir der EU-Kommission so bald wie möglich
berichten können, damit wir dieses Verfahren hinsichtlich der Verletzung
der EU-Nitratrichtlinie, das jetzt seit 2014 läuft, abschließen können und
möglichst so abschließen können, dass es eben keine Strafzahlungen für
Deutschland gibt.

Weil ja auch in den letzten Tagen immer wieder Stimmen laut geworden sind,
wonach eine weitere Verschärfung und Veränderung des Düngerechts als
problematisch angesehen wird, würde ich gerne noch einmal für das
Bundesumweltministerium unterstreichen, dass es hierbei nicht nur um Kosten
für eine Branche geht. Es geht hier um Kosten für die gesamte Gesellschaft.
Um ein Beispiel zu nennen: In manchen Regionen gibt es heute höhere
Nitratbelastungen, weil es eben sehr hohe Tierbestände gibt, sodass das
Trinkwasser bereits aufwändig aufbereitet werden muss. Wir schaffen mit der
Einhaltung der Nitratrichtlinie wieder eine Situation, mit der wir den
guten ökologischen Zustand unserer Landschaften erhalten. Wir garantieren,
dass die Trinkwasserversorgung in Deutschland gut und auch kostengünstig
bleiben kann, und wir sorgen dafür, dass eine der wichtigsten Ressourcen,
die wir dafür haben, nämlich das Grundwasser, auch entsprechend in einem
guten Zustand ist.

Deswegen ist es im Interesse der Bundesregierung für die Allgemeinheit,
hier zu einer guten Lösung zu kommen und vor allen Dingen auch nicht in die
Situation zu kommen, dass wir hier noch einmal von der EU-Kommission
gefragt werden, ob wir die Bestimmungen dieser Verordnung erfüllen.

Bürgelt: Ich kann mich dem federführenden Bundesumweltministerium
grundsätzlich nur anschließen. Am Wochenende wurde intensiv
weiterverhandelt, sodass wir hoffen, dass die wenigen Detailfragen, die
noch offen sind, in Kürze geklärt werden können.

Grundsätzlich hat sich Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner auch
am Wochenende zum Thema des Grundwasserschutzes geäußert.
"Grundwasserschutz geht uns alle an", so betonte sie, "und
Grundwasserschutz geht nur mit, nicht gegen die Bauernfamilien." Das ist
auch klar. Die Ministerin betonte: "Weitergehende Maßnahmen stehen nun an,
die sicherstellen sollen, dass Dünger bei den Pflanzen ankommt, sie
ernährt, aber nicht ins Grundwasser gelangt." So viel zur gemeinsamen
Zielrichtung. Wie gesagt: Wir hoffen, dass wir bald die konkreten
Ergebnisse nach Brüssel melden können.

Zusatzfrage: Können Sie sagen, in welchem Punkt ein Dissens besteht? Gibt
es dafür ein Beispiel? Gibt es einen zentralen Knackpunkt?

Ist es zum anderen unproblematisch, dass die Bitte hinsichtlich der Frist
bis Ende März juristisch nicht eingehalten werden konnte?

Bürgelt: Juristisch ist das keine rechtsverbindliche Frist gewesen, aber
natürlich müssen wir melden; das ist klar. Wie gesagt: Wir sind weiter in
intensiven Gesprächen. Das wird die nächsten Tage weitergehen und ist am
Wochenende schon erfolgt, sodass wir baldmöglichst werden melden können.

Haufe: Die Europäische Kommission hat ja klar gesagt - sowohl im Mai
letzten Jahres als auch noch einmal jetzt im März -, worum es ihr geht. Es
geht um bestimmte Sperrzeiten, also Zeiten, in denen kein Dünger oder eben
weniger Dünger aufgebracht werden soll. Es geht darum, dass wir eine
bessere Regelung für sogenannte Hanglagen finden, also dass das dort, wo
der übermäßige Dünger, der dann von den Pflanzen nicht mehr aufgenommen
werden kann, über den Boden in das Grundwasser fließt, entsprechend anders
geregelt wird. Das sind Punkte, für die wir eine Lösung finden müssen.

Ich will auch noch einmal betonen, dass wir in der Landwirtschaft eine
ganze Menge guter Beispiele dafür haben, wie Landwirte in bewusster Weise
mit Dünger umgehen, und dafür, dass es Verträge zwischen der
Wasserwirtschaft und den Landwirten in einer bestimmten Region gibt, um
eben auch solche Düngezeiten festzulegen, damit das eben wenig oder keine
Auswirkungen auf das Grundwasser und damit auf die Trinkwassergewinnung
hat. Wir haben also eine Reihe von Modellen. Es gibt eine Menge Landwirte,
die sich anstrengen und auch sehr bewusst mit dem Düngereinsatz umgehen,
weil sie natürlich wissen, dass sie damit im Grunde genommen auch ihre
eigenen Ressourcen, nämlich Boden und Wasser, beschädigen können. Aber es
gibt in dieser Branche eben auch Teile, die sich damit sehr, sehr
schwertun.

Frage: Frau Bürgelt, Sie haben jetzt nicht die Frage nach den Streitpunkten
beantwortet. Wo hakt es also im Moment?

Zweite Frage, die ich habe: Wenn es keine Einigung gäbe, dann drohten
Deutschland Strafzahlungen in Höhe von mehr als 850 000 Euro pro Tag. Wer
müsste diese Summe aufbringen? Wäre das der Landwirtschaftsetat, der
Umweltetat oder der allgemeine Haushalt? Wie muss man sich das vorstellen?

Bürgelt: Genau. Zu weiteren Detailfragen würde ich mich an dieser Stelle
nicht weiter äußern. Wie gesagt: Es gibt einige wenige Detailfragen, die
ausstehen. Die gilt es so schnell wie möglich zu klären, um genau die
angesprochenen Strafzahlungen zu vermeiden.

Darüber, aus welchem Haushalt genau die fließen, müsste ich mich noch
einmal erkundigen. Das kann ich gerne nachliefern. Ich weiß nicht, ob Herr
Haufe darüber etwas weiß, aber mir ist es gerade nicht bekannt.

Haufe: Ich habe, um noch einmal auf Ihre erste Frage zu kommen, ja gerade
die Punkte genannt, um die es geht. Ich habe ja gesagt, was die Kommission
von uns erwartet und wo wir Regelungsbedarf haben, über den wir jetzt auch
insbesondere sprechen.

Was die Strafzahlungen angeht, so ist das erst einmal eine Zahlung, die der
Steuerzahler leisten muss. Die Bundesregierung muss sie am Ende überweisen.
Aus welchem Haushalt das bestritten wird, muss sicherlich noch innerhalb
der Bundesregierung besprochen werden.

Aber um das Bisherige einzuordnen: Wir sollten vorsichtig damit sein, jetzt
von Strafzahlungen zu sprechen. Wir sind in einem Verfahren, das noch nicht
beendet ist. Wir sind im Erstverfahren im Rahmen dieses 
EU-Vertragsverletzungsverfahrens. Das heißt, wir reagieren jetzt auf ein
Urteil des Europäischen Gerichtshofes. Jetzt antworten wir darauf. Dieses
Antwortschreiben geht an die Europäische Kommission. Wir stellen unsere
weiteren Maßnahmen zur Verschärfung der Düngeverordnung vor. Darauf wird
dann die Europäische Kommission reagieren. Wenn sie damit nicht
einverstanden sein sollte, dann würde sie ein neues Mahnschreiben aufsetzen
und dann darüber entscheiden, ob wir in ein weiteres Verfahren, also ein
Zweitverfahren, eintreten. Dann wäre die Wahrscheinlichkeit von
Strafzahlungen deutlich höher. Aber es ist nicht so, dass wir jetzt
automatisch schon morgen einen Strafzahlungsbescheid bekommen werden; das
ist nicht richtig.

Frage: Ich wollte die beteiligten Ministerien noch einmal nach dem Vorstoß
von Verkehrsminister Scheuer vom Wochenende zur Elektromobilität befragen.
Es geht um einen geförderten Ausbau von Ladestationen mit einem Umfang von
1 Milliarde Euro. Mir ist im Kopf, dass es bisher schon ein Förderprogramm
gibt, das aber nicht wirklich ausgeschöpft worden ist. Frau Buser, haben
Sie da den aktuellen Stand?

Frau Kalwey, wie wird es denn in Ihrem Hause gesehen, 1 Milliarde Euro für
die Förderung lockerzumachen?

Buser: Herzlichen Dank für Ihre Frage! - Nach Auskunft des BDEW gibt es
aktuell ungefähr 16 100 Ladepunkte. Das BMVI hat zudem rund 16 000
Ladepunkte bewilligt, die in nächster Zeit in Betrieb genommen werden. Auch
ein dritter Förderaufruf des BMVI zum Aufbau von Ladeinfrastruktur ist
ergangen, und rund 11 000 neue Ladepunkte werden daraufhin jetzt auch
zeitnah bewilligt und demnächst errichtet. Weitere Aufrufe werden folgen.
Bislang haben wir 300 Millionen Euro für öffentlich zugängliche Ladepunkte
bewilligt. Das soll weiter ausgebaut werden, weil wir da wirklich auf eine
große Nachfrage gestoßen sind.

Der neue Teil ist jetzt - das ist auch gewünscht -, auch private, also
nicht öffentlich zugängliche Ladepunkte auch zu fördern. Das ist auch
deswegen wichtig, weil zwischen 75 und 85 Prozent der Menschen zu Hause
oder auch beim Arbeitgeber vor Ort laden möchten. Diese Möglichkeiten
müssen auch geschaffen werden, um die Elektromobilität auch weiter
voranzubringen.

Frage: Haben Sie im Kopf, wie viel Geld von den 300 Millionen Euro damit
verbraucht ist?

Buser: Den aktuellen Stand kann ich Ihnen aus dem Stegreif nicht sagen. Es
gehen ja fortlaufend Anträge ein, die dann auch bewilligt werden.

Zusatzfrage: Könnten wir die Zahl vielleicht noch bekommen?

Buser: Das kann ich Ihnen gerne nachliefern.

Kalwey: Ich kann Ihnen dazu sagen: Der Bundesfinanzminister hat sich jüngst
ja zu dem ganzen Themenkomplex Elektromobilität geäußert, zuletzt in einem
Interview am 28. März und davor auch in einem Interview am 17. Februar. Das
können Sie, denke ich, überall nachlesen.

Außerdem kann ich dazu noch sagen: Es gibt einen Eckwertebeschluss zum
Haushalt, zum Regierungsentwurf 2020 zum Finanzplan 2023. Dieser durchläuft
zurzeit das parlamentarische Verfahren. Alle weiteren Fragen, die sich
stellen, wird man in diesem Verfahren regeln und diskutieren.

Frage: Sie sagten, 75 bis 85 Prozent würden gerne zu Hause laden. Wo haben
Sie die Zahlen her? War das eine Umfrage?

Buser: Das müsste ich Ihnen nachreichen. Ich glaube, das war eine Umfrage,
die der BDEW durchgeführt hatte.

Frage: An das Verkehrsministerium: Warum kommt Herr Scheuer jetzt darauf,
und warum ist das so ein einzelner Vorstoß? Man bräuchte ja ein gesamtes
Programm, um da etwas zu entwickeln; im Wohnungs- und im Mietrecht müsste
etwas geändert werden. Warum also jetzt dieser Vorstoß? Wollte der Minister
einmal wieder bei "Bild am Sonntag" auftreten?

Buser: Zugrundeliegend war natürlich, dass die Nationale Plattform
Elektromobilität wichtige Impulse erarbeitet hat, und ein wichtiger Impuls
ist gewesen, die Elektromobilität weiter zu forcieren und weiter schneller
auszubauen. Wir haben natürlich auch bislang schon andere Anreize gegeben,
und ein wichtiger Schritt ist jetzt, da noch einmal nachzusetzen und die
Arbeit in Richtung Förderung der Elektromobilität weiter zu intensivieren.
Auch die Arbeitsgruppe 5 hat wichtige Berichte - auch mit einem Sofortpaket
zur Ladeinfrastruktur - vorgelegt. Das Ganze ist auch auf der Seite der
Nationalen Plattform Elektromobilität zugänglich.

Frage: Am Wochenende gab es dazu bereits eine erste Reaktion des BDEW, des
Bundesverbands der Energie- und Wasserwirtschaft, in der ausdrücklich auf
das Justizministerium verwiesen wird. Es geht darum, dass es wohl
Änderungen im Mietrecht als auch im Wohneigentümerrecht bedürfe. Wie ist
denn überhaupt die aktuelle Situation, wenn ich als Mieter gerne eine
Ladestation in der Tiefgarage hätte? Hätte ich dann Anspruch darauf, dass
der Vermieter das zulässt? Wie muss sich eigentlich eine
Eigentümergemeinschaft im Mehrfamilienhaus entscheiden, wenn sie
Elektromobilität oder eine Ladestation in der Tiefgarage will?

Steffen: In der Tat sind das jetzt Fragen, die in einer Bund-Länder-Arbeitsgruppe 
derzeit erörtert werden.

Ich möchte vielleicht noch einmal kurz erklären, warum wir da mit drin
sind: In der Tat ist für das Miet- und Wohneigentumsrecht das BMJV
zuständig. Der Einbau einer Ladeeinrichtung zum Betrieb eines
Elektrofahrzeugs erfordert in der Regel Eingriffe in die Bausubstanz, die
bei einer Eigentumswohnanlage gemeinschaftliches Eigentum aller
Wohnungseigentümer darstellt. Aus diesem Grund kann die Zustimmung aller
übrigen Wohnungseigentümer zu den notwendigen Maßnahmen erforderlich sein.
Es gibt dazu zwei Diskussionsentwürfe - beide finden Sie auf unserer Seite -
: einen, den wir im vergangenen Jahr veröffentlicht haben, und einen vom
Justizministerium des Freistaats Bayern. Derzeit werden die zu verändernden
Punkte beziehungsweise die Vorschläge in dieser Bund-Länder-Arbeitsgruppe
diskutiert, und diese Diskussionen sollen auch zeitnah zu einem Ergebnis
gebracht werden.

Sie sprechen die Frage an, wie es im Einzelfall ist: Das kann ich Ihnen
jetzt so detailliert nicht darlegen. Die ganze Problematik zeigt aber auf,
dass wir an dieser Stelle für Rechtsklarheit und Rechtssicherheit sorgen
müssen, insbesondere für diejenigen Wohnungseigentümer, die so eine
Ladestation haben möchten, und dann eben auch für die ganze
Wohnungseigentümergemeinschaft.

Frage : Ich weiß nicht, ob Frau Buser oder für Kalwey dafür zuständig ist:
Wenn jetzt eine Milliarde Euro mehr ausgegeben werden sollte und das Ganze,
soweit ich weiß, nicht zu den sogenannten prioritären Maßnahmen im
Bundeshaushalt oder in der Finanzplanung gehört, muss dann nicht innerhalb
des Verkehrsetats umgeschichtet werden, um das Geld aufzubringen?

Kalwey: Ich kann mich dazu eigentlich nur wiederholen: Es gibt einen
Eckwertebeschluss. Dieser befindet sich zurzeit im laufenden Verfahren.
Alles Weitere gilt es dann zu klären. Mehr kann ich Ihnen an dieser Stelle
jetzt nicht dazu sagen.

Frage: In der Annahme, dass Elektromobilität auch für Zweiräder gilt,
sofern sie elektrisch betrieben sind: Der ADFC startet jetzt eine Kampagne
zur Förderung der Mobilität auf zwei Rädern, und einer der Datensätze, der
da veröffentlicht wird, besagt, dass der Ausstattungsgrad mit E-Bikes in
ländlichen Regionen mehr als doppelt so hoch ist wie in Großstädten. Einer
der Gründe dafür sei, dass in Großstädten zu wenig sichere Park- oder
Abstellplätze für Pedelecs vorhanden seien. Man würde ja gerade bei den
älteren Teilen der Bevölkerung, die gerne auf Pedelecs umsteigen, sozusagen
diese Verlagerung der Elektromobilität sicherlich gerne fördern. Bedeutet
das, Frau Buser, dass Ihr Haus auch der Schaffung solcher Parkhäuser für 
E-Bikes - nennen wir es einmal so - positiv gegenübersteht und dies
gegebenenfalls in Förderprogramme aufnehmen würde?

Buser: Zunächst einmal: Diese angesprochene Forderung oder Formulierung vom
ADFC sagt mir im Moment leider nichts, die kenne ich so nicht. Prinzipiell
ist es für uns natürlich auch wichtig, dass ElektroKleinstfahrzeuge -
angefangen vom Hoverboard über E-Tretroller bis natürlich auch zu E-Bikes
und Pedelecs - eine relativ große Rolle für die urbane Mobilität, aber auch
für ländliche Räume spielen. Natürlich ist es wichtig, dass man da
Möglichkeiten schafft, und die Kommunen vor Ort sind natürlich dabei,
solche Möglichkeiten zu schaffen. Da muss man künftig auch noch genauer
hinschauen.

Zusatzfrage: Aber im Moment wäre die Förderung solcher E-Bike-Parkhäuser
noch nicht im Handlungshorizont des Ministeriums?

Buser: Das liegt natürlich zunächst einmal bei den Kommunen vor Ort, weil
die Kommunen vor Ort schauen müssen, wo es Möglichkeiten gibt. Wir sind
natürlich auch dabei, im Rahmen des Sofortprogramms Saubere Luft vor Ort
Maßnahmen zu ergreifen, um die Kommunen zu unterstützen.

Frage: Frau Buser, können Sie noch einmal detaillierter darstellen, welche
Grundannahmen der Minister hinsichtlich der Kosten getroffen hat? Was
kostet es, einen Ladepunkt zu installieren? Es gibt dann ja noch
Unterschiede hinsichtlich der Ausgestaltung solcher Ladepunkte -
Supercharger, also Schnellladestationen, sind deutlich teurer. Gibt es da
Modellrechnungen für verschiedene Hausgrößen? Beim Eigenheim ist es ja
rechtlich ziemlich unproblematisch, aber was kostet es denn, wenn sich ein
Mehrfamilienhaus mit zehn Parteien mit einer Ladestation für zehn Pkw
ausstatten will?

Ich weiß nicht, wer da zuständig ist: Ist das überhaupt von den Netzen her
machbar? Wenn zehn Autos gleichzeitig Strom saugen, dann ist das, glaube
ich, für ein Netz eine erhebliche Belastung.

Buser: Ich kann gerne einmal anfangen: Eine normale "Wall Box" mit einem
einzigen Ladepunkt, für die eigene Garage zu Hause zum Beispiel, verursacht
Kosten von 500 bis 2500 Euro. Natürlich muss immer betrachtet werden, ob es
eventuell Bedarf gibt, die Netzanschlüsse noch weiter zu ertüchtigen.
Generell sagt man, dass Normalladepunkte eher in die privaten Haushalte und
gerade auch in Mietshäuser mit Tiefgaragen hineinkommen. Eine
Normalladesäule hat meistens zwei Ladepunkte; da belaufen sich die Kosten
auf 2000 bis 8000 Euro - je nachdem, wie viel noch ertüchtigt werden muss
und wie hoch und umfänglich die Bauarbeiten sind. Da wäre auch unser
Ansatz, dass davon - sowohl beim Einbau als auch bei der Netzertüchtigung -
50 Prozent der Kosten vom Bund übernommen werden, um die Attraktivität zu
steigern.

Bei Schnellladesäulen sind wir wahrscheinlich eher in dem Bereich von
Pflegediensten oder von anderen Einsatzkräften, die das vor Ort eher
gewerblich nutzen, auch von Taxen oder Flottenbetreibern. Da sind wir bei
Kosten zwischen 20 000 und 100 000, um da im Netz Kapazität zur Verfügung
zu stellen.

In modernen Mietwohnungen ist es momentan ja schon verpflichtend, dass dort
die Ladeinfrastruktur mit aufgebaut ist. Da gibt es jetzt schon die ersten
Möglichkeiten. Deswegen ist es sinnvoll, da weiter voranzugehen, um dort
vor Ort - zuhause in den Mietswohnungen oder auch in den Garagen oder
Tiefgaragen - Möglichkeiten zu schaffen.

Frage: Ich hätte gern gewusst, wie die Bundesregierung mit dem Beschluss
der Berliner SPD umgeht, die Bundeswehr nicht mehr in Schulen
hereinzulassen.

Fähnrich: Herr Mayntz, das gibt mir die Möglichkeit, das einzuordnen.

Wir haben aktuell rund 70 hauptamtliche und 270 nebenamtliche sogenannte
Jugendoffiziere in der Bundeswehr. Diese gehen auf Einladung der Schulen -
das ist mir wichtig - an die Schulen und erklären im Klassenzimmer den
Auftrag und die Aufgaben der Bundeswehr. Sie erzählen also den Schülerinnen
und Schülern, was Soldatinnen und Soldaten im Grundbetrieb - so heißt es so
schön - und im Einsatz machen.

Im letzten Jahr - um eine Zahl zu nennen - waren das landesweit rund 5800
Veranstaltungen mit einer Reichweite, wenn man das einmal so sagen möchte,
von knapp 117 000 Schülerinnen und Schülern.

Auf der anderen Seite gibt es die sogenannten Karriereberater. Die Frauen
und Männer informieren die Schüler, auch auf Einladung, über den
Arbeitgeber Bundeswehr. Daran ist die Teilnahme der Schülerinnen und
Schüler freiwillig. Dort waren es im Jahr 2017 - ich nenne das Jahr, weil
für das letzte Jahr noch nicht alles abgeschlossen ist - rund 1500
Veranstaltungen. Die individuelle Beratung, was eine Frau oder ein Mann in
der Bundeswehr werden kann und möchte, findet dann in den bundesweit
verteilten sogenannten Karriere-Centern, und zwar 16 an der Zahl, statt.

Um es einmal ganz klar zu sagen: Beide, die Jugendoffiziere als auch die
Karriereberater, stehen im Lichte dessen, dass die Bundeswehr eine
Parlamentsarmee ist und den in einer Verfassung verankerten Auftrag hat.

Zusatzfrage: Wollen Sie noch zusätzliche Informationen an die Berliner SPD
herausgeben? Ich wollte ja wissen, wie Sie jetzt mit diesem Beschluss
umgehen. Warten Sie ab, ob das tatsächlich Landesgesetz wird? Oder möchten
Sie darauf im Vorfeld noch einwirken?

Fähnrich: Also zu dem politisch Motivierten werde ich mich nicht äußern.
Die gängige Praxis habe ich Ihnen gerade erklärt, wie wir es machen, dass
die Informationen auf Einladung erfolgen. Es gilt einfach abzuwarten, wie
die Schulen und Schüler jetzt reagieren.

Frage: Ich habe eine Lernfrage zu dem Einladungsmodus. Warten Sie oder die
Jugendoffiziere, bis eine Schule von sich aus einlädt, oder machen Sie auch
Angebote an Schulen nach dem Motto "Hey, Ihr könnt uns einladen"?

Fähnrich: Nach meinem Kenntnisstand ist es genauso, wie wir es beim ersten
Mal beschrieben haben. Wir warten auf die Einladung der Schule.

Zusatzfrage: Also keine proaktive Einladungswerbung seitens der Bundeswehr?

Fähnrich: Ich weiß nicht, was Sie als proaktiv bewerten. Aber es ist ja
bekannt, dass es entsprechende Institutionen wie die Jugendoffiziere gibt.
Wenn sie eingeladen werden, ist es ja auch ein Wissen, das die Schulleitung
hat. Dort wird dann entsprechend reagiert, ob nun eine Einladung
ausgesprochen wird oder nicht.

Frage: Meine Frage richtet sich an Frau Fietz und Frau Adebahr. Am
Wochenende ist in der der Ukraine die erste Runde der
Präsidentschaftswahlen gewesen. Wie bewertet die Bundesregierung den
Verlauf der Wahlen? Waren die Wahlen fair oder gab es Unregelmäßigkeiten zu
beklagen?

SRSin Fietz: Bitte haben Sie Verständnis dafür, dass ich mich jetzt von
dieser Stelle aus nicht zum Ausgang des ersten Wahlganges der
Präsidentschaftswahlen in der Ukraine äußere, solange kein amtliches
Endergebnis vorliegt. Wir beteiligen uns nicht an Spekulationen, und wir
möchten gern abwarten, was die OSZE-Wahlbeobachterkommission zu dem Verlauf
der Wahlen zu sagen hat. Dazu gibt es heute um 15 Uhr Ortszeit in Kiew -
das ist 14 Uhr Ortszeit hier - eine Pressekonferenz. Dabei wird sie sich
auch zur Einhaltung der Wahlgrundsätze äußern.

Zusatzfrage: Wie schätzt die Bundesregierung den Kandidaten Wolodymyr
Selenskyj ein?

SRSin Fietz: Ich werde jetzt an dieser Stelle keine einzelnen Kandidaten
bewerten.

Zusatzfrage: Wenn Sie erlauben, noch eine Frage an Frau Adebahr. Wie
schätzen Sie die Möglichkeit ein, nach der zweiten Runde der
Präsidentschaftswahlen die Friedensgespräche im Normandie-Format zu
intensivieren? Hängt es vielleicht auch davon ab, wer die Wahlen gewinnt?

Adebahr: Also auch dazu möchte ich von meiner Seite keine Spekulation
vornehmen. Wir werden mit der gewählten Regierung der Ukraine nach dem
zweiten Wahlgang zusammenarbeiten. Ich glaube, für uns, für die
Bundesregierung, ist unsere Position unverändert. Es ist entscheidend, dass
die wichtigen Reformen, die das Land angefangen hat, fortgeführt werden.
Wir sind natürlich bereit, weiter eng und vertrauensvoll im N4-Format an
der Umsetzung des Minsker Abkommens zu arbeiten. Grundsätzlich werden wir
die Ukraine weiter auf ihrem demokratischen Reformkurs, den sie
eingeschlagen hat, begleiten und wollen dies auch gern tun. Jetzt warten
wir die möglicherweise stattfindende zweite Runde ab.

SRSin Fietz: Lassen Sie mich vielleicht an dieser Stelle für die
Bundesregierung betonen, dass wir dem ukrainischen Volk von dieser Stelle
noch einmal Mut zusprechen und zu der Ausdauer gratulieren, die es seit den
dramatischen Tagen im Winter von 2013 und 2014 gezeigt hat. Was vor fünf
Jahren durch den Einsatz der Bürger dieses Landes ermöglicht wurde - der
Weg zu Reformen, zu einer demokratischen Entwicklung und zur staatlichen
Selbstbestimmung -, musste seither mit großen Opfern gegen äußere Angriffe
verteidigt werden. Zu diesem Prozess möchten wir dem ukrainischen Volk noch
einmal gratulieren und sagen, dass wir auch weiterhin, wie Frau Adebahr es
auch gesagt hat, an der Seite des ukrainischen Volkes stehen.

Frage: Erfüllt es die Bundesregierung mit Sorge, dass offenbar zunehmend
Komiker gute Chancen bei Wahlen haben, in repräsentative Funktionen gewählt
zu werden? Es ist ja jetzt nicht das erste Mal. Beppe Grillo hat dafür die
Vorlage geliefert. Was sagt das über den Zustand und das Ansehen
etablierter Politik aus?

SRSin Fietz: Ich bleibe dabei, dass ich an dieser Stelle nicht einzelne
Kandidaten einordnen werde. Das gilt auch für den Beruf, den sie ausgeübt
haben.

Frage: Eine Frage an das Innenministerium. Es soll ein Schreiben des
Ministers Seehofer an den Haushaltsausschuss des Bundestages geben, in dem
er sich um die Deutsche Einheit Sorgen macht. Er verlangt Ehrlichkeit bei
der Bilanz der Deutschen Einheit. Kann man erstens daraus schlussfolgern,
dass der Minister in diesem Zusammenhang Unehrlichkeit festgestellt hat
oder dass er sie befürchtet?

Die zweite Frage: Warum kümmert er sich gerade jetzt um dieses Thema?

Grünewälder: Unehrlichkeit hat er sicherlich nicht festgestellt.

Ansonsten verweise ich darauf, dass er das Schreiben an den
Haushaltsausschuss des Bundestages gesendet hat, der sich damit befasst.
Nach dieser Befassung können wir gern weitere Auskünfte dazu geben.

Frage: Ich hätte eine Frage zum Brexit. Da gab es am Wochenende zwei
Aussagen, einmal von Manfred Weber, der gesagt hat, dass Großbritannien im
Fall eines No-Deals nicht an der Europawahl teilnehmen dürfe. Dem
widersprach dann Udo Bullmann und meinte, dass, solange Großbritannien ein
EU-Mitglied ist, es nach Recht und Gesetz keine Alternative dazu gebe, dass
das Land an der Europawahl teilnimmt. Meine Frage dazu ist: Wie steht die
Bundesregierung dazu?

SRSin Fietz: Wie Sie wissen, bewerten wir einzelne Äußerungen, die in der
politischen Debatte von verschiedenen Parteipolitikern getätigt werden, von
dieser Stelle aus nicht. Ich kann Ihnen zum Brexit nur noch einmal
grundsätzlich sagen, dass wir natürlich daran interessiert sind, einen
möglichst geordneten Übergang zu organisieren. Aber nach wie vor liegt der
Ball im Feld von Großbritannien.

Die Europäische Union, die in den vergangenen Jahren bei diesem Thema sehr
geschlossen agiert hat, wird auch jetzt geschlossen abwarten, wie sich die
Briten entscheiden. Dann müssen wir sehen, wie die einzelnen
Abstimmungsverfahren in London vor sich gehen. Aber einzelne Äußerungen von
Parteipolitikern möchte ich an dieser Stelle nicht kommentieren.

Adebahr: Ich kann vielleicht kurz ergänzen - das hat Herr Seibert auch
schon ausgeführt -, dass sich im Zusammenhang mit den Wahlen zum EP
natürlich schwierige rechtliche Fragen stellen, dass wir hier aber keine
Exegese zu rechtlichen Fragen betreiben, die natürlich, wie uns allen
bewusst ist, schwieriger Natur sind.

Frage: Eine Frage an das Auswärtige Amt: Humanitäre Hilfe in Venezuela war
in den vergangenen beiden Wochen hier mehrfach ein Thema. Damals hatte das
Auswärtige Amt kritisiert, dass das Maduro-Regime keinerlei humanitäre
Hilfslieferungen ins Land lasse. Dann war die Frage, wie das Auswärtige Amt
den Begriff der humanitären Hilfe definiere. Denn Lieferungen aus anderen
Nationen sind ja durchaus nach Venezuela gekommen.

Zum Zweiten: Wird vor dem Hintergrund einer solchen Definition die
Bereitschaft des Roten Kreuzes, in der Hilfslieferung tätig zu werden, als
ein Zulassen von Hilfslieferungen humanitärer Art nach Venezuela gesehen?

Adebahr: Ich habe Ihnen heute keine ausführliche Definition mitgebracht.
Ich denke, wir haben oft genug darüber gesprochen, dass humanitäre Hilfe
unparteiisch und unpolitisch und an den Bedürfnissen derjenigen
ausgerichtet sein muss, die sie bekommen sollen. Das gilt aus unserer Sicht
nach wie vor.

Wenn wir ein Fenster der Gelegenheit und der Möglichkeit sehen, in
Venezuela Hilfe unter dieser Bedingung zu leisten, dann wollen wir das tun.
Wir haben Medienberichte über mögliche Aktivitäten des Roten Kreuzes
gesehen. Wir stehen mit verschiedenen Organisationen in einem laufenden
Kontakt. Seien Sie sicher, dass wir dort, wenn die Bedingungen es zulassen,
sehr gern und sofort Hilfe leisten wollen.

Zusatzfrage: Ist ein zentrales Kriterium für humanitäre Hilfe aus Sicht des
Auswärtigen Amtes, dass es keine Selektion seitens der venezolanischen
Militärs oder ähnlicher Organisationen darüber, wohin die Hilfslieferungen
gehen, geben darf? Ist das das entscheidende Kriterium?

Adebahr: Ich würde sagen, es ist eines der Kriterien, die man beachten
muss. Humanitäre Hilfe soll durch Organisationen an die, die sie brauchen,
geleistet werden. Die Organisationen wissen am besten, wer was braucht, und
sollen diese Hilfe unpolitisch und unparteiisch leisten.

Fähnrich (zum Beschluss der Berliner SPD zum Verbot von Bundeswehr-Werbung
an Schulen): Ich habe noch einen Nachtrag zu der Frage nach der Reaktion
des BMVg. Das Verteidigungsministerium kritisiert den Antrag, vor allen
Dingen vor dem Hintergrund einer 60-jährigen Praxis, in der die Bundeswehr
Schulen besucht hat. Das möchte ich für das Protokoll ergänzen.

Montag, 1. April 2019
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EUROPA/1608: Die EU muss auf dem Gipfel Hilfspaket schnüren


FDP-Pressemitteilung vom 2. März 2019

BEER: Die EU muss auf dem Gipfel Hilfspaket schnüren



Zur aktuellen Entwicklung der Brexit-Debatte im britischen Unterhaus
erklärt die Spitzenkandidatin der FDP zur Europawahl,
FDP-Generalsekretärin Nicola Beer:

"Regierung und Unterhaus in Großbritannien zwingen die EU zum Tanz
auf dem Vulkan. Die Fähigkeit zum Kompromiss ist ausgerechnet in der
Wiege unserer westlichen Demokratien offenbar verloren gegangen.
Deutschland und die EU müssen deshalb Wirtschaft, Forschung und
Gesellschaft vor den schlimmsten Auswirkungen eines harten Brexits
absichern. Die betroffenen Menschen in der Europäischen Union müssen
in so einer Situation spüren, dass es einen großen Unterschied macht,
in oder außerhalb der Europäischen Union eine solche Krise meistern
zu müssen. Wir können es uns nicht erlauben, die Menschen allein zu
lassen, wenn wir das Vertrauen in die Handlungsfähigkeit europäischer
Institutionen nicht gefährden wollen.

Deshalb muss auf dem Krisengipfel am 10. April ein Hilfspaket
geschnürt werden für jene in der EU, die unverschuldet nach einem
harten Brexit in Schwierigkeiten geraten. Geprüft werden sollte dabei
unter anderem, ob bestehende Fonds wie zum Beispiel der
Globalisierungsfonds umgewidmet werden können. Leidtragenden
Unternehmen und Institutionen muss mit diesen Mitteln schnell und
unbürokratisch geholfen werden. Deshalb brauchen wir auf EU-Ebene
schnell eine neue Möglichkeit per Verordnung, die Rat und das
Europäische Parlament beschließen müssten. Bis eine solche Verordnung
in Kraft tritt, muss die Bundesregierung einspringen, um negative
Effekte abzumildern. Zugleich muss, bei allem Ärger über das Versagen
von Regierung und Parlament in London, mit größtem Nachdruck die
weitere Zusammenarbeit mit Großbritannien auch nach einem Brexit ohne
Abkommen gestaltet werden. Denn wie auch immer dieses Drama ausgeht:
Eine EU ohne Großbritannien mag inzwischen leider denkbar sein, ein
Europa ohne Großbritannien ist es nicht."

 * 
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WIRTSCHAFT/3041: Nationaler Aktionsplan Wirtschaft und Menschenrechte war zum Scheitern verurteilt


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 2. April 2019

JENSEN: Nationaler Aktionsplan Wirtschaft und Menschenrechte war
zum Scheitern verurteilt



Zu den Medienberichten über den Nationalen Aktionsplan Wirtschaft und
Menschenrechte erklärt die menschenrechtspolitische Sprecherin der
FDP-Fraktion und Vorsitzende des Menschenrechtsausschusses Gyde
Jensen:

"Der Nationale Aktionsplan Wirtschaft und Menschenrechte der Großen
Koalition war von vornherein zum Scheitern verurteilt. Statt
Unternehmen mit bürokratischen Fragebögen zu überfrachten, muss die
Große Koalition ein Zertifizierungssystem mit Anreizen
implementieren, dass die Unternehmen selbständig umsetzen können. Für
die FDP-Fraktion ist klar: Auch Unternehmen sind bei der Einhaltung
von Menschenrechten in der Verantwortung. Wir brauchen daher bessere
Regeln und realistische Annahmen darüber, welchen Beitrag Unternehmen
dazu leisten können. Die FDP-Fraktion fordert die Bundesregierung
auf, nicht länger über die Verantwortung von Unternehmen zu streiten,
sondern einen klaren Rahmen vorzugeben."

 * 
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HAMBURG/4715: Freiwilligen Teilverzicht auf Atomtransporte verbindlich machen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 2. April 2019

Freiwilligen Teilverzicht auf Atomtransporte verbindlich machen



Der Senat hat den freiwilligen Teilverzicht der wichtigsten
Logistikunternehmen auf den Transport und Umschlag zumindest von
Kernbrennstoffen über den Hamburger Hafen verkündet. "Das ist ein
Erfolg. Aber es hat vier Jahre gedauert seit der Absichtserklärung im
Koalitionsvertrag und es bleibt unklar, wie sich die Unikai verhält,
die ebenfalls eine Genehmigung für Atomtransporte besitzt", erklärt
dazu Stephan Jersch, umweltpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE
in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Trotzdem ist ein wichtiger Schritt
für eine nachhaltigere Politik im Hafen verwirklicht."

Allerdings ist der Verzicht zum einen nur freiwillig, zum anderen
bezieht er sich nicht auf die Atomtransporte generell über den Hafen.
"Wir erwarten, dass der Hafen jetzt in einem ersten Schritt für den
Umschlag von Kernbrennstoffen entwidmet wird, damit der freiwillige
Verzicht jetzt auch gesichert werden kann", so Jersch. "Wir brauchen
Verlässlichkeit in der Frage der Atomtransporte. Das heißt auch, dass
nicht nur Kernbrennstoffe aus dem Hafen verbannt gehören, sondern alle
Atomtransporte mit wenigen, zum Beispiel medizinischen Ausnahmen. Erst
dann wird der Hafen sicherer sein und Hamburg kann ruhiger schlafen."

 * 
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HAMBURG/4714: Mehr Wohnheimplätze - Zukunftsmusik (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 2. April 2019

Mehr Wohnheimplätze: Zukunftsmusik



Der Hamburger Senat beantragt in der nächsten Bürgerschaftssitzung die
Erstellung eines Masterplans, um die Kapazität an Wohnheimplätzen für
Studierende und Auszubildende in den nächsten zehn Jahren um 30% zu
erweitern. "Rot-Grün geht damit im Ansatz auf eine unserer zentralen
Forderungen aus der Haushaltsdebatte ein. Man kann wieder einmal
sagen: Opposition wirkt", erklärt Martin Dolzer,
wissenschaftspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft. "Dass allerdings ein Zeitrahmen bis 2029
vorgesehen ist, spricht Bände. Anstatt das Mögliche sofort umzusetzen
oder unsere Vorschläge aufzugreifen, wird die Konkretisierung
weitgehend in die Zukunft geschoben. Das ist keine Politik, die
zielorientiert die realen Bedarfe berücksichtigt", so Dolzer weiter.

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3287: Eine konsequent umgesetzte Energiewende senkt Strompreise (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 2. April 2019

Eine konsequent umgesetzte Energiewende senkt Strompreise



Zu den aktuellen Zahlen bezüglich der Strompreishöhe in Deutschland
erklärt der energiepolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion
Philipp da Cunha:

"Steigende Preise sind immer ein Ärgernis, ganz egal ob beim Strom
oder anderen Dingen des täglichen Bedarfs. Darum arbeiten wir als SPD
auch konsequent daran weiter, die Energiewende zum Erfolg zu führen
und damit dann auch zu nachhaltig sinkenden Energiepreisen
beizutragen.

In der kommenden Woche wird der Landtag unseren Antrag zum Thema
Sektorenkopplung beraten. Erneuerbarer Strom soll nicht über teure
Netze irgendwo hin transportiert werden, sondern er soll direkt vor
Ort genutzt werden, als Energie für Mobilität oder als Wärme. Das
schafft Arbeitsplätze und Wertschöpfung bei uns im Land und senkt die
Kosten der Energiewende nachhaltig. Für die richtigen
Rahmenbedingungen benötigen wir aber den Bund.

Für uns als Sozialdemokraten ist klar, dass wir die Energiewende nicht
gegen sondern mit den Menschen umsetzen wollen. Darum werden wir uns
im Bund auch dafür einsetzen, kurzfristig Entlastungen für alle
Menschen bei den Strompreisen zu erreichen, bspw. durch Rücknahme
unnötiger Industrierabatte, die schwarz-gelb im Bund eingeführt
hatte."

 * 
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KULTUR/286: Umgang mit unserem kolonialen Erbe - Zeit für einen Perspektivwechsel


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 2. April 2019

Arbeitsgruppe: Kultur und Medien

Umgang mit unserem kolonialen Erbe: Zeit für einen Perspektivwechsel



Helge Lindh, zuständiger Berichterstatter:

Morgen ist die kulturpolitische Aufarbeitung des kolonialen Erbes
Gegenstand einer öffentlichen Anhörung des Ausschusses für Kultur und
Medien. Die koloniale Vergangenheit Deutschlands muss aufgearbeitet
und in der deutschen Erinnerungskultur verankert werden. Hierzu müssen
wir uns stärker mit der afrikanischen, ozeanischen und chinesischen
Perspektive vertraut machen und unsere eurozentrische Weltsicht
überwinden.

"Die Debatte um den Umgang mit der kolonialen Vergangenheit und der
Restitution von Raubkunst hat in den vergangenen Monaten in
Deutschland an Fahrt aufgenommen. Es ist ein Prozess in Gang gesetzt
worden, der noch viele Jahrzehnte andauern wird und unterschiedliche
Arbeitsschritte erfordert: Aufarbeitung der eigenen Schuld,
Überwindung der eurozentrischen Weltsicht, Dialog, Provenienz,
Restitution und Kooperation.

Wenn es um die Frage der Restitution von Kunstgegenständen geht, muss
es eine neue Qualität der Partnerschaft und des Austausches mit den
Herkunftsländern geben. Wir haben uns vom Geist der Bevormundung, der
Belehrung und eines gut gemeinten Helfenwollens zu lösen. Nicht die
afrikanischen und anderen ehemals kolonisierten Länder müssen lernen,
ordentlich mit ihren Artefakten umzugehen, sondern wir müssen lernen,
zuzuhören, die Kontrolle aufzugeben und sie an die
Herkunftsgesellschaften abzugeben.

Die Bundesregierung hat sich die Aufarbeitung des Kolonialismus im
Koalitionsvertrag klar zur Aufgabe gemacht. Kulturstaatsministerin
Monika Grütters sprach sich dafür aus, aktiv auf die Nachfahren der
rechtmäßigen Besitzer von Kunstgegenständen aus der Kolonialzeit
zuzugehen, um die Objekte zurückgeben zu können. Sie muss nun
darlegen, wie diese Ankündigung konkret ausgestaltet werden soll.

Die Aufarbeitung der deutschen Kolonialvergangenheit darf nicht nur
den Museen und der Fachöffentlichkeit überlassen werden. Die
SPD-Bundestagsfraktion ist der Überzeugung, dass dieser Diskurs in der
Mitte der Gesellschaft stattfinden muss und zu einem festen Teil des
Bildungsangebotes in Lehrplänen, Schulbüchern und Hörsälen wird. Denn
die Überwindung kolonialer Kontinuitäten und die Aufarbeitung der
Vergangenheit ist zuallererst eine Leistung in den Köpfen."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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SOZIALES/2763: Rentencheck kommt


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 2. April 2019

Arbeitsgruppe: Arbeit und Soziales

Rentencheck kommt



Ralf Kapschack, zuständiger Berichterstatter:

Das heute vorgestellte Gutachten für die Einführung einer
säulenübergreifenden Altersvorsorgeinformation macht klar, eine
umfassende Information zur Altersversorgung ist nicht nur sinnvoll,
sondern auch machbar.

"Reicht die Rente zum Leben? Wie viel bekomme ich neben meiner
gesetzlichen Rente? Sollte ich vielleicht zusätzlich vorsorgen? Das
sind Fragen, die die Bürgerinnen und Bürger künftig über einen Klick
im Internet herausfinden können. Ein Rentencheck soll die zu
erwartende Höhe der Rente aus gesetzlicher Rente, betrieblicher und
privater Vorsorge verständlich, vollständig, verlässlich und
vergleichbar darstellen.

Dass dies sinnvoll und machbar ist, hat das Gutachten festgestellt,
das vom Bundesfinanzministerium und dem Bundesministerium für Arbeit
und Soziales in Auftrag gegeben wurde.

Das ist eine gute Sache. Denn mehr Transparenz und Übersichtlichkeit
rund um das zu erwartende Einkommen im Alter sind eine wichtige
Voraussetzung zur Vermeidung von Altersarmut und stärken das Vertrauen
in die gesetzliche Rente.

Damit können wir mit dem ambitionierten und sehr guten Projekt jetzt
loslegen. Vor allem die Bürgerinnen und Bürger werden davon einen
großen Nutzen haben."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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MELDUNG/010: 43 Jahre nach dem argentinischen Militärputsch (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

43 Jahre nach dem argentinischen Militärputsch




[image: Kopf des Demonstrationszuges mit straßenbreitem Banner - Foto: ANRed]

Demonstrierende fordern Erinnerung, Wahrheit und Gerechtigkeit für die
30.000 Opfer der Militärdiktatur in Argentinien

Foto: ANRed



(Buenos Aires, 25. März 2019, ANRed) - Auch 43 Jahre nach dem
zivil-militärischen Staatsstreich vom 24. März 1976 füllten sich die
Straßen von Buenos Aires mit Demonstrierenden, die ihre Ablehnung
gegen die damalige wie heutige Politik deutlich zeigten. Sie alle
fordern Erinnerung, Wahrheit und Gerechtigkeit für die 30.000
Menschen, die der Staat während der Militärdiktatur (1976-83)
verhaftete, ermordete und verschwinden ließ. Auch die aktuelle Politik
war Thema. Unter dem Motto "Nieder mit der Austerität und der
Repression von Macri und den Gouverneuren!" versammelten sich u.a.
Menschenrechts- und Gewerkschaftsorganisationen sowie das linke
Parteienspektrum. Mit dabei waren auch die Bewegung der Migrant*innen,
Mitglieder der afro-argentinischen Bewegung und der Bewegung Ni Una
Menos; Tanz-, Folklore- und Murga-Gruppen bereicherten durch
künstlerische Darbietungen.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/allgemein/fotoreportage-43-jahre-nach-dem-argentinischen-militaerputsch/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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OSTEUROPA/383: Die Wahl der Oligarchen (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 2. April 2019

german-foreign-policy.com

Die Wahl der Oligarchen



KIEW/BERLIN - Signifikante Unregelmäßigkeiten haben am Sonntag die
Präsidentenwahl in der von Berlin protegierten Ukraine begleitet. Wie
berichtet wird, sind nicht nur die Namen hunderttausender toter Ukrainer
nicht von der Wählerliste entfernt worden, während hunderttausende,
möglicherweise Millionen in Russland lebende Ukrainer faktisch von der Wahl
ausgeschlossen wurden. Laut Aussage des Innenministers in Kiew haben
Wahlkämpfer von Präsident Petro Poroschenko in zahlreichen Fällen versucht,
Wähler per Bestechung zu gewinnen. Die Nationale Miliz, eine faschistische
Kampfgruppe, hat nicht nur gewalttätig Wahlkampfveranstaltungen gestört,
sondern ist mit einigen hundert Mitgliedern auch als Wahlbeobachter
aufgetreten. Vorab hatte einer ihrer Anführer erklärt, sollte seine
Vereinigung es dabei im Sinne angeblicher "Gerechtigkeit" für notwendig
halten, "jemanden ins Gesicht zu treten, dann werden wir das ohne Zögern
tun". Die bevorstehende Stichwahl ist laut Beobachtern, weil Poroschenkos
Rivale Wolodimir Selenskij von einem Milliardär gefördert wird, faktisch
ein Machtkampf zwischen zwei Oligarchen.

Tote auf der Wählerliste

Die Vorwürfe wegen formaler Unregelmäßigkeiten im Zusammenhang mit den
Wahlen treffen zu einem erheblichen Teil den Präsidenten und seine
Regierung. So sind etwa - das hat ein regierungskritisches Internetportal
aufgedeckt - die Namen von rund 200.000 verstorbenen Ukrainern nicht von
der Wählerliste gelöscht worden. Mit ihren Stimmzetteln konnte mutmaßlich
ebenso gewählt werden wie mit denjenigen der Bewohner von Kiewer
Apartements, in denen laut Recherchen des Teams von Poroschenkos
Konkurrentin Julia Timoschenko jeweils bis zu 300 Personen gemeldet
waren.[1] Nicht wählen konnten hingegen Hunderttausende, laut russischen
Angaben sogar bis zu zwei Millionen Ukrainer, die in Russland leben.
Während die ukrainische Regierung in diplomatischen Vertretungen im
westlichen Ausland umstandslos Wahlurnen aufstellen ließ, war dies in
Russland nicht erlaubt. Bei Ukrainern, die nicht etwa in Polen, sondern in
Russland Arbeit und Zuflucht gesucht haben, darf eine Ablehnung der
exzessiv antirussischen Politik von Präsident Poroschenko unterstellt
werden.

Stimmenkauf

Hinzu kommen weitere Unregelmäßigkeiten. Am Wahltag selbst wurden laut
Angaben der Polizei rund 1.700 Verstöße gegen das Wahlgesetz gemeldet;
dabei hat es sich etwa um das Ablichten angekreuzter Stimmzettel sowie um
unzulässige Wahlwerbung in Wahllokalen gehandelt. In einem Kiewer
Wahlbezirk sollen die Wahlprotokolle bereits gut zwei Stunden vor
Schließung der Wahllokale unterzeichnet worden sein.[2] Auch vom Diebstahl
von Stimmzetteln wurde berichtet. Schon drei Tage vor dem Wahltag hatte
Innenminister Arsen Awakow mitgeteilt, ihm lägen hunderte Beschwerden vor,
laut denen die Wahlkampfteams von Poroschenko wie auch von Timoschenko
potenziellen Wählern Bestechungsgelder zahlten; vor allem
Bestechungsversuche durch Poroschenko-Mitarbeiter seien auf zahllosen Fotos
und Videos dokumentiert. Beobachter weisen allerdings darauf hin, dass
Awakow selbst politische Ambitionen verfolgt und dies Auswirkungen auf die
Gewichtung seiner Äußerungen haben kann.[3] Manche vermuten, er habe auf
die Kooperation mit Timoschenko gesetzt, die eine Zeitlang in Umfragen auf
dem ersten oder zweiten Platz lag.

Die "Nationale Miliz"

Bereits der Wahlkampf ist nicht nur von Bestechungsversuchen, sondern auch
von diversen Attacken auf Wahlkampfveranstaltungen überschattet worden.
Dabei wurden neben Veranstaltungen des Siegers der ersten Wahlrunde,
Wolodimir Selenskij, auch Auftritte von Timoschenko gestört; bei einer
Timoschenko-Veranstaltung in Kiew warfen Unbekannte Rauchbomben ins
Publikum.[4] Poroschenkos Wahlkundgebungen sind ebenfalls mehrmals
attackiert worden. Dabei hat sich vor allem eine Organisation namens
Nationale Miliz hervorgetan, die letztlich aus dem faschistischen
Bürgerkriegs-"Bataillon Asow" entstanden ist. Zu einem Zusammenstoß mit der
Polizei kam es, als vermummte Kämpfer der Miliz am 9. März versuchten, die
Tore zum Gelände um den Amtssitz des Präsidenten aufzubrechen. Am selben
Tag wurden 20 Polizisten verletzt, als die Nationale Miliz in Tscherkassy
Poroschenkos Wagenkolonne zu blockieren versuchte.[5] Die Angriffe der
Miliz auf den Präsidenten gelten als besonders pikant, weil Innenminister
Awakow signifikanten Einfluss auf die Faschisten haben soll; er unterhält
gute Beziehungen zum Gründer des "Bataillons Asow", Andrij Bilezkij, der
einen Sitz im ukrainischen Parlament innehat.[6]

"Ins Gesicht treten"

Die Nationale Miliz hat nicht nur gewalttätig in den Wahlkampf
eingegriffen, sondern auch am Wahltag selbst eine herausragende Rolle
gespielt: Die Organisation, die nicht zuletzt für Angriffe auf Roma-Lager
berüchtigt ist (german-foreign-policy.com berichtete [7]), stellte
insgesamt 363 Wahlbeobachter. Einer ihrer Anführer wurde vorab mit der
Aussage zitiert, sollte es "im Interesse der Gerechtigkeit" sein, "jemanden
ins Gesicht zu treten, dann werden wir das ohne Zögern tun".[8] Die
Aussicht, dass mehrere hundert gewalttätige Faschisten die Wahl in der
Ukraine überwachen, die laut Darstellung der westlichen Mächte unter ihrer
Protektion auf dem Weg zur Musterdemokratie sein soll, hat Frankreichs
Botschafterin in Kiew, Isabelle Dumont, bewogen, im Namen der G7 einen
Brief an Innenminister Awakow zu schreiben. Darin heißt es, man sei
ernsthaft über "extreme politische Bewegungen besorgt", die "ukrainische
Bürger einschüchtern, versuchen, die Rolle der nationalen Polizei bei der
Absicherung der Wahlen zu übernehmen", und damit "den nationalen und
internationalen Ruf der ukrainischen Regierung beschädigen".[9] Der Appell
ist wirkungslos verpufft.

"Freiheitskämpfer"

Freilich handelt es sich bei den faschistischen Banden, an deren
Gewalttaten die G7 heute Anstoß nehmen, um dieselben Schläger, die bereits
die Maidan-Proteste blutig eskalieren ließen. Damals wurden sie im Westen
als "Freiheitskämpfer" hofiert (german-foreign-policy.com berichtete [10]).

Der Schauspieler und sein Finanzier

Mit Blick auf den Wahlkampf zur zweiten Runde der Präsidentenwahl, die für
den 21. April angekündigt ist, sagen Beobachter voraus, die Sache werde
jetzt wohl so richtig "schmutzig" werden.[11] Amtsinhaber Poroschenko, ein
Oligarch, hat in der ersten Runde knapp 16 Prozent erzielt und liegt weit
hinter seinem Herausforderer Selenskij zurück, der 30 Prozent gewinnen
konnte. Selenskij wiederum, ein Schauspieler, steht seinerseits dem
Oligarchen Ihor Kolomoiskij nahe, auf dessen Fernsehsender 1+1 seine
Erfolgsserie "Diener des Volkes" läuft, eine Satire über die ukrainische
Politik. Kolomoiskij war einst Gouverneur der Oblast Dnipropetrowsk, bevor
er im März 2015 von Poroschenko im Konflikt entlassen wurde. Ein halbes
Jahr später ging auf 1+1 Selenskijs Serie auf Sendung, die maßgeblich
beigetragen hat, den von Kolomoiskij geförderten Schauspieler zum führenden
Rivalen des Präsidenten aufzubauen. Beobachter beschreiben den nun
bevorstehenden Wahlkampf zur Stichwahl um das Präsidentenamt als De
facto-Machtkampf zwischen zwei Oligarchen: Poroschenko und Kolomoiskij.[12]


Anmerkungen:

[1] Reinhard Lauterbach: Fernsehheld vorn. junge Welt 30.03.2019.

[2] Reinhard Lauterbach: Ukraine: zweite Runde. jungewelt.de 31.03.2019.

[3] Yuras Karmanau: Ukraine minister: President and rival both bribing
voters. washingtonpost.com 29.03.2019.

[4] Reinhard Lauterbach: Jagd auf "tote Seelen". junge Welt 16.02.2019.

[5] Reinhard Veser: Wer Gewalt sät. Frankfurter Allgemeine Zeitung
30.03.2019.

[6] Zu Bilezkij s. auch Radikalisierung im Parlament

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/6439/

und Nationalistische Aufwallungen.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/6446/

[7] S. dazu Euros für Bandera.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7878/

[8] Matthew Schaaf: Why Is a Militia Monitoring Ukraine's Presidential
Election? freedomhouse.org 12.03.2019.

[9] Christopher Miller: G7 Letter Takes Aim At Role Of Violent Extremists
in Ukrainian Society, Election. rferl.org 22.03.2019.

[10] S. dazu Nützliche Faschisten,

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/6187/

Vom Stigma befreit 

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/6213/

und "Faschistische Freiheitskämpfer".

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/6293/

[11], [12] Roman Olearchyk, Ben Hall: Ukraine election turns ugly as
president and comic reach run-off. ft.com 01.04.2019.
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MENSCHENRECHTE/357: Papst und spanischer König sollen sich bei Mexiko entschuldigen (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Papst und spanischer König sollen sich bei Mexiko entschuldigen

Vom Humanistischen Pressedienst, 30. März 2019



Im Jahr 2021 jährt sich die Eroberung Mexikos durch Spanien zum 500.
Mal. Im Zuge dessen fordert der mexikanische Präsident Andrés Manuel
López Obrador in Briefen jeweils den spanischen König Felipe VI. und
Papst Franziskus dazu auf, sich für die Gräueltaten der Eroberung mit
Schwert und Kreuz zu entschuldigen. Spanien hat eine Entschuldigung
bereits abgelehnt. Eine offizielle Antwort aus dem Vatikan wird noch
erwartet.

Auf Facebook veröffentlichte Mexikos Präsident Andrés Manuel López
Obrador - nach seinen Initialen oft auch nur "AMLO" genannt - eine von
ihm gehaltene Rede zum 500. Jahrestag der Schlacht von Centla [1].
In dem Ort im Bundesstaat Tabasco sprach Obrador von den Morden und
Folterungen tausender indigener Menschen durch Spanier im Zuge dieser
Schlacht, aber auch während der ganzen als "Conquista" bekannten
Eroberung Mexikos durch Spanien. Auch die Rolle der katholischen
Kirche betonte er, die ihre katholischen Tempel auf den Tempeln
vorspanischer Zivilisationen erbaute. Er erklärte, sowohl dem
spanischen König Felipe VI. als auch Papst Franziskus jeweils einen
Brief geschrieben zu haben. Darin lädt der mexikanische Präsident sie
ein, die Geschichte der spanischen Invasion und die Leiden der
ursprünglichen Bevölkerung gemeinsam aufzuarbeiten und sich für diese
und weitere zu Beginn der Unabhängigkeit Mexikos verübte Verbrechen zu
entschuldigen.

Er betonte, dass diese Forderung nicht spalten, sondern zur
Verbrüderung beitragen solle. Auch Obrador plant, sich im Namen der
mexikanischen Regierung zu entschuldigen. Für die Unterdrückung der
indigenen Bevölkerung, die Auslöschung der Maya und Yaqui und die
vielen tausend Toten chinesischen ArbeiterInnen im Zuge der
Revolution. Als Termin für die gemeinsame Entschuldigung schlägt er
den 500. Jahrestag des Falls von Tenochtitlán vor.

Nach Berichten der BBC [2] lehnt Spanien die Entschuldigung ab.
Während Obrador in seiner Rede die Menschenrechtsverletzungen und
Morde während der Eroberung mit Schwert und Kreuz ("La llamada
Conquista se hizo con la espada y con la cruz") aufzeigt, erklärt das
spanische Außenministerium, dass sich die Ankunft der Spanier vor 500
Jahren im Gebiet des heutigen Mexiko nicht mit heutigen Maßstäben
messen lasse. Die verbrüderten Länder hätten ihre gemeinsame
Vergangenheit immer ohne Groll sehen können. Auch biete Spanien an,
mit der mexikanischen Regierung weiter an einer Intensivierung der
freundschaftlichen und kooperativen Beziehungen zu arbeiten.

Laut dem spanischen Nachrichtenportal 20minutos [3] ist die spanische
Parteienlandschaft gespalten. Während konservative Christdemokraten
wie Partido Popular und die rechte Partei Vox eine Entschuldigung
ebenfalls ablehnen, gibt die Bewegung Podemos dem Präsidenten recht.

Die katalanische Tageszeitung La Vanguardia [4] erklärt, Obrador habe
zur Absage Spaniens noch nicht Stellung genommen. Allein wies er
dort - wie auch auf seinem Facebook-Profil - Vorwürfe des spanischen
Außenministeriums zurück, wonach er den Inhalt seines Briefes an
Felipe VI. veröffentlicht haben soll. In Bezug auf den Vatikan hofft
das mexikanische Staatsoberhaupt noch auf eine Entschuldigung des
Papstes an sein Land. Dieser hatte sich bereits einmal für die
Verbrechen gegen die indigene Bevölkerung im Zuge der "Conquista"
Amerikas entschuldigt [5].


Erstveröffentlicht bei:

https://hpd.de/artikel/papst-und-spanischer-koenig-sollen-sich-mexikanern-entschuldigen-16652


Anmerkung:

[1] https://www.facebook.com/lopezobrador.org.mx/videos/403647303756150/

[2] https://www.bbc.com/mundo/noticias-america-latina-47701387

[3] https://www.20minutos.es/noticia/3597458/0/podemos-da-la-razon-a-mexico-disculpa-conquista/

[4] https://www.lavanguardia.com/politica/20190326/461268721932/mexico-espana-disculpas-conquista-obrador-perdon.html

[5] https://www.welt.de/newsticker/news1/article143799885/Papst-entschuldigt-sich-fuer-Verbrechen-an-Amerikas-Ureinwohnern.html
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KRIEG/1737: Berlin - Schule und Bundeswehr ... (SB)




Bin entsetzt über Beschluss der Berliner SPD, Jugendoffizieren
der Bundeswehr die Schulen zu verbieten. Die Bundeswehr ist
demokratisch, eine Parlamentsarmee. Die Soldaten verdienen unseren
Respekt. Wer so einen Unsinn beschließt, sollte sich selbst von
unseren Schulen fernhalten.

Bundestagsvizepräsident Thomas Oppermann (SPD) [1]

Wie die heftigen Reaktionen zeigen, gleicht der Beschluß des Berliner
Landesverbands der SPD, ein Werbeverbot der Bundeswehr an Schulen
herbeizuführen, einem Stich ins Wespennest. "Es wird militärischen
Organisationen untersagt, an Berliner Schulen für den Dienst und die
Arbeit im militärischen Bereich zu werben", hieß es in dem Text. Der
Antrag zielt darauf ab, daß diese Formulierung im Schulgesetz für das
Land Berlin ergänzt wird. Minderjährige seien in einem Alter, in dem
sich zentrale Lebens- und Wertvorstellungen erst noch entwickeln
müßten. "Dementsprechend anfällig sind sie für militärische Propaganda
und Verharmlosung der realen Gefahren eines militärischen Einsatzes",
so die Begründung des Beschlusses. "Für Töten und Sterben macht man
keine Werbung." [2]

Was der SPD-Kreisverband Berlin-Spandau als Antrag eingebracht hatte
und vom Landesparteitag angenommen wurde, wäre im Falle seiner
Umsetzung im Schulgesetz ein Novum, da bislang ein Werbeverbot für die
Bundeswehr in keinem anderen Bundesland festgeschrieben oder geplant
ist. Das mag die Aufregung unter den Protagonisten einer
uneingeschränkten Rekrutierung für die nach wie vor unter
Nachwuchsmangel leidende Truppe erklären, die offenbar einen Dammbruch
fürchten. Wenngleich in der Vergangenheit immer wieder Kritik an den
Werbekampagnen der Streitkräfte unter Minderjährigen laut wurde,
weitete die Bundeswehr ihre Offensive aus, sich Jugendlichen als
attraktive Berufsperspektive anzudienen und Arbeitgeber wie jeder
andere darzustellen.

Wie aus einer Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der
Linken im Sommer 2018 hervorging, hatte die Bundeswehr im Vorjahr
mindestens eine halbe Million Jugendliche erreicht, die meisten von
ihnen während des Unterrichts etwa bei Vorträgen, Podiumsdiskussionen
oder Seminaren. Bei Vorträgen im Schulunterricht sprachen
Jugendoffiziere zumeist an Gymnasien mit fast 120.000 Schülerinnen und
Schülern, hinzu kamen zahlreiche weitere Veranstaltungen wie Jobmessen
oder Projekttage. Allein das Personal für die Werbemaßnahmen kostete
die Bundeswehr 31 Millionen Euro. 2014 hatte die Bundeswehr auf der
Seite des Jugendmagazins "Bravo" für ein "Adventure Camp" der
Luftwaffe in Sardinien geworben, auch die YouTube-Serien "Die
Rekruten", "Mali"und "Biwak", in denen Soldaten im Reality-Show-Format
von ihrem Berufsalltag berichten, waren heftig umstritten. [3] Ende
2018 kritisierten die Grünen eine Werbekampagne der Bundeswehr, bei
der mit einer Serie über das Kommando Spezialkräfte (KSK) im
Kurzmitteilungsdienst WhatsApp und mit einem Fitneßprogramm neue
Soldaten angeworben wurden. Es sei "zynisch, junge Leute mit einer
Action-Serie und einem Muskelprogramm als Staatsbürger in Uniform
gewinnen zu wollen", sagte der verteidigungspolitische Sprecher der
Grünen, Tobias Lindner.

Die Berliner Grünen-Fraktion begrüßte den Antrag im Grundsatz, auch
die Berliner Linken sprachen sich dafür aus, so daß in der Koalition
eine Zustimmung denkbar wäre. Die Bildungsgewerkschaft GEW spricht
sich seit langem gegen Bundeswehrauftritte an Schulen aus, da ihres
Erachtens auch die Jugendoffiziere Werbung machen. Es handle sich
nicht um reine Informationsangebote, zumal die Probleme von
Auslandseinsätzen nicht umfassend dargestellt würden, da ein
Jugendoffizier notgedrungen parteiisch sei. Die Gewerkschaft halte den
Berliner Beschluß für richtig. [4]

Das sieht Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen natürlich ganz
anders, die den Beschluß und dessen Begründung als einen "Schlag ins
Gesicht aller Soldatinnen und Soldaten" bezeichnete. "Sie halten bei
jedem Einsatz den Kopf dafür hin, dass in Deutschland Frieden und
Freiheit herrschen", sagte die CDU-Politikerin. "Deswegen darf es
keinen Raum in dieser Gesellschaft geben, in dem diese Leistung
totgeschwiegen und herabgewürdigt werden soll." Ein Sprecher des
Ministeriums betonte, daß die Bundeswehr eine Parlamentsarmee sei und
einen in der Verfassung verankerten Auftrag habe. In diesem
Zusammenhang stünden auch Besuche von Jugendoffizieren und
Karriereberatern an Schulen. Erstere kämen auf Einladung und erklärten
im Klassenzimmer den Auftrag und die Aufgaben der Truppe. Getrennt
davon informierten letztere über die Bundeswehr als Arbeitgeber. Die
Einzelberatung finde dann aber außerhalb der Schulen statt, so die
vorgehaltene Unterscheidung, als wisse eine Hand nicht, was die andere
tut.

Wer die vage Hoffnung gehegt haben mochte, das sozialdemokratische
Spitzenpersonal sei angesichts seiner aktuellen Rüstungsexportbremse
für Saudi-Arabien oder der angekündigten Beschneidung bei der
Aufstockung der Kriegskasse durch den Finanzminister doch nicht ganz
immun gegen antimilitaristische Positionen, wird am Berliner Beispiel
eines Schlechteren belehrt. Fast noch erboster als das unionsgeführte
Verteidigungsministerium geißelten namhafte Repräsentanten der SPD
ihre kommunalpolitischen Genossinnen und Genossen in der Hauptstadt,
als handle es sich um Nestbeschmutzer oder inkompetente Irrläufer.
Nicht nur der eingangs zitierte Oppermann, auch SPD-Generalsekretär
Lars Klingbeil brach eine Lanze für die Jugendoffiziere, die keine
Werbung machten und deshalb auch weiterhin sicherheitspolitische
Diskussionen an den Schulen führen sollten.

Wolfgang Hellmich, Vorsitzender des Verteidigungsausschusses im
Bundestag, bemängelte gar, hinter dem Parteitagsbeschluß verberge sich
"keine sozialdemokratische Haltung". Der Slogan "Werben fürs Sterben"
sei "schlicht falsch". Die Berliner SPD habe noch "viel Arbeit vor
sich". Nach Auffassung des SPD-Bundestagsabgeordneten Karl-Heinz
Brunner zeigt die Entscheidung, "wie weit leider Teile unserer SPD
sich von der Realität entfernt haben". Der Vorschlag seiner Berliner
Parteifreunde zeuge "nur von Unkenntnis" und sei ein ganz schlechter
Aprilscherz. Thomas Hitschler, ebenfalls Mitglied des
Verteidigungsausschusses, betonte, die Bundeswehr habe ihren festen
Platz in der Mitte unserer Gesellschaft. "Uns muss daran gelegen sein,
dass das so bleibt." Und der Neuköllner SPD-Bundestagsabgeordnete
Fritz Felgentreu attestiert dem Beschluß "mangelndem Sachverstand".
"Jugendoffiziere machen eine tolle Arbeit, an Schulen diskutieren sie
mit Jugendlichen über den Verfassungsauftrag der Bundeswehr. Das ist
eben keine Werbung, sondern politische Bildung zum Anfassen - und darf
nicht infrage gestellt werden."

Die Planungen des Verteidigungsministeriums sehen vor, daß die
Truppenstärke bis 2024 auf 198.000 Soldatinnen und Soldaten sowie
61.400 zivile Beschäftigte steigen soll. Dafür ist ein Zuwachs um rund
12.000 Zeit- und Berufssoldaten, 1000 Reservisten und 5000 zivile
Mitarbeiter erforderlich. Da regelmäßig Zeitsoldaten ausscheiden,
müssen jedes Jahr etwa 25.000 Menschen neu eingestellt werden, um den
Weggang auszugleichen und die Wachstumsvorgaben einzuhalten. Für eine
gute Auswahl sind jährlich 100.000 Bewerbungen erforderlich, viel mehr
als derzeit eingehen, da die Gesamtzahl freiwilliger Bewerber nach
Angaben des Verteidigungsministeriums sogar rückläufig ist.

Unter den zahlreichen Maßnahmen, die mit bislang eher mäßigem Erfolg
gegen die Rekrutierungslücke ins Feld geführt werden, nimmt die
Anwerbung Jugendlicher eine zentrale Rolle ein. Die Bundeswehr müsse
sich bemühen, "auf das Radar der jungen Leute" zu kommen. Dafür sei
"zielgruppengerechte Werbung" notwendig. Sie gibt viel Geld dafür aus
und wirbt auf YouTube, Twitter, Facebook, Instagram, Snapchat und der
weltgrößten Computerspielemesse Gamescom in Köln um Nachwuchs, nur bei
der Internetkonferenz re:publica, die im Mai 2018 in Berlin Station
machte, wurde ihr die Präsenz verwehrt. Die Gründer der Konferenz
stellten klar, daß sie keine Uniformen auf dem Gelände und auch keinen
Stand haben wollten, auf dem die Bundeswehr für sich wirbt und
Rekrutierungsarbeit leistet. Sie stünden für eine lebenswerte digitale
Gesellschaft und nicht für eine Militarisierung des Internets.

Der Zorn der SPD-Granden aus dem verteidigungspolitischen Lager ist
verständlich, rühren doch die eigenen Parteigenossen in Berlin an dem
auch von der Sozialdemokratie offensiv ins Feld geführten Konsens, daß
die Bundeswehr ein wünschenswerter Teil der politischen Bildung an den
Schulen sei, an dem nur realitätsferne und inkompetente Kleingeister
Anstoß nehmen könnten. Die gezielte Diskreditierung des
Landesparteitags ist ein Schuß vor den Bug abweichender Meinungen in
der eigenen Partei wie auch ein klares Signal an die Öffentlichkeit,
daß mit der SPD deutsche Militarisierung und Hegemonialpolitik allemal
zu machen ist.


Fußnoten:

[1] www.berliner-zeitung.de/berlin/verbot-von-soldatenbesuchen-an-schulen--massive-kritik-an-berliner-spd-beschluss--32310412

[2] www.spiegel.de/lebenundlernen/schule/spd-berlin-will-bundeswehr-aus-schulen-ausschliessen-a-1260611.html

[3] www.spiegel.de/lebenundlernen/schule/bundeswehr-an-schulen-die-linke-kritisiert-werbung-fuer-soldaten-jobs-a-1209523.html

[4] www.taz.de/!5582140/
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LAIRE/1342: Ernährung - Welthungerhilfe ein Teil des Problems ... (SB)




Die weltweite Hungerhilfe globaladministrativer Institutionen lindert
regelmäßig den Nahrungsmangel von Millionen Menschen, dient
aber zugleich als Feigenblatt einer gesellschaftlichen Ordnung, in
der laufend weiter Hunger produziert wird.

Am heutigen Dienstag ist der Globale Bericht über akute
Nahrungsmittelkrisen (Global Report on Food Crises) erschienen [1].
Wie in den letzten zwei Jahren seit Erscheinen des ersten Berichts
dieser Art handelt es sich um eine Mischung aus Schilderungen des
Ist-Zustands, Mahnungen, daß noch viel zu wenig gegen den Hunger
getan wird, und Perspektiven, daß immerhin schon einige Anstrengungen
in die richtige Richtung unternommen werden. Doch niemals wird der
akute Hunger auch nur annähernd als systemische Folge einer von
Vorteilsnahme getriebenen, die Vorherrschaft der bestehenden
Produktionweisen und Wertschöpfungsketten sichernden
Gesellschaftsordnung beschrieben, sondern stets nur als angeblicher
Ausnahmefall aufgrund von bewaffneten Konflikten, klimatischen
Faktoren und wirtschaftlichen Schocks. So versteht sich dieser
Report als Gegenstück zum State of Food and Nutrition Security in the
World (SOFI) 2018, einem Zustandsbericht über chronischen Hunger, der
die Zahl der absolut unterernährten Menschen mit 821 Millionen
angibt. [2]

Indem sich das Global Network Against Food Crises, an dem unter
anderem die UN-Institutionen FAO (Organisation für Lebensmittel und
Landwirtschaft) und WFP (Welternährungsprogramm) beteiligt sind, als
Initiator dieses Berichts über Welthunger und Welthungerhilfe zum
Adressaten der Notleidenden anbietet, erweist es sich als Sachwalter
dieser Ordnung und nicht etwa als deren grundlegendes Korrektiv.

Im vergangenen Jahr waren mehr als 113 Millionen Menschen in 53
Ländern von "akutem Hunger" betroffen und auf Lebensmittelhilfe
angewiesen. Am meisten gehungert wurde, in dieser Reihenfolge, in
Jemen, Demokratische Republik Kongo, Afghanistan, Äthiopien, Syrien,
Sudan, Südsudan und Nigeria (der nördliche Teil). Auf diese acht
Länder entfallen zwei Drittel der Menschen, die unter akutem
Nahrungsmangel litten.

Bewaffnete Konflikte erweisen sich demnach als mit Abstand
wichtigster Grund für Hunger. Was der Report nicht dazu sagt: Stets
handelt es sich um Konflikte, die auf mehreren, miteinander
verwobenen Ebenen ausgetragen werden und auf denen unter anderem auch
der privilegierte westliche Lebensstil beruht. Beispielsweise könnte
die Militärallianz, die Saudi-Arabien um sich geschart hat, keinen so
vernichtenden Krieg gegen die jemenitische Bevölkerung führen, wenn
ihr dafür nicht Waffen unter anderem aus deutscher Fertigung
ausgehändigt worden wären. Die Rüstungslieferanten sind genauso an
diesem größten akuten Hungernotstand der Welt beteiligt wie
diejenigen, die diese Waffen einsetzen. Ist es nicht perfide, daß
nicht etwa der Hungertod von vielen zu einem befristeten
Waffenexportstopp der BRD an Saudi-Arabien geführt hat, sondern die
medial breitgewalzte Ermordung einer einzigen Person in der
Botschaft dieses Landes in der Türkei?

In der Demokratischen Republik Kongo werden seit mehreren Jahrzehnten
erbitterte Ressourcenkriege geführt. Sklavenarbeit und
sklavereiähnliche Arbeit reichen sich im rohstoffreichen, jedoch
völlig verarmten Ostkongo die Hand. Dort führen lokale Handlanger,
die am unteren Ende von Seilschaften stehen, welche sich bis in die
Nachbarländer und von dort weiter hinaus bis in die
Verwertungsstätten von Coltan, Kupfer, Gold, Diamanten und anderen
Rohstoffen auf anderen Kontinenten erstrecken, einen Dauerraubzug aus.
Auch für unsere Handys verenden Menschen in den Minen oder werden
umgebracht, weil sie irgend jemandem im Wege stehen.

In Afghanistan, dem an dritter Stelle genannten Land mit akutem
Nahrungsmangel, führt die Bundeswehr schon länger Krieg als die
Deutsche Wehrmacht in den beiden Weltkriegen zusammen. Deutschland
wird auch am Hindukusch "verteidigt", sagte der frühere deutsche
Verteidigungsminister Peter Struck. Wie recht er hat! Das Ergebnis
spricht eine deutliche Sprache: Dort wird gehungert, hier nicht.

Vermutlich wäre es auch ohne die Beteiligung internationaler
Waffenhändler zu all den bewaffneten Konflikten und
Stellvertreterkriegen um Ressourcen und Lebensraum gekommen, wie sie
in dem Report genannt werden. Aber sicherlich werden jene Konflikte
nicht aufzulösen sein, wenn sie weiter wie bisher von außen befeuert
werden. Ein Stopp aller Waffenexporte wäre schon mal ein Anfang, der
Rückzug der Bundeswehr aus Konfliktgebieten ein zweiter Schritt.
Durchsetzung von Maßnahmen, die unter dem Stichwort
Klimagerechtigkeit behandelt werden, Beseitigung des
Wohlstandsgefälles zwischen dem Globalen Norden und dem Globalen
Süden könnten folgen.

Es geht hier nicht darum, die Welthungerhilfe ersatzlos zu streichen
und die Menschen dem Hunger zu überantworten. Im Gegenteil, die
Mittel sollten sogar noch aufgestockt werden, da diese bisher nur zur
partiellen Hungerbeseitigung reichten. Allerdings wären zeitlich
parallel dazu die Voraussetzungen zu schaffen, um eben diese Hilfe
nicht zum institutionellen Feigenblatt verkommen, sondern 
schnellstmöglich überflüssig werden zu lassen. Wer den Global Report 
on Food Crises liest, könnte sich nach der Lektüre die Frage stellen, ob er
glaubt, daß aus diesem Bericht heraus eine Initiative und Bewegung
entstehen könnten, die erforderlich sind, um den Hunger in der Welt zu
beenden, oder ob der Bericht eher Bestandteil der Verwaltung des
Hungers ist.


Fußnoten:

[1] http://www.fsinplatform.org/sites/default/files/resources/files/GRFC_2019-Full_Report.pdf

[2] http://www.fao.org/3/i9553en/i9553en.pdf
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ARMUT/269: Armut ist in Deutschland vor allem ein Problem in den Großstädten (idw)


Bertelsmann Stiftung - 02.04.2019

Armut ist in Deutschland vor allem ein Problem in den Großstädten

Armut ist in Deutschland nach wie vor ungleich verteilt. Besonders in den
deutschen Großstädten über 100.000 Einwohnern ist die Armutsquote höher
als im Bundesdurchschnitt und die Bevölkerung in den Großstädten nimmt
Armut verstärkt wahr. Verwaltungschefs der Großstädte geben an, dass sie
bereits vielfältige Maßnahmen gegen Armut ergriffen haben.



Gütersloh, 02. April 2019. Die Armutsquote in den deutschen Großstädten
liegt auf einem deutlich höheren Niveau als in Deutschland insgesamt. So
betrug der Anteil der Sozialleistungsempfänger an der Bevölkerung 2016
deutschlandweit 10,1 Prozent. In den Großstädten über 100.000 Einwohner
lag er dagegen bei 14,0 Prozent, also knapp vier Prozentpunkte höher. Die
Armutsquote hat sich dabei in den einzelnen Großstädten im
Zehn-Jahres-Vergleich unterschiedlich entwickelt: In 37 Kommunen (46
Prozent) ist die Quote der Sozialleistungsempfänger gestiegen, in 27 (34
Prozent) ist sie gesunken und in 16 (20 Prozent) ist sie in etwa gleich
geblieben. Das sind die Ergebnisse des Monitors Nachhaltige Kommune der
Bertelsmann Stiftung, der sich in seinem aktuellen Bericht mit dem ersten
Nachhaltigkeitsziel ("Keine Armut") der 17 Sustainable Development Goals
(SDGs) der Vereinten Nationen beschäftigt hat.

"Nachhaltige Entwicklung ist die große Herausforderung des 21.
Jahrhunderts. Ihr Prinzip setzt voraus, dass wirtschaftliche, soziale und
ökologische Belange ausgewogen berücksichtigt werden. Unser Fokus muss
dabei auf der Verbesserung der Lebensqualität für alle Menschen liegen.
Transparenz ist hierfür der erste Schritt, den wir mit dem neuen
SDG-Portal unterstützen", sagt Brigitte Mohn, Vorstand der Bertelsmann
Stiftung.

Armut ist in Deutschland regional unterschiedlich verteilt

Unter den Großstädten, in denen die Armut zugenommen hat, befinden sich
alle 13 Ruhrgebietskommunen mit mehr als 100.000 Einwohnern; demgegenüber
zählen alle zehn ostdeutschen Großstädte zu den Kommunen mit einer
geringeren Armutsquote als noch vor zehn Jahren. Der Anstieg der Armut im
Ruhrgebiet kann vor allem auf den noch nicht vollständig bewältigten
Strukturwandel zurückgeführt werden. In den ostdeutschen Großstädten haben
sich die Lebensverhältnisse im Laufe der Jahre weiter an das Westniveau
angeglichen. Da aktuell nur Daten bis 2016 vorliegen, konnten Auswirkungen
der starken Zuwanderung ab 2015 auf die Armutssituation in den Großstädten
nur zum Teil erfasst werden.

Großstädter nehmen Anstieg der Armut wahr

Die Bevölkerung der deutschen Großstädte nimmt Armut vor Ort größtenteils
als steigend wahr: Laut einer repräsentativen Umfrage aus dem Jahr 2018
des Meinungsforschungsinstituts Kantar Emnid im Auftrag der Bertelsmann
Stiftung ist etwa die Hälfte (46 Prozent) der Großstädter der Meinung,
dass die Armut in der Stadt - verglichen mit der Situation vor zehn Jahren
- gestiegen sei; von allen Bürgern in Deutschland meint dies nur gut ein
Drittel (34 Prozent). Dabei fällt auf: Das Armutsproblem wird für umso
dringlicher gehalten, je mehr Einwohner der Wohnort hat. Für 27 Prozent
aller Befragten ist die Armut vor Ort "ein großes" oder "sehr großes
Problem". Bei den Befragten aus Großstädten liegt dieser Wert bei 51
Prozent und damit ungefähr doppelt so hoch wie im Durchschnitt.

Armut ist für Verwaltungschefs der Großstädte relevantes Thema
Die Verwaltungschefs der 80 deutschen Großstädte haben das Problem Armut
ebenfalls erkannt und Maßnahmen ergriffen. Das hat das Deutsche Institut
für Urbanistik (Difu) im Auftrag der Bertelsmann Stiftung anhand einer
weiteren Befragung ermittelt. Während über alle Kommunen betrachtet die
Armut vor Ort nur für sechs Prozent der Verwaltungschefs "ein großes" oder
"sehr großes Problem" darstellt, ist dies in Großstädten über 100.000
Einwohner für fast jeden Vierten der Fall (22 Prozent). Alle befragten
Verwaltungschefs von Großstädten geben an, dass sie bereits vielfältige
Maßnahmen zur Armutsbekämpfung und -vermeidung ergriffen haben. Hierzu
gehören Pflichtaufgaben, wie vor allem die Umsetzung der Sozialgesetze des
Bundes und der Länder, aber auch freiwillige Aufgaben, wie zum Beispiel
die Förderung von Kinder- und Jugendeinrichtungen oder von Sport-, Kultur-
und Verkehrsangeboten. Allerdings sehen die Verwaltungschefs noch weiteren
Verbesserungsbedarf: In der verwaltungsinternen Zusammenarbeit sowie in
freiwilligen sozialen Leistungen, die vielfältig, gut zugänglich und
spezifisch auf einzelne Stadtteile angepasst sind.

Was sollten Großstädte tun?

"Großstädte sollten vor allem für mehr Transparenz darüber sorgen, wie
Armut in der jeweiligen Kommune verteilt ist. Dies kann in Form von
kleinräumigen Armutsberichten geschehen", sagt Kirsten Witte, 
Kommunal-Expertin bei der Bertelsmann Stiftung. So zeige sich immer öfter, 
dass es in Ballungsräumen einzelne Quartiere gibt, in denen sich soziale, 
aber auch wirtschaftliche und umweltbezogene Problemlagen bündeln. 
Transparenz über die Gesamtsituation in einzelnen Stadtteilen sei eine
Grundvoraussetzung dafür, so Kirsten Witte weiter, dass Großstädte eine
integrierte Strategie für die nachhaltige Bekämpfung und Vermeidung von
Armut entwickeln könnten. Hierzu bietet sich vor allem der Aufbau eines
kommunalen Nachhaltigkeitsmanagements an, das auf die 17
Nachhaltigkeitsziele (SDGs) der Vereinten Nationen ausgerichtet ist, zumal
das SDG 1 auf "Armut" bezogen und eng mit den übrigen SDGs verknüpft ist.
So könnten die Chancen der Menschen auf Bildung, Gesundheit,
Wohnungsversorgung, Freizeitangebote, soziale Gemeinschaft und berufliche
Entwicklung systematisch verbessert werden.


Zusatzinformationen

Im Herbst 2015 haben die Vereinten Nationen die Agenda 2030 für
nachhaltige Entwicklung verabschiedet. Die Agenda 2030 enthält 17
Nachhaltigkeitsziele, die auf wirtschaftliche, ökologische und soziale
Handlungsfelder ausgerichtet und gemeinsam zu betrachten sind. Das erste
SDG lautet "Armut in allen ihren Formen und überall beenden" oder kurz:
"Keine Armut". Alle Nachhaltigkeitsziele richten sich grundsätzlich an die
internationale, nationale, regionale und lokale Ebene.

Mit dem Projekt "Monitor Nachhaltige Kommune" möchte die Bertelsmann
Stiftung eine nachhaltige Entwicklung vor Ort unterstützen. Im Mittelpunkt
steht dabei die Umsetzung der Agenda 2030 mit den SDGs. Hierzu werden
Monitor-Berichte, Arbeitshilfen und Indikatoren für ein kommunales
Nachhaltigkeitsmanagement veröffentlicht. Kommunale Daten zu den SDGs
werden für alle Städte und Gemeinden über 5.000 Einwohner sowie alle
Landkreise über das SDG-Portal (https://sdg-portal.de/) und den Wegweiser
Kommune (http://www.wegweiser-kommune.de/) von der Bertelsmann Stiftung
bereitgestellt.

Die SDG-Indikatoren für Kommunen wurden gemeinsam mit den kommunalen
Spitzenverbänden (Deutscher Städtetag, Deutscher Landkreistag, Deutscher
Städte- und Gemeindebund), dem Deutschen Institut für Urbanistik, dem
Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung sowie Engagement Global
mit ihrer Servicestelle Kommunen in der Einen Welt entwickelt.

Für die Bevölkerungsbefragung des Meinungsforschungsinstituts Kantar Emnid
wurden im Zeitraum vom 10. bis 14. September 2018 insgesamt 1.009
telefonische Interviews durchgeführt. Die Befragung ist repräsentativ für
die deutschsprachige Bevölkerung in Privathaushalten ab 14 Jahren.

Das Deutsche Institut für Urbanistik (Difu) hat im September und Oktober
2018 die Verwaltungschefs aller Städte und Gemeinden über 5.000 Einwohner
sowie aller Landkreise in Deutschland zu einer Online-Befragung
eingeladen. Insgesamt haben sich 388 von 3.222 Kommunen (12 Prozent) an
der Umfrage beteiligt. Die Befragung ist nicht repräsentativ.


Weitere Informationen unter:

https://sdg-portal.de/

http://www.wegweiser-kommune.de/

http://www.bertelsmann-stiftung.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution605

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bertelsmann Stiftung, 02.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LEISTUNGEN/629: Wohngeldreform - Energiekostenkomponente gefordert (Paritätischer Wohlfahrtsverband)


Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Pressemeldung vom 2. April 2019

Wohngeldreform: Paritätischer fordert Energiekostenkomponente



Der Paritätische Gesamtverband bewertet die Wohngeldreform, die morgen in
das Kabinett eingebracht wird, grundsätzlich positiv. Der Verband sieht
jedoch Nachholbedarf bei den Energie- und Sanierungskosten und fordert eine
Klima- und Energiekomponente. Zudem weist der Paritätische auf die
Notwendigkeit einer Verschärfung der Mietpreisbremse hin.

"Über Jahre hechelte das Wohngeld den explodierenden Mieten und
stagnierenden Einkommen hinterher. Endlich reagiert die Politik darauf und
passt das Wohngeld häufiger an", so Ulrich Schneider, Hauptgeschäftsführer
des Paritätischen Gesamtverbandes. Kritisch bewertet der Paritätische
jedoch das Fehlen einer Energiekostenkomponente im Wohngeld. "Die wieder
stark ansteigenden Energiekosten sind ein Thema, das beim Wohngeld nicht
ausgespart werden darf. Die wachsende Zahl von Stromsperren, zuletzt
344.000, sprechen eine deutliche Sprache. Energie ist fester Bestandteil
des Existenzminimums und muss für jeden bezahlbar bleiben", so Schneider.
Der Verband kritisiert zudem, dass von der geplanten Wohngeldreform auch
Vermieter, welche die Mieten seit Jahren nach oben treiben, profitieren.
Die richtige Wohngeldreform müsse daher zwingend mit einer Verschärfung der
Mietpreisbremse einhergehen, um Missbrauch durch Vermieter zu verhindern.

Ein Kernproblem bestehe zudem nach wie vor darin, dass es grundsätzlich an
bezahlbarem und gutem Wohnraum für alle mangele. Der Irrweg der
Privatisierung und der blinde Glaube an den freien Markt müssten endlich
beendet werden, um den Immobilienmarkt wieder in den Griff zu bekommen,
fordert der Paritätische. "Es geht um den Bau von mindestens 100.000
Sozialwohnungen jährlich und die Wiedereinführung des gemeinnützigen
Wohnungsbaus. Auch die Frage der Vergesellschaftung großer Wohnungskonzerne
darf im Zweifel kein Tabu mehr sein, um Preistreiberei und Gentrifizierung
zu stoppen", so Schneider.

 * 

Quelle:

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e. V.

Oranienburger Str. 13-14, 10178 Berlin

Telefon +49(0)30|24636-0, Telefax +49(0)30|24636-110

Internet: www.paritaet.org, www.der-paritaetische.de
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BANK/562: Drei Jahre AIIB - Studie offenbart drohenden Kontrollverlust europäischer Anteilseigner (urgewald)


urgewald - Pressemitteilung vom 2. April 2019

Drei Jahre Asian Infrastructure Investment Bank (AIIB):

Studie offenbart drohenden Kontrollverlust europäischer Anteilseigner

• AIIB-Präsident kann Großteil der Projekte im Alleingang
beschließen

• Standards anderer multilateraler Banken werden nicht erreicht

• China könnte Bank für eigene geopolitische Interessen missbrauchen



Berlin, 2.4.2019 - Drei Jahre nach dem Start der Asian Infrastructure
Investment Bank (AIIB) offenbart eine neue Studie, dass die Standards der
AIIB für Transparenz, Umwelt und Menschenrechte deutlich hinter die anderer
multilateraler Banken zurückfallen. Die vom Bundestag formulierten
Bedingungen für die deutsche AIIB-Beteiligung erfüllt die Bank bisher
nicht.[1] Autorin der Studie ist die langjährige Expertin für multilaterale
Banken Dr. Korinna Horta, Auftraggeber sind die Heinrich-Böll-Stiftung und
urgewald. Gestern Abend wurde die Studie in der Heinrich-Böll-Stiftung in
Berlin vorgestellt.

Horta hat untersucht, wie konsequent die Richtlinien der AIIB Umweltschutz,
Menschenrechte und Transparenz bei ihren Projekten sicherstellen und
Vergleiche zu anderen multilateralen Banken gezogen. Dabei hat die Autorin
massive Schwachstellen entdeckt. "Die Standards klingen meist gut, bei
genauerem Blick enthalten sie aber große Lücken und sind in vielen Fällen
nicht verpflichtend. Offenbar möchte die AIIB potenziellen Kreditnehmern
signalisieren, dass sie sich keine Sorgen um allzu großen Schutz von Umwelt
und Menschenrechten machen brauchen", sagt Horta.

Die AIIB soll Infrastrukturprojekte in Asien und anderen Weltregionen
finanzieren. China ist unter den inzwischen 70 Mitgliedsstaaten mit Abstand
die tonangebende Nation - mit über 26 Prozent der Stimmanteile hat sie de
facto ein Vetorecht. Deutschland hält als größter nicht-regionaler
Anteilseigner über 4 Prozent der Stimmanteile und steht nach China, Indien
und Russland an vierter Stelle der größten Anteilseigner.

Beteiligte Staaten wie Deutschland stellt die Kontrolle der AIIB-Geschäfte
vor große Herausforderungen. Der Verwaltungsrat, in den die
Mitgliedsstaaten ihre Vertreter entsenden, arbeitet nicht am Sitz der Bank,
sondern aus der Ferne - dies ist, abgesehen von Einzelfällen, unüblich für
multilaterale Banken. Der chinesische AIIB-Präsident Jin Liqun soll bis auf
einige Ausnahmen im Alleingang über sämtliche Projekte für den privaten
Sektor entscheiden, die einen Umfang von bis zu 100 Mio. US-Dollar haben;
bei Projekten im öffentlichen Sektor entscheidet er sogar über alle
Projekte bis zu 200 Mio. Dollar Umfang. Bislang ist unklar, wie detailliert
der Verwaltungsrat vor einem Finanzierungsbeschluss über Projekte
informiert wird.

"Mitgliedsstaaten wie Deutschland können so niemals absehen, welche
Gefahren ein Projekt für die Umwelt oder die Zivilgesellschaft birgt. Dabei
verursachen gerade Infrastrukturprojekte immer wieder schwere Schäden,
denken wir nur an Großstaudämme oder Straßen in bewaldeten Gebieten. Will
die AIIB vermeiden, dass sie zu einer Bank der Zerstörung wird, muss sie
dringend mehr Aufsicht zulassen", fordert Knud Vöcking, Experte für
multilaterale Banken bei urgewald.

Im Falle von Beschwerden sollen sich Betroffene an den hauseigenen
Project-affected People's Mechanism (PPM) wenden. Hortas Analyse: "Im
Gegensatz zu den Beschwerdemechanismen anderer multilateraler Banken macht
es die AIIB Betroffenen schwer, sie müssen einen Hindernislauf an
bürokratischen Auflagen bewältigen. Dies zielt offensichtlich darauf ab,
betroffene Menschen auf Distanz zu halten."

Die Umwelt- und Sozialstandards will die AIIB outsourcen, indem sie ihren
öffentlichen und privaten Kunden erlaubt, eigene Schutzstandards
anzuwenden. "Es ist völlig unklar, wie das AIIB-Management überprüfen will,
ob die fremden Standards den eigenen entsprechen und ob sich die
Kreditnehmer auch an die Regeln halten", kritisiert Vöcking.

Laut Hortas Analyse zielt die AIIB-Strategie auf maximalen Kapitalabfluss
bei möglichst geringen Auflagen. Im Ringen multilateraler Banken um
Investitions-möglichkeiten könnte dies dazu führen, dass Konkurrenten wie
die Weltbank ihre Transparenz-, Umwelt- und Sozialstandards verwässern.

"Europäische Anteilseigner der AIIB, die der Bank internationale
Glaubwürdigkeit verleihen, verfügen gemeinsam über einen Stimmanteil von
knapp 24 Prozent. Sie müssen ihn nutzen und sich für einen starken,
unabhängigen Beschwerdemechanismus, mehr Transparenz und die Kontrolle und
Begrenzung der Macht des AIIB-Managements einsetzen", fordert Jörg Haas,
Referent für Internationale Politik bei der Heinrich-Böll-Stiftung.

Haas ergänzt: "Jüngst wurde bekannt, dass die AIIB auch in den
Vereinbarungen über den Beitritt Italiens zu Chinas 'Neuer Seidenstraße'
erwähnt wird. Dies nährt die Sorge, dass die chinesische Regierung die AIIB
für eigene geopolitische Interessen missbrauchen könnte, indem sie
politisches Wohlverhalten belohnt." Vor Kurzem hat AIIB-Präsident Jin Liqun
das Projekt 'Neue Seidenstraße' und seine Bank als die zwei Motoren
desselben Flugzeugs beschrieben.[2]


Anmerkungen:

[1] Vgl. Bundestag Drucksache 18/6568, S. 5: 


www.dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/065/1806568.pdf

[2] China Daily, 7.9.2018: 

www.www.chinadaily.com.cn/a/201809/07/WS5b91e867a31033b4f4654cd3.html

Weitere Informationen:

Studie zum Download - "The Asian Infrastructure Investment Bank (AIIB): A
Multilateral Bank where China sets the Rules" (Englisch)

https://www.boell.de/sites/default/files/boell_aiib-studie_en_web_v01_kommentierbar.pdf?dimension1=division_as/sites/default/files/boell_aiib-studie_en_web_v01_kommentierbar.pdf?dimension1=division_asivision_as

Ab 03. April auch in Deutsch: "Die Asiatische Infrastruktur Investment Bank
(AIIB): Eine multilaterale Bank, in der China die Regeln bestimmt."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. April 2019

Herausgeber: urgewald e.V.

Hauptgeschäftsstelle:

Von-Galen-Straße 4, 48336 Sassenberg

Telefon: 02583/1031, Fax: 02583/4220

Internet: www.urgewald.org
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GEWERKSCHAFT/1802: ver.di ruft Beschäftigte bei privaten und öffentlichen Banken zu Warnstreiks auf (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
2. April 2019

ver.di ruft Beschäftigte bei privaten und öffentlichen Banken zu
Warnstreiks auf



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) hat
Bankbeschäftige vor der dritten Verhandlungsrunde am 11. April 2019 an
verschiedenen Orten und Tagen zu Warnstreiks aufgerufen. Anlass sind die
stockenden bundesweiten Tarifverhandlungen für die rund 200.000
Beschäftigten bei den privaten und öffentlichen Banken.

So wird es am Mittwoch, dem 3. April, zu Warnstreiks in Hamburg
kommen, dort werden Beschäftigte unter anderem der Deutschen Bank,
Commerzbank und der Hamburger Sparkasse in den ganztägigen Warnstreik
treten. Eine Streikkundgebung findet von 10:00 Uhr bis 11:45 Uhr vor
dem Gewerkschaftshaus am Hamburger Besenbinderhof statt. Am
Donnerstag, dem 4. April, kommt es ab 14:45 Uhr am Kölner
Friesenplatz zu einer ver.di-Kundgebung mit
Commerzbank-Beschäftigten. Am kommenden Freitag, dem 5. April 2019,
wird es zu Warnstreiks in Berlin kommen. Dort sind Beschäftigte der
Deutschen Bank, der Berliner Sparkasse, Investitionsbank Berlin,
Commerzbank, Targo-Bank u.a. zum Warnstreik aufgerufen sowie in
Brandenburg Beschäftigte der Investitionsbank des Landes Brandenburg
und der LBS Ost. Ab 10.00 Uhr findet auf dem Breitscheidplatz eine
Kundgebung mit anschließender Demonstration zum Ernst-Reuter-Platz
und zurück statt. Ebenfalls am 5. April kommt es zu ganztägigen
Warnstreiks in Baden-Württemberg, hier werden die Bausparkassen
Wüstenrot und Schwäbisch Hall bestreikt. In Wiesbaden wird am 5.
April ebenfalls ganztägig gestreikt. An einem Demonstrationszug vom
Hauptbahnhof zum Kurhaus beteiligen sich ab 9:00 Uhr Beschäftigte der
Nassauischen und Frankfurter Sparkasse sowie Beschäftigte der
Commerzbank-Zentrale, Commerzbank Filialen, Deutsche Bank, Heleba und
der Deutschen Wertpapierservice Bank. In Bayern sind am 5. April
unter anderem Beschäftigte der Deutschen Kreditbank (DKB), Bayrischen
Landesbank, sowie der UniCredit mit zugehörigen Tochtergesellschaften
zum ganztägigen Warnstreik aufgerufen. Es findet hierzu eine
Kundgebung in München vor dem DGB-Haus um 9:00 Uhr statt. In Nürnberg
sind die Beschäftigten der Commerzbank (Region Bayern Nord),
Bayrischen Landesbank und UniCredit zu einem Demonstrationszug um
9:00 Uhr ab dem Lorenzer Platz aufgerufen. In den Regionen
Münsterland und Ostwestfalen/Lippe sind am 5. April Beschäftigte von
rund 45 Commerzbank-Filialen zum ganztägigen Warnstreik aufgerufen.

Auch in der Folgewoche ab 8. April wird es zu weiteren Warnstreiks
kommen.

"Die Arbeitgeber haben diese Warnstreiks provoziert. Sie machen die
Fortführung der Verhandlungen davon abhängig, dass ver.di nahezu alle
Forderungen zurücknimmt. Das ist ein brüskierendes Vorgehen, das sich
die Beschäftigten nicht gefallen lassen", betont
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Christoph Meister.

ver.di fordert in der Tarifrunde 6 Prozent mehr Gehalt bei einer
Laufzeit von zwölf Monaten. Für Beschäftigte mit einer
übertariflichen Bezahlung will ver.di eine entsprechende
Dynamisierung der Gehälter durchsetzen. Für Auszubildende fordert die
Gewerkschaft eine Erhöhung der Vergütung um 100 Euro. Des Weiteren
will ver.di in der Tarifrunde neben einer deutlichen Gehaltserhöhung
vor allem über Arbeitsbelastung und Weiterbildung verhandeln. Die
Digitalisierung verändert die Arbeitswelt bei den Banken sehr rasch
und tiefgreifend, darum fordert ver.di einen verbindlichen Anspruch
der Beschäftigten auf Weiterbildung. Durch Rationalisierungen und
ständige Umstrukturierung ist die Arbeitsbelastung immer mehr
angestiegen. Aus diesem Grund fordert ver.di für alle Beschäftigten
sechs Gesundheits- und Entlastungstage. Um den unterschiedlichen
Bedarfen der Beschäftigten gerecht zu werden, sollen die
Bankbeschäftigten zwischen Gehaltssteigerung oder Freizeit wählen
können.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 02.04.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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STANDPUNKT/107: An der Seite des "Caudillo" - Wie Vatikan-Klerikalfaschisten Franco unterstützten (Gerhard Feldbauer)


An der Seite des "Caudillo"

Wie die Klerikalfaschisten des Vatikans 1936 die Franco-Putschisten unterstützten [1]

von Gerhard Feldbauer, 29. März 2019






[image: Foto: Bundesarchiv, Bild 102-11543 / CC-BY-SA 3.0 [CC BY-SA 3.0 de (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/de/deed.en)]]

Demokratischer Aufbruch - Ausrufung der Zweiten Spanischen Republik am 14. April 1931, hier Freudenfeiern republikanischer Studenten und Arbeiter auf einer geschmückten Straßenbahn

Foto: Bundesarchiv, Bild 102-11543 / CC-BY-SA 3.0 [CC BY-SA 3.0 de (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/de/deed.en)]



Am 16. Februar 1936 errang die Volksfront aus Kommunisten,
Sozialisten, der Gewerkschaft Union General del Trabajo und
Linksrepublikanern bei den Corteswahlen einen überwältigenden Sieg.
Sie belegte 278 der insgesamt 473 Sitze. Ihre Regierung unter dem
republikanischen Schriftsteller Manuel Azaña y Díaz (ab Mai Präsident)
leitete bürgerlich-demokratische Reformen ein, garantierte die
Autonomie Kataloniens und der Basken. Am 17. Juli 1936 putschte
General Sanjurjo von der Kolonie Spanisch-Marokko aus gegen die
rechtmäßig gewählte Regierung. Nachdem er mit einem Flugzeug
abgestürzt war, riss Francisco Franco die Führung an sich. Die ersten
Opfer des Mordterrors waren loyale Offiziere, vor allem der Luftwaffe,
die sich widersetzten. Sie wurden "von den Meuterern kurzerhand
erschossen. Darunter die Generäle Batet, Molero, Nuñez de Prado,
Romerales, Admiral Azarola". [2]

Hitlers und Mussolinis Intervention

Der klerikalfaschistische Staatsstreich brach auf dem Festland in den
meisten Garnisonsstädten am Widerstand der Volkskräfte zusammen. Sein
Scheitern wurde durch die sofortige bewaffnete Intervention
Hitlerdeutschlands und Mussoliniitaliens verhindert. Mit 20
Militärtransportern Ju 52 der Luftwaffe Görings wurden als erstes
15.000 Mann Elitetruppen der Putschisten von Marokko nach Cadiz
eingeflogen. Die sofortige Unterstützung zeigte, dass die Putschisten
sich bereits vor Beginn mit Berlin und Rom abgesprochen hatten. Als
nächstes schickte Hitler eine 45.000 Mann starke "Legion Condor" nach
Spanien. Ihr wichtigster Verband waren die Geschwader der Luftwaffe.
Dazu gehörten Heinkel Bomber 111, Jäger 51, Messerschmitt 109, Dornier
17, Ju 87, Heinkel 57-Sturzkampfflugzeuge. Marine-Einheiten nahmen
unter der Tarnbezeichnung "Gruppe Nordsee" an der aktiven
Seekriegsführung teil, beschossen, verminten und blockierten
republikanische Häfen. [3]

Mussolini entsandte ein Interventionskorps, das auf 120.000 bis
150.000 Soldaten anwuchs. Die motorisierten Truppen waren modern
ausgerüstet und bewaffnet. Sie verfügten über 800 Kampfflugzeuge sowie
8.000 Panzer und gepanzerte Fahrzeuge. 90 Kriegs- und Transportschiffe
versorgten das eigene Korps und die Franco-Truppen. [4] Sie
blockierten republikanische Häfen und beschossen Küstenbefestigungen.
Franco, der sich am 29. September zum Chef des "Nationalen Spanien"
ausrief, wurde unmittelbar danach von Deutschland und Italien als
"Chef der einzigen legitimen Regierung Spaniens" anerkannt.




[image: Foto: Mikhail Koltsov [Public domain] via wikimedia commons]

"No pasarán" (Sie werden nicht durchkommen) - Kampfruf der antifaschistischen Volksfront, hier am 1. Januar 1936 auf einem Banner in Madrid

Foto: Mikhail Koltsov [Public domain] via wikimedia commons



Appell an die klerikale Reaktion in Spanien

Pius XI., den Franco als Ersten über seinen Staatsstreich informiert
hatte, wandte sich zur Unterstützung der Putschisten an die
Weltöffentlichkeit und arbeitete mit Mussolini und Hitler zusammen.
[5] Die Volksfront-Regierung hatte jedoch die ausschlaggebende
Unterstützung der Mehrheit der Bevölkerung. Ohne eine entscheidende
innere Hilfe hätten sich die Putschisten dennoch nicht halten können.
Diese kam von den Klerikalfaschisten im Vatikan, die die katholische
Reaktion in Spanien zur aktiven Unterstützung des "Caudillo"
aufriefen. Die spanische Jesuitenzeitschrift "La Civiltà Cattolica"
folgte dem und schrieb, in dem faschistischen Putsch habe sich "eine
hundertmal gesegnete und ruhmreiche Haltung" gezeigt. [6]

Aktiv unterstützte das klerikalfaschistische Opus Dei das
Franco-Regime. Acht seiner Mitglieder traten in die Regierung des
"Caudillo" ein. Der Linie des Papstes folgend erklärte der spanische
Kardinal Gomá, der Franco als politischer Berater zur Seite stand,
"wir befinden uns in voller Übereinstimmung mit der nationalen
Regierung, die niemals einen Schritt ohne meinen Rat unternimmt, den
sie immer befolgt". [7] So wurde die katholische Kirche zu einer
seiner wichtigsten Stützen. Der sie beherrschende Klerus jubelte dem
"Caudillo" zu und begrüße ihn mit dem "Führergruß" Hitlers und
Mussolinis.

Erbarmungslose Menschenjagd

Die Francofaschisten und ihre deutschen und italienischen
Helfershelfer begannen eine erbarmungslose Menschenjagd. Loyale
Republikaner wurden massenweise gequält, verstümmelt, ermordet. "Die
Methoden der Mordkommandos sind bestialisch", schrieb der Kämpfer der
Internationalen Brigaden Fritz Teppich. Der Weg der Franco-Truppen
"ist von Massenmorden gezeichnet. In Badajoz, nicht weit von der
portugiesischen Grenze, ließ der Kommandeur der marokkanischen
Truppen, General Yagüe, einer der Schlächter von Asturien,
niedermetzeln, was seinen Söldnern vor die Gewehre kam. Alle
Republikaner, derer sie dabei habhaft werden konnten, wurden in die
Stierkampfarena getrieben und dort mit Maschinengewehren
zusammengeschossen."

Absolution im Blute watend

Georges Bernanos, französischer Schriftsteller und gläubiger Katholik,
berichtete: In der kleinen Stadt Manacor auf Mallorca, wo eine Einheit
Mussolinis stationiert war, waren zweihundert Einwohner, "die den
Italienern verdächtig waren, mitten in der Nacht aus ihren Betten
gezerrt und schubweise auf den Friedhof gebracht worden, wo man sie
mit Kopfschüssen niederstreckte und ein Stück weiter auf einem Haufen
verbrannte." Der Erzbischof hatte dazu einen "Geistlichen gesandt,
der, mit den Schuhen im Blute watend, jeweils zwischen zwei Salven
Absolution erteilte". Andere werden mit Lastwagen zu einem einsamen
Feldweg gefahren. "Sie steigen ab, stellen sich in Linie auf, küssen
eine Medaille oder auch nur den Nagel des Daumens. Peng! Peng!
Peng! - Die Leichen werden an den Rand der Böschung geschleift, wo sie
der Totengräber am nächsten Morgen findet, mit zerschmettertem
Schädel, im Nacken ein hässlicher Klumpen schwarzen geronnenen
Blutes." [8]
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Frauen flehen im spanischen Bürgerkrieg um das Leben ihrer Angehörigen - 1936 in Constantina, Sevilla
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Der Bischof der baskischen Stadt Vitoria billigte den Putsch bereits
kurz nach seinem Ausbruch in einer "Pastoralen Unterweisung". [9] Der
frühere Zögling des Ordens der Herz-Jesu-Priester (Societas de Corde
Jesu) im Missionshaus und Kloster Handrup (Ems), Dr. Hans Peter
Brenner, hat in einer Studie "Vatikan: Komplize bei Francos und
Hitlers Morden. Der spanische Klerus segnete den Massenmord an
Katholiken und katholischen Priestern ab" [10] kaum bekannte Quellen
erschlossen. Darunter ein 1939 im "Vita Nova Verlag" in Luzern
erschienenes Büchlein des baskischen katholischen Priesters Inaki de
Aberrigoyen "Sieben Monate und sieben Tage in Franco-Spanien" (Luzern
1939). Der Autor schildert darin, wie der Klerus zum Komplizen des
Terrors wurde und die Massenmorde an katholischen Priestern und ihren
Gläubigen absegnete. Im Vorwort schreibt der Publizist Maximilian
Helffert, der sich einen zunächst konservativen Katholiken nennt, wie
er erst nachdenklich wurde, als der Klerus an der Seite der
Putschisten die Behauptung "von der Bolschewisierung Spaniens"
aufstellte, was durch die Politik der Volksfrontregierung eindeutig
widerlegt wurde. Zunächst glaubte Helffert, dass Franco dem
entgegentrete. Er musste jedoch die für ihn als Katholiken "grausame
Erkenntnis" machen, dass "die Hierarchie dazu (zum Mordterror "von
Kreuzrittern Christi") schweigt" und sich "auf die Seite der Henker"
stellte." [11]

Die Enthüllungen des Priesters Inaki de Aberrigoyen

Als Aberrigoyen im September 1936 wegen seiner seelsorgerischen
Tätigkeit in der baskischen "Arbeitersolidarität", die keinerlei
politische Ziele verfolgte, eingekerkert wurde, erlebte er am eigenen
Leib Gefängnis und Folter und wurde Zeuge massenhafter Hinrichtungen.
Sowohl die zuständigen Generalvikariate als auch der Erzbischof von
Pamplona (einer Zentrale des Opus Dei) erhoben dagegen keine Einwände.
Aberrigoyen legte dar, wie Francos Truppen im Baskenland auf
Volksfrontanhänger wie auf Geistliche, die sich nicht sofort dem
Putsch anschlossen, unter Kruzifixen und Marienbildern eine gnadenlose
Jagd begannen. "Das Gefängnis von Ondarreta und das Asyl des Heiligen
Josef in San Sebastian, das in ein Gefängnis verwandelt worden war,
beherbergte mehr als vierzig Priester. (...) Die Verfolgung war
allgemein. Es gab kaum ein Dorf, wo man nicht auf einen oder mehrere
Priester Jagd gemacht hatte. Hunderte von Ordensleuten - Jesuiten,
Kapuziner, christliche Schulbrüder - verließen ihre Klöster, um nach
Amerika zu fliehen. Man nahm keine Rücksicht, weder auf Alter noch auf
Krankheit und nicht auf ganz offenkundige Unschuld. Ich kann die
Angst, die diese Verfolgung unter uns auslöste, gar nicht
beschreiben." Das sei "ganz offen vor den Augen der spanischen
Hierarchie (erfolgt), die nicht einen einzigen öffentlichen Protest
einlegte." [12] Der Autor legte dar, dass die Volksfront-Regierung die
Kirche nicht antastete, es erst nach den barbarischen Massakern an
ihren Anhängern, an denen sich die Geistlichkeit beteiligte, zu
Übergriffen kam.

Der spanische Klerus schaute den von Hitler und Mussolinis
Hilfstruppen begangenen Kriegsverbrechen nicht nur tatenlos zu,
sondern beförderte sie. Die "Legion Condor" griff zusammen mit der
italienischen Luftwaffe nicht nur die Stellungen der republikanischen
Armee an, sondern bombardierte immer wieder Städte. Über ihren
Angriff auf die nordspanische Stadt Guernica y Luno in der Provinz
Biskaya nördlich von Bilbao am 26. April 1937 schrieb der
Spanienkorrespondent der Londoner "Times": "Die ganze Stadt mit ihren
7.000 Einwohnern und den 3.000 Flüchtlingen ist langsam und
systematisch in Stücke zerschlagen worden". Elias Canetti nannte
Guernica ein Symbol "menschlicher Bestialität". Pablo Picasso widmete
den Leiden der Zivilbevölkerung sein berühmtes Monumentalgemälde
"Guernica", das am 12. Juli 1937 im Pavillon der Spanischen Republik
auf der Pariser Weltausstellung enthüllt wurde. [13]
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Nachbildung des weltbekannten Gemäldes von Pablo Picasso als gefliestes Wandbild in Originalgröße in der Stadt Guernica
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"Condor"-Flieger bauten die Bundesluftwaffe auf

Weitere Angriffe flogen "Condor-Legionäre" gegen Madrid, Bilbao,
Barcelona sowie andere Städte und Ortschaften, bei denen neben den
Bombenabwürfen mit Maschinengewehren Jagd auf wehrlose Zivilisten
gemacht wurde. Vergessen wir nicht, wie in der BRD die Bundesluftwaffe
von aktiven "Condor"-Fliegern aufgebaut wurde, die sich auch noch
ihrer Verbrechen rühmen konnten. Unter ihnen befanden sich der spätere
"Liebling Hitlers" in Görings Luftwaffe, Oberst Werner Mölders, der in
Spanien eine Jagdstaffel der Legion kommandierte, und der damalige
Oberleutnant Johannes Trautloft. Letzterer rühmte sich in seinem Buch
"Als Jagdflieger in Spanien" der Teilnahme am 19. November 1936 am
"größten Luftangriff, den Madrid bisher auszuhalten hatte". An der
Talavera-Front notierte er: "Hier sind uralte Jagdinstinkte, (...) die
Instinkte des Jägers, wieder durchgebrochen." Nach
Tieffliegerangriffen in der Provinz Toledo beschrieb er, wie
MG-Garben in den Feind einschlagen, Lastwagen sich überschlagen.
"Menschen kriechen hervor, viele torkeln, fallen, bleiben liegen. Wohl
nichts vermag den Soldaten tiefer zu befriedigen, als der Anblick
einer kopflosen, panischen Flucht des Feindes." [14]

In einer Propagandaschrift der Bundeswehrführung, die den Mordterror
der "Legion Condor" verherrlichte, hieß es: "Mit der Teilnahme am
spanischen Bürgerkrieg konnte die Wehrmacht Ruhm an ihre Fahnen
heften, sich mit dem Siegeslorbeer schmücken und die Überlegenheit
deutscher Waffen und Kriegsmaterials beweisen." Trautloft,
Mitbegründer der "Traditionsgemeinschaft Legion Condor", erklärte:
"Das Wirken der Legion muss der bundesdeutschen Jugend als Vorbild
dienen." In diesem Geist bildete er als Kommandeur der
Luftwaffenschule Fürstenfeldbruck, der Wiege der Bundesluftwaffe,
deren Nachwuchs aus. Er wurde Kommandierender General der
Luftwaffengruppe Süd, Generalleutnant und erhielt zur Verabschiedung
in den Ruhestand zu Hitlers Spanien- und Ritterkreuz noch das
Bundesverdienstkreuz mit Stern. [15] Nach Oberst Mölders waren ein
Lenkwaffenzerstörer der Bundesmarine, eine Kaserne in Visselhövede und
das Jagdgeschwader 74 in Neuburg an der Donau benannt. [16]
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Nazideutsche Unterstützung für Franco-Putschisten - hier die Offiersausbildung an der Infanterie-Ausbildungsschule in Avila durch die "Legion Condor"
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Eine Million Opfer des Terrors der klerikalfaschistischen Reaktion

Nach dem Abzug der Internationalen Brigaden [17], der die Abwehrkraft
der republikanischen Streitkräfte entscheidend schwächte, beging der
Befehlshabers der Zentrumsarmee der Republik, Oberst Casado, Verrat
und lieferte Madrid an Franco aus. Am 28. März 1939 marschierten
dessen Truppen zusammen mit italienischen Interventionsverbänden in
die Hauptstadt ein. Während der "Caudillo" Casado und einigen seiner
engsten Mitarbeiter gestattete, auf einem britischen Schiff Spanien zu
verlassen, begann in Madrid "sofort eine Treibjagd ohnegleichen auf
alle, die jemals zur Republik gehalten hatten".

Fast eine Million Menschen fiel dem von der klerikalfaschistischen
Reaktion entfesselten Bürgerkrieg zum Opfer. Nach dem
US-amerikanischen Historiker Gabriel Jackson beziffere sich allein
"die Zahl der auf der 'nationalen' Seite zwischen 1936 und 1944
ermordeten oder hingerichteten Menschen zwischen 150.000 und 200.000,
die in der republikanischen Zone auf 20.000 während der drei
Kriegsjahre". [18]

Pius XII. beglückwünschte das Mörderregime

Während in Spanien die Mordkommandos wüteten, schickte Pius XII., der
am 2. März 1939 sein Pontifikat angetreten hatte, Franco eine
Botschaft, in der es hieß: "Die von Gott als wichtigster Diener der
Evangelisation der Neuen Welt und als uneinnehmbares Bollwerk des
katholischen Glaubens auserwählte Nation hat soeben den Anhängern des
materialistischen Atheismus unseres Jahrhunderts den erhabensten
Beweis dafür geliefert, dass über allen Dingen die ewigen Werte der
Religion und des Geistes stehen." Ein weiteres Glückwunschtelegramm
erhielt Hitler, dem der Papst "mit besten Wünschen den Segen des
Himmels und des allmächtigen Gottes" übermittelte. [19]

Die Seligsprechung der Kreuzritter Francos

Ein Skandal ohnegleichen war die von Joseph Ratzinger alias Benedikt
XVI. (Papst von 2005 bis zu seinem Rücktritt 2013) 2007 vorgenommene
Seligsprechung von 498 Kreuzrittern Francos. Vom deutschen Papst ist
nie ein Wort der Verurteilung oder auch nur des Bedauerns dieser wie
der unzähligen anderen Bestialitäten, verübt unter der Berufung auf
"die ewigen Werte der Religion", des Segens "des Himmels und des
allmächtigen Gottes", bekannt geworden. Seine Seligsprechungen
bedeuteten nichts anderes, als die unter dem Mörderregime Francos
begangenen barbarischen Verbrechen gutzuheißen. Benedikt XVI. stellte
sich damit auch hinter die Glückwünsche, die Pius XII. Franco und
Hitler übermittelte. Die Kurie hat sich nie zu ihrer Schuld an diesen
Verbrechen bekannt. Noch nie wurde einer der unzähligen von den
Faschisten ermordeten Geistlichen selig oder heilig gesprochen.
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Vielerorts wird bis heute der Spanienkämpferinnen und -kämpfer gedacht - hier eine Gedenktafel in London (Fulham) (*)
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Auch von Franziskus keine Abstriche

Um die tiefe Krise, in die die erzreaktionäre Linie seiner Vorgänger
die katholische Kirche gestürzt hat, aufzuhalten und rückgängig zu
machen, hat Papst Franziskus einige Korrekturen vorgenommen. Zu
erwähnen sind gewisse Änderungen gegenüber den Befreiungstheologen
Lateinamerikas, seine Kritik an sozialen Verwerfungen des Kapitalismus
und die Aufmerksamkeit, die er den Ärmsten und von diesem System
ausgegrenzten und unterdrückten Menschen widmet. Er setzte progressive
Zeichen in der großen Politik, so wenn er vor den Gefahren eines
Dritten Weltkrieges warnte, den Staat Palästina offiziell anerkannte
oder den verfemten russischen Präsidenten Wladimir Putin empfing, ohne
die Eingliederung der Krim in die Russische Föderation zu verurteilen.
Von kirchlichen Würdenträgern fordert er Bescheidenheit, legte sich
mit der Mafia an und brach gegenüber Homosexualität oder
Frauenpriestertum mit der vor ihm üblichen Verdammung und mahnte
stattdessen Barmherzigkeit und Mitleid an. Das und die ungezwungene
Art, mit der er den Gläubigen gegenübertritt, hebt ihn in
sympathischer Weise vor seinen engstirnigen, offen reaktionären
Vorgängern hervor. Das alles kann nicht darüber hinwegtäuschen, dass
Franziskus sich in keiner Weise vom Bündnis der Kurie mit Reaktion und
Faschismus distanziert, geschweige denn es verurteilt hätte. [20]

Franziskus lässt Geheimarchiv über Pius XII. öffnen

Wie die italienische Nachrichtenagentur ANSA am 4. März meldete, hat
Franziskus angekündigt, dass das Geheimarchiv des Vatikans über das
Pontifikat von Pius XII. während des Zweiten Weltkriegs ab 2020 für
Forschungsarbeiten geöffnet werde. Diesem Papst, der am 2. März 1939
sein Amt antrat, wird vorgeworfen, trotz ihm bekannt gewordener
Informationen über die Massenmorde der Nazis an den Juden nichts
dagegen unternommen zu haben.

Wie die spanische Geschichtszeitschrift "Historia y Vida" bereits 2007
in ihrer Nr. 467 berichtete, waren Pius XII. durch den Nuntius in
Istanbul, Angelo Giuseppe Roncalli, den späteren Papst Johannes
XXIII., umfangreiche Informationen über die in Auschwitz begangenen
Verbrechen an den Juden übermittelt worden. Sie stammten von zwei
Juden, die im April 1944 aus Auschwitz fliehen konnten, und wurden
später als "Protokolle von Auschwitz" bekannt. Die Zeitschrift schrieb
damals, dass die bis heute verbreitete Version des Vatikans, er habe
"erst im Oktober 1944" über genauere Details über Auschwitz verfügt,
eine Lüge ist. [21] Vatikan-Experten erwarten daraus Auszüge, die die
Vorbereitung der Seligsprechung Pius XII. stützen sollen. Sollte sich
Franziskus, was zu erwarten ist, dem Druck der reaktionären Kleriker
beugen, die Beatifikation vornehmen und den Faschisten in der Soutane
die öffentliche Verehrung zuerkennen, würde er sich ein weiteres Mal
zum Bündnis der Kurie mit Reaktion und Faschismus bekennen.
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Wird Franziskus die Geheimakten über seinen Vorgänger Pius XII. - hier dessen Krönungsfeier 1939 - tatsächlich freigeben?
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(*) Inschrift der Gedenktafel: International Brigade - In honour of
the volunteers who left Hammersmith and Fulham to fight in the
International Brigade, Spain 1936-1939. They fougth alongside the
Spanish people to stop Fascism and save liberty and peace for all.
They went because their open eayes could see no other way "No
pasaran".
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SCHACH-SPHINX/06885: Königsindische Kerntruppen (SB)


Seit den 1960er Jahren erfuhr die Königsindische Verteidigung einen
Riesen-Aufschwung dank der Erfolge solcher Großmeister wie Efim
Geller, Michael Tal, Svetozar Gligoric, Miguel Najdorf und natürlich
Bobby Fischer, die diesem System den letzten Schliff gaben. In den
1970er und frühen 1980er Jahren sah man sie allerdings seltener auf
den Turnieren. Ihre Behandlung erfordert ein ungemein feines und auch
ausgewogenes Gespür für winzige Details. Trotz der Geschlossenheit in
der überwiegenden Mehrheit ihrer Varianten kann ein schwacher oder
ungenauer Zug rasch in eine Verluststellung einmünden. Nach ihrer
relativen Vergessenheit führte sie Profi-Weltmeister Garry Kasparow zu
neuen Ehren. Im heutigen Rätsel der Sphinx griff der ungarische
Großmeister Gyula Sax zu ihr, um die weiße Stellung des Engländers
Tony Miles zu erschüttern. Sax hatte sich auf dem Königsflügel eine
ziemlich beeindruckende Angriffsposition aufgebaut. Für ein Umlenken
in eine positionelle Handhabung der Stellung war es längst zu spät.
Der Angriff mußte durchdringen, sonst entschieden die weißen
Freibauern, denn auch der schwarze a6-Bauer war ein unrettbarer
Todeskandidat. Nun, Wanderer, konnte Sax am Zuge aus der massiven
Konzentration seiner Streitmacht Nutzen ziehen?
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Miles - Sax

London 1980


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Gebundene Freibauern besitzen eine schier unaufhaltsame Kraft, und
genau darauf setzte Viktor Kortschnoj, als er sich zu 1.Dc2-c5!
entschloß. Eine Entscheidung, die äußerst treffsicher war: 1...Da5-b6
2.Se7-c8! Db6xc5 3.d4xc5 Tf8xc8 - erzwungen, da die beiden
vorgeschobenen weißen Bauern sonst leicht zum Gewinn führen -
4.b7xc8D+ Tb8xc8 5.Tf1-d1 Lh6-g5 6.b2-b4 - die Majorität auf dem
Damenflügel gibt den Ausschlag - 6...Tc8-d8 7.Lg2-d5 e5-e4 8.e2-e3 Lg5-
f6 9.Kg1-f1 Lf6-e5 10.Kf1-e2 f7-f5 11.h2-h3 g7-g6 12.Ld5-c4 -
zweckdienliche Vereinfachung - 12...Td8xd1 13.Ke2xd1+ Kh8-g7 14.Kd1-c2
Kg7-f6 15.Kc2-b3 h7-h5 16.Kb3-a4 Kf6-e7 17.Ka4-b5 Le5-b2 18.Kb5-a6
Lb2xa3 19.c5-c6 und Schwarz gab auf wegen 19...La3xb4 20.c6-c7 Ke7-d7
21.Ka6-b7
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AKTION/865: Hanau - Fahrrad-Aktionstag am 6. April 2019


Stadt Hanau

Fahrrad-Aktionstag am 6. April auf dem Hanauer Freiheitsplatz



Sobald es wieder wärmer wird, sind auch mehr Menschen mit dem Fahrrad
unterwegs. Diese Stimmung möchte die Stabsstelle Nachhaltige
Strategien der Stadt Hanau gemeinsam mit dem Allgemeinen Deutschen
Fahrrad-Club (ADFC) nutzen und noch mehr Radelnde bewegen mit dem
Fahrrad zu fahren.

Dazu dient der alljährliche und mittlerweile zur festen Größe
gewordene Fahrrad-Aktionstag, der am Samstag, 6. April, stattfindet.
Von 10 bis 15 Uhr wird ein umfangreiches Programm rund ums Fahrrad auf
dem Freiheitsplatz geboten. Dazu gehört ein 
Gebraucht-Fahrradflohmarkt. Außerdem bietet der ADFC Bürgerinnen und Bürgern die
Möglichkeit ihr Fahrrad codieren zu lassen, um es vor Diebstahl zu
schützten. Das Behindertenwerk Main-Kinzig bringt zwei Lastenfahrräder
mit. Des Weiteren können Besucherinnen und Besucher mehr über die
Raumplanung für das neue Museum "RadWerk" in Klein-Auheim und die dort
künftig ausgestellten Bauer-Räder erfahren.

"Wer mit dem Fahrrad fährt, tut nicht nur etwas für sich selbst und
seine Gesundheit, sondern leistet einen wichtigen Beitrag zum
Klimaschutz", so die Aufforderung von Sebastian Nellies,
Klimaschutzmanager der Stadt Hanau.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 20. März 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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GASTSPIEL/363: Wertheim - Badische Landesbühne präsentiert "Die Glasmenagerie", 9.4.


Stadt Wertheim

Badische Landesbühne mit "Die Glasmenagerie"

Stück über die Sehnsucht nach Selbstverwirklichung



Wertheim. Die Badische Landesbühne zeigt am Dienstag, 9. April, in der
Aula Alte Steige in Wertheim "Die Glasmenagerie". Im Mittelpunkt des
Stücks, das Tennessee Williams in den 1940er Jahren geschrieben hat,
steht eine Familie, die in Hassliebe aneinander gekettet ist. Es geht
um Realitätsflucht, Illusionen und zerplatzte Träume. Das von
Katharina Schmidt inszenierte psychologische Kammerspiel beginnt um
19.30 Uhr.

Amerika in der Großen Depression: Amanda Wingfield lebt mit ihren
erwachsenen Kindern Laura und Tom in ärmlichen Verhältnissen in St.
Louis. Tom arbeitet in einer Schuhfabrik und versucht, die Familie
finanziell über Wasser zu halten. Der Vater hat sie schon vor langer
Zeit verlassen. Den trostlosen Aussichten des Alltags entflieht jeder
auf seine Weise: Tom träumt von einer Karriere als Schriftsteller und
stürzt sich in das turbulente Nachtleben.

Amanda schwärmt von ihrer Jugend in einem Herrschaftshaus in den
Südstaaten, die schüchterne Laura konzentriert sich auf ihre Sammlung
zerbrechlicher Glastiere. Für sie sucht Amanda einen gut situierten
Ehemann. Mit Jim, einem Arbeitskollegen von Tom, erscheint bei den
Wingfields eines Abends nicht nur ein geeigneter Kandidat, sondern für
alle auch die Projektionsfläche ihrer Sehnsüchte. Ein Eklat ist
vorprogrammiert.

Mit "Die Glasmenagerie" schuf Tennessee Williams (1911-1983) ein
atmosphärisches Spiel der Erinnerungen über den Wunsch jedes Menschen
nach Selbstverwirklichung und persönlicher Freiheit. Es ist neben "Die
Katze auf dem heißen Blechdach" und "Endstation Sehnsucht" das
bekannteste Stück des Pulitzerpreis gekrönten Autors.

Karten gibt es im Vorverkauf bei der Buchhandlung Buchheim, Telefon
09342/1320, E-Mail: buchheim.wertheim@t-online.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 2. April 2019

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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SCHAUSPIEL/1263: Theater Bremen - Freiraum 2019. Jason und Medea, 5.4.2019


THEATER BREMEN

Freiraum 2019: Jason und Medea

Tragödie von Jason und Medea in den Händen der Jungen Akteur*innen

Projekt von Lili Sofie Süper und Yesim Nela Keim Schaub

Premiere am 5. April um 19 Uhr im Brauhauskeller



Wallende Meere. Ein Schiff voller Helden. Ein goldenes Widderfell.
Eine kräuterkundige Halbgöttin und ein junger Mann mit dem unbändigen
Wunsch König zu werden: die Geschichte von Jason und Medea. Tausende
Jahre alt, tausende Male erzählt und aufgeführt. Sie endet in
Grausamkeit und Zerstörung. Doch sie beginnt mit einer großen und
emotionalen Liebe. Wie diese begann, wird nun erzählt.

Das in dieser Spielzeit gestartete Format "Freiraum" überlässt den
Jungen Akteur*innen für ein paar Wochen den Brauhauskeller, um einen
Experimentierraum für eine eigene Arbeit zu öffnen. Das Projekt lässt
dabei die Konzeption, Regie, Bühne und Ausstattung eigenverantwortlich
in den Händen des Theaterkollektivs aus jungen Theatermacher*innen.

"Freiraum soll ehemaligen Jungen Akteur*innen die Freiheit bieten,
eigene Projekte zu realisieren - mit der Sicherheit einer
professionellen Theaterstruktur, was Räumlichkeiten und technische
Unterstützung angeht, aber ohne ein Regulativ von außen. Wir freuen
uns sehr, wenn Nachwuchs Theatermacher*innen, die vorher als Junge
Akteur*innen auf der Bühne standen, das Engagement ergreifen und sich
diesen Raum erschließen", so Nathalie Forstman, Leitung Junge Akteure.

Aus einer jugendlichen Perspektive heraus setzen sich die beiden
Studentinnen Lili Sofia Süper und Yesim Nela Keim Schaub mit der
Begegnung und der Vorgeschichte von Jason und Medea auseinander. Wie
treffen sie aufeinander? Wie verhalten sie sich zueinander und welche
Sehnsüchte und Hoffnungen treiben beide an? Auf humorvolle Weise
werden patriarchale Strukturen aufgebrochen, Geschlechterbilder in
Frage gestellt und die Freiheit gefunden. Dabei bedienen sich die
jungen Akteurinnen aus den unterschiedlichsten Werken verschiedener
Autoren und stemmen zusammen mit weiteren aktiven und ehemaligen
Jungen Akteur*innen und Kolleg*innen des f.e.t.t.kollektivs ihre
eigene, moderne Geschichte der jungen Liebenden auf die Bühne.
Unterstützung gibt es auch von Amor als Bezugsperson und Initiator.
Mit ihm tricksen Jason und Medea die Schlange aus, erbeuten das Vlies
und begeben sich auf eine Forschungsreise der Menschlichkeit.

Von und mit: Kilian Chauniere, Elisa Freyberg, Merve Kaplan, Konrad
Leinhos, Luca Punke, Hale Richter, Yesim Nela Keim Schaub, Sinja
Schilling, Linde Schröder, Lili Sofia Süper.

 * 

Quelle:

Theater Bremen

Goetheplatz 1-3, 28203 Bremen

Theaterkasse Tel. 0421/3653-333

oder online tickets.theaterbremen.de

Internet: www.theaterbremen.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





EUROPA/560: Straßburg will mehr EU-Regionalförderung für Klima- und Umweltschutz (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 28.03.2019 / Politik & Recht

Straßburg will mehr EU-Regionalförderung für Klima- und Umweltschutz 



Das EU-Parlament hat diese Woche wichtige Entscheidungen zur
finanziellen Zukunft der EU-Regionalpolitik getroffen.
Umweltschutzorganisationen reagierten positiv.

Europäischer Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) und
Kohäsionsfonds 

Am Mittwoch votierten die Europaabgeordneten für ein Ausgabenziel des
EFRE von mindestens 30 Prozent zur Bekämpfung des Klimawandels und zur
Stärkung der Kreislaufwirtschaft. Der Schwerpunkt des Kohäsionsfonds
soll weiter auf Investitionen in den Umweltschutz und in die
Verkehrsinfrastruktur liegen.

Vor der Plenarabstimmung hatte ein breites Bündnis von Umwelt- und
Klimaschutzorganisationen in einem offenen Brief an die
Europaabgeordneten gefordert, in Zukunft keine fossilen Energieträger
mehr über den EU-Haushalt zu fördern. Dazu zählt nach Auffassung der
Organisationen auch Gas. Unterzeichnet haben den Brief unter anderem
der Deutsche Naturschutzring, das Europäische Umweltbüro, der BUND,
die Deutsche Umwelthilfe, Friends of the Earth Europe sowie der WWF.
Diese Forderung wurde anscheinend gehört: Fossile Energieträger sollen
ab 2021 ebenso von der Regionalförderung ausgeschlossen werden wie
Flughafeninfrastrukturen, Mülldeponien und Müllverbrennungsanlangen.
Jedoch soll es 'einige wenige Ausnahmen für Regionen in Randlage'
geben, so das Parlament.

Dennoch reagierten CAN Europe und CEE Bankwatch positiv auf die
Entscheidung, fossile Energien weitestgehend von der Finanzierung
auszunehmen. Dies sei ein deutliches Bekenntnis zum
Klimaschutzabkommen von Paris.

Mit der Aufnahme von informellen Trilogverhandlungen mit dem
Ministerrat wird im Oktober dieses Jahres gerechnet. Die
Mitgliedstaaten haben noch keine einheitliche Position gefunden.

Instrument für Nachbarschaft, Entwicklung und internationale
Zusammenarbeit (NDICI)

Ebenfalls am Mittwoch nahm das Parlament einen Bericht über die
Ausgestaltung des künftigen NDICI an. Demnach sollen 45 Prozent der
Haushaltsmittel für Schutzmaßnahmen für Klima und Umwelt vorgesehen
sein - weit mehr als 25 Prozent, wie von der EU-Kommission
vorgeschlagen. Auch die restlichen 55 Prozent des Programms sollen
ausdrücklich nicht in klima- und umweltschädliche Projekte fließen.
CAN Europe begrüßte die Position des Parlaments. [aw]



EU-Parlament zur EFRE-Abstimmung 

http://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20190321IPR32117/meps-agree-on-future-regional-and-cohesion-funding

CAN Europe und CEE Bankwatch 

http://www.caneurope.org/publications/press-releases/1752-eu-parliament-vote-on-future-funds-for-needy-regions-flies-in-face-of-europe-s-climate-commitments

Offener Brief des Bündnisses von Umweltschutzorganisationen 

http://www.caneurope.org/docman/fossil-fuel-subsidies-1/3472-open-letter-to-meps-eu-funding-must-leapfrog-fossil-fuel-use-to-renewable-energy-and-energy-savings-march-2019/file

EU-Parlament zur NDICI-Abstimmung 

http://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20190321IPR32120/external-action-more-funds-for-human-rights-development-and-peace

Reaktion CAN Europe 

http://www.caneurope.org/publications/press-releases/1751-european-parliament-agrees-45-budget-share-to-support-developing-countries-response-to-climate-change

Angenommene Texte in Kürze verfügbar 

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+20190327+TOC+DOC+XML+V0//DE&language=DE

 * 

Quelle:

EU-News, 28.03.2019

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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VERKEHR/1181: Pkw-CO2-Grenzwerte zu schwach für den Klimaschutz (DUH)


Deutsche Umwelthilfe e.V. - Pressemitteilung, 27. März 2019

Zu schwach für den Klimaschutz - Nach
EU-Beschluss für Pkw-CO2-Grenzwerte muss Bundesregierung national
nachsteuern

EU-Parlament hat einer zu wenig ambitionierten CO2-Reduktionsvorgabe
bis 2030 für Pkw-Neuzulassungen zugestimmt - Deutsche Umwelthilfe
sieht darin Freibrief für noch mehr Stadt-Geländewagen in unseren
Städten - Richtlinie ist zu schwach, um die Klimaschutzziele im
Verkehrssektor zu erreichen - DUH sieht die Bundesregierung in der
Pflicht, national mit der Abschaffung der Dieselsubventionen und der
Einführung eines Bonus-Malus Systems nachzusteuern - Für eine
erfolgreiche Elektromobilität ist ein Tempolimit in Deutschland
unverzichtbar



Straßburg/Berlin, 28.3.2019: Auf den ersten Blick klingen die Zahlen
überzeugend: Ab 2021 gelten in der EU neue CO2-Minderungsvorgaben für
Pkw-Flotten. Bis 2030 soll der CO2-Ausstoß von Pkw in der EU um 37,5
Prozent reduziert werden. Das hat das EU-Parlament am gestrigen 27.
März 2019 verabschiedet. Aus Sicht der Deutschen Umwelthilfe (DUH) hat
die EU in Wahrheit eine große Chance für den Klimaschutz vertan. Durch
die weniger bekannten Berechnungsmethoden und Rahmenbedingungen dieser
Richtlinie erhalten die Autohersteller tatsächlich sogar die
Möglichkeit, bis 2030 bei Fahrzeugen mit Verbrennungsmotoren die
CO2-Emissionen zu erhöhen.

Die Entscheidung für prozentuale CO2-Minderungsvorgaben auf Basis von
Labor- und nicht Straßenmessungen ermöglicht der Industrie neue
Tricksereien. Die DUH sieht die Bundesregierung daher in der Pflicht,
mit kurzfristig wirksamen Regelungen auf nationaler Ebene die
Autobauer zu tatsächlich spritsparenden oder wenig Strom benötigenden
Neufahrzeugen zu bewegen und so die nötigen CO2-Einsparungen im
Verkehrssektor sicherzustellen. Dazu gehört die Abschaffung der
Dieselsubvention, die Förderung emissionsarmer Fahrzeuge durch ein
Bonus--Malus-System sowie die Einführung eines generellen Tempolimits
von 120 km/h auf Autobahnen und 80 km/h auf Landstraßen.

Bis 2021 wurde der EU-weit geltende CO2-Flottengrenzwert in absoluten
Zahlen auf 95g CO2/km auf Basis des Labor-Testzyklus NEFZ festgelegt.
Die neue Regelung sieht stattdessen eine prozentuale Minderung auf
Basis des neuen Labortestzyklus WLTP vor. Dessen Ausgangswert wird
allerdings erst noch festgelegt. Durch die Umstellung wird es den
Herstellern möglich gemacht, den Ausgangswert für die
CO2-Minderungsvorgaben der Pkw-Flotten künstlich hochzusetzen. Dies
spielt den Autoherstellern in die Karten, die den aktuell
einzuhaltenden absoluten Grenzwert von 95g CO2/km überschreiten.

Der Flottengrenzwert, auf dessen Basis die CO2-Reduktion von 37,5
Prozent bis 2030 geplant ist, wird durch weitere Tricksereien
entwertet. So werden Elektro-Pkw mit 0 g CO2/km gewertet. Aktuell
rechnet selbst die Branche für 2030 mit bis zu 40 Prozent
Elektroanteil an den Neufahrzeugen. Das bedeutet, dass für die übrigen
Fahrzeuge mit Verbrennungsmotoren über zehn Jahre hinweg keine
Verbesserungen der CO2-Werte mehr erreicht werden müssten. Die
Autobauer können so den Anteil großer und schwerer SUVs weiter
ungestört ausbauen.

Aus Sicht der DUH und anderer deutscher Umweltverbände wäre es nötig
gewesen, für das Jahr 2025 einen CO2-Grenzwert von 70 g/km und für
2030 von 40 g CO2/km auf Basis des WLTP festzuschreiben und die
CO2-Werte unter realistischen Bedingungen auf der Straße zu ermitteln.

"Die Bundesregierung hat maßgeblich mit dafür gesorgt, dass sich die
EU auf diese schwachen CO2-Minderungsziele für Pkw verständigt hat und
so kein Anstoß für mehr Klimaschutz im Verkehrsbereich stattfindet.
Der Anti-Klimaschutz-Kurs der Bundesregierung setzt sich auf
nationaler Ebene fort. Minister Scheuer hat verhindert, dass die von
ihm eingesetzte Verkehrskommission wirksame Maßnahmen vorlegt, die die
CO2-Emissionen soweit senken könnten, wie es die nationalen und
internationalen Verpflichtungen erfordern", sagt Barbara Metz,
Stellvertretende Bundesgeschäftsführerin der DUH. Die Versäumnisse
kommen bald auch den Steuerzahler teuer zu stehen, denn werden die
Klimaschutzziele der EU nicht erfüllt, muss die Bundesregierung teure
Zertifikate erwerben.

Die DUH fordert Bundeskanzlerin Angela Merkel auf, nun eigenständig
die notwendigen CO2-Minderungsmaßnahmen auf den Weg zu bringen, die
geeignet sind, die Klimaschutzverpflichtung für 2020 zu erreichen und
somit kurzfristig das Klima zu schützen als auch eine zukunftsfähige
Mobilität zu sichern.

"Konkrete Vorschläge für eine klimafreundliche Verkehrswende liegen
längst vor. Alleine die Bundesregierung will sie nicht umsetzen",
kritisiert Dorothee Saar, Leiterin Verkehr und Luftreinhaltung bei der
DUH. Mit einem Tempolimit könnten kurzfristig Millionen Tonnen CO2
eingespart werden, ohne Kosten beim Verbraucher zu verursachen. Ein
Ende der Dieselsubvention hält die DUH für ebenso nötig wie eine
Strafsteuer für spritschluckende Pkw. Durch ein Bonus-Malus-System,
das den Kauf emissionsarmer Fahrzeuge honoriert und die Wahl eines
Spritschluckers deutlich verteuert, werden Anreize für weniger
klimaschädliche Fahrzeuge auf den Straßen gesetzt. Das aktuelle System
unterstützt Kauf und Betrieb hochmotorisierter Fahrzeuge, mit denen
Hersteller heute die höchsten Gewinnmargen erzielen.

"Noch im Wahlkampf beteuerte Angela Merkel, dass das Klimaziel 2020
selbstverständlich eingehalten wird. Wenige Monate später hat dieselbe
Kanzlerin geäußert, es sei unmöglich, das Klimaziel 2020 einzuhalten.
Wir fordern, dass im letzten Jahr vor 2020 alle Anstrengungen
unternommen werden, um auch kurzfristig wirksame Maßnahmen zur
Reduktion der CO2-Emissionen im Verkehrssektor auf den Weg zu bringen.
Da der politische Wille für den Klimaschutz offensichtlich fehlt, ist
zu befürchten, dass auch das Klimaziel 2030 kurz vor knapp erneut
aufgegeben wird. Das können wir - und auch die Generationen nach uns -
sich nicht leisten", so Saar.

Hintergrund:

Während der EU-weit geltende CO2-Flottengrenzwert bis Ende 2020 in
absoluten Zahlen auf 95g CO2/km auf Basis des NEFZ festgelegt ist,
sollen ab 2021 prozentuale Minderungsvorgaben für die Jahre 2025 und
2030 gelten. Ausgangspunkt für diese prozentuale Minderung ist der zu
ermittelnde durchschnittliche CO2-Ausstoß ab 2021 auf Basis des neuen
Messverfahrens WLTP. Die DUH kritisiert diese prozentualen
Minderungsvorgaben. Denn je höher der WLTP-basierte Ausgangswert ist,
desto einfacher ist es, die prozentualen Minderungsziele von 15
Prozent bis 2025 und 37,5 Prozent bis 2030 zu erreichen.

Die EU-Kommission hat bereits im Juli 2018 darauf hingewiesen, dass
die Hersteller die im WLTP ermittelten CO2-Emissionswerte künstlich in
die Höhe schrauben können. Der Gesetzgeber gestattet mit diesem
Schlupfloch, einen beliebig hohen WLTP-Wert als Ausgangsbasis für die
Minderungsziele anzugeben. Die DUH fordert die EU auf, hier
gegenzusteuern.

Die DUH und andere Umweltverbände hatten entgegen dem EU-Beschluss für
das Jahr 2030 einen absoluten Grenzwert von 40 g CO2/km im realen
Betrieb gefordert. Dies entspricht einer CO2-Minderung um 60 bis 70
Prozent. Dieser Wert ist Voraussetzung für den Weg in Richtung
vollständiger Dekarbonisierung des gesamten Pkw-Bestandes bis zum Jahr
2050 - einer der zentralen Voraussetzungen zur Einhaltung des Pariser
Klimaabkommens.

Zudem kritisiert die DUH, dass es weder in Deutschland noch in anderen
europäischen Staaten eine konsequente Überwachung der
Spritverbrauchsangaben durch die zuständigen Behörden oder
unabhängigen Prüfeinrichtungen gibt. Die CO2-Emissionen von Pkw in der
EU fallen im Durchschnitt um 39 Prozent höher aus, als die offiziellen
Herstellerangaben glauben machen. Die Autohersteller werden daher auch
den für 2021 festgelegten EU-Flottengrenzwert für Pkw nur auf dem
Papier erreichen.



Positionspapier: CO2-Grenzwerte für Pkw 

https://www.duh.de/fileadmin/user_upload/download/Projektinformation/Verkehr/CO2-Minderung/2018-04-13_CO2-Grenzwerte_Positionspapier_final.pdf

 * 

Quelle:

Deutsche Umwelthilfe e.V. (DUH)

Pressemitteilung, 27.03.2019

Hackescher Markt 4, 10178 Berlin

Tel.: 030/25 89 86-0, Fax.: 030/25 89 86-19

Internet: www.duh.de
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VERKEHR/1180: Fast 5 Millarden Euro in Ostseetunnel versenken? (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 26.03.2019 / Verkehr

Fast 5 Millarden Euro in Ostseetunnel versenken?



Vor 10 Jahren haben Dänemark und Deutschland den Staatsvertrag über
eine feste Fehmarnbeltquerung ratifiziert. Seit Dienstag liegt der
Planfeststellungsbeschluss vor. Sollten für das Großprojekt
Naturschutzbelange nicht ausreichend berücksichtigt worden sein, will
der Naturschutzbund Deutschland dagegen klagen.

Geplant ist der Bau eines 20 Kilometer langen Absenktunnels in der
Meerenge zwischen der dänischen Insel Lolland und der deutschen Insel
Fehmarn. Dänemark verpflichtete sich im Staatsvertrag zum Bau und
Betrieb der festen Fehmarnbeltquerung sowie dänischer
Hinterlandanbindung. Deutschland garantierte den zweigleisigen,
elektrifizierten Ausbau der Bestandsstrecke zwischen Puttgarden und
Lübeck sowie den durchgehend vierspurigen Ausbau der Straße (E 47/B
207) auf dieser Strecke.

Der NABU befürchtet erhebliche Schäden im europäischen
Meeresschutzgebiet Fehmarnbelt. Die Ostsee sei aufgrund der
wirtschaftlichen Nutzung durch Gaspipelines, Fischerei, Schifffahrt,
Offshore-Windparks und Brückenprojekten sowie Überdüngung durch die
Landwirtschaft ohnehin stark belastet. Zudem hätten sich fast alle der
Projektplanung zugrunde liegenden Annahmen verändert: So stiegen die
Kosten für die deutsche Hinterlandanbindung laut Bundesrechnungshof
von 860 Millionen auf 4,5 Milliarden Euro. Auf der anderen Seite wird
ein Rückgang des Bahngüterverkehrs von 70 Prozent gegenüber der
ursprünglichen Prognose erwartet. Unter anderem wegen der
Kostensteigerung mussten das Projekt gestoppt und neue Verhandlungen
geführt werden.

Anwält*innen und Expert*innen des NABU werden die Genehmigung von
Europas größtem und teuerstem Infrastrukturprojekt in den kommenden
vier Wochen prüfen. Der NABU rechnet damit, dass die zahlreichen im
Verfahren eingebrachten ökologischen Einwände nicht ausreichend
einkalkuliert wurden.

"Ein 20 Kilometer langer, 60 Meter breiter und 20 Meter tiefer Graben
ist mit den Zielen eines europäischen Meeresschutzgebietes nicht
vereinbar", monierte NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller. Wenn
trotz fehlenden Bedarfs das größte Infrastrukturprojekt Europas
genehmigt werden solle, habe das Schutzgebiet Fehmarnbelt offenbar nur
theoretischen Wert für Politik und Verwaltung. Das sei ein
Armutszeugnis und nicht im öffentlichen Interesse.

Zumal es für schnellere Verbindungen zwischen den beiden EU-Ländern
zahlreiche Alternativen gibt, etwa den sogenannten Jutland-Korridor
von Hamburg über Flensburg und die Storebeltbrücke Richtung
Kopenhagen. Diese bereits bestehende Verbindung ist Teil des
europäischen Transportnetzes TEN-T (Trans-European Transport Network)
und erfüllt das europäische Ziel, Güterverkehr auf die Schiene zu
bringen. [mbu]




NABU zur Fehmarnbeltquerung

http://www.nabu.de/ostseetunnel

Staatsvertrag Feste Fehmarnbeltquerung

https://www.schleswig-holstein.de/DE/Fachinhalte/F/fehmarnbelt/downloads/staatsvertrag_feste_fehmarnbeltquerung.pdf?__blob=publicationFile&v=4

 * 

Quelle:

EU-News, 26.03.2019

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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ENERGIE/1536: Bilanz 2018 - Anteil erneuerbarer Energien steigt auf 16,6 Prozent (UBA)


Umweltbundesamt - Presse-Information vom 27. März 2019

Bilanz 2018: Anteil erneuerbarer Energien steigt auf 16,6
Prozent

Mehr Strom aus erneuerbaren Energien - Entwicklung bei Wärme und
Verkehr bleibt wenig dynamisch



Die Entwicklung der erneuerbaren Energien im Jahr 2018 ergibt ein eher
gemischtes Bild: Im Stromsektor deckten die erneuerbaren Energien fast
38 Prozent des gesamten deutschen Bruttostromverbrauchs. Dies ist
besonders dem außergewöhnlich sonnigen Wetter zu verdanken. Bei der
Wärme stieg der Beitrag der erneuerbaren Energien nur leicht an und
liegt mit knapp 14 Prozent in etwa auf dem Niveau der Vorjahre. Im
Verkehrssektor steigt der Anteil leicht um 0,4 Prozentpunkte auf 5,6
Prozent. Der Anteil der erneuerbaren Energien am
Bruttoendenergieverbrauch für Strom, Wärme und Verkehr insgesamt
steigt von 15,5 Prozent im Jahr 2017 auf vorläufig 16,6 Prozent im
Jahr 2018. Damit nähert sich Deutschland seinem verbindlichen Ziel von
18 Prozent im Jahr 2020, welches sich aus der aktuellen
EU-Erneuerbare-Energien-Richtlinie 2009/28/EG ergibt. Insgesamt
konnten durch erneuerbare Energien im Jahr 2018 rund 184 Millionen
Tonnen Treibhausgase (CO2-Äquivalente) vermieden werden. Die neuen
Zahlen gehen auf erste Berechnungen der Arbeitsgruppe Erneuerbare
Energien-Statistik (AGEE-Stat) zurück, deren Geschäftsstelle beim
Umweltbundesamt (UBA) angesiedelt ist.




[image: Anteil erneuerbarer Energien in den Sektoren Strom, Wärme und Verkehr 2018 -Quelle: © Umweltbundesamt auf Basis Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat)]

Grafik zeigt: Der Anteil erneuerbarer Energien stieg bei Strom
deutlich stärker als bei Wärme und Verkehr.

Quelle: © Umweltbundesamt auf Basis Arbeitsgruppe Erneuerbare
Energien-Statistik (AGEE-Stat)



Um auch die langfristigen Klimaschutz- und Energieziele bis 2030 und
2050 zu erreichen, muss die bisherige Dynamik im Stromsektor in den
nächsten Jahren fortgeführt und intensiviert werden. Dies umso mehr,
wenn durch zunehmende Sektorkopplung immer mehr Strom auch in den
anderen Sektoren zur Anwendung kommen soll. Dafür ist ein weiterer
Ausbau der Erzeugungskapazitäten im Stromsektor maßgeblich. Hierbei
zeigten sich im Jahr 2018 große technologiespezifische Unterschiede:
Zwar nahm der Ausbau der Photovoltaikleistung wieder Fahrt auf, dies
stand aber einem starken Rückgang der Leistung neu installierter
Windenergieanlagen gegenüber.

Im Wärme- und Verkehrsbereich ist eine deutlich höhere Dynamik beim
Ausbau der erneuerbaren Energien notwendig. Insbesondere im
Wärmesektor, der immerhin etwa 50 Prozent des gesamten
Energieverbrauchs ausmacht, gab es in den vergangen Jahren nur eine
geringe Steigerung. Zur Erreichung der angestrebten, hohen Anteile an
erneuerbaren Energien am Bruttoendenergieverbrauch ist gleichfalls
eine deutliche Senkung des Energiebedarfs in allen Sektoren
unabdingbar.

Die Zahlen zeigen des Weiteren auch, wie wichtig der Ausbau
erneuerbarer Energien für den Klimaschutz ist. Wenn Kohle, Gas und Öl
durch erneuerbare Energien ersetzt werden, sinken die energiebedingten
Treibhausgasemissionen. Im Jahr 2018 haben die erneuerbaren Energien
rund 184 Millionen Tonnen CO2-Äquivalente vermieden. Den größten
Beitrag brachten die Windenergieanlagen, sie vermieden knapp 75
Millionen Tonnen CO2-Äquivalente. Auf den Stromsektor entfielen
insgesamt rund 141 Millionen Tonnen CO2-Äquivalente. Im Wärmesektor
wurden etwa 35 Millionen Tonnen CO2-Äquivalente und durch
Biokraftstoffe wurden etwa 8 Millionen Tonnen CO2-Äquivalente
vermieden.

Die Entwicklung im Jahr 2018 im Einzelnen:

Anteil der erneuerbaren Energien am Bruttoendenergieverbrauch:
Bei der Berechnung gemäß den Berechnungsvorschriften der
Erneuerbaren-Energien-Richtlinie der EU (2009/28/EG) wird der
Bruttoendenergieverbrauch der erneuerbaren Energien auf den über alle
Sektoren in Deutschland ermittelten Bruttoendenergieverbrauch bezogen.
Damit ist der Wert sowohl von der Ausbaudynamik der erneuerbaren
Energien als auch von der Gesamtentwicklung des Energieverbrauchs
abhängig. Der Bruttoendenergieverbrauch betrug im Jahr 2018 etwa 2.600
Milliarden Kilowattstunden.

Strom: 
Nach dem starken Wachstum der Stromerzeugung aus erneuerbaren
Energieträgern im Jahr 2017 sorgten im Jahr 2018 vor allem die
Rekordwerte bei der Solarstrahlung für einen weiteren Anstieg.

Insgesamt stieg der Anteil der Stromerzeugung aus erneuerbaren
Energien am Bruttostromverbrauch von 36 Prozent im Jahr 2017 auf
nunmehr 37,8 Prozent im Jahr 2018. Insgesamt lag die Stromerzeugung
aus erneuerbaren Quellen mit 225,7 Milliarden Kilowattstunden rund 4
Prozent über dem Niveau des Vorjahres (216,3 Milliarden
Kilowattstunden).

Diese positive Entwicklung ist insbesondere auf das extrem sonnige
Wetter und die damit verbundenen hohen Werte bei der Stromerzeugung
aus Photovoltaikanlagen zurückzuführen. Auch die Stromerzeugung aus
Windenergieanlagen stieg im Vergleich zum Vorjahr nochmals an -
begünstigt durch den starken Zubau am Ende des vergangenen Jahres. Die
Stromerzeugung aus Biomasse lag in etwa auf Vorjahresniveau. Aufgrund
der großen Trockenheit im Jahr 2018 sank die Stromerzeugung in
Wasserkraftwerken dagegen um etwa 18 Prozent gegenüber dem Vorjahr.

Dem Wachstum der Stromerzeugung steht allerdings ein eher gemischtes
Bild beim Zubau weiterer Erzeugungskapazitäten gegenüber: So stieg
zwar der Zubau von Photovoltaikleistung deutlich auf über 2.900
Megawatt an, der Zubau an Windenergieanlagen an Land dagegen brach um
über 50 Prozent auf nur noch etwa 2.300 Megawatt ein. Dies ist der
niedrigste Wert seit 2013.

Wärme: 
Nach derzeitigem Datenstand (März 2019) ist davon auszugehen, dass der
Anteil erneuerbarer Wärme von 13,4 Prozent im Vorjahr um 0,5
Prozentpunkte auf nunmehr 13,9 Prozent gestiegen ist. Zwar sank
gesamte Endenergieverbrauch für Wärme und Kälte gegenüber 2017 vor
allem auf Grund der Witterung, der Wärmeverbrauch aus erneuerbaren
Energien ist im Jahr 2018 gegenüber dem Vorjahr jedoch nahezu konstant
geblieben.

Insgesamt zeichnen sich für das Jahr 2018 bei den einzelnen
Technologien recht unterschiedliche Entwicklungen ab. Während bei der
Solarthermie (+13 Prozent) und der Geothermie und Umweltwärme (+9
Prozent) hohe Zuwächse registriert werden konnten, sank der
Endenergieverbrauch für Wärme aus Biomasse leicht (-1 Prozent).

Verkehr: 
Der Anstieg beim Absatz von Biokraftstoffen sorgte zusammen mit dem
steigenden Anteil der Erneuerbaren im Strommix dafür, dass der Einsatz
der erneuerbaren Energien im Verkehrssektor im Jahr 2018 erstmals seit
einigen Jahren wieder wuchs. Gleichzeitig zeigen erste Schätzungen,
dass der gesamte Endenergieverbrauch im Verkehr im Jahr 2018 - nach
einigen Jahren kontinuierlichen Wachstums - leicht zurückging. In
Folge dessen lag der Anteil der erneuerbaren Energien am gesamten
Endenergieverbrauch im Verkehrssektor bei 5,6 Prozent und damit 0,4
Prozentpunkte über dem Vorjahreswert.

Weitere Informationen:

Die Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat)
bilanziert im Auftrag des Bundesministeriums für Wirtschaft und
Energie die Nutzung der erneuerbaren Energien. Sie hat auf der
Grundlage aktuell verfügbarer Daten eine erste Bilanz zur Entwicklung
der erneuerbaren Energien im Jahr 2018 erstellt. Die im
Hintergrundpapier 'Erneuerbare Energien in Deutschland - Daten zur
Entwicklung im Jahr 2018' dargestellten Entwicklungen sind vorläufig
und werden im Laufe des Jahres nach Vorliegen weiterer belastbarer
Informationen, wie beispielsweise amtlicher Statistiken, durch die
AGEE-Stat aktualisiert.



Links

Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik

https://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/erneuerbare-energien/erneuerbare-energien-in-zahlen/arbeitsgruppe-erneuerbare-energien-statistik

Publikationen

Erneuerbare Energien in Deutschland 2018

https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/erneuerbare-energien-in-deutschland-2018

Emissionsbilanz erneuerbarer Energieträger

https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/emissionsbilanz-erneuerbarer-energietraeger

Dokumente

Pressemitteilung 08/2019

https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/479/dokumente/pm-2019-08_erneuerbare_energien_2018.pdf
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MELDUNG/392: Bau weiterer Kohlekraftwerke geht weltweit deutlich zurück (Greenpeace)


Greenpeace - Presseerklärung vom 28. März 2019

Greenpeace-Studie: Bau weiterer Kohlekraftwerke geht weltweit
deutlich zurück

Pariser Klimaziele sind nur mit beschleunigtem Rückgang zu erreichen



Hamburg, 28.3.19 - Die Zahl der weltweit geplanten Kohlekraftwerke ist
2018 das dritte Jahr in Folge zurückgegangen.

Ans Netz ging ein Fünftel weniger Kohlekraftwerke verglichen mit dem
Vorjahr. Beim Baubeginn waren die Rückgänge 2018 noch deutlicher:
minus 39 Prozent zum Vorjahr. Dies sind die Ergebnisse einer neuen
Studie von Greenpeace, Global Energy Monitor und dem Sierra Club (*).
Sie zeigt auch, dass die Vorarbeiten für Kohlekraftwerke wie
Planungsverfahren und Genehmigungsprozesse rückläufig sind.
"Klimaschädliche Kohle ist in Deutschland und weltweit auf dem
Rückzug", sagt Greenpeace-Energieexperte Niklas Schinerl. "Statt den
Kohleausstieg in Deutschland möglichst lange hinauszuzögern, muss die
Bundesregierung ihn soweit beschleunigen, dass die Pariser Klimaziele
eingehalten werden."

Der schwächelnde Zubau passt zu dem veränderten wirtschaftlichen und
politischen Umfeld. Mehr als 100 Institutionen, wie z.B. die BNP
Paribas, haben ihre Investments und Finanzierungen in Kohleprojekte
massiv eingeschränkt. 31 Länder, darunter Kanada, Großbritannien,
Frankreich oder Italien, haben einen Kohleausstieg beschlossen.
Weltweit gehen inzwischen Hundertausende gerade junge Menschen auf die
Straße, um mehr Klimaschutz zu fordern. Kohlekraftwerke sind eine der
Hauptquellen klimaschädlichen CO2s, in 2018 waren sie für über 10
Gigatonnen CO2 verantwortlich. "Die Wissenschaft ist eindeutig: Wir
müssen so schnell wie möglich raus aus der Kohle, wenn wir eine Chance
haben wollen, die schlimmsten Folgen der Klimakrise zu verhindern", so
Schinerl. "Die Politik muss diesen Umstieg beschleunigen, denn bislang
verläuft er viel zu langsam."

USA schalten global am meisten Kohlemeiler ab

Weltweit wurden im vergangenen Jahr Kohlemeiler mit einer Kapazität
von 31 Gigawatt abgeschaltet. Das entspricht gut 30 Atomkraftwerken
und ist der dritthöchste Wert seit 2005. Mehr als die Hälfte davon
ging mit knapp 18 Gigawatt (45 Kraftwerksblöcke) in den USA vom Netz,
obwohl Präsident Donald Trump durch die Verwässerung von Gesundheits-
und Umweltauflagen die Kohle zu unterstützen versucht. In China und
Indien sanken die Neuzulassungen auf ein historisches Tief. Beide
Länder waren in den letzten zehn Jahren maßgeblich für die steigende
Zahl neuer Kohlemeiler verantwortlich. Chinas staatseigene
Finanzunternehmen bleiben jedoch für ein Viertel der weltweit in
Entwicklung befindlichen Kohleinfrastruktur die entscheidenden
Finanziers.

Bereits die CO2 Emissionen der bestehenden Kohlekraftwerke reichen
aus, um laut IPCC-Bericht die Erderhitzung auf deutlich über 1,5 Grad
zu erhöhen. "Nur der rasche Einstieg in den deutschen Kohleausstieg
kann einen Beitrag dazu leisten, die Klimakrise aufzuhalten", so
Schinerl. "Noch vor der Sommerpause muss die Bundesregierung das
Klimaschutz- und Kohleausstiegsgesetz vorlegen und Nordrheinwestfalen
die Abschaltung der ersten 3 GW Braunkohle beschließen."
Rückfragen

(*) https://endcoal.org/global-coal-plant-tracker/reports/boom-and-bust-2019/

 * 

Quelle:

Presseerklärung, 28.03.2019
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MELDUNG/391: LNG-Terminals - Neue Subventionen für fossile Infrastruktur (DUH)


Deutsche Umwelthilfe e.V. - Pressemitteilung, 27. März 2019

Deutsche Umwelthilfe fordert Bau- und Planungsstopp für fossile
Infrastrukturen, die Klimaziele konterkarieren

Bundeskabinett hat im Eiltempo Subventionen für den Neubau von
LNG-Terminals beschlossen - Eine Überprüfung auf Vereinbarkeit mit den
Klimazielen hat nicht stattgefunden - Deutsche Umwelthilfe lehnt
Subventionen für fossile Infrastruktur ab und fordert einen
Import-Stopp für Fracking-Gas



Berlin, 27.3.2019: Das Bundeskabinett hat heute Subventionen für den
Neubau von LNG-Terminals beschlossen. Dies betrifft drei mögliche
Terminals in Stade, Brunsbüttel und Wilhelmshaven, die auch dem Import
von Fracking-Gas aus den USA dienen sollen. Die Anschlusskosten für
die LNG-Terminals an das Gasnetz sollen nicht die Investoren, sondern
per Umlage die Gaskunden tragen. Die Deutsche Umwelthilfe (DUH)
kritisiert nicht nur diese Kostenumlage auf die Verbraucher, sondern
auch, dass mögliche Auswirkungen dieser neuen fossilen Infrastruktur
auf die Klimaziele von der Bundesregierung gar nicht erst überprüft
wurden.

Dazu Sascha Müller-Kraenner, Bundesgeschäftsführer der DUH: "Neue
fossile Infrastruktur bauen, dabei Klimaziele nicht zu berücksichtigen
und am Ende den Verbraucher bezahlen lassen - vielmehr kann man gar
nicht falsch machen. Gerade erst vor einer Woche hat die
Bundesregierung ihr Klimakabinett eingerichtet. Und gleich in der
nächsten Sitzung des Kabinetts stimmt die Regierung für
wirtschaftliche Förderung einer fossilen Infrastruktur, von der keiner
weiß, ob sie wirklich benötigt wird und die auch noch die Lieferung
von schmutzigem Fracking-Gas aus den USA durch die Hintertür
ermöglicht. Was wir stattdessen brauchen, ist ein Bau- und
Planungsstopp für fossile Infrastruktur, die die Einhaltung der
Klimaziele gefährdet."

Mit der Verordnung werden die Investoren laut
Bundeswirtschaftsministerium für die drei Standorte Stade, Brunsbüttel
und Wilhelmshaven um rund 130 Millionen Euro entlastet. Bei der
Beschlussfassung legte die Bundesregierung ein bemerkenswertes Tempo
zu Tage.

Constantin Zerger, Leiter Energie und Klimaschutz der DUH: "Ohne an
die selbstgesteckten Klimaziele zu denken, peitscht die
Bundesregierung ihre Pläne für fossile LNG-Terminals mit hohem Tempo
durch. Zwischen erster Versendung des Entwurfs und Beschluss der
Verordnung lagen nur zehn Arbeitstage. Klimagesetze bei Gebäuden oder
im Verkehr vertagt die Bundesregierung ein ums andere Mal, bei der
neuen Infrastruktur für fossile LNG-Terminals kann es plötzlich nicht
schnell genug gehen. Das zeigt deutlich, wo die Prioritäten liegen.
Dabei müsste die Bundesregierung gerade hier die Frage beantworten, ob
und wie die Terminals zu den Klimazielen passen."

Aus Sicht der DUH wird Gas als CO2-ärmster fossiler Energieträger für
eine Übergangszeit eine wichtige Rolle im Energiesystem spielen.
Allerdings müssen neue Erkenntnisse zu CO2-Emissionen, die bei
Förderung, Transport und Lagerung von Gas entstehen, in der
Klimabilanz berücksichtigt werden. Dies gilt insbesondere für
Fracking-Gas, das in einem besonders umweltschädlichen Verfahren
gewonnen wird. Die Gefahr eines Imports von Fracking-Gas über die
geplanten Terminals ist groß, weil diese politisch immer wieder damit
begründet werden, den Gas-Markt auch für die USA zu öffnen. Nachdem
Fracking in Deutschland keine Aussicht auf Anwendung hat, darf die
Nutzung dieser schmutzigen Technologie aus Sicht der DUH nicht durch
die Hintertür durch den Import von amerikanischem Fracking-Gas
ermöglicht werden. Stattdessen muss eine langfristige Perspektive für
die Nutzung von erneuerbar erzeugtem Gas geschaffen werden.
Insbesondere muss die Bundesregierung ein Konzept vorlegen, wie sich
die LNG-Terminals mit den Klimaschutzzielen vereinbaren lassen.

Hintergrund:

Als LNG (liquefied natural gas) wird Erdgas bezeichnet, das durch
Temperaturabsenkung verflüssigt wird und somit als Flüssiggut in
speziellen Transportbehältern transportiert und gelagert werden kann.

LNG-Terminals sind Umschlagplätze für verflüssigtes Erdgas. Hier wird
das LNG aus Schiffen in Tanks gepumpt und weiterverteilt. Auch eine
Einspeisung ins Gasnetz, dann wieder in gasförmigem Zustand, ist
möglich, wenn die entsprechenden Anschlussleitungen für das Gasnetz
gebaut werden.

Erneuerbar erzeugtes Gas ist synthetisches Gas, das über das
Elektrolyse-Verfahren aus erneuerbarem Strom hergestellt wird. Das
Verfahren ist auch unter dem Begriff Power-to-Gas bekannt.

Laut Verordnungs-Entwurf des Bundeswirtschaftsministeriums sollen die
Betreiber der LNG-Terminals in Summe von rund 134,1 Millionen Euro an
Investitionen für den Bau der Infrastruktur und jährlich rund 2,1
Millionen Euro für Betriebskosten entlastet werden.

Downloads

DUH-Stellungnahme zum Referentenentwurf LNG-Infrastruktur 

https://www.duh.de/fileadmin/user_upload/download/Projektinformation/Fracking/190318_DUH_Stellungnahme_zur_Verbesserung_Rahmenbedingungen_LNG-Infrastruktur.pdf

 * 

Quelle:

Deutsche Umwelthilfe e.V. (DUH)

Pressemitteilung, 27.03.2019
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RECHT/227: Deutsches Erneuerbare-Energien-Gesetz ist frei von staatlichen Beihilfen (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 28.03.2019 / Politik & Recht

EuGH-Urteil: Deutsches Erneuerbare-Energien-Gesetz ist frei von
staatlichen Beihilfen



Nach Ansicht des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) fallen
Preisnachlässe für stromintensive Unternehmen nicht unter die
EU-Beihilferegelungen. Einen entsprechenden Erlass der EU-Kommission
erklärten die Richter*innen am Donnerstag für ungültig.

Im November 2014 hatte die EU-Kommission beschlossen, dass das
deutsche Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) von 2012 staatliche
Beihilfen umfasse. Zum einen hätte dies für Unternehmen zugetroffen,
die Förderung für ihren Erneuerbaren-Strom erhielten. Zum anderen sei
dies der Fall gewesen für stromintensive Unternehmen, die nur eine
verringerte EEG-Umlage zahlten.

Deutschland hatte daraufhin zunächst Klage beim Gericht der
Europäischen Union eingereicht, die 2016 abgewiesen wurde. Deutschland
wandte sich dann an den EuGH.

Der EuGH gelangte nun zum Ergebnis, dass 'das Gericht die mit der
EEG-Umlage erwirtschafteten Gelder zu Unrecht als staatliche
Mittelangesehen hat'. Somit 'fehlt eine Voraussetzung für die
Einstufung der Vorteile, die sich aus den mit dem EEG 2012
eingeführten Mechanismen ergeben, als Beihilfen'. [aw]



EuGH zum Urteil 

https://curia.europa.eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2019-03/cp190044de.pdf

 * 

Quelle:

EU-News, 28.03.2019

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin
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FISCHEREI/198: Illegale Fischerei bleibt Gefahr (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 22.03.2019 / Wasser & Meere

Illegale Fischerei bleibt Gefahr



Trotz der in der EU geltenden Anlandeverpflichtung landen viele
gefangene Fische als "Rückwürfe" wieder im Meer. Die Kampagne Our Fish
und die Deutsche Umwelthilfe (DUH) fordern deshalb die umfassende
Dokumentation von Fangaktivitäten, um illegale Rückwürfe und
Überfischung zu beenden. Die Kontrolle durch Videoaufnahmen oder
elektronische Fernüberwachung (REM) auf Fischereifahrzeugen seien
rechtlich möglich, ohne Datenschutzbestimmungen oder die Privatsphäre
der an Bord Tätigen zu gefährden. Das hat ein Rechtsgutachten von Our
Fish ergeben.

"Die Aufnahmen können nicht nur der Kontrolle von Gesetzen dienen,
sondern sie können auch der Wissenschaft Informationen über
Fischbestände liefern, die letztlich ein besseres, nachhaltiges
Fischereimanagement ermöglichen", sagte Sascha Müller-Kraenner,
Bundesgeschäftsführer der DUH.

Bereits Ende Februar haben das UN-Umweltprogramm, die
Meeresschutzorganisation Oceana und führende Versicherungsunternehmen
Leitlinien für die Risikobewertung von "Piratenfischerei"
veröffentlicht. Es geht darin um illegale, nicht gemeldete und
unregulierte (IUU) Fischfangaktivitäten. Laut Schätzungen wird etwa
jeder fünfte Fisch illegal gefangen, was die Umwelt und die weltweite
Fischversorgung ernsthaft bedroht. Eine Checkliste mit Warnsignalen
soll Versicherungsunternehmen dabei helfen, die Anzeichen für IUU
besser zu erkennen und verdächtigen Schiffen den Versicherungsschutz
zu verweigern. Das soll auch dazu beitragen, das UN-Ziel für
nachhaltige Entwicklung in Bezug auf gesunde Ozeane zu erreichen -
einschließlich des Ziels, die Piratenfischerei bis 2020 zu beenden.

Die EU-Kommission hatte Mitte März einen Bericht über die
Fortschritte, die innerhalb der letzten zwei Jahre in der
internationalen Meerespolitik gemacht wurden, veröffentlicht. Vor zwei
Jahren hatte die EU eine Mitteilung zur "International Ocean
Governance" beschlossen, in der 50 Maßnahmen für sichere, saubere und
nachhaltig bewirtschaftete Ozeane in Europa und weltweit enthalten
sind. "Alle 50 Maßnahmen werden erfolgreich umgesetzt: einige von
ihnen wurden bereits abgeschlossen, während die Arbeit an anderen auch
nach 2019 fortgesetzt wird", heißt es im Bericht. 590 Millionen Euro
seien zur Förderung einer besseren Meerespolitik mit Partnern aus
Drittländern und über 500 Millionen Euro für die Meeresforschung im
Rahmen des Forschungs- und Innovationsprogramms Horizont 2020
eingesetzt worden. Mit mehr als 50 Ländern habe die EU "Dialoge über
IUU-Fischerei aufgenommen". 14 Länder hätten ihre Kontroll- und
Managementsysteme entsprechend ihren internationalen Verpflichtungen
reformiert. Die EU habe außerdem die Annahme eines Plans zur
Bekämpfung der IUU-Fischerei im Mittelmeer und im Schwarzen Meer
unterstützt. Des Weiteren habe sie "strenge Verfahren für die Aufnahme
von IUU-Schiffen in entsprechende Listen im Indischen Ozean und den
südlichen Ozeanen vorgeschlagen". [jg]



Pressemitteilung DUH

https://www.duh.de/presse/pressemitteilungen/pressemitteilung/illegale-fischrueckwuerfe-in-der-eu-kontrolle-durch-digitale-fischereibeobachter-rechtlich-moeglich/

Handlungsempfehlungen von Our Fish und Rechtsgutachten

http://l.duh.de/p190319

Pressemitteilung zu den Leitlinien für Versicherer

https://eu.oceana.org/en/press-center/press-releases/un-environment-oceana-and-insurers-issue-first-ever-guidelines-combat

Joint report: Improving International Ocean Governance - Two years of
progress (JOIN(2019) 4)

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=JOIN:2019:4:FIN
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GLOBAL/157: Überblick Biodiversität post-2020 (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 27.03.2019 / Service & Termine

Überblick: Biodiversität post-2020



Was steht in diesem Jahr auf der Agenda für Artenvielfalt und
Biodiversitätsschutz? Das unabhängige politische Forschungsinstitut
IDDRI, das auch als Dialogplattform fungiert, hat eine
Zusammenstellung der wichtigsten Themen auf der Biodiversitätsagenda
veröffentlicht. Auch das UN-Umweltprogramm hat eine
"post2020-Timeline" herausgegeben.

Ende 2020 in China soll das globale Biodiversitätsmanagement auf neue
Füße gestellt werden: Die Vertragsstaaten der UN-Konvention über
biologische Vielfalt (CDB) beschließen auf der COP15 einen neuen
Politikrahmen. Das will vorbereitet sein. Mehrere große diplomatische,
wissenschaftliche und (geo-)politische Veranstaltungen stehen 2019 an,
um die drängendsten Fragen zu beantworten, vor allem: Wie können wir
weltweit die Maßnahmen zum Schutz der biologischen Vielfalt
verstärken?

Aufnahme von Verhandlungen über den Rahmen für die biologische
Vielfalt nach 2020

Das Jahr 2019 ist entscheidend für die Vorbereitung und Mobilisierung
für die Zeit nach 2020. Der "globale post-2020-Biodiversitätsrahmen"
soll den bisherigen Strategieplan 2011-2020 und die 2010 in Nagoya
(Japan) verabschiedeten Aichi-Ziele (1) ersetzen. Seit Januar gibt es
weltweit eine Reihe von Regionalkonsultationen (2): in Nagoya Ende
Januar für den Raum Asien-Pazifik, in Bonn (Deutschland) Mitte März
für Westeuropa, in Addis Abeba (Äthiopien) Anfang April für Afrika, in
Belgrad (Serbien) Mitte April für Mittel- und Osteuropa, in Montevideo
(Uruguay) Mitte Mai für Lateinamerika.

Bei diesen Treffen sollen die StaatsvertreterInnen jeder Region sowohl
die wichtigsten Errungenschaften der derzeitigen Rahmenbedingungen,
die beibehalten werden sollten, als auch mögliche innovative Wege für
die Zeit nach 2020 herausarbeiten.

Auf der geplanten Konferenz in Trondheim (3) (Norwegen) im Juli sollen
ExpertInnen und Entscheidungsebenen informell die Analysen und
Vorschläge so aufbereiten, dass sie in die offiziellen Verhandlungen
einfließen können. Danach starten die Verhandlungen.

Das erste Treffen der CBD-Arbeitsgruppe sollte Ende August
stattfinden, gefolgt von einem zweiten Treffen im November, sowie das
Treffen des wissenschaftlich-technischen Ausschusses (Subsidiary Body
on Scientific, Technical and Technological Advice - SBSTTA):
Spätestens hier werden Spannungsfelder, Gegensätze und Koalitionen
offen zu Tage treten.

Update und Zusammenfassung der wissenschaftlichen Erkenntnisse


Ende April findet in Frankreich die 7. Vollversammlung der
Intergovernmental Platform on Biodiversity and Ecosystem Services
(IPBES) [4] statt. Während dieser Sitzung soll - erstmals seit 2005 -
die globale Bewertung von Biodiversität und Ökosystemdienstleistungen
präsentiert werden.

Hunderte von WissenschaftlerInnen bereiten dies vor und sollen damit
Klarheit über den globalen Zusammenbruch der biologischen Vielfalt
schaffen. Deren Schlussfolgerungen müssen bei der politischen
Umsetzung berücksichtigt werden. Insbesondere wird der Bericht
zweifellos zeigen, dass die "Krankheiten", die die biologische
Vielfalt betreffen, ebenso bekannt sind wie ihre Ursachen.
Beispielsweise könnten sich daraus konkrete Verpflichtungen in Bezug
auf Menge und Art des Pestizideinsatzes in Europa entwickelt werden.

Die Veröffentlichung dieses Berichts sollte auch die politische
Dynamik rund um die biologische Vielfalt stärken und die auf der COP14
gestarteten Maßnahmen (Action Agenda (5)) mit konkreten Initiativen
voranbringen.

Darüber hinaus werden Biodiversitätsthemen in diesem Jahr auch in den
Klimagesprächen stark präsent sein. Sogenannte naturbasierte Lösungen
("Nature-Based Solutions" - NBS) (6) [1] sollen auf dem UN-Klimagipfel
im September vorangetrieben werden. NBS werden wohl auch im Zentrum
des Zwischentreffens in Costa Rica zur Vorbereitung der nächsten
Klima-COP und wahrscheinlich Thema bei der COP25 in Chile im Dezember
sein. Dabei sollen die Perspektiven der Klima- und der
Biodiversitätsakteure herausgearbeitet werden, damit diese in den
kommenden Jahren zusammenarbeiten, statt sich - wie es derzeit oft der
Fall ist - weiterhin gegenseitig zu ignorieren.

Nationale und EU-Ebene

Nicht zuletzt muss auch jeweils auf nationaler und EU-Ebene analysiert
werden, welche Fortschritte gemacht wurden und welche Prioritäten bei
der nationalen Umsetzung gesetzt werden.

Die nächsten Schritte der EU-Biodiversitätspolitik (7) beginnen laut
Generaldirektion Umwelt der EU-Kommission mit der Bewertung der
EU-2020-Strategie für die Biodiversität. Im März 2019 startet eine
Studie, außerdem sollen 2019 und 2020 Konsultationen stattfinden:


	Biodiversitätskonferenz (23. bis 24. Mai 2019)

	Online Konsultation (2. bis 3. Quartal 2019)

	Interviews in zehn Mitgliedstaaten

	Konferenz zu vorläufigen Ergebnissen: Mitte 2020

	Ein gebündelter Gesamtbericht der EU-Kommission: Ende 2020

	Beschluss einer globaler Biodiversitätsagenda nach 2020: Ende 2020.



[jg]



vollständiger IDDRI-Artikel (Englisch) 

https://www.iddri.org/en/publications-and-events/blog-post/what-2019-agenda-biodiversity

Offizielle CBD post-2020 Website

https://www.cbd.int/post2020/

Zum Weiterlesen: zusammenfassender Bericht über den ersten
Biodiversitäts-Workshop vom 9. bis 10. Oktober 2018 in Peking:
Perspectives on CBD implementation and options for the post-2020
global biodiversity framework 

https://www.iddri.org/en/publications-and-events/report/perspectives-cbd-implementation-and-options-post-2020-global

[1] Die Weltnaturschutzunion IUCN definiert Nature-Based Solutions als
"Maßnahmen zum Schutz, nachhaltigen Umgang und zur Wiederherstellung
natürlicher oder veränderter Ökosysteme, die gesellschaftliche
Herausforderungen effektiv und anpassungsfähig angehen und sowohl dem
menschlichen Wohlergehen als auch der Artenvielfalt dienen."

(1) https://www.cbd.int/sp/

(2) https://www.cbd.int/post2020/

(3) https://trondheimconference.org/

(4) https://www.ipbes.net/event/ipbes-7-plenary

(5) https://www.cbd.int/cop/cop-14/annoucement/nature-action-agenda-egypt-to-china-en.pdf

(6) https://www.un.org/en/climatechange/un-climate-summit-2019.shtml

(7) https://enrd.ec.europa.eu/sites/enrd/files/ws34_biodiversity_dg-env_kovacevic.pdf
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EUROPA/230: Nationale Energie- und Klimapläne - Was steckt in ihnen? (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 22.03.2019 / Politik & Recht

Nationale Energie- und Klimapläne: Was steckt in ihnen?



Analysen von Entwürfen nationaler Klimapläne aus mehreren mittel- und
osteuropäischen EU-Ländern offenbaren eine geringe
Handlungsbereitschaft für besseren Klimaschutz.

CEE Bankwatch Analyse

CEE Bankwatch veröffentlichte am Freitag eine Analyse der nationalen
Energie- und Klimaplanentwürfe (draft NECPs) der EU-Mitgliedstaaten
Bulgarien, Estland, Lettland, Polen, Rumänien, der Slowakei, der
Tschechischen Republik und Ungarn. Demnach liegen die 2030-Ziele für
erneuerbare Energien und für Energieeinsparungen lediglich knapp über
den Minimalanforderungen der EU. Lettland habe von allen untersuchten
Ländern noch den ehrgeizigsten NECP-Entwurf eingebracht, während
Ungarn und Bulgarien am schlechtesten dastehen.

Problematisch sei darüber hinaus ein zu beobachtender Aufwärtstrend
für Atomenergie, für Gas sowie für das Verbrennen von Abfall oder
Biomasse. So bedrohe CEE Bankwatch zufolge die zunehmende Nutzung von
Biomasse die Biodiversität in Polen, der Slowakei und Estland.

PlanUp Analyse

Auch PlanUp - eine Gruppe aus Vertreter*innen von Carbon Market Watch,
Transport & Environment, Europäischem Umweltbüro (EEB), Energy Cities
und Climact - hat es sich zur Aufgabe gemacht, die nationalen Energie-
und Klimapläne von Italien, Polen, Rumänien, Spanien und Ungarn zu
untersuchen und zu bewerten.

Erste Auswertungen ergeben, dass Rumäniens Entwurf zwar einige
vielversprechende Maßnahmen enthalte. Es fehlt aber ein quantitatives
Modell, um Ziele und Maßnahmen zu konkretisieren. Italiens
NECP-Entwurf falle nicht sehr ehrgeizig aus, weil er lediglich
Minimalanforderungen umfasse: 32,2 Prozent erneuerbare Energien, 32
Prozent Energieeffizienz und 33 Prozent weniger Treibhausgase im Jahr
2030. Polens Vorschlag wiederum sei nicht sehr ausführlich, was eine
Beurteilung erschwere. Wie die NECP-Entwürfe der anderen Länder
beurteilt werden, lesen Sie auf der Website von PlanUp.

Sandbag: die EU auf halbem Wege

Eine erfreuliche Botschaft kam diese Woche aus der Denkfabrik Sandbag.
Einer aktuellen Studie zufolge sei die EU auf gutem Weg, die
Klimaziele für 2030 zu erreichen. Mit den beschlossenen Änderungen der
Erneuerbare-Energien-Richtlinie und der Energieeffizienz-Richtlinie
sowie einem CO2-Preis von 35 Euro je Tonne werde die EU ihre
Treibhausgasemissionen bis 2030 um mehr als 50 Prozent gegenüber 1990
senken können. Sandbag berücksichtigte auch die Ankündigung mehrerer
Mitgliedstaaten, früher aus der Kohlenutzung auszusteigen als bisher
kommuniziert, in den Berechnungen.

Unter der Annahme, dass die Mitgliedstaaten die EU-Vorschriften im
Energie- und Klimabereich vollständig umsetzen, gibt die Studie Anlass
zur Hoffnung. [aw]



CEE Bankwatch 

https://bankwatch.org/press_release/necp-national-energy-plans

PlanUp

https://www.planup.eu/en/countries

Sandbag Analyse 'Halfway There'

https://sandbag.org.uk/project/halfway-there/
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MELDUNG/162: Expertinnen und Experten des Weltklimarats treffen sich in Bremen (idw)


Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung - 01.04.2019

Expertinnen und Experten des Weltklimarats treffen sich in
Bremen

Autorinnen und Autoren des Weltklimarats (Intergovernmental Panel on
Climate Change, IPCC) treffen sich am 3. und 4. April 2019 in Bremen.



Die rund 40 Expertinnen und Experten aus 20 Ländern bereiten derzeit
den finalen Entwurf der Zusammenfassung für Entscheidungsträger des
IPCC-Sonderberichts "Ozeane und Eisgebiete im Klimawandel" vor. Der
Entwurf wird im September 2019 gemeinsam mit Delegationen der 195
Mitgliedern des IPCC für die Verabschiedung finalisiert.

"In den vergangenen anderthalb Jahren sind die einhundert Autorinnen
und Autoren, die an den einzelnen Kapiteln des Sonderberichts
beteiligt sind, in Fidschi, Ecuador, China, Russland sowie immer
wieder zu Online-Konferenzen zusammengekommen. Jetzt freuen wir uns
darauf, eine Kerngruppe in Bremen begrüßen zu können, wo die Arbeit am
Report koordiniert wird", sagt Prof. Hans-Otto Pörtner. Der Leiter der
Abteilung Integrative Ökophysiologie am Alfred-Wegener-Institut,
Helmholtz-Zentrum für Polar und Meeresforschung ist Ko-Vorsitzender
der IPCC-Arbeitsgruppe II, die die Erstellung des Sonderberichts zu
Ozeanen und Eisgebieten leitet. Sein zehnköpfiges Team ist in der
Marktstraße stationiert.

Der Ozean und die Eisgebiete regulieren das Klima und beeinflussen
alles Leben auf der Erde. Veränderungen, die sich im Meer, an den
Küsten, am Nord- und Südpol oder in schnee- und eisbedeckten
Bergregionen abspielen, werden sich auf die Natur und menschliche
Existenz rund um den Globus auswirken. Der IPCC-Sonderbericht "Ozeane
und Eisgebiete im Klimawandel" analysiert den aktuellen Wissensstand
über zugrundeliegende physikalische Prozesse, Auswirkungen des
Klimawandels auf Ökosysteme und von ihnen abhängende menschliche
Gemeinschaften. Außerdem werden Möglichkeiten und Grenzen der
Anpassung sowie Handlungsoptionen für die regionale, nationale und
internationale Politik untersucht. IPCC-Berichte fließen in die
internationale Klimapolitik ein und informieren die jährlichen
Weltklimaverhandlungen.

Der im Oktober 2018 verabschiedete erste Bericht im Sechsten
Berichtszyklus des IPCC, "1,5°C Globale Erwärmung", zeigt auf, wie
Menschen und natürliche Ökosysteme von einer Begrenzung der globalen
Erwärmung auf 1,5 Grad Celsius gegen über 2 Grad Celsius im Vergleich
zu Temperaturen aus der Zeit vor der Industrialisierung profitieren
würden.

"Der Sonderbericht zu Ozeanen und Eisgebieten wird neue Erkenntnisse
darüber liefern, wie sich die Systeme verändern, von denen unser Leben
auf diesem Planeten abhängt", so Prof. Pörtner. "Er wird auch
darstellen, wie wir auf diese Veränderungen reagieren und gleichzeitig
die Weichen für eine nachhaltige und gerechte Zukunft stellen können."

Kapitel-Übersicht IPCC-Sonderbericht "Ozeane und Eisgebiete im
Klimawandel"


	Kapitel 1: Framing and Context of the Report

	Kapitel 2: High Mountain Areas

	Kapitel 3: Polar Regions

	Kapitel 4: Sea Level Rise and Implications for Low Lying Islands, Coasts and Communities

	Kapitel 5: Changing Ocean, Marine Ecosystems, and Dependent Communities

	Kapitel 6: Extremes, Abrupt Changes and Managing Risks Cross-Chapter Box: Low Lying Islands and Coasts



Übersicht IPCC-Berichte im Sechsten Berichtszyklus


	Global Warming of 1.5°C (SR15), Verabschiedet im Oktober 2018, https://www.ipcc.ch/sr15

	Climate Change and Land (SRCCL), Verabschiedung im August 2019, https://www.ipcc.ch/report/srccl

	The Ocean and Cryosphere in a Changing Climate (SROCC), Verabschiedung im September 2019, https://www.ipcc.ch/report/srocc

	Working Group I: The Physical Science Basis, Verabschiedung im April 2021, https://www.ipcc.ch/working-group/wg1

	Working Group II: Impacts, Adaptation, Vulnerability, Verabschiedung im Oktober 2021, https://www.ipcc.ch/working-group/wg2

	Working Group III: Mitigation of Climate Change, Verabschiedung im Juli 2021, https://www.ipcc.ch/working-group/wg3



IPCC-Website: www.ipcc.ch

Website der deutschen IPCC-Koordinierungsstelle

www.de-ipcc.de

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news713160

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution188

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung
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MELDUNG/378: Düngeverordnung - Verursacherprinzip durchsetzen, Gewässer wirksam vor Nitrat schützen (BÖLW)


Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft - 1. April 2019

Düngeverordnung: Verursacherprinzip durchsetzen, Gewässer wirksam
vor Nitrat schützen und nicht den Wasserschützern Steine in den Weg
legen



Berlin, 01.04.2019. "Peinlich für die Bundesregierung, schädlich für
Gewässer und Bauern, ärgerlich für die Bürger: Deutschland muss ein
weiteres Mal an das Düngerecht ran. Denn die aktuellen Regeln reichen
für den Gewässerschutz nicht aus. Auch die Vorschläge, die die
Bundesregierung in Brüssel eingereicht hat, sind ungenügend. Grundlage
des Düngerechts muss jetzt endlich das Verursacher-Prinzip werden",
betont Felix Prinz zu Löwenstein, Vorsitzender des Bund Ökologische
Lebensmittelwirtschaft.

Es läuft etwas falsch, wenn die Politik ausgerechnet die Bauern mit
zusätzlichen Auflagen überzieht, die unser Wasser schützen.
"Wasserschützern das Leben schwer zu machen, löst das Nitratproblem
nicht, sondern verschärft es", betont Löwenstein. Das gelte besonders
für Öko-Betriebe. Denn denen bescheinigte zuletzt das staatliche
Thünen-Institut, durch ihre Wirtschaftsweise das Wasser zu schützen.
Aber auch viele konventionell extensiv wirtschaftende Kollegen, die
ihre Böden gewässerschonend düngen, würden unsinnig belastet.

Ein wirksames Düngerecht muss jetzt zwingend sicherstellen, dass

1. auf der Fläche nur so viele Tiere gehalten werden, wie Böden und
Gewässer verkraften. Ohne diesen wichtigen Schritt können die
Nitratüberschüsse in unseren Gewässern nicht ausreichend reduziert
werden.

2. leicht lösliche synthetische Stickstoffdünger, die ebenfalls zu den
Problemen beitragen, im Düngerecht mitgeregelt werden. Aus Sicht des
Gewässerschutzes dürfen sie nur so ausgebracht werden, dass die
Auswaschung von Nährstoffüberschüssen in Gewässer vermieden wird.

3. Betriebe, die Gewässer schützen, nicht in einem Aufwasch mit den
Problembetrieben mit Produktions- und Dokumentationsvorschriften
überzogen werden.

"Wir fordern Landwirtschaftsministerin Julia Klöckner und
Umweltministerin Svenja Schulze auf, ein Düngerecht zu schaffen, dass
punktgenau die Verursacher in Pflicht nimmt und diejenigen, die
Gewässer schützen, entlastet", so Löwenstein und betont abschließend
mit Blick auf den 7-Punkte-Plan von Julia Klöckner und Ursula
Heinen-Esser (NRW): "Ein wirksames Düngerecht entlang des
Verursacherprinzips ist der wirksamste Schutz von Bauernfamilien."

Hintergrund

Warum Deutschland das Düngerecht verbessern muss

Die aktuellen Düngeregeln dämmen schädliche Nitratüberschüsse nicht
ausreichend ein. Für den schlechten chemischen Zustand des
Grundwassers ist die Belastung mit Nitrat aus der landwirtschaftlichen
Fläche die häufigste Ursache. Innerhalb Europas gehört Deutschland zu
"den sechs Ländern mit den höchsten nationalen Stickstoff-Salden"[1].
Deshalb soll Deutschland die erst 2017 beschlossene Düngeverordnung
erneut verbessern. Die ersten Vorschläge der Bundesregierung für eine
Anpassung der Verordnung genügten der EU-Kommission nicht. Auch eine
wissenschaftliche Untersuchung zeigte, dass die angepassten Regeln
"keine nennenswerte Reduzierung der Stickstoff-Überdüngung und damit
von Nitrat-Einträgen ins Grundwasser"[2] bewirken würden.

Was zur Nitratverschmutzung führt

Das eigentliche Problem: Bei zu vielen Tiere auf zu wenig Fläche, also
einer nicht-flächengebundene Tierhaltung, fällt auch mehr Gülle an,
als die Böden und das Grundwasser verkraften können.

Hier geht es nicht um den Großteil der deutschen Betriebe, sondern vor
allem um Betriebe mit intensiver Viehhaltung in bestimmten Regionen
Deutschlands. Wird zu viel Dünger auf den Feldern verwendet, gelangt
mehr Stickstoff in den Boden, als die Pflanzen für ihr Wachstum
benötigten und aufnehmen können. Als im Wasser gelöstes Nitrat sickert
der Stickstoff tiefer durch das Erdreich und gelangt schließlich ins
Grundwasser (...)."[3]

Betriebe, die Wasser schützen, werden benachteiligt

Aktuell ist das Düngerecht absurd gestrickt und mit Blick auf
Gewässerschutz unzureichend wirksam: Die Düngeverordnung benachteiligt
ausgerechnet wasserschützende Betriebe wie Bio-Höfe, obwohl diese ein
Teil der Problemlösung sind. Bio punktet besonders dort, wo
Landwirtschaft in der Breite nachhaltiger werden muss. Daher arbeiten
viele Wasserwerke mit Bio-Betrieben zusammen. Die Wissenschaft belegt
die eindeutigen Vorteile von Bio, da weniger kritische Stoffe wie
chemisch-synthetische Pestizide eingesetzt werden und die Dünung
streng begrenzt ist.[4]

Die neuen Düngeregeln machen den Gewässerschützern jedoch das Leben
schwer: Kompost und Festmist werden ungerechtfertigt benachteiligt.
Der Stickstoff aus Gülle ist leicht löslich, weshalb bei großen
Gülle-Mengen ein hoher Anteil von den Pflanzen nicht aufgenommen und
in das Grundwasser ausgewaschen wird. Auch synthetischer Stickstoff
("Kunstdünger") entweicht in Wasser und Luft und schädigt das
Ökosystem. Kompost und Festmist sorgen dagegen für Humus im Boden und
geben Nährstoffe langsam ab. Die Pflanzen können so die Nährstoffe
nach und nach und komplett aufnehmen. Die scharfe Regulierung von
Kompost und Mist ist fatal, da bestraft wird, wer durch den Aufbau von
Humus die Bodenfruchtbarkeit erhöht - und damit neben dem Gewässer-
auch zum Klimaschutz beiträgt. Kritisch: Die Festlegung von
Nährstoffen im Humus können Betriebe in der Nährstoffbilanz nicht
berücksichtigen, während Intensiv-Tierhaltungsbetriebe mit großem
Gülleaufkommen die Stickstoffeinträge dank großzügiger Abschläge
schönrechnen dürfen.

Folgen der Nitratverschmutzung

Die Folgen: In vielen Regionen befindet sich das Grundwasser in einem
kritischen Zustand. "So wiesen bei Untersuchungen für den
Nitratbericht der Bundesregierung im Zeitraum von 2012 bis 2014 rund
50% der Grundwassermessstellen eine erhöhte Nitratkonzentration auf,
bei 28% lag sie sogar über dem zulässigen Grenzwert für
Trinkwasser."[5] Laut der Grundwasserdatenbank besteht dringender
Handlungsbedarf: "An rund 22% der Vorfeldmessstellen wird der
Nitratgrenzwert von 50 mg/l überschritten. An rund 28% der
Vorfeldmessstellen liegen die Nitratkonzentrationen über 37,5 mg/l. In
der Spitze wurden im Jahr 2016 sogar Nitratwerte bis 357 mg/l
erreicht."[6]



Der BÖLW ist der Spitzenverband deutscher Erzeuger, Verarbeiter und
Händler von Bio-Lebensmitteln und vertritt als Dachverband die
Interessen der Ökologischen Land- und Lebensmittelwirtschaft in
Deutschland. Mit Bio-Lebensmitteln und -Getränken werden jährlich von
über 40.000 Bio-Betrieben 10.91 Mrd. Euro umgesetzt. Die
BÖLW-Mitglieder sind: Arbeitsgemeinschaft der Ökologisch engagierten
Lebensmittelhändler und Drogisten, Assoziation ökologischer
Lebensmittelhersteller, Bioland, Biokreis, Biopark, Bundesverband
Naturkost Naturwaren, Demeter, Ecoland, ECOVIN, GÄA,
Interessensgemeinschaft der Biomärkte, Naturland, Reformhaus®eG
und Verbund Ökohöfe.



[1]
https://www.dbges.de/de/system/files/Aktuelles/2018/sonderdruck_nitrat.pdf

[2] Prof. Dr. Taube, Friedhelm (2018) "Expertise zur Bewertung des
neuen Düngerechts (DüG, DüV, Stoff-BilV) von 2017 in Deutschland im
Hinblick auf den Gewässerschutz". Studie im Auftrag von: BDEW -
Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft e. V.

[3] https://www.dvgw.de/themen/umwelt/nitrat-im-wasser/

[4] https://www.boelw.de/presse/meldungen/artikel/umfassende-studie-system-oekolandbau-ist-klarer-punktsieger-bei-umwelt-und-ressourcenschutz/.

[5] Ebd.

[6] https://www.dvgw.de/der-dvgw/aktuelles/meldungen/meldung-vom-07022019-grundwasserdatenbank-nitrat/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 01.04.2019

Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft

E-Mail: presse@boelw.de

Internet: www.boelw.de
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VERBAND/373: DBV begrüßt einheitliche Schadstoffgrenzwerte für Düngemittel (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 1. April 2019

DBV begrüßt einheitliche Schadstoffgrenzwerte für Düngemittel

Bauernverband zur Verabschiedung der EU-Düngemittel-Verordnung



Mit einer Verordnungsänderung sorgt die EU für eine weitere
Vereinheitlichung der Standards bei Düngemitteln und setzt strengere
Schadstoffgrenzwerte für Düngemittel in ganz Europa. Der Deutsche
Bauernverband (DBV) begrüßt diese Entwicklung. "Deutschland hat
bereits seit Jahren hohe Maßstäbe. Die Harmonisierung der
Qualitätsstandards ist ein wichtiger Schritt, um den Schutz der Böden
auch in Zukunft zu gewährleisten", betont DBV-Generalsekretär Bernhard
Krüsken.

Zu den Neuerungen zählt unter anderem die Einführung von Grenzwerten
für Cadmium und verschiedene Schadstoffe nahe dem vorhandenen hohen
Qualitätsstandard in Deutschland. Dies ist umso bedeutender, da "EU-
gekennzeichnete Düngemittel" in allen Mitgliedstaaten unmittelbar
freien Marktzugang erhalten. Ebenfalls neu ist die Einbeziehung von
organischen Materialien wie Komposten und Gärsubstraten in die
Regelungen.

Als kritisch bewertet der DBV die nach wie vor unvollständige
Harmonisierung, die zu einem Schlupfloch führen kann, wenn einzelne
Mitgliedstaaten Düngemittel mit niedrigeren Qualitätsstandards
zulassen und damit das neue EU-Recht unterlaufen. Ebenso sieht der DBV
auch das Fehlen einer Positivliste mit allen zugelassenen
Ausgangsstoffen von Düngemitteln kritisch. Die EU setzt stattdessen
auf sogenannte Komponentenmaterialkategorien, Produktionskategorien
und die definierten Anforderungen an das Endprodukt. Der DBV hatte
sich im Sinne der Qualität von Düngemitteln und des Bodenschutzes für
die Einführung einer Positivliste ausgesprochen. Als einen Rückschritt
betrachtet der DBV die neue Regelung zur Kennzeichnung von
Düngemitteln. In Zukunft gibt es keine Pflichtbezeichnungen der
Düngemittel-Typen mehr, sondern nur noch eine Angabe der jeweils
enthaltenen Nährstoffe. Die Düngemittelhersteller sind nun gefordert,
trotz der neuen Regelungen eine Transparenz für die Landwirte zu
schaffen und auch in Zukunft ergänzend den Typ des Düngemittels zu
deklarieren.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. April 2019

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030/31 904 0, Fax: 030/31 904 431

E-Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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STANDPUNKT/1079: Desaströse Abstimmung im EU-Agrarausschuss (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 2. April 2019

NABU kritisiert desaströse Abstimmung im EU-Agrarausschuss

Tschimpke: Selbstbedienung der Agrarindustrie muss ein Ende haben



Brüssel/Berlin - Der NABU kritisiert die heutige Abstimmung des
EU-Agrarausschusses zur künftigen Agrarpolitik ab 2021 scharf und
fordert einen grundsätzlichen Neustart der Verhandlungen nach der
Europawahl. "Heute hat die Mehrheit der Abgeordneten im Agrarausschuss
klar gemacht: Sie wollen keine umweltverträgliche Landwirtschaft. Sie
wollen weiter Subventionen an die Agrarindustrie verteilen wie seit
Jahrzehnten", so NABU-Präsident Olaf Tschimpke.

Mit ihrem Votum ignorierten die meisten Ausschussmitglieder das
alarmierende Insektensterben, die Kritik des Europäischen
Rechnungshofs an den flächenbasierten Direktzahlungen sowie die klare
Forderung der EU-Bürger nach mehr Umweltschutz in der Agrarpolitik.
Nach Ansicht des NABU sind damit die schwachen Versuche der
EU-Kommission, die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) ab 2021 in eine
naturverträglichere Richtung zu lenken, vorerst gescheitert.

"Die Reformunwilligkeit des Agrarausschusses ist Wahnsinn. Wie viele
Belege brauchen wir denn noch, dass die bisherige Agrarpolitik
desaströs ist? Vögel verschwinden, Insekten sterben, Höfe machen
dicht. Wissenschaftler drängen vehement auf eine Kehrtwende, die
Bevölkerung ebenso. All das ignoriert der Agrarausschuss. Daher darf
man ruhig mal fragen, in wessen Interesse dieses Gremium eigentlich
agiert? In dem der kleinen und mittelständischen Landwirte, der Natur
und der Steuerzahler sicherlich nicht", so Tschimpke.

Um die Naturschutz- und Klimaziele einzuhalten, ist laut NABU ein
grundlegend anderer Gesetzesvorschlag nach den EU-Wahlen notwendig.
Dabei dürfe es nicht mehr primär um das Einkommen einer kleinen Gruppe
von Empfängern innerhalb der Landwirtschaft und um die Wahrung der
Geschäftsinteressen der Pestizid- und Düngemittelindustrie gehen,
sondern um das Gemeinwohl.

"Seit Jahrzehnten sind die Agrarressorts durchsetzt von
Besitzstandwahrern. Ihr Zugriff auf den größten EU-Haushaltsposten
muss daher erheblich beschränkt werden. Dieses System ist nur
reparabel, wenn die Zuständigkeiten in andere Hände gelegt werden. In
Hände, die sich dem Gemeinwohl hoffentlich mehr verpflichtet fühlen",
so der NABU-Präsident. Entsprechend müsse die Agrarpolitik künftig
auch von den Ressorts für Regionalentwicklung, Verbraucherschutz,
Wettbewerb und Umwelt verhandelt werden.

Wichtige Impulse für den Übergang in eine naturverträglichere
Agrarpolitik hatte vor wenigen Wochen der Umweltausschuss aufgezeigt.
Parteiübergreifend hatten die Mitglieder gefordert, ab 2021 deutlich
stärker in den Schutz von Arten und Lebensräumen zu investieren. Sie
empfehlen, von den derzeit 58 Milliarden Euro des EU-Agrarbudgets
künftig 15 Milliarden gezielt in den Schutz der Natur fließen zu
lassen. Diese Summe ist pro Jahr nach Schätzungen der Umweltverbände
mindestens erforderlich, um das rasante Artensterben in Europa zu
stoppen.

Doch statt diese erforderliche Summe zu bestätigen, rührte der
Agrarausschuss heute weiter Beton an für die höchst ineffizienten
Direktzahlungen. Sie machen derzeit mehr als 70 Prozent des
Agrarhaushalts aus und fördern vor allem den Besitz von Fläche - egal
ob darauf hoch-intensiv oder naturschonend gearbeitet wird. Darüber
hinaus strichen die überwiegend konservativen und liberalen Mitglieder
schamlos geltende Umweltstandards innerhalb der GAP, wie etwa die
verpflichtenden produktionsfreien Flächen zur Förderung der
Artenvielfalt. Nach den Plänen des Agrarausschusses soll künftig sogar
noch weniger Geld für den Umweltschutz zur Verfügung stehen als
bislang.

Der NABU kritisiert, dass auch Bundeslandwirtschaftsministerin Julia
Klöckner keine Ambitionen zeigt, den dringend erforderlichen
Kurswechsel anzugehen. Ein Jahr nach Amtsantritt hat sie noch immer
keinen Vorschlag vorlegt, wie sie sich eine umweltverträgliche EU-
Agrarpolitik vorstellt. Bis heute ignoriert sie zudem die Empfehlungen
des Europäischen Rechnungshofs und die ihres eigenen
wissenschaftlichen Beirats, die unmissverständlich ein Ende der
Direktzahlungen fordern.

NABU-Forderungen für eine naturverträgliche Agrarpolitik:

www.NABU.de/agrarreform2021

NABU-Bilanz ein Jahr Amtszeit Julia Klöckner:

www.NABU.de/bilanz-kloeckner

Vorschläge des EU-Umweltausschusses zur EU-Agrarpolitik:

www.NABU.de/news/2019/02/25921.html

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, Nr. 32/19, 02.04.2019
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TOUR/7407: Lippstadt - Radtour durch den Nordosten der Stadt, "Lipperode und Lipperbruch", 7.4.2019


Stadt Lippstadt

Durch den Nordosten Lippstadts - Lipperode und Lipperbruch

Öffentliche Radtour am 7. April



Lippstadt. Am Sonntag, 7. April, bietet die Stadtinformation eine
Radtour durch den Nordosten Lippstadts an. Die Tour startet um 14 Uhr
am Kuhmarkt und dauert ca. 3 Stunden.

Stadtführer Dr. Wolfgang Suchanek radelt mit den Teilnehmern durch die
Stadtteile Lipperode und Lipperbruch, die besonders wasserreich sind.
Die rund 25 km lange Tour führt die Teilnehmer zunächst durch den
Grünen Winkel nach Lipperode. Nach einem Halt an der dortigen
Burgruine - der ehemaligen lippischen Wasserburg - werden auch
Stopps an den Seen eingelegt. Außerdem ist eine Rast mit Einkehr
geplant.

Der Kostenbeitrag beträgt 6,00 Euro für Erwachsene, für Kinder,
Schüler und Studenten 3,00 Euro. Da die Teilnehmerzahl begrenzt ist,
wird um Anmeldung in der Stadtinformation oder telefonisch unter 02941
/ 58515 gebeten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 29. März 2019

Stadt Lippstadt

Ostwall 1

59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UNTERHALTUNG / VERANSTALTUNGEN





TOUR/7406: Hanau - Führung "Die Brüder Grimm zeigen ihre Geburtsstadt" am 6.4.2019


Stadt Hanau

Die Brüder Grimm zeigen ihre Geburtsstadt



Eine Führung der Tourist-Information Hanau am Samstag, 6. April

Die Sprachforscher und Märchensammler Jacob und Wilhelm Grimm führen
am Samstag, 6. April, durch ihre Geburtsstadt Hanau. Die beiden
Stadtführer und Laienschauspieler Ulrich Lüer und Wolfgang Kamberg
schlüpfen in Rolle und Kostüme der berühmten Brüder. Beim Bummel durch
die Hanauer Innenstadt schwelgen sie in Erinnerungen an ihre frühe
Jugend, die sie hier verbrachten und nehmen die Teilnehmenden mit auf
eine rund zweistündige Reise durch die Zeit um 1800. Ins Zwiegespräch
vertieft schlendern Jacob und Wilhelm zu den Plätzen in Hanau, die mit
ihnen und ihrer Familie eng verbunden sind. Dazu berichten sie aus
ihrem Leben, von ihrem Schaffen sowie aus dem Alltag der Bürgerinnen
und Bürger um die Jahrhundertwende.

Treffpunkt ist um 14 Uhr am Congress Park Hanau. Eine Voranmeldung ist
unbedingt erforderlich, da die Führung bei mangelndem Interesse
abgesagt wird. Anmeldung bei der Tourist-Information im Hanauer
Rathaus per Telefon unter 06181-295 739 oder per E-Mail an
touristinformation@hanau.de oder beim Hanau Laden am Freiheitsplatz 3,
Telefon 06181-427 78 99. 

Weitere Informationen über diese und andere Stadtführungen unter
www.hanau.de/tourismus.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 25. März 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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TOUR/7405: Lippstadt - Öffentliche Stadtführungen vom 6. bis 28. April 2019


Stadt Lippstadt

Öffentliche Stadtführungen in Lippstadt - Termine im April



Lippstadt. Die Stadtinformation bietet an folgenden Terminen im April
öffentliche Stadtführungen an:

Historische Altstadtführung: Samstag, 6. April, Mittwoch, 10. April,
Samstag, 20. April und Mittwoch, 24. April, jeweils um 14.30 Uhr;
Treffpunkt ist am Rathaus, eine Anmeldung ist nicht erforderlich,
Kosten für Erwachsene 4,00 Euro, für Kinder/Jugendliche/Studenten 2,00
Euro.

Geführte Radtour Lipperode/Lipperbruch: Sonntag, 7. April, 14 Uhr ab
Kuhmarkt, Dauer ca. 3 Std., Kosten pro Person 6 Euro, ermäßigt 3 Euro.

Markt-Nasch-Tour: Mittwoch, 17. April, 10 Uhr ab Rathaus, Dauer ca. 90
Minuten, Kosten pro Person 10 Euro.

Historische Kneipentour - die drei K's - Kneipen, Kultur, Kirche:
Donnerstag, 25. März, 18.00 Uhr ab Rathaus, Kosten pro Person 12,50
Euro.

"Anradeln am Hellweg": Sonntag, 28. April, 13 Uhr ab Stadtmuseum,
Teilnahme kostenfrei.

Busführung - Mit 300 PS durch die Stadt: Sonntag, 28. April um 15 Uhr
ab Bushaltestelle Stadttheater, Dauer ca. 2,5 Stunden, Kosten pro
Person 12,50 Euro.

Bei den Themenführungen wird aufgrund der begrenzten Teilnehmerzahl um
Anmeldung in der Stadtinformation im Rathaus oder telefonisch unter
02941 / 58515 gebeten. Kosten pro Person 6 Euro, ermäßigt 3 Euro, wenn
nicht anders angegeben.

Museumsgenuss mit wechselnden Themen: Freitag, 12. April, 15 Uhr im
Stadtmuseum; Anmeldung unter 02941 / 980 259.

Bei weiteren Fragen rund um die Stadtführungen gibt die
Stadtinformation im Rathaus unter der Rufnummer 02941-58515 gerne
Auskunft. Selbstverständlich können diese sowie viele weitere
Führungen auch individuell für Gruppen gebucht werden - die
Mitarbeiterinnen sind gerne bei der Auswahl behilflich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 29. März 2019

Stadt Lippstadt

Ostwall 1

59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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